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Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter der olympischen Embleme und Bezeichnungen· 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. (973 der Beilagen), eingelangt ist. 

Ich werde diese Regierungsvorlage gemäß 
Präsident Probst: Die Sitzung ist e r ö f f- § 41 Abs. 4 der Geschäftsordnung in der näch-

n e t. sten Sitzung zuweisen. 
Das amtliche Protokoll der 89. Sitzung vom 

6. und 10. Dezember 1973 ist in der Kanzlei 
aufgelegen und unbeanständet geblieben. 

Krank gemeldet ist niemand, entschuldigt 
hat sich niemand. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage: Proto­
koll zur Änderung des am 23. September 1910 
in Brüssel unterzeichneten Ubereinkommens 
zur einheitlichel'l Feststellung bestimmter 
Regeln über Hilfeleistung und Bergung in 

Einlauf und Zuweisungen Seenot (938 der Beilagen), weise ich dem Aus-
Präsident Probst: Im gebe bekannt, daß die SdlUß für Verkehr und Elektrizitätswirtsdlaft 

Regierungsvorlage: Bundesgesetz zum Schutz zu. 
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Bericht des Finanz- und Budgetausschusses auf Dollarbasis beruhen und die dadurch ent­
über die Regierungsvorlage (880 und Zu 880 stehenden Mindereinnahmen auf die Kurs­
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr verluste zurückzuführen sind. 

1914 (914 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe XII 

Kapitel 40: Militärische Angelegenheiten 

Präsident Probst: Wir gehen in die Tages­
ordnung ein. Gegenstand ist der Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (880 und Zu 880 der Bei­
lagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1974 
(974 der Beilagen). 

Wir kommen zunächst zur Spezialdebatte 
über die Beratungsgruppe XII. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abge­
ordnete Samwald. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Samwald: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich bringe den Spezial­
bericht zu Beratungsgruppe XII, Kapitel 40: 
Militärische Angelegenheiten. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das 
Kapitel 40 des Bundesvoranschlages am 
19. November 1973 der Vorberatung unter­
zogen. 

In der Regierungsvorlage zum Bundesfinanz­
gesetz 1974 sind im Grundbudget der Landes­
verteidigung Ausgabenkredite in der Höhe 
von 5.878,850.000 S und in der Stabilisierungs­
quote zum Konjunkturausgleich-Voranschlag 
Kredite in der Höhe von 480,310.000 S vorge­
sehen. 

Der Voranschlag gliedert sich: 

Beim Titel 1/400 ist der Aufwand für das 
Bundesministerium 
veranschlagt: 

für Landesverteidigung 

Personalaufwand (Ansatz 1/40000) 
191,839.000 S, Anlagen (Ansatz 1/40003) 
1,970.000 S, Bezugsvorschüsse (Ansatz 1/40005) 
29,608.000 S, Förderungsausgaben (Ansatz 1/ 
40006) 1,554.000 S, Aufwendungen (Gesetzliche 
Verpflichtungen) (Ansatz 1/40007) 4,002.000 S, 
Aufwendungen (Ansatz 1/40008) 21,115.000 S. 

Der Personalaufwand (Ansatz 1/40000) 
mußte im Jahre 1974 gegenüber dem Vor­
anschlag 1973 um 9,817.000 S verringert 
werden, was vor allem auf die im Jahre 1973 
erfolgte Dberdotierung und auf die mit Wir­
kung vom 1. Dezember 1972 vorgenommene 
Neugliederung der Zentralstelle und die Er­
richtung nachgeordneter Ämter zurückzufüh­
ren ist. Weiters wurde auf die Auswirkungen 
der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. NT. 2141 
1972, und die 20. Vertragsbedienstetengesetz­
Novelle, BGBl. NT. 215/1972, Bedacht ge­
nommen. 

Der Ansatz 1/40008 "Aufwendungen" bein­
haltet die bisher beim Ansatz 1/40001 "Ver­
waltungsaufwand" veranschlagt gewesenen 
Kredite. Durch die Novellierung der Reise­
gebührenvorschrift mußten die Mittel für die 
Auslandsreisen höher dotiert werden. Ebenso 
mußte bei der Post "Sonstige Leistungen von 

An Einnahmen sind 
163,194.000 S veranschlagt. 

im Jahre 
Gewerbetreibenden, Firmen und juristischen 

1974 Personen" auf die allgemeinen Preissteigerun -
gen Bedacht genommen werden. 

Gegenüber der Voranschlagsziffer der 
ordentlichen und außerordentlichen Gebarung 
des Jahres 1973 von insgesamt 5.080,534.000 S 
hat sich der Gesamtaufwand bei Kapitel 40 
um 798,316.000 S erhöht. Diese Erhöhung be­
trifft hauptsächlich den Personalaufwand 
sowie die Ausgaben für die Aufrechterhaltung 
des laufenden Betriebes, einen Teil der Mehr­
kosten für die Aufstellung der Bereitschafts­
truppe sowie die Bedeckung der Vor­
belastungen von Rüstungskäufen, welche sich 
erfahrungsgemäß auf mehrere Jahre<" 
erstrecken. 

Die Einnahmen sind im Bundesvoranschlag 
1974 gegenüber der Voranschlagsziffer des 
Jahres 1973 um 6,072.000 S niedriger veran­
schlagt. Diese Verringerung ist darauf zurück­
zuführen, daß die von den Vereinten Nationen 
zu leistenden Refundierungsbeträge für das 
seit 1. April 1972 in Zypern eingesetzte 
Sicherungs'bataillon niedriger angesetzt 
werden mußten, weil die Berechnungen hiefür 

Titel 11401: Dieser Titel beinhaltet den Auf­
wand für das Heer und die Heeresverwaltung: 

Personalaufwand (Ansatz 1/40100) 
2.172,242.000 Sr Aufwandskredite (Gesetzliche 
Verpflichtungen) (Ansatz 1/40107) 
751,025.000 S, Aufwandskredite (Ansatz 
1/40108) 2.672,597.000 S. 

Ansatz 1140100: Das Mehrerfordernis beim 
Personalaufwand im Jahre 1974 gegenüber 
dem Jahre 1973 in der Höhe von 293,462.000 S 
ist auf die ab 1. Juli 1973 in Kraft getretene 
sowie die ab 1. Juli 1974 in Kraft tretende 
Bezugserhöhung und Abgeltung der gestie­
genen Lebenshaltungskosten, auf die Auswir­
kungen der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
NT. 214/1972, und die 20. Vertragsbedien­
stetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 215/1972, 
zurückzuführen. Schließlich fanden die Aus­
wirkungen des Nebengebührenzulagen­
gesetzes sowie die entsprechend der 29. No­
velle zum ASVG und der 4. Novelle zum 
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Samwald 
BKUVG in Kraft getretene Erhöhung der Be­
messungsgrundlage Berücksichtigung. 

Ansatz 1140107: Bei diesem Ansatz sind 
insbesondere die Ausgaben für Krankenfür­
sorge (Wehrpflichtige und Angehörige von 
Wehrpflichtigen), Familienunterhalt, Taggeld, 
Entschädigungen für Waffenübungen und für 
Inspektionen und Instruktionen, die Ausgaben 
für die Tapferkeitsmedaillenzulagen und die 
Zulagen für Träger des Kärntner Kreuzes vor­
gesehen. 

Der größte Teil dieses Mehraufwandes ist 
vor allem auf die bisher beim Personalauf­
wand veranschlagt gewesenen Familien- und 
Geburtenbeihilfen in der Höhe von rund 
100,300.000 S zurückzuführen. 

Weitere Erhöhungen innerhalb dieses An­
satzes ergeben sich auf Grund der geänderten 
Stärkeannahmen. Dadurch mußten vor allem 
für die Krankenfürsorge für Wehrpflichtige, 
das Taggeld und die Fahrtkostenvergütung 
mehr Mittel vorgesehen werden. Die Ent­
schädigungen für Waffenübungen, Inspek­
tionen und Instruktionen mußten wesentlich 
erhöht werden, weil für das Jahr 1974 neben 
den Inspektionen/Instruktionen bisheriger Art 
auch die Waffenübungen auf Grund des Wehr­
gesetzes, BGBL NI. 272/1971, in vollem Um­
fange anfallen. 

Ansatz 1/40108: Die hier veranschlagten 
Mittel dienen vor allem der Bereitstellung der 
Verpflegung, der Bereitstellung der Beklei­
dung, Mannesausrüstung und Bettensorten, 
der Neuanschaffung von Waffen, Gerät und 
Munition, der Sicherstellung von Betriebs- und 
Ausbildungsmitteln, der Vorsorge für Trans­
portkosten, der Ausgestaltung von mili­
tärischen Objekten, der Instandhaltung von 
Hodlbauten und schließlich der Bereitstellung 
von Mitteln für die Instandhaltung von 
Waffen und Gerät. 

schrittweisen Aufbau des Reserveheeres be­
dingte Aufstockungsbedarf als auch die durch 
die Uberalterung des Gerätes und den tech­
nischen Fortschritt erforderliche Bereitstellung 
des Ergänzungs- und Ersatzbedarfes sicher­
gestellt werden. Besonders im letztgenannten 
Fall stehen die Fragen der Rationalisierung 
und Modernisierung im Vordergrund. So er­
möglicht die Beschaffung von Ausbildungs­
geräten aller Art eine intensive Ausbildung, 
die Erneuerung des Fahrzeugparkes, sichert 
eine sparsame Treibstoff- und Ersatzteilbewirt­
schaftung; zugleich wird der Instandsetzungs­
aufwand durch eine Typenvereinheitlichung 
verringert. Weiters kann der Heeresaufbau 
auf den Gebieten der Luftraumüberwachung, 
der Funkaufklärung, der Panzerabwehr, der 
Heeresmotorisierung sowie die erforderliche 
Verbesserung der Infrastruktur fortgeführt 
werden. 

Beim Titel 1/404 wird der Bedarf des Heeres­
geschichtlichen Museums; Militärwissenschaft­
liches Institut wie folgt vera~schlagt: 

Personalaufwand (Ansatz 1140400) 
10,907.000 S, Anlagen (Ansatz 1140403) 
144.000 S, Aufwendungen (Gesetzliche Ver­
pflichtungen) (Ansatz 1140407) 51.000 S, Auf­
wendungen (Ansatz 1140408) 1,556.000 S. 

Das Mehrerfordernis beim Personalaufwand 
im Jahre 1974 gegenüber dem Jahre 1973 in 
der Höhe von 1,202.000 S ist auf die vor­
genannten Bezugserhöhungen, die Auswirkun­
gen der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, der 20. Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle, des Neben­
gebührenzulagengesetzes sowie die Erhöhung 
der Bemessungsgrundlage entsprechend der 
29. Novelle zum ASVG und der 4. Novelle 
zum BKUVG zurückzuführen. 

Die bisher beim Personalaufwand veran­
schlagt gewesenen Familien- und Geburten­
beihilfen sind ab 1974 beim Sachaufwand bei 
den "Aufwendungen (Gesetzliche Verpflich­
tungen)" budgetiert. 

Die bisherigen finanz gesetzlichen Ansätze 
"Verwaltungsaufwand" und "Aufwands­
kredite" wurden in einem Ansatz "Aufwen­
dungen" zusammengefaßtj die Kredite wurden 
in derselben Höhe wie im Jahre 1973 ver­
anschlagt. 

Die Ansätze des Titels 11405 sind für die 
Verrechnung der Gebarung des auf dem 
Truppenübungsplatz Allentsteig eingerich­
teten betriebsähnlichen Verwaltungszweiges 
vorgesehen. 

Für die eingeleitete Aufstellung der Bereit­
schaftstruppe wurde für das Jahr 1974 bei 
diesem Ansatz im Grundbudget ein Aufwand 
in der Höhe von 102,5 Millionen Schilling 
veranschlagt. Ein weiterer Betrag ist unter 
anderem in der Stabilisierungsquote des Kon­
junkturausgleich-Voranschlages 1974 in der 
Höhe von 273 Millionen Schilling enthalten. 
Insbesondere ergeben sich Mehrausgaben für 
Land- und Wasserfahrzeuge, Munition und 
Nahkampfmittel, Herstellung von sonstigen 
militärischen Objekten, Kraftfahrgerät (In­
vestitionsaufwand), Bekleidung und Aus­
rüstung sowie Konfektionierung von Beklei­
dung und Ausrüstung. 

Der Heeres-Land- und Forstwirtschafts­
Mit den in der Stabilisierungsquote des betrieb Allentsteig erhält sich selbst. Die hier 

Kon junkturausgleich-Voranschlages enthal- vorgesehenen Ausgaben können nur nach 
tenen Mitteln soll sowohl der durch den Maßgabe der Einnahmen getätigt werden. 
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Samwald 
Mit 1. Jänner 1913 wurden die Truppen- schaftstruppe enthalten. Wir wissen alle schon 

übungsplätze Ortnerhof und Treffling hinsicht- längst, daß die Bereitschaftstruppe an per­
lieh der land- und forstwirtschaftlichen Bewirt- sonelIen Problemen scheitert. Dazu kommt nun 
schaftung dem Heeres-Land- und Forstwirt­
schaftsbetrieb Allentsteig angegliedert. 

An der Debatte über das Kapitel 40 be­
teiligten sich außer dem Spezialberichterstatter 
die Abgeordneten Tödling, Zeillinger, Mondl, 
Dr. Prader, Blecha, Dr. Moser, Marwan­
Schlosser, Steininger, Dr. Bauer, Suppan, Troll, 
Dr. Ermacora und Kinzl. 

Der Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendorf nahm zu den in der Debatte auf­
geworfenen Problemen Stellung und beant­
wortete die gestellten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1913 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Be­
ratungsgruppe XII unverändert angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschlie­
ßen: 

Dem Kapitel 40: Militärische Angelegen­
heiten mit dem dazugehörenden Konjunktur­
ausgleich-Voranschlag des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1914 (880 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
in die Debatte einzugehen. 

Präsident Probst: Wir gehen in die Debatte 
ein. Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Tödling. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Tödling (OVP): Herr Präsi­
dent! Sehr g,eehrte Damen und Herren! Herr 
Bundesminister, mit einem Budgetanteil von 
3,69 Prozent am Gesamtbudget für 1974 sind 
Sie in der Richtung der von Ihnen seinerzeit 
geforderten 7 Prozent Budgetanteil um keinen 
Schritt weitergekommen. Der Anteil der Lan­
desverteidigung an den Budgets der zurück­
liegenden Jahre lag ab 1965 bei 4,25 Prozent. 
Sie haben sich, Herr Bundesminister, in der 
Regierung oder gegenüber dem Finanzminister 
nicht durchgesetzt. Ich kritisiere nicht die von 
Ihnen geforderten 7 Prozent, denn ich glaube 
auch, daß sie notwendig sind, allerdings, wenn 
sie sinnvoll eingesetzt werden können. Hätten 
Sie wenigstens einen Anteil von 5 Prozent 
am Gesamtbudget erreicht, dann könnten Sie 
1974 über 7,7 Milliarden Schilling verfügen. 

Sie werden mir entgegenhalten, daß das 
Grundbudget 5,8 Milliarden Schilling ausmacht 
und darüber hinaus finanzielle Vorkehrungen 
getroffen sind. Aber, Herr Minister, die hahen 
Sie noch nicht! 'Sie .sind mit 674 Millionen 
Schilling an den Konjunkturverlauf gebunden. 
In der Stabilisierungsquote von 480 Millionen 
Schilling sind 273 Millionen für die Bereit-

auch noch die finanzielle Ungewißheit. 

Es ist einfach unverständlich, daß in Zeiten 
der Hochkonjunktur für das Heer zu wenig 
Geld da ist und nun der Verteidigungs­
minister auf schlechtere Zeiten hoffen muß, 
damit er mehr Geld bekommt. Gerad-e der 
Konjunkturausgleich und die Stabilisierungs­
quote enthalten für das Heer lebenswichtige 
Mittel. 

Wenn man im Teilheft nachsieht und liest, 
daß für Treibstoffe ein Betrag von 21 Mil­
lionen Schilling, für Munition ein Betrag von 
zirka 57 Millionen Schilling, für Kraftfahr­
gerät ein Betrag von 126 Millionen, für Waffen 
etwa 47 Millionen und so fort, vorgesehen 
ist, so muß man sagen, daß Sie sich, Herr 
Minister, auf ,ein Abenteuer eingelassen 
haben, wenn etwa diese Notwendigkeiten, die 
das Heer unbedingt braucht, an den Kon­
junkturverlauf gebunden sind. 

Rechnen können Sie mit dem Grundbudget 
von 5,8 Milliarden Schilling. Dieses teilt sich 

der Berichterstatter hat es schon 
erwähnt - in einen Sachaufwand von 3,5 Mil­
liarden Schilling und in einen Personalauf­
wand von 2,3 Milliarden Schilling. 

Herr Bundesminister! Sie müssen doch vom 
Sachaufwand 1 Milliarde für langfristige Ver­
pflichtungen abziehen. Hiezu darf ich ein Wort 
sagen, damit nicht immer der Kollege Prader 
das gegen Sie verteidigen muß, was schon 
seinerzeit langfristig beschafft wurde. Wären 
nämlich während der Ministerschaft von Dok­
tor Prader diese Anschaffungen nicht gemacht 
worden, so könnte heute das Heer weder 
schießen noch fahren. 

Daß man diese 1 Milliarde für langfristige 
Verpflichtungen abziehen und daß man berück­
sichtig'en muß, daß es eine Inflationsrate gibt, 
darauf wird nirgends in diesem Budget ein­
gegangen. Hier darf man nicht mit Prozent­
ziffern operieren, die etwa bei 8 Prozent 
liegen, denn es handelt sich um hochwertiges 
tedmischen Gerät, bei dem die Preissteige­
rungsraten wesentlich höher sind. Nimmt man 
nur 15 Prozent als Inflationsrate an, so muß 
man vom Sachaufwand eine weitere halbe 
Milliarde abziehen, sodaß Ihnen ledi'glich 
2 Milliarden verbleiben. Ich frage mich, wie 
Sie damit zurechtkommen werden. 

Jedenfalls steht fest, Herr Bundesminister, 
daß Sie sich bei der Budgeterstellung für 1914 
nicht durchgesetzt haben. Sie haben schlecht 
abgeschnitten. 

Herr Bundesminister! Aber nun zu grund­
sätzlichen Fragen der VerteidLgungspolitik. 
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Tödling 
Im Finanzausschuß haben Sie zu mir vor­
wurfsvoll gesagt, daß wir zu sehr Zweifel an 
der Zielstrebigkeit Ihrer Verteidigungspolitik 
hegen. In Wahrheit, Herr Minister, ist das 
nicht Ihre Verteidigungspolitik, sondern die 
des Herrn Bundeskanzlers. Ich werde meine 
Zweifel auch begründen. 

Die Sozialistische Partei hat Ihnen, Herr 
Bundesminister, ein Wehrgesetz präsentiert, 
und Sie haben es widerspruchslos akzeptiert. 
Für die SPO war damit der Fall erledigt. Die 
sechs Monate stehen nun im Gesetz. Ich er­
innere Sie daran, Herr Bundesminister, was 
der Herr Bundeskanzler nach dem Mehrheits­
beschluß im Landesverteidigungsrat über die 
Heeresgliederung 1972 gesa.gt hat. Am 
14. Jänner 1973 hat er das im Rundfunk auch 
wiederholt. Der Kanzler sagte: "So, jetzt 
können die Offiziere ihre Reform machen!" 

Mit diesem Akt der Kindesweglegung 
- so möchte ich es bezeichnen - hat der 
Bundeskanzler Ihnen, Herr Minister, und den 
Offizieren die Schuld am Nichtgelingen der 
Reform zugeschoben. Sie haben damals das 
Spiel nicht durchschaut, aber heute müßten 
Sie um eine Erkenntnis reicher sein. Wenn 
der Abgeordnete Czernetz von der SPO in 
der vergangenen Woche beim Kapitel 
Äußeres hier an diesem Pult sagte, daß die 
Verantwortung für die Landesverteidigung die 
Offiziere tragen, so zeigt das deutlich die 
Weichenstellung. 

Hohes Haus! Es ist kein Beweis von hoher 
Verantwortung, wenn man Dinge, die man 
selber verbrochen hat, anderen zuschi'ebt. Die 
Verantwortung für die staatliche Sicherheit 
trägt einzig und allein die Staatsführung und 
sonst niemand. (Beifall bei der OVP.j 

Der jüngste Beweis dafür, Herr Minister, 
wie Sie von der SPO überspielt werden, ist 
die neue Wehrgesetznovelle. Seit Monaten 
war bekannt, daß im Verteidigungs­
ministerium an einer Regierungsvorlage ge­
arbeitet wird. Als uns schon der Antrag 
Mondl und Genossen bekannt war, hat man 
noch im Ministerium an der Regierungsvor­
lage weiter gearbeitet. Die SPO hat Sie also 
nicht einmal informiert, daß sie von sich aus 
einen Partei antrag stellen wird. 

Aber nicht genug damit! Die Präsidialkon­
ferenz hat den 19. November als Termin für 
den Landesverteidigungsausschuß fixiert. Fünf 
Tage später hat man das im Verteidigungs­
ministerium noch nicht gewußt. Solche Vor­
gangsweisen, Herr Minister, müss'en Sie doch 
als Schlag ins Gesicht empfinden! Wir haben 
längst gemerkt, meine Damen und Herren, 
daß es das Ziel der SPO ist, das Heer ihrem 
gesellschaftspolitischen Konzept anzupassen. 

Die Fragen der Landesverteidigung haben 
hiebei nur formale Bedeutung. 

Herr Bundesministerl Spätestens 1975 wird 
man die Schuldigen suchen. Wer die Schul­
digen sein werden, können Sie sich denken. Es 
ist sicher kein SPO-Politiker. Würde diese 
sogenannte Reform gut verlaufen, dann war 
es natürlich die SPO, die das bewirkt hat. 
Geht es schlecht aus, was zu erwarten ist, 
dann sind die Offiziere schuld. Man braucht 
kein Prophet zu sein, um dies vorherzusehen. 

Es erhebt sich wiederum die Frage, Herr 
Bundesminister: Wo liegt auf Grund der ge­
schilderten Vorgangsweisen bei Ihnen die 
Grenze des Erträglichen? 

Allerdings scheint nun ein gewisses Unbe­
hagen auf Regierungsseite vorhanden zu sein. 
Die neuerliche Novelle zum Wehrgesetz - in 
wenigen Tagen wird sie beschlossen 
werden - ist doch de facto das Eingeständnis, 
daß Ihre Reform, meine Damen und Herren 
von der SPO, nicht funktioniert. 

Herr Bundesminister! Noch einmal zu Ihnen. 
Keine Ihrer Prophezeiungen ist eingetreten. 
Sie sagten 1971, die SPO-Reform bringe keine 
Beeinträchtigung unserer Verteidigungsbereit­
schaft. Tatsache ist, daß die Talfahrt unseres 
Heeres damals begonnen hat. Waren 1970 
noch 50 Bataillone sofort, also ohne Mobil­
machung, ausmarschbereit, so ist es heute kein 
einziges mehr. Sie sagten, noch im Jahre 1971 
würden sich 3000 Mann zum freiwilHg ver­
läng-erten Grundwehrdienst melden. Herr 
Bundesminister, ich frage Sie: Wo sind sie 
geblieben? Sie sagten 1972, im Juni stehe 
die Bereitschaftstruppe. Heute noch, meine 
Damen und Herren, steht sie nur auf dem 
Papier. Die Aufstellung der Bereitschafts­
truppe und die Bildung der Landwehr sind in 
erster Linie ein personelles Problem. Laut 
Wehrgesetz soll diese Bereitschaftstruppe ja 
aus längerdienenden Soldaten bestehen. 

Der für die Landwehr benötigte Reserve­
kader kann auf Grund der neuen wehrrecht­
lichen Bestimmungen ebenfalls nur auf frei­
williger Basis herang'ebildet werden. Der Auf­
bau von Bereitschaftstruppe und Landwehr ist 
somit vom Zufall abhängig und nicht vorher­
sehbar. 

Die Möglichkeiten für die Aufstellung einer 
Bereitschaftstruppe haben sich mittlerweile 
gezeigt. Seit Inkrafttreten des Wehrgesetzes 
1971 konnten nicht mehr als 150 Länger­
dienende mit einer Verpflichtungsdauer von 
drei Jahren geworben werden. 

Es könnte allerdings sein, Hohes Haus, daß 
die künftig eher düstere wirtschaftliche Ent­
wicklung in unserem Lande Ihnen zu Hilfe 
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kommt und manch einer sieh einen neuen Job 
sucht und das vielleicht beim Bundesheer tut. 

Die zweifelhaften Möglichkeiten zur Auf­
stellung eines Reserveheeres hat die Mob­
Abteilung Ihres Ressorts in einer Studie auf­
gezeigt die in einem PressegespräCh mit 
Ihnen, Herr Bundesminister, erörtert wurde. 

Im Hinblick auf die laut § 33 a Wehrgesetz 
gesetzte Fallfrist für das derzeitige Mob-Heer 
muß bis 1977 ein neues Reserveheer aufge­
baut werden. Bei einem Rahmen von 
150.000 Mann ist hiezu ein Reservekader von 
rund 25.000 Mann für die verschiedensten 
Führungsfunktionen erforderlich. 

Herr Bundesminister! Ich muß Ihren Erlaß, 
den ich schon einmal hier zitiert habe, 
wiederum zitieren. Er ist vom 18. Februar 
1972. Sie haben die Konsequenzen richtig 
erkannt. In diesem Erlaß heißt es wörtlich 
- ich darf zitieren -: 

"Die zeitliche Begrenzung der Möglichkeit, 
Wehrpflichtige der Reserve zu Inspektionen 
und Instruktionen einzuberufen, zwingt zur 
personellen Neubesetzung des Mob-Heeres bis 
Anfang 1977. Hiezu wird ein Reservekader 
von mindestens 25.000 Mann benötigt, und 
zwar: 5000 Reserveoffiziere, 8000 Reserve­
unteroffiziere und 12.000 Reservechargen." 

Idl frage nun - Herr Bundesminister, Sie 
sind uns bislang die Antwort darauf schuldig 
geblieben -, wie Sie das bewerkstelligen 
wollen. In gut zwölf Jahren war es bisher 
nur möglich. rund 5000 Reserveoffiziere und 
3000 Reservechargen heranzubilden. Sind 
diese 25.000 Mann, meine Damen und Herren, 
nicht vorhanden, vor allem nieht als Unter­
führer vorhanden, dann schrumpft unser 
Reserveheer zwangsläufig auf etwa 
60.000 Mann. 

Das jährliche Aufkommen für den Frei­
willigenkader einschließlich der Einjährig­
Freiwilligen - bei diesen halten wir gegen­
wärtig bei rund 255 Mann gegenüber einem 
Höchststand von seinerzeit, das liegt aller­
dings Jahre zurück, ich gebe das zu, 
1600 Mann - beträgt maximal 500 Mann. Der 
Aufbau eines Reserveheeres unter den gege­
benen Bedingungen ist, Herr Bundesminister, 
eine Utopie. 

Meine Damen und Herrenl Nie wird von der 
Alterspyramide gesprochen. Das vorhandene 
Reservekaderpersonal hat ein Durchsd1nitts­
alter von 35 Jahren, der aktive Kader ein 
solches von 45 Jahren. 

Bereitschaftstruppe und Landwehr ohne ge­
setzlJche Änderun.gen nicht möglich ist. Mit 
solchen Änderungen wäre allerdings das Ein­
geständnis verbunden, daß es eben mit der 
Wehrgesetznovelle 1971 und dem Slogan 
"Sechs Monate sind genug!" nicht geht. 

Diese Befürchtung hat nunmehr auch Herr 
General Spannocchi, bei dem der Optimismus 
in der Phase der Planung seiner Bereitschafts­
truppe nunmehr der Ernüchterung zu weichen 
beginnt. Er hat di·es auch bei der Veranstal­
tung zum Nationalfeiertag zum Ausdruck ge­
bracht mit der Bemerkun.g, die Reform könne 
nun beginnen, ob sie gelinge, wisse er nicht. 

Hohes Haus! Um die prekäre Situation zu 
mildern - zu meistern ist sie nicht -, soll 
neuerdings eine Novelle 'Zum Wehrgesetz be~ 
schlossen werden. Einige tausend Reserve­
offiziere und ZvS sollen zu Pflichtkader­
übungen herangezogen werden. Darüber 
hinaus soll die Wehrungerechtigkeit für 
jene Soldaten, die schon neun Monate gedient 
haben, eine Reihe von Inspektionen und In­
struktionen hinter sich haben, verlängert wer­
den, fortgesetzt werden, indem sie zu neuen 
Kaderübungen herangezogen werden. (Abg. 
Mon d 1: Kaderübungen?) Truppenübungen. 
Bitte. 

Mit dieser zulänglichen Reparatur des 
Wehrgesetzes wollen Sie bis 1975 über die 
Runden kommen. Sie wollen den totalen Zu­
sammenbruch hinauszögern, meine Damen und 
Herren. 

Wenn wir wie im Ausschuß in der vorigen 
Woche bei einigen Bestimmungen zu dieser 
Novelle nicht mittun, machen ,Sie uns den 
Vorwurf, wir seien gegen die Landesverteidi­
gung, wir seien gegen das Bundesheer. Aber, 
meine Damen und Herren, das ist nach wie vor 
Ihr Wehrgesetz und Ihre Reform und nicht 
unser·e! (Beifall bei der OVP. - Abg. 
/VI 0 nd 1: Gott sei Dank!) 

Seitens der OVP wurden bereits seinerzeit 
ernste Bedenken ;gegen die Verabschiedung 
der verhängnisvollen Wehrgesetznovelle 1971 
geäußert. Sie wurden von Ihnen, von der SPO, 
nicht beachtet. Sie sind darauf nicht ein­
gegangen. 

Der entstandenen Schwächung des stehen­
den und des Reserveheeres kann durch kos­
metische Operationen nicht begegnet werden. 
Sie wissen das selbst, nur geben Sie es nicht 
zu. Das Manko des erforderlichen Kader­
personals bleibt als generelles Problem nach 
wie vor bestehen. 

Allen verantwortlichen Dienststellen des Jene Änderungen, die zur Gewinnung von 
AK und des Ministeriums ist seit langem klar, Reservekadern gedacht sind, finden nicht 
daß eine Lösung des Personalprohl·ems für unsere Zustimmung, weil der in Aussicht ge-
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nommene Personenkreis in Umfang, Alter 
und Ausbildungsstand so eng umrissen ist, 
daß von ihm keine echte Abhilfe erwartet 
werden kann. 

Die SPO hat bei den Verhandlungen über 
die Wehrgesetznovelle 1971 alle Bedenken, 
die wir vorgebracht haben, durch ihre sorg­
lose, um nicht zu sagen, verantwortungslose 
Behandlung wehrrechtlicher Grundprobleme 
unbeachtet gelassen. 

In zunehmendem Maße führt dies nun zu 
Zwangssituationen, die Sie versuchen zu 
reparieren. Die neuerliche Novelle ist ja ein 
Beweis für eine Zwangssituation, deren unzu­
längliche Sanierung im gegebenen Zeitpunkt 
von der OVP nicht erwartet werden darf. 

Ich frage Sie nun, Herr Bundesminister: Seit 
vier Jahren wird experimentiert, wo liegt der 
Erfolg? Ja, Sie haben das Ministerium umge­
gliedert, Sie haben Ämter geschaffen, das AK 
installiert, neue Stäbe haben wir bekommen, 
aber haben wir auch eine einsatzbereite 
Truppe bekommen? Herr Bundesminister, ich 
frage Sie: Haben Sie den Leerlauf gemeistert? 
- Nein. Die Soldaten, die ins Parlament 
kommen und mit uns diskutieren, bestätigen 
uns, daß der Leerlauf nicht gemeistert werden 
konnte. Es haben uns sogar, Herr Bundes­
minister, Soldaten erklärt: Verkürzt dom 
gleich die Dienstzeit auf drei Monate, denn 
drei von den sechs Monaten sind Leerlauf! 
(Abg. Li b a 1: Wieviel Leerlauf gab es bei 
neun Monaten?) Es gibt hiefür auch Zeugen 
von der SPO, die mit dabei waren. Das wurde 
schon mehrmals bei diesen Diskussionen zum 
Ausdruck gebracht. 

Herr Bundesminister! Obwohl Sie sich be­
mühen, so zu tun, als sei alles in bester 
Ordnung, erhebt sich die Fra,ge, ob nicht der 
Herr Bundeskanzler spürt, daß doch nicht alles 
in Ordnung ist. Nach seinen jüngsten Aus­
sagen gewinnt man den Eindruck, daß ·er zeit­
gerecht umschwenken will. Seine Rede am 
Nationalfeiertag war 'entweder eine leere An­
kündigung oder die Abkehr vom bisherigen 
Weg. Die Zukunft wird es zeigen. Ich frage 
nur: Muß zuerst das, was vorhanden war, 
zerstört werden, um dann in Ihrem Sinne neu 
zu beginnen? 

Der Herr Bundeskanzler meinte in seiner 
Rede zum Nationalfeiertag: Zum zweiten müs­
sen die sozialen und .gesellschaftlichen Ver­
hältnisse in Osterreich so sein, daß es selbst­
verständlich erscheint, sich diese Lebensver­
hältnisse zu bewahren und sagte weiter: Nur 
dann, wenn Osterreich eine gute Heimat für 
alle seine Bürger ist, wird es ein hohes Maß 
an Verteidigungsbereitschaft geben. Ich frage: 
Meinen Sie, daß Osterreich erst unter 

sozialistischer Herrschaft eine gute Heimat 
wird? Im glaube, daß der Herr Bundeskanzler 
mit dieser Äußerung alle Osterreicher, welchen 
dieses Land ohne Vorbehalt eine gute Heimat 
ist, beleidigt hat. Oder meinen Sie, daß es 
noch einer Periode Kreisky bedarf, damit die 
sozialen und gesellschaftlichen Errungenschaf­
ten verteidigungswürdig sind? (Abg. 
Wo d i c a: Wäre zu wünschen!) Wäre zu 
wünsmen von Ihrer Partei aus. Im Interesse 
des Landes, glaube ich, ist es aber nicht wün­
schenswert, Herr Abgeordneter. (Abg. W 0-

d i c a: Sie werden ja nicht einmal von Ihrer 
Partei gewünscht, Herr Kollege!) 

Der Herr Bundeskanzler sagte weiter, daß 
die Verte.idigungsbereitschaft erst wieder ge­
wedet werden müsse. - Dazu kann man 
sagen, daß einige Umfragen ergeben haben, 
daß beim Osterreicher die Verteidigungs­
bereitschaft, also die Bereitschaft, die Neu­
tralität zu verteidigen, durchaus gegeben ist. 

Wenn der Herr Bundeskanzler und die Bun­
desregierung im Sinne dieser Rede am 
Nationalfeiertag von der Notwendigkeit der 
Landesverteidigung so überzeugt sind, dann 
sollte der Bevölkerung statt mit vernebelten 
Fremdwörtern klar gesagt werden, was not­
wendig ist. Ohne ein sinnvolles Wehrgesetz 
und mehr Mittel geht es leider nicht. 

Einzig und allein an den Initiativen auf die­
sen Gebieten wird man feststellen können, 
wie ernst es dem BundeSJkanzler mit dieser 
auf Effekt abgestellten Erklärung ist. Vorerst 
verpflichtet sie zu nichts und ist zweifellos 
in die Reihe jener Seifenblasen einzuordnen, 
mit welchen die Regierung von Zeit zu Zeit 
von den emten Problemen abzulenken ver­
sucht. Aber dem Volk die Wahrheit zu sagen, 
ist für eine Sonnenscheinregierung anschei­
nend sehr schwer. 

Hohes Haus! Wenn die Staatsführung will, 
ist für eine sinnvolle Landesverteidigung auch 
das Instrument zu schaffen, nämlich ein 
brauchbares Heer. Bei genauerer Betrachtung 
muß man feststellen, daß das Wehrpotential 
Osterreichs gar nicht so bescheiden ist, wollte 
man es nur materiell und personell ausnützen. 
Wir könnten einen Stand der Landesverteidi­
gung erreichen, der sich durchaus mit einigen 
unserer Nachbarländer vergleichen läßt. 

Herr Bundesminister! Sie meinten im Fi­
nanzausschuß, wir, die Oppositionspartei, 
müßten mehr Vertrauen haben. Wir sollten 
nach Ihrer Meinung, Herr Bundesminister, 
kritik- und bedenkenlos Ihnen und dem Bun­
deskanzler vertrauen. Herr Minister! Das dür­
fen Sie von der OVP wirklich nicht verlangen! 
Ihre und die von der Regierung praktizierte 
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Vorgangsweise im Landesverteidigungsrat ist 
nicht dazu angetan, Vertrauen zu eFwecken, 
sondern berechtigt in höchstem Maße zu Miß­
trauen. Die Regierung macht bei jenen Dingen, 
die ihr wichtig erscheinen oder der Bevölke­
rung Aktivität vortäuschen, meist aber der 
Landesverteidigung nichts bringen, rücksichts­
los von ihrer Mehrheit Gebrauch. 

Sie haben die gemeinsame Basis der Lan­
desverteidigung in den letzten Jahren ver­
lassen. Egoistische Ziele haben Sie verfolgt 
und auf unsere Mitarbeit keinen Wert gelegt. 
Die Bundesregierung hat ein Wahlversprechen 
höher gestellt als die staatliche Sicherheit. Sie 
haben ein Wehrgesetz beschlossen, das 
bestenfalls eine Alibiarmee ermöglicht. Sie 
bedenken nicht, wer uns in einem Ernstfall 
gegenüberstehen kann. Nach Ausbildung und 
Ausrüstung könnten wir sagen, das seien 
Vollprofis. 

Der Herr Bundeskanzler hat die Meinung 
der Bundesheer-Reformkommission als irrele­
vant bezeichnet. Der Brief der 1700 Offiziere 
wurde vom Tisch gefegt. 

Sie haben am 13. Dezember 1971 abgelehnt, 
daß dem Parlament über den Stand der Lan­
desverteidigung berichtet wird. Sie haben 
unseren Antrag auf Erstellung eines Zustands­
berichtes lange Zeit nicht beachtet. Sie haben 
einen unvollständigen Bericht nach 14 Monaten 
im Landesverteidigungsrat zur Diskussion ge­
stellt. Sie haben die Meinung des General­
truppeninspektors und der Befehlshaber zur 
Heeresgliederung 1912 in den W.ind 
geschlagen und ohne uns beschlossen. Der 
Bundeskanzler hat zum Rücktritt des Generals 
Bach erklärt, er sei ohnehin schon alt und 
darüber hinaus seien noch genug Generale 
vorhanden. 

Sie, Herr Bundesminister, haben im Par­
lament erklärt, man dürfe nicht immer die 
Wahrheit sagen. Sie haben untersagt, daß' Offi­
ziere als Staatsbürger offen ihre Meinung 
sagen dürfen. Sie haben im Landesverteidi­
gungsrat zu einem Landesverteidigungsgesetz, 
das von uns dort präsentiert wurde, nein ge­
sagt. Sie haben unsere Anträge auf Durch­
führung von Alarmübungen abgelehnt. Man 
könnte Fakten dieser Art noch weiter und 
fast zahllos aufzählen. 

Meine Damen und Herren von der SPOI 
Unter solchen Umständen dürfen Sie doch 
nicht erwarten, daß wir in eine solche Politik 
Vertrauen haben. 

Die notwendige gemeinsame Basis in der 
Landesverteidigung, das ist meine persönliche 
Uberzeugung, . kann erst wieder gefunden 
werden, wenn Sie, Herr Bundesminister, und 

der Herr Bundeskanzler vom hohen Roß herab­
steigen, diesem Haus und der Bevölkerung 
die Wahrheit sagen, die Wahrheit darüber, 
daß Sie mit Ihrer Sicherheitspolitik gescheitert 
sind. 

Ein besseres Heer wollen Sie machen? Tat­
sache ist, daß das gegenwärtige System zur 
Folge hat, daß auch der Wehrpflichtige- selbst 
an der Sinnhaftigkeit eines Unternehmens 
zweifeln muß, das ihm keine ausreichende 
Ausbildung zu geben vermag. Es ist nicht 
verwunderlich, daß sich weder Kadernach­
wuchs für das aktive Heer einstellt noch 
qualifiziertes Führungspersona.l für die 
Reserve herangebildet werden kann. Im 
Gegenteil, es wandern nach wie vor hoch­
wertige Kräfte ab. Voraussetzung für die 
Gesundung ist die Gewinnung von aus­
reichendem und qualitativ geeignetem Per­
sonal. Das wird aber nur dann gelingen, wenn 
jeder im Bundesheer dienende Wehrpflichtige 
eine effiziente Ausbildung erhält. Denn nur 
diese kann ihn von der Sinnhaftigkeit einer 
Weiterverpflichtung überzeugen. 

Alles in allem befinden wir uns mit dem 
Heer in einer schier ausweglosen Situation. 
Trotzdem herrschen Lethargie und Beschöni­
gung von der Regierung aus. 

Meine Damen und Herren - der Kollege 
Pay wartet ja schon darauf -: Ein Wort zu 
meiner Erklärung vom 16. August dieses Jah­
res. 

Ich habe im ORF meine persönliche Mei­
nung kundgetan und stellte fest, daß es doch 
möglich ist, die Gemüter wachzurufen. (Abg. 
L i baI: So kann man es auch sagen!) Ich 
gebe zu, das hat mir eine Menge Kritik ein­
getragen. Aber, meine Damen und Herren, 
ich habe es überlebt und ich werde es auch 
weiter überleben. Zu den wenigen, meine 
Damen und Herren von der SPO, die merkten, 
daß hier politisch vielleicht etwas drinnen­
liege, gehört der Bundeskanzler, denn anders 
sind seine rüden Angriffe auf meine Person 
nicht zu erklären. Die Attacken des Herrn 
Bundesministers und des Armeekommandan­
ten sind durchaus verständlich, si'e sind nun 
einmal keine Politiker und können oder 
wollen aus eingefahrenen Geleisen nicht 
heraus. 

Ich weiß auch, daß es Interpretationsfehler 
gegeben hat. Leider wurde von vielen zwi­
schen allgemeiner Wehrpflicht und Präsenz­
pflicht nicht unterschieden. 

Herr Abgeordneter Pay! Sie haben im 
Finanzausschuß erklärt, Sie werden die Junge 
OVP Graz hier zitieren. Sie sind bestens ge­
rüstet, ich habe die Zeitung sdlOn gesehen. 
Dazu möchte ich sagen: Es gibt natürlich 
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Leute innerhalb und außerhalb der Partei, 
die jeden Tag einen massakrierten Lütgendorf 
sehen wollen. Aber zu diesem Interview hat 
es auch positive Pressestimmen gegeben, die 
begreiflicherweise in der Minderheit lagen. 

Ihnen, meine Damen und Herren von der 
SPO, möchte ich sagen, daß Sie über den Kern 
der von mir aufgeworfenen Frag·e doch auch 
mit Ihren Experten reden sollten, denn dort 
spielt man mit ähnlichen Gedanken. Ich bin 
durchaus nicht böse darüber, wenn meine per­
sönlichen Uberlegungen abgelehnt werden. 
Wer jedoch leichtferUg darüber hinweggeht, 
beweist damit, daß er sich mit den Problemen 
nicht beschäftigt. 

Nun die Grundüberlegungen, die dazu ge­
führt haben. Es werden jährlich - übrigens 
die Jahrgänge steigen - rund 42.000 Mann 
einberufen. Das sind in zehn Jahren 420.000 
'Mann, in 15 Jahren 630.000. Ich weiß schon, 
daß es einen natürlichen Ausfall gibt. Aber 
das wird ein Reserveheer, das in die Hundert­
tausende geht. Wie schon ausgeführt, haben 
wir 1976 bestenfalls die Unterführer für ein 
Reserveheer von 60.000 Mann, genau sollen 
es angeblich 68.000 Mann sein. Wir haben für 
ein paar hundert Panzer rund 11.000 Panzer­
soldaten ausgebildet. die übrigens nur zum 
Teil einsatzbereit sind. Auf einen Ausbilder 
kommen derzeit 20, ja sogar 30 Jungmänner. 
Uber die Qualität einer solchen Ausbildung 
bedarf es, so glaube ich, keiner Diskussion. 
Von der Mannesausrüstung möchte ich nicht 
reden, da ohnehin bekannt ist, daß der soeben 
Eingerückte auf die Ausrüstung des soeben 
Abgerüsteten warten muß. Wir produzieren 
also ohne Rücksicht auf die praktische Ver­
wendbarkeit Soldaten mit einer sechs­
monatigen Dienstzeit. Angesichts solcher Um­
stände müssen doch Uberlegungen angestellt 
werden, wie das Ganze wieder sinnvoll ge­
staltet werden kann. 

Da derzeit nicht genügend Ausbildungsper­
sonal für die Ausbildung von jährlich 42.000 
Wehrpflichtigen zur Verfügung steht, könnte 
--- und das war meine Uberlegung im Sinne 
der Maxime Qualität vor Quantität - ein 
Weg beschritten werden, der sicherstellt, daß 
die Wehrpflichtigen den echten Einsatzerfor­
dernissen entsprechend ausgebildet werden. 
Ich stellte zur Erwägung, ob nicht für eine 
angemessene Ubergangszeit eines echten Ge­
sundungsprozesses nur jene Wehrpflichtigen 
zu den Waffen gerufen werden, für die aus­
reidlend Ausbildungs- und Kaderpersonal zur 
Verfügung steht_ Idl meinte also eine selek­
tive Einberufung. Der Wehr,gerechtigkeit 
könnte ohne weiteres durch entsprechende 
flankierende Maßnahmen entsprochen werden. 

Ich weiß, Hohes Haus und meine Damen 
und Herren von der SPO, es gibt zielführen­
dere Maßnahmen, jedoch sind diese auch här­
ter. Meine Uberlegungen in dieser Richtung 
- zumindest für eine Ubergangsphase - sind 
politisch harmlos und könnten vielleicht Erfolg 
bringen. Das dürfte der Bundeskanzler erkannt 
haben. 

Ich bin überzeugt, daß der Bundeskanzler 
das Bundesheer bei der nächsten Wahl wieder 
zum Wahlkampfthema macht. Mit der Dienst­
zeit kann er ja nicht mehr operieren, aber es 
ist denkbar, daß er sagt: Die Offiziere haben 
die Reform nicht zuwege gebracht. Wenn wir, 
also Kreisky, wieder die Mehrheit 'bekommen, 
dann werden wir ein Heer schaffen, wie wir 
es uns vorstellen, und werden nur so viele 
einberufen, wie das Heer auch verkraften 
kann. Das, meine Damen und Herren, könnte 
der nächste Wahlslogan im Zusammenhang 
mit dem Bundesheer werden. Nur neu, meine 
Damen und Herren, wäre eine solche Uber­
legung natürlich nicht, weil es schon 1973 
einer von der OVPgesagt hat. 

Abschließend aber möchte ich zu diesem 
Kapitel feststellen: Die Ausweglosigkeit 
- und da können Sie kaschieren, soviel Sie 
wollen -, die Ausweglosigkeit ist offensicht­
lich. Wer mit Leichtfertigkeit darüber hinweg­
sieht oder glaubt, mit legistischen Kosmetika 
darüber hinwegtäuschen zu können, dem ist 
die staatliche Sicherheit kein echtes Anliegen. 
Das müssen Sie sich, meine Damen und 
Herren, sagen lassen. 

Zum Schluß noch ein Wort an den Herrn 
Bundeskanzler. Um die von ihm sicher 
erkannte Schwäche unserer Landesverteidi­
gung, die von seiner Regierung verursacht 
wurde, zu kaschieren, operiert er gerne mit 
Sicherheitskonferenz und Truppenreduzierung. 
Er müßte aber als ehemaHger Außenminister 
und nunmehriger Regierungschef wissen, daß 
dem dauernd Neutralen als einzigem die Ab­
rüstung bis zuletzt untersagt ist. Das klingt 
scheinbar paradox, ergibt sich aber zwingend 
aus der Verteidigungspflicht des Neutralen. 

Hohes Haus! Die Geschichte hat uns gezeigt, 
daß die Freiheit kein dauerndes Geschenk ist. 
Sie ist nie selbstverständlich und nur jenem 
gegeben, der bereit ist, sich für sie zu wehren. 
In die Zukunft blickend muß man nach meiner 
persönlichen Meinung allen' Parteien des 
österreichischen Parlaments eines sagen: Die 
Talfahrt unserer Landesverteidigung konnte 
ein e Partei herbeiführen. Daß im Rahmen 
U1}serer Möglichkeiten die staatliche Sicherheit 
wieder garantiert ist, hiezu bedarf es - davon 
bin ich überzeugt - einmal aller Kräfte dieses 
Hauses. (Beifall bei der OVP.) 
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Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Steininger. 

Abgeordneter Steininger (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wenn man dem Herrn Abgeordneten Tödling 
aufmerksam zugehört hat, könnte man meinen, 
daß alles, was seit der SPO-Regierung beim 
Bundesheer geschehen ist, vernichtend und 
schlecht sei. Diese Kritik, meine Damen und 
Herren, die der Herr Abgeordnete Tödling uns 
vorgetragen hat, wird aber von den Soldaten, 
von den Offizieren nicht geteilt. Denn man 
braucht nur in der "Neuen Freien Zeitung" 
eine Kritik an den Herbstmanövern zu lesen, 
in der Herr Generalmajor Otto Auswöger 
einen kurzen Uberblick über die Reform des 
österreichischen Bundesheeres gegeben hat. 

Herr Abgeordneter Tödling, lassen Sie mich 
doch hier einige Worte dazu sagen. Auswöger 
stellte fest, "daß die Ausbildungszeit von 
sechs Monaten durch eine Straffung der neun­
monatigen Dienstzeit mindestens gleichwertig 
sei und führte dies auf die Eigeninitiative 
von Offizieren und Unteroffizieren zurück. 
Uberflüssiger ,Militärbetrieb um jeden Preis' 
und unnötige Verwaltungsarbeit wurden ein­
fach aus den Ausbildungsplänen gestri­
chen ... " 

Sehen Sie, Herr Abgeordneter Tödling, das 
war die neunmonatige Dienstzeit, die Sie in 
Ihrem Wehrgesetz gehabt haben. Dort hat 
unnötiger Formalismus geherrscht, und die 
Soldaten haben diesen Leerlauf nicht gemocht. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. Bau e r: 
Wer war denn damals für die Ausbildung 
verantwortlich? ) 

Zum Schluß, Herr Dr. Bauer, steht da so 
schön: 

"Alles in allem ließen die Herbstmanöver 
1973 erkennen, daß der Ausbildungsstand des 
Bundesheeres nicht schlechter, sondern ... bes­
ser geworden ist." 

Meine Damen und Herren, hier sehen wir 
eindeutig: Dieses Krankjammern der OVP­
Abgeordneten an diesem Rednerpult wird von 
den Militärs auf keinen Fall geteilt. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Frei 
erfunden von der "Freien Zeitung"!) Herr Dok­
tor Kohlmaier, ich muß Ihnen noch etwas 
sagen: Der jetzige Armeegeneral hat das wohl 
richtig gesagt: "Die Armee wird wohl auch 
das Krankjammern der OVP überstehen." Ich 
glaube, hier hat er recht gehabt. (Neuerlicher 
Beifall bei der SPO. - Abg. Anton S c h 1 a­
ger: Sie halten heute eine zündende Rede! -
Heiterkeit.) Ich danke schön, wenn ich diese 
Anerkennung habe. 

Und nun, meine Damen und Herren, lassen 
Sie mich zu meinen Ausführungen kommen. 

Bei der heutigen Behandlung des Kapi­
tels 40, Militärische Angelegenheiten, werden 
wir wieder eine Kritikflut von der OVP zu 
hören bekommen; der Herr Abgeordnete Töd­
ling hat uns ja schon einen Vorgeschmack 
davon gegeben. Eine Kritikflut, welche die 
OVP vielleicht - ich weiß es nicht - aus 
schlechtem Gewissen erhebt, jedenfalls mit 
dem offenkundig unterstellten Vorwand, daß 
nur sie autorisiert, berechtigt und befähigt 
sei, zu Fragen der Landesverteidigung etwas 
Ernstzunehmendes auszusagen. 

Dieses Vorhaben wird diesmal auch dadurch 
in keiner Weise beeinflußt oder gebremst 
werden, daß sich der Budgetansatz im Jahre 
1974 um 15,7 Prozent erhöht. Meine Damen 
und Herren von der OVP, ich darf es noch 
einmal sagen: um 15,7 Prozent erhöht! Rechnet 
man die Ansätze der Stabilisierungsquote und' 
das Konjunkturbudget dazu, so beträgt der 
Erhöhungssatz über 25 Prozent. 

Herr Dr. Koren, ich möchte Sie fragen: W,ar 
es Ihnen einmal möglich, als Sie Finanzmini­
ster waren, eine solche budgetäre Entwick­
lungsmöglichkeit dem österreichischen Bun­
desheer zu geben? Ich glaube nicht. Nein, das 
haben Sie in Ihrer Zeit, als Sie Finanzminister 
waren, nicht zuwege gebracht. (Abg. Doktor 
Kor e n: Da gebe ich Ihnen einmal ein 
Privatissimum! - Heiterkeit.) Das brauchen 
Sie mir nicht zu geben, das beweisen nämlich 
die Zahlen, Herr Dr. Koren. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai e r: Den Unterschied zwischen 
Real- und Nominalsteigerung kennen Sie 
nicht?) 

Dieser erhebliche Budgetzuwachs für 1974, 
welcher die Bedeutung unterstreicht, die die 
Bundesregierung den Fragen der Landesvertei­
digung beimißt, ist umso höher zu bewerten 
als bereits das Budget 1973 ohne Budgetüber~ 
schreitungsgesetze eine 14prozentige Steige­
rung aufwies. Sie ersehen daraus, meine 
Damen und Herren von der OVP, daß die von 
Ihnen immer relevierten flankierenden Maß­
nahmen zur Bundesheerreform auf budgetä­
rem Sektor erfolgen. Zu solchen Maßnahmen 
konnte sich - ich habe das schon gesagt -
die OVP-Alleinregierung nie recht entschlie­
ßen, offenbar weil sie kein Konzept hatte 
- das hat sie heute noch nicht, darauf komme 
ich noch zu sprechen -, an das sie selbst 
glauben konnte, zumindest so stark glauben 
konnte, daß sie auch bereit gewesen wäre, 
entsprechende finanzielle Mittel hiezu bereit­
zustellen. 

Um die Bedeutung des vor uns liegenden 
Budgets im rechten Licht zu sehen, glaube ich, 
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ist es notwendig, einen kurzen Blick zurück. 
zu machen. Die OVP hat bereits in der Koali­
tionszeit begonnen, sich ein Image zuzulegen, 
daß in Sachen Landesverteidigungalles, was 
sie tut und meint, gut ist und alles, was 
andere Parteien meinen, eben schlecht sei. 

Meine Damen und Herren I Seit 1970 gibt 
es nun bei der OVP nur mehr ein Krankbeten 
des Bundesheeres. Dadurch ist der Glorien­
schein, mit dem sirn die Osterreichische Volks­
partei umgeben hat, etwas schwächer gewor­
den. Der Herr Kollege Tödling hat in seinen 
Ausführungen schon über die Junge OVP 
Steiermark gesprochen. Die jüngsten Ereig­
nisse um die Junge OVP Steiermark in Ver­
bindung mit dem Kollegen Tödling haben die­
sem Image sehr drastisch und anschaulich den 
letzten Glorienschein weggenommen. Das nun­
mehr von der OVP selbst zerstörte Image 
mag gut gewesen sein, doch der Schein trügte, 
er trügte sogar seihr. Dies geht schon aus einer 
kurzen Betrachtung der damaligen Symptome 
im Landesverteidigungsressort hervor. Viele 
Dinge erscheinen dadurch erst im rechten 
Licht. 

Die sogenannte Umgliederung 1962/1963 
- das war unter der Ministersrnaft des Herrn 
Dr. Schleinzer - hat die Präsenzdiener zu 
Wandervögeln gemacht, die mindestens ein­
mal, vielfach aber mehrmals mit Sack. und 
Pack in eine andere Einheit, Kaserne bezie­
hungsweise Garnison übersiedeln mußten. 
(Zwischenruf bei der OVP: Die armen Sol­
daten!) Ja, ganz richtig: die armen Soldaten. 
Dies geschah trotz ernster Mahnungen nahezu 
aller Kommandanten, welche sich wohl bewußt 
waren, wie sehr der junge Osterreicher sirn 
landsmannschaftlich beziehungsweise örtlirn 
gebunden fühlt und wie sehr es der Ausbil­
dung abträglich sein mußte, wenn der syste­
matische Ausbildungsgang durch diese Um­
siedlung gestört wird. Vielleirnt haben Sie 
damals versucht, aus der Tatsache der körper­
lichen Ubersiedlung der Wehrpflichtigen in 
die sogenannten Einsatzverbände die Fiktion 
der Einsatzbereitschaft abzuleiten. Daß dies 
nicht immer so einfach war, hat sich inzwi­
schen herausgestellt, denken Sie nur an die 
Ergebnisse der Bundesheer-Reformkommis­
sion. Mit der Trennung der Einsatz- und Aus­
bildungsverbände wurde damals gleichzeitig 
ein für die personelle und materielle Situation 
überhaltener Organisations rahmen geschaffen, 
welcher aber auch mit den finanziellen Mög­
lichkeiten nicht im Einklang stand. So wur­
den die materiellen Bedürfnisse durch ein 
System der Vorbelastungen abgedeckt, welche 
bis in die Mitte der siebziger Jahre reichen. 

Bereits 1968 - Herr Kollege Pr,ader, Sie 
behaupten immer das Gegenteil - hat übri­
gens der Kaderpersonalabgang echt eingesetzt 
und nicht erst, wie Sie immer glaubhaft zu 
machen suchen, ab 1910j bereits, Herr Doktor 
Prader, im Jahre 1968! Bereits 1968 mußte 
man einsehen, daß der Organisationsrahmen 
zu groß gesteckt war. Daher wurde die 
Retusrne der sogenannten ~ationalisierung 

1968 versucht. Damals wurde keine einzige 
Stabskompanie, sondern wurden reine Einsatz­
und Ausbildungskompanien stillgelegt. Viel­
mehr war man stolz, soundso viele Einheiten 
durrn Stillegung eingespart und damit eine 
Kaderverdichtung bei den verbliebenen Ein­
heiten herbeigeführt zu haben. 

Doch aurn diese Retusche erzielte nicht die 
gewünschte Wirkung. Wenn man sich die 
Pressestimmen - auch jene von der OVP 
nahestehenden Zeitungen - aus 1969110 an­
sieht, muß man feststellen, daß doch die beiden 
vorgenannten, offenbar gescheiterten Versuche 
der OVP-Minister, die Struktur des Bundes­
heeres den Gegebenheiten anzupassen, zu 
einem allgemeinen Unbehagen geführt haben. 
Dies hat auch der Verlauf und das Ergebnis 
der von der Bundesregierung 1970 zum ein­
gehenden Studium und zur Diskussion der 
Bundesheer-Fragen eingesetzten Bundesheer­
Reformkommission gezeigt, an wekher nicht 
nur Abgeordnete aller im Parlament vertre­
tenen Parteien,. sondern auch Vertreter der 
Jugend und Fachleute aus allen betroffenen 
Bereichen teilnahmen. 

Der Umfang des Berichtes der Bundesheer­
Reformkommission zeigt, daß im Bereiche des 
Bundesheeres damals sehr viel überprüfungs-, 
änderungs- und reformbedürftig war. Auch die 
Vertreter der OVP in der Bundesheer-Reform­
kommission haben damals vieles ausgespro­
chen und auch kritisiert. Alle Kommissions­
mitglieder stimmten weitgehend überein, daß 
ein neutraler Kleinstaat nur im Wege der all­
gemeinen Wehrpflicht einen glaubwürdigen 
militärischen Abhalteeffekt erreichen kann, 
da ein neutraler Kleinstaat es sich eben nirnt 
leisten kann, diesen Abhalteeffekt durrn ein 
stehendes Heer entsprechender Größe zu er­
zielen, und daß daher der Weg einer miliz­
artigen Landwehr beschritten werden muß. 
Landwehr bedeutet jedoch Infanterie, viel 
Infanterie mit angemessener Panzerabwehr­
kapazität, sehr viel Infanterie für die Gesamt­
raumverteidigung. Aber gerade dieser Forde­
rung entsprach die Struktur des Bundesheeres 
vor der Wehrrechtsnovelle 1971 nicht, obwohl 
die im Rahmen der allgemeinen Wehrpflicht 
verfügbaren Wehrpflichtigenzahlen hiezu 
durchaus ausreichten und ausreichen. 
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Vor der Wehrrechtsnovelle 1971 lag es im 

System, daß Wehrpflichtige, Jahrgang für 
Jahrgang, für alle möglichen Funktionen der 
damaligen sogenannten Einsatztruppe in Mas­
sen ausgebildet wurden, aber bei weitem nicht 
die erforderliche Zahl an für Landwehrauf­
gaben geeigneten Infanteristen. Dies war auch 
der Grund, warum nur ein sehr geringer Pro­
zentsatz der Reservisten mob-beorderbar und 
auch mob-beordert war. Daraus wiederum er­
gab sich die eklatante Wehrungerechtigkeit, 
daß wenige dauernd zu Inspektionen und In­
struktionen herangezogen wurden und viele 
gar nicht. 

Das System war eben falsch, das System 
war verschwenderisch, denn es wurde nur ein 
verschwindend kleiner Teil von Landwehr­
Infanteristen ausgebildet, daneben aber ein 
Heer von Kraftfahrern, für die man in der 
Reserve keine Autos, ein Heer von Panzer­
besatzungen, Geschützbedienungen, für die 
man in der Reserve keine Panzer und Ge­
schütze hatte. (Abg. Dr. Pr ade r: Keine 
Ahnung, wie es jetzt ausschautl) Besser jeden­
falls als bei Ihnen, Herr Dr. Prader. Das steht 
fest! (Beifall bei der SPO.) 

Die Wehrgesetznovelle 1971, bei deren Be­
handlung die OVP ein seltenes Beharrungs­
vermögen zugunsten der alten Struktur, aber 
auch, wie ich später noch ausführen werde, 
eine eigenartige Zwiespältigkeit der Ansich­
ten an den Tag legte, hat die legistische Vor­
aussetzung für eine grundlegende Änderung 
dieses Systems gebracht. 

Die Dauer der Grundwehrdienstzeit ist hie­
bei von sekundärer Bedeutung, und ich stimme 
mit Kollegen Zeillinger völlig überein, wenn 
er mit Ungeduld die zielstrebige Durchführung 
des neuen Systems, welches das Schwerge­
wicht eindeutig auf die für eine Gesamtraum­
verteidigung geeignete und als einzige hiezu 
brauchbare Landwehr legt, urgiert und mög­
lichst viele für die Landwehraufgaben ausge­
bildete Infanteristen sehen möchte. Ich stimme 
auch mit ihm überein, wenn er gegen jede 
tatsächliche oder scheinbare Ahweichung von 
diesem System allergisch ist. 

Der Herr Kollege Zeillinger hat hier einmal 
von diesem Pult aus geäußert, daß es ihm 
angesichts der unerläßlichen Schwergewichts­
bildung im Bereiche der Landwehr ziemlich 
belanglos erscheint, ob die Bereitschaftstruppe, 
die im Rahmen eines sofortigen Sicherungs­
und Grenzschutzauftrages im Krisen- oder 
Neutralitätsfall sicherlich ihre Bedeutung hat, 
10.000, 15.000 oder 20.000 Mann stark sein 
soll. Das entscheidende ist, daß geeignete 
Landwehrsoldaten in großer Zahl zur Bedie-

nung jener Waffen, die zur Durchführung der 
Gesamtraumverteidigung brauchbar sind und 
personell sowie technisch verkraftet werden 
können, ausgebildet werden. Hier gebe ich 
dem Herrn Kollegen Zeillinger völlig recht. 

Natürlich gibt es in einer Einrichtung, wie 
sie eine Armee darstellt, verschiedene Funk­
tionen, welche, egal ob viel oder weniger 
junge Wehrpflichtige der Landwehrausbildung 
zugeführt werden, zur Systelllerhaltung erfor­
derlich sind. Kraftfahrer,· Schreiber, Köche, 
Mechaniker und viele andere, ich möchte 
sagen, auch im zivilen Bereich vorhandene 
Aufgaibenträger brauchen keine Truppen­
übungen zu machen, um ihren Ausbildungs­
stand zu erhalten. Wenn sie ihre Aufgaben im 
zivilen Bereich erfüllen können, werden sie 
dies im Mob-Fall auch im militärischen Be­
reich tun können. Es wird für diese Funktionen 
daher angestrebt, möglichst viele sogenannte 
Durchdiener zu werben, welche die Truppen­
übungen unmittelbar im Anschluß an den 
Grundwehrdienst- ableisten und somit ein 
rationelles Bewirtschaften dieses Aufgaben­
gebietes ermöglichen. 

Dasselbe gilt für die Verbände der Bereit­
schaftstruppe und der Heeresfliegerkräfte, 
welche ich für meine Person eindeutig zur 
Bereitschaftstruppe zähle, denn wer sonst 
sollte dazugehören als die Radarverbände, die 
im 24-Stunden-Schichtbetrieb arbeiten, und die 
Fliegerverbände, die ständig Alarmrotten be­
reithalten müssen. 

Es ist sicher richtig und anstrebenswert, 
alles das, was zur Bereitschaftstruppe zählt, 
vorwiegend mit freiwillig verlängerten Grund­
wehrdienern zu füllen. Aber dies ist eine Ent­
wicklung, die Zeit braucht und von vielen 
Komponenten abhängt. Solange die Bereit­
schaftstruppe nicht gänzlich mit freiwillig ver­
längerten Grundwehrdienem auffüll bar ist, 
kann es, wenn man das System betrachtet, 
nur sinnvoll sein, diese Fehlstellen mit Durdt­
dienern zu besetzen, denn es hat sidt ja inzwi­
schen herausgestellt, daß freiwillig verlän­
gerte Grundwehrdiener sehr häufig aus 
Durchdienern hervorgehen. Geringe Fehl­
bestände auf den 100prozentigen vollen Stand 
können durdt Mob-Beorderungen von abge­
rüsteten Durchdienern gedeckt werden, wozu 
ja genügend Auswahlmöglichkeit besteht. Die 
Verwendung von 6-Monate-Grundwehrdie­
nem, welche die Truppenübungen in Form 
von Wiederholungs- und Fortbildungsübun­
gen bis zum 35. Lebensjahr ableisten, weil sie 
sich zum Durchdienen nicht entscheiden konn­
ten, die Verwendung dieser Leute in der Be­
reitschaftstruppe und bei den Heeresflieger-
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kräften wäre eine Verschwendung, wie sie 
früher üblich war, aber jetzt nicht mehr ge­
macht werden sollte. 

Wehrpflichtige, die sechs Monate Grund­
wehrdienst leisten und die Truppenübungen 
nicht unmittelbar an den Grundwehrdienst an­
schließen, also keine Durchdiener sind, sollten 
ausschließlich zu guten Landwehrinfanteristen 
ausgebildet werden, denn an solchen kann 
die Landwehr, wenn das Prinzip der Gesamt­
raumverteidigung glaubhaft sein soll, nicht 
genug haben. 

Die Bereitschaftstruppen, einschließlich der 
Heeresfliegerkräfte, sind - das ist meine 
feste persönliche Meinung - ein Entgegen­
kommen oder, wenn Sie so wollen, ein Opfer 
an die Forderung beziehungsweise das Be­
dürfnis, zur Krisenbeherrschung ein Minimum 
an permanent möglichst einsatzbereiten Ver­
bänden verfügbar zu haben, sie sind aber 
auch Erfordernis der Militärtechnik, welche 
die Armee eines Kleinstaates, soweit zur Er-· 
füllung seiner Verteidigungsaufgaben erfor­
derlich und bewältigbar, nicht vermissen darf. 
Bei allem Enthusiasmus für moderne Militär­
technik und sofortige Einsatzbereitschaft ist 
eine glaubwürdige militärische Abhaltungs­
kapazität das wichtigste, und diese ist nur 
durch ein eindeutig auf der Landwehr liegen­
des Schwergewicht darstellbar. 

Ich bin nicht so ganz überzeugt, daß das von 
mir vorher erwähnte System, welches die 
Wehrgesetznovelle 1971 legislativ eingeleitet 
hat, schon bei allen Gemeingut geworden 
wäre. 

Jetzt darf ich auf die zuvor genannte eigen­
artige Zwiespältigkeit, welche die OVP in 
Fragen der Bundesheer-Reform während der 
Verhandlungen über die Wehrgesetznovelle 
1971 einnahm, zurückkommen. (Abg. T ö d-
1 i n g: Unsere Haltung war immer klar!) Herr 
Abgeordneter Tödling! Ich ersuche Sie, mir 
noch ein bißehen zuzuhören! Sie werden gleich 
draufkommen, wie diese Zwiespältigkeit aus­
sieht. 

Diese war zunächst gekennzeichnet durch 
eine zum Teil gigantische Lizitation der gefor­
derten Stärke der Bereitschaftstruppe; die Zahl 
von 24.000 Mann und noch viel höhere Zahlen 
waren da, Kollege Tödling, zu hören. (Abg. 
T ö d 1 i n g: Haben wir ja gehabt!) 

Dabei wußten Sie, meine Herren, die Sie 
seitens der OVP in der Bundesheer-Reform­
kommission waren und an den Verhandlun­
gen über die Wehrgesetznovelle 1911 teil­
nahmen, ganz genau, daß die Jahrg,angsstärke 
an Wehrpflichtigen bei rund 40.000 Mann liegt 
und daß die von Ihnen geforderte Stärke der 

Bereitschaftstruppe die anfallenden Jahrgänge 
voll in Anspruch nehmen würde. Daß hiedurdJ. 
die Landwehr entschieden zu kurz gekommen 
wäre, ist ebenfalls klar. 

Es hätte Ihnen, meine Damen und Herren, 
wohl gepaßt, wenn das Schwergewicht, wel­
ches in der Reform für die Landwehr ange­
peilt wird, durch Ihre Forderungen zu einem 
Leichtgewicht umfunktioniert worden wäre, 
wohl mit der Absicht, daß die mit der Wehr­
gesetznovelle 1971 eingeleitete Reform ebenso 
in die Binsen gehen sollte wie Ihre Umgliede­
rung 1962 und die Rationalisierung 1968. 

In diese Absicht paßte auch der während 
der Verhandlungen über die Wehrgesetz­
novelle 1971 von Abgeordneten der OVP ein­
gebrachte Abänderungsantrag, nach welchem 
der Artikel VI Abs. 3 nach Ihrer Vorstellung 
lauten hätte sollen: 

"Wehrpflichtige der Einberufungstermine 
für die Zeit vor dem 1. Feber 1970 (bezie­
hungsweise 4. Jänner 1971) sind von der Ab­
leistung von Truppenübungen gemäß § 28 
Abs. 6 befreit." 

Das hätte praktisch, Herr Abgeordneter Tö'd­
ling, ein Zusammenschlagen des gesamten 
Mob-Heeres bedeutet und es offenbar von 
vornherein unmöglich machen sollen, einen 
gleitenden Ubergang von 'der alten auf die 
neue Landwehr zu finden. 

Aus diesen Tatsachen geht schon hervor, 
daß Sie, sehr geehrte Damen und Herren von 
der avp, offenbar von der Landwehr, die 
gerade das Schwergewicht und die Masse des 
mobilgemachten Bundesheeres bilden sollte, 
nichts wissen wollen. Verschiedene Unken­
rufe aus Ihren Reihen in Richtung eines Be­
rufsheeres wurden ja früh genug laut. Ich 
darf nur erinnern an die Vorstellungen der 
OVP-Man'datare beziehungsweise -Funktio­
näre Wegart, Ratzenböck, aber auch unseres 
Kollegen Marwan-Schlosser, damals und heute 
Vorsitzender des Landesverteidigungsaus­
schusses, der, wenn man der "Presse" vom 
25. November 1911 glauben darf, wörtlich er­
klärte: 

"Auch ich bin für ein Berufsheer. Anders 
ist die Verteidigung Osterreichs nicht mehr 
zu gewährleisten." 

Marwan-Schlosser hat damals weiter zum 
Ausdruck gebracht, daß er diesen Plan schon 
seit Monaten habe und nur deshalb geschwie­
gen hätte, um im Ausschuß initiativ werden 
zu können. 

Diese Initiative ist, Herr Kollege Marwan­
Schlosser, bisher allerdings ausgeblieben, 
offenbar deswegen, weil inzwischen auch ihm 
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klargeworden sein dürfte, daß die Traumzahl 
von 30.000 Freiwilligen eben auf freiwilliger 
Basis nicht erreichbar ist. 

Aber selbst dann, wenn diese Traumzahl 
erreicht werden könnte, muß hier eindeutig 
festgestellt werden, daß es sich bei diesem 
30.000-Mann-Berufsheer, Herr Marwan­
Schlosser, um alles, aber schon wirklich alles 
handelt, was Osterreich zu seiner Verteidi­
gung aufbieten würde. Einerseits hat man also 
24.000 Mann und mehr Bereitschaftstruppe 
vehement gefordert, welche durch eine Land­
wehr von 300.000 Mann ergänzt werden sollte, 
anderseits gibt man sich mit 30.000 Mann alles 
in allem zufrieden. 

Herr Marwan-Schlosser! Ich möchte hier 
fragen: Wo ist denn da eine konsequente Hal­
tung der OVP? 

Die Bundesregierung hat - ich glaube, hier 
liegt ein entscheidender Unterschied zur gro­
ßen Oppositionspartei - die Aussagen der 
Bundesheer-Reformkommission sehr ernst ge­
nommen, nicht nur in budgetärer Hinsicht, wie 
dies der vorliegende Budgetvoranschlag be­
weist, sondern auch in vielen anderen Dingen. 

Schon im August 1971 konnte der Herr 
Bundesminister für Landesverteidigung in der 
Beantwortung einer schriftlichen Anfrage der 
Abgeordneten Tödling, Marwan-Schlosser und 
Genossen, 698/J, eindeutig klarstellen, wie 
viele der Anregungen und Forderungen dieser 
Kommission bereits zum damaligen Zeitpunkt 
erfüllt waren beziehungsweise deren Erfül­
lung in Angriff genommen wurde und die 
heute zum allergrößten Teil bereits erfüllt 
sind. 

eindeutigen Investitionsschwergewidlt bezüg­
lich der Beschaffung von Munition, und dies 
zum Teil für Waffen, welche unter der Mini­
sterschaft des Herrn Dr. Prader ohne gleich­
zeitige ausreichende Munitionsbeschaffung an­
gekauft wurden. 

Herr Dr. Prader! Ihnen war vielleicht der 
optische Effekt wichtiger, neue und viele Waf­
fen zu haben. Dieser Regierung ist es aber 
vor allem daran gelegen, daß man mit den 
Waffen, die zur VeI1fügung stehen, notfalls 
auch schießen kann. (Abg. DI. PI ade I: Geh, 
hör auf! --.:.. Heiterkeit.) Das konnte man 'bei 
Ihnen nicht mehr. (Abg. Fa chI e u t ne I: 
Wunderwaffe SteiningeI! - Heiterkeit.) 

Dieses Budget ist kein Budget, welches in 
letzter Konsequenz unerfüllbare Wünsche an­
zahlt, sondern ein Budget, welches den realen 
Erfordernissen unseres in einer einschneiden­
den Reform befindlichen Bundesheeres gerecht 
wird. 

Meine Damen und Herren! Es ist selbstver­
ständlich, daß die Sozialisten diesem Budget 
ihre Zustimmung geben werden. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Nächster Redner ist Herr 
Abgeordneter Zeillinger. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister I Meine Damen und 
Herren des Hohen Hauses! Ich will den Ver­
such unternehmen, den Budgetbeitrag namens 
der freiheitlichen Fraktion nicht auf dem 
Rücken und auf Kosten unseres Heeres auszu­
tragen, sondern als Grundlage meiner Aus­
führungen das Budget nehmen und als Ziel-

Es würde zu weit führen, alle diese Dinge richtung die Verteidigungspolitik der Regie­
aufzuzählen. Vor allem möchte ich besonders rung. 
das herausgreifen, was in der kurzen Zeit 
von 1970 bis heute durch diese Bundesregie- Wir alle hier im Hause bejahen die Notwen­
Jung für das Kaderpersonal des Bundesheeres digkeit eines Heeres, wenngleich auch heute 
getan wurde. (Abg. 0 fe n böe k: Nichts!) vom Sprecher der anderen Oppositionspartei 
Das ist gut. - Ich glaube, man kann dies ein noch nicht ganz klarer Vorschlag gekom­
kaum kürzer und prägnanter ausdrücken, als men ist, der in Richtung einer Untergrabung 
es die 10. Generalversammlung der Oster- der allgemeinen Wehrpflicht hinausläuft, des­
reichischen Unteroffiziersgesellschaft getan sen Tragweite, meine Herren von der OVP, 
hat, als man dem Herrn Bundesminister für wir im Moment, zur Stunde gar nicht absehen 
Landesverteidigung am 10. Oktober 1973 können. Denn das wäre das bedenklichste, 
schrieb - Herr Ofenböck, hören Sie gut zu! -: wenn man so leicht und ohne Uberlegung an 
... I die sozialistische Fraktion, die gar nicht so 

:,Es. 1st mH ~.uch eme besondere Ehre, !hnen sehr dagegen sein wird, wenn Sie in dieser 
mlttellen zu konnen, daß von den DelegIerten R' ht V chI" ch S··t 'cht 

. IC ung ors age ma en, I a ze ausspn , 
der Generalversammlung dIe enormen Besser- d' I t tEd d f h' I f W' . le e z en n es arau maus au en: H 
stellungen auf besoldungs- und dIenstrecht-
lichem Gebiet besonders lobenswert hervor­
gehoben wurden." (Beifall bei deI SPtJ.) 

Abschließend noch einige kurze Worte zu 
diesem Budget: Es ist nicht nur bedeutend 
erhöht, sondern es hat auch den Mut zu einern 

berufen nur mehr einen Teil der Wehrpflich­
tigen ein. Das ist - wie immer man es nen­
nen mag - das Ende der allgemeinen Wehr­
pflicht. Man kann dann immer noch im Gesetz 
stehen haben, daß alle verpflichtet sind, aber 
man beruft sie nicht ein. 
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Meine Herren von der Volkspartei! Dazu Herr Kollege! Daß die Politik der Regierung 

haben Sie wahrscheinlich in fünf Minuten die schlecht ist, kann man andauernd nachweisen, 
Zustimmung der Regierungsfraktion. Aber dazu braucht man nicht den Glauben und das 
überlegen Sie: Das ist die bedenklichste Ver- Vertrauen zu unserem Heer zu zerstören. Ihre 
teidigungspolitik, die man in Ost erreich be- ganze Rede war eigentlich nur eine Zerstö­
treiben kann. Sie ist noch viel gefährlicher, rung der Moral der Truppe, des Heeres; ,aber 
Herr Minister Prader, als die, die Sie seiner- der Minister ist gut weggekommen dabei. Sie 
zeit gemacht haben und die wir hier bekämpft haben gesagt, das Heer .. ' (Zwischenruf des 
haben. Nur haben wir damals nicht das Heer Abg. T ö d 1 i n g.) 
bekämpft, sondern Sie und Ihre Verteidigungs­
politik. 

Wir all~ bejahen im Moment noch offiziell 
als die drei Fraktionen dieses Hauses das 
Heer und sind uns darüber im klaren, daß 
dieses Heer nur aufrechterhalten werden kann, 
wenn wir genügend Freiwillige und wenn wir 
genügend Längerdienende finden. Auf der 
anderen Seite gehen - letzten Endes auch 
über die Massenmedien - von dem verant­
wortlichen Sprecher einer Partei, die nicht nur 
durch ihre Minister die Verantwortung für die 
Aufstellung des Heeres getragen hat, sondern 
darüber hinaus bis vor drei Jahren praktisch 
die Verantwortung für die Landesverteidigung 
und das Heer getragen hat, nun Sätze hinaus, 
die nicht ohne Folgen bleiben können. 

Wenn wir heute hören, daß - nach Ansicht 
der Volkspartei, ich möchte das ausdrücklich 
sagen - der totale Zusammenbruch des Hee­
res unmittelbar bevorsteht, Herr Kollege Töd­
ling, dann müssen Sie sich über folgendes im 
klaren sein: Solange die Volkspartei diese 
Meinung nicht nur innerlich vertritt, sondern 
auch nach außen sagt und glaubt, damit der 
SPO zu schaden, so irren Sie sich grundlegend. 
Sie machen damit wahrscheinlich den Sozia­
listen nur eine Freude. Wem Sie dabei scha­
den, das ist das Heer, an dessen Aufbau Sie 
mitgewirkt haben. (Abg. T ö d 1 i n g: Sie 
haben mitgestimmt beim Wehrgesetz! Nicht 
wir!) Denn glauben Sie, Herr Kollege Tödling: 
Wenn die Volkspartei immer wieder erklärt, 
daß das Heer vor dem totalen Zusammenbruch 
steht, dann werden Sie keine Freiwilligen fin­
den! Herr Kollege! Wollen Sie noch ein Heer? 
Wollen Sie Osterreich noch verteidigen? Sagen 
Sie es doch offen! (Abg. T ö d 1 i n g: Natür­
lich!) 

Sie sagen nicht: die Sozialisten, die Regie­
rung, Sie sagen: Das Heer steht vor dem 
totalen Zusammenbruch (Abg. T ö d 1 i n g: 
Auf Grund der Politik, die Sie mit dem Wehr­
gesetz eingeleitet haben!), und gleichzeitig 
glauben Sie, daß sich Freiwillige und Länger­
dienende melden. 

Ich habe den Verdacht, daß Sie gar kein 
Interesse mehr an Freiwilligen und Länger­
dienenden haben, um nachweisen zu können, 
daß die Politik der Regierung schlecht ist. 

Nein, Herr Kollege! Sie haben heute hier 
erstens namens der Volkspartei angekündigt, 
Sie schlagen den Sozialisten vor, man brauche 
die allgemeine Wehrpflicht, die man im Ge­
setz belassen könne, nicht mehr durchzufüh­
ren, wir berufen nicht mehr alle ein. Zwei­
tens sprachen Sie vom totalen Zusammen­
bruch des Heeres. 

Ich halte diese Wendung in der Verteidi­
gungspolitik der Volkspartei für das bedenk­
lichste, was heute vormittag hier geschehen 
ist, und ich hoffe, daß weitere Redner der 
Volkspartei noch im Zuge dieser Debatte die 
von Ihnen aufgezeigte Verteidigungslinie kor­
rigieren werden. Denn dann wird es bedenk­
lich. (Zwischenruf des Abg. T ö d 1 i n g.) Aber 
die Verteidigungspolitik, nicht das Heer! 

Wir müssen - das möchte ich hier feststel­
len - Vertrauen zum Heer haben, nicht zum 
Minister, nicht zur Regierung, sondern zum 
Heer! Und wir müssen das Vertrauen dieses 
Heeres erhalten. Herr Kollege! Wenn Sie 
heute in der Zeitung schreiben, daß die Firma 
XY vor dem Konkurs, vor dem Zusammen­
bruch steht, glauben Sie, daß sich dann noch 
tüchtige Kräfte dorthin melden werden? (Abg. 
T ö d 1 i n g: Die melden sich seit 1971 nicht 
mehr, Herr Kollege!) 

Herr Kollege! Sie haben erstens als Forde­
rung der Volkspartei erklärt, man soll nicht 
mehr alle einberufen, und Sie haben zweitens 
erklärt, das Heer stehe vor dem totalen Zu­
sammenbruch. (Abg. T ö d 1 i n g: Das war 
meine persönliche Meinung!) Herr Kollege! 
Das sind sehr ernste Sätze, die Sie sicher mit 
der Fraktion abgesprochen haben. Denn ich 
sage Ihnen ehrlich: Bei aller Freiheit, die wir 
freiheitlichen Abgeordneten in unserer Frak­
tion haben, dürfte ich einen solchen Satz ohne 
Zustimmung meiner Fraktion hier von diesem 
Rednerpult aus nicht sagen. Daher nehme ich 
an, daß das die Meinung der Volkspartei ist. 
Und das halte ich für äußerst bedenklich. 
(Abg. T ö d 1 i n g: Ich habe betont: Das ist 
meine persönliche Meinung!) 

Herr Kollege! Ich habe mich hier nur mit 
dem auseinanderzusetzen, was Sie gesagt 
haben, und nicht mit dem, was Sie meinen. 
Wenn Sie etwas anderes meinen, als Sie sagen, 
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dann gehen Sie das nächste Mal heraus und 
sagen Sie das, was Sie meinen. (Heiterkeit.) 
Dann werden wir uns besser verstehen. 

Es ist meine Aufgabe als Sprecher der Frei­
heitlichen Partei, mich mit dem Budget, mit 
der Regierungspolitik auf dem Gebiet der 
Landesverteidigung auseinanderzusetzen. Ich 
will hier begründen, warum wir Freiheitlichen 
ein Nein zu diesem Budgetkapitel sagen wer­
den. 

Ich muß bei der Rede des Finanzministers 
einhaken. Der Herr Finanzminister hat sich 
- was durchaus üblich ist - mit den ver­
schiedenen Ressorts und Budgetansätzen be­
schäftigt und hat hier von der Regierungsbank 
aus bei der Budgetrede folgendes ausgeführt: 

"Um die Sicherheit gegenüber Bedrohungen 
von außerhalb unseres Landes zu gewährlei­
sten, hat die Bundesregierung im Jahr 1971 
die Reform des österreichischen Bundesheeres 
in Angriff genommen." So weit, so gut. Doch 
jetzt kommt es: 

"Den hierbei formulierten Zielsetzungen, zu 
deren wesentlichsten die Aufstellung einer 
Bereitschaftstruppe zählt, entsprechend, weist 
der Budgetrahmen beim Kapitel ,Militärische 
Angelegenheiten' eine seit Beginn der Reform 
steigende Tendenz auf." 

Herr Bundesminister! Meine erste Frage, die 
an Sie geht: Ist dieser Beitrag mit Ihnen abge­
stimmt - ja oder nein? Denn dieser Beitrag 
- ich muß sehr vorsichtig formulieren, damit 
ich nicht einen Ordnungsruf bekomme - ist 
auf jeden Fall unrichtig. Er ist - Herr Präsi­
dent, ich sage nicht mehr "Lüge", denn würde 
ich das Wort "Lüge" verwenden, bekäme ich 
einen Ordnungsruf - historisch unrichtig. Es 
ist nicht richtig, daß die wesentlichste Zielset­
zung der Reform die Aufstellung einer Bereit­

tion daran erinnern - haben wir gemeinsam 
in einer Kampfabstimmung gegen die Volks­
partei damals eine Reform beschlossen, deren 
wesentlichste Zielsetzung nicht die Bereit­
schaftstruppe war, sondern deren wesentlich­
ste Zielsetzung die Aufstellung einer miliz­
artigen Landwehr war. 

Bei den Verhandlungen mit der Volkspar­
tei hat die Volkspartei Bedenken angemel­
det - wir haben zuerst auf Drei-Parteien­
Basis verhandelt - und verlangt, daß die 
Sicherheitsklausel für die Bereitschaftstruppe 
hineinkommt. Ich war von Anfang an zwar 
nicht überzeugt, aber ich habe mich bemüht, 
daß wir zu einer Drei-P.arteien-Einigung kom­
men, und so haben wir diese Sicherheits­
klausel, wie sie die Volkspartei gewünscht hat, 
hineingenommen. Das heißt, die Reform 1971 
war: Aufbau einer milizartigen Landwehr zur 
Verteidigung Osterreichs im Ernstfall und 
Aufstellung einer Bereitschaftstruppe inner­
halb dieser umfassenden Verteidigungskräfte. 

Bedauerlicherweise sagt der Herr Finanz­
minister genau das Gegenteil von dem, was 
seinerzeit das Ziel der Reform war, und sagt 
genau das, was die Volkspartei immer wieder 
unterstellt. Leider ist der erste Sprecher der 
Regierungsfraktion nicht darauf eingegangen. 
Ich habe gehofft, daß er irgendwie eine Auf­
klärung oder eine Korrektur dieses Satzes 
geben wird. Ich möchte ausdrücklich feststel­
len: Es ist aus freiheitlicher Sicht und aus 
historischer Erinnerung unrichtig, daß das 
wesentlichste Ziel der Reform 1971 die Auf­
stellung der Bereitschaftstruppe war. 

Das, Herr Bundesminister, ist aber mit einer 
der Punkte, die immer wieder zwischen Regie­
rung, Regierungsfraktionen und Freiheitlichen, 
wenn wir in die Fragen der Landesverteidi­
gung eintreten, als Hindernis stehen. 

schaftstruppe war, sondern das war - das Daher meine Frage: Ist diese Stelle mit 
zeigt ja nur, daß der Finanzminister zu etwas Ihnen abgestimmt worden oder stammt sie 
gesprochen hat, wovon er offenbar in der poli- aus Ihrem Ressort, beziehungsweise was 
tischen Entwicklung keine Ahnung hat - die sagen Sie zu dieser Feststellung des Finanz­
große Auseinandersetzung zwischen Freiheit- ministers, die vom Standpunkt der Freiheit­
lichen - damals noch unterstützt von Soziali- lichen unter allen Umständen korrigiert wer­
sten - und Volkspartei. Sie haben ein Bereit- den müßte? Wo'bei ich hinzufüge: Sie wissen, 
schaftsheer aufgebaut, eine Truppe, eine daß ich immer als Mahner aufgetreten bin, 
Feuerwehr für Friedenszeiten und haben nicht das Ziel der Reform, die Aufstellung der 
das vollzogen, was wir immer wieder verlangt Landwehr möglichst bald zu vollziehen, denn 
haben: die Aufstellung einer milizartigen wir stehen immer auf dem Standpunkt, daß 
Landwehr, die im Ernstfall vorhanden ist. wir sicherlich eine jederzeit bereite Feuer­
Denn mit 15.000 oder mit 20.000 Mann kann wehr brauchen; das ist die Bereitschaftstruppe, 
man diesen Staat nicht verteidigen! Die Ver- die ja auch gesetzlich verankert ist. Aber Ziel 
teidigungsmöglichkeit setz"! bei 150.000 Mann muß doch sein, daß in irgendeinem Ernstfall, 
ein, das Ziel werden - das haben wir alles im Krisenfall, eine Landwehr vorhanden ist 
genau besprochen - 300.000 Mann sein. Das - erste Etappe 150.000 Mann -, die diesem 
war die große Auseinandersetzung, und des- Staate eine Chance zum Uberleben gibt. Das 
wegen - ich darf auch die sozialistische Frak- erfordert die Aufstellung der nationalen Ver-
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teidigungskräfte, um die wir ja, seitdem wir 
um eine Reform bemüht sind, eigentlich ge­
meinsam ringen sollten, aber bedauerlicher­
weise darüber immer wieder in Kampf aus­
brechen. 

Diese Tendenz, die der Herr Finanzministel 
in seiner Budgetrede zum Ausdruck gebracht 
hat, ist von uns in diesem Haus mehrmals 
angegriffen worden. Die Tendenz ist im Ver­
teidigungsministerium immer wieder zutage 
getreten und hat immer wieder gezeigt, daß 
man im Verteidigungsministerium letzten 
Endes den Versuch macht, die Grundgedan­
ken der Reform zu torpedieren. 

Ich stehe nicht an, Herr Bundesminister. 
auch hier öffentlich festzustellen: Es sind seit 
einigen Wochen, fast möchte ich sagen, Mona­
ten leise Anzeichen ,am Himmel, eine leichte 
Morgenröte sozusagen. Ich mömte nicht be­
haupten, daß eine Umkehr eingetreten ist, 
aber man sieht nun ein, daß die Landwehr 
mindestens ebenso wichtig ist wie die Bereit­
schaftstruppe, und man geht nun daran, auch 
diese Landwehr aufzustellen. 

Nun zu meiner zweiten konkreten Frage. 
Sie haben bereits angekündigt - zwar ohne 
nähere Angabe -, daß ein Landwehrkonzept 
kommen wird: Die Reform 1971 hat das Ziel 
gehabt, im betone das immer wieder, die 
nationalen Verteidigungskräfte in Form einer 
milizartigen Landwehr zu schaffen. Wann 
kommt dieses Landwehrkonzept? Wann wird 
es erstmals vorgelegt? Wir haben es nämlich 
noch immer nicht. Wir haben interessanter­
weise bereits die zweite Etappe, aber die 
erste Etappe für die Landwehr haben wir bis 
heute noch nicht bekommen. 

Nun zum dritten: Wenn man das Budget 
anschaut, so muß man feststellen, daß es nicht 
auf den Reformgedanken, nicht auf die Land­
wehr, sondern praktisch auf die Bereitschafts­
truppe ausgerichtet ist. Ich kann es mir erklä­
ren. Man hat nämlich noch im Frühjahr im 
Verteidigungsressort immer wieder betont, 
daß - was 1971 als Sicherheitsklausel von 
der OVP hineinreklamiert wurde und was 
dann der Finanzminister gesagt hat - die 
Bereitschaftstruppe das Ziel der Reform sei. 
Man hat bereits im Frühjahr das Budget er­
stellt und vielleicht erst im Herbst den Irrtum 
erkannt. Das Budget jedenfalls ist bedauer­
licherweise im stärksten Maße auf die Bereit­
schaftstruppe ausgerichtet. 

Ich darf hier nur einige Zahlen aus dem 
Budget herausgreifen. Für die Bereitsmafts­
truppe ist ein Mehraufwand von 375 Millionen 
Schilling vorgesehen. 102 Millionen Schilling 
im ordentlichen Budget und 273 Millionen 

beträgt die sogenannte Stabilisierungsquote, 
also das, was mit größter Sicherheit bei An­
halten der gegenwärtigen Entwicklung noch 
flüssiggemacht wird. Das ist doch ein arges 
Mißverhältnis! Die ganze Stabilisierungsquote 
für das Verteidigungsressort- beträgt nämlich 
nur 480 Millionen. Von den 480 Millionen 
werden allein 273 Millionen für die Bereit­
schaftstruppe vorweg,genommen, und mit dem 
Rest - ich will Sie jetzt nicht aufhalten und 
das alles vorlesen - wird alles übrige, ein­
schließlich der Landwehr, finanr.liert, nach dem 
Grundgedanken, erstens einmal die System­
erhaltung und alles übrige an Erhaltung zu 
finanzieren. Darüber hinaus soll auch noch 
die Landwehr aufgebaut werden. Da bleibt 
Ihnen nämlich dann aus der Stabilisierungs­
quote für die Landwehr praktisch nichts mehr 
übrig. 

Herr Minister! Allein aus diesen Zahlen 
- ich könnte Ihnen das jetzt bei den Budget­
zahlen von vorne bis rückwärts nachweisen -
ist ersichtlich, daß noch im Frühjahr bei der 
Erstellung und Ausarbeitung des Budgets der 
Bereitschaftstruppe der Vorrang gegeben 
wurde und die Lan'dwehr links liegengel,assen 
worden ist. Das ist eines der Probleme, das 
ist mit einer der Gründe für die Sorgen, die 
wir haben. 

Wir wollen die Landwehr haben! Wir 
hören, daß. wenn irgendwo eine Einheit 
intakt ist, angenommen sie hat 14 Fahrzeuge, 
von denen acht vollkommen intakt sind, dann 
diese acht Fahrzeuge weggenommen und der 
Bereitschaftstruppe gegeben werden. Die 
übrigen sechs bleiben der Landwehr. Sollen 
da Offiziere und Unteroffiziere begeistert zu 
dieser Landwehr, die wir brauchen, die ein 
Primat, die Vorrang hat in Dsterreich, stehen? 

Es gibt sogar Gerüchte! Ich darf Ihnen aber 
gleich sagen, das gäbe einen Sturm im Parla­
ment, der alles in den Schatten stellen würde, 
wenn Sie tatsächlich darangingen, der Bereit­
schaftstruppe auch äußerlich den Vorrang ein­
zuräumen. Wir wissen, es ist bedrückend zu 
sehen, wie unsere Soldaten manchmal daher­
kommen. In der Zeit der größten Not, in den 
dreißiger Jahren, als ich eingerückt war, waren 
die Soldaten wesentlich besser gekleidet als 
heute. Woran das liegt, weiß ich nicht. Ist 
die Konfektion so rückschrittlich oder sind 
unsere heutigen Fachleute nicht mehr in der 
Lage, das Problem zu lösen? Ich weiß es wirk­
lich nicht. Jedenfalls tragen die Soldaten nicht 
freudig die Uniform, aber nicht deswegen, weil 
sie nicht gerne eine Uniform tragen, sondern 
weil sie das Gefühl haben, daß sie nicht gut 
damit aussehen. Ein Problem, das lösbar ist, 
das gelöst gehört! 

610 
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Nun geht das Gerüdlt herum - ich hoffe, 
daß es nur ein Gerücht ist -, daß man der 
Bereitschaftstruppe neue Uniformen geben 
will, aber nicht den Landwehreinheiten. Wenn 
das passiert, Herr Minister, wäre das der 
offensichtliche Beweis und wäre das die Zer­
schlagung des Konzeptes 1911 im äußerlichen, 
denn dann gehen die letzten weg. Der Soldat 
möchte, wenn er schon Dienst macht und be­
geistert Dienst macht, äußerlich etwas reprä­
sentieren. 

Ich darf noch einmal sagen: Aus den Ziffern 
des Budgets ist nicht erkennbar, aber aus ver­
schiedenen anderen Tatsachen ist erkennbar, 
welchen Vorrang die Bereitschaftstruppe 
gegenüber der Landwehr hat. Ich bin gerne 
bereit, wenn Sie eine Beschwerdestelle ein­
richten, Ihnen von allen Einheiten schreiben 
zu lassen, wie die Landwehr benachteiligt 
wird, daß ihr Geräte weggenommen werden, 
daß sie auch bei den Einberufungen benach­
teiligt wird. Das alles führt dazu, daß sich die 
Landwehr als eine Armee zweiten Ranges vor­
kommt. 

Ich darf noch einmal sagen: Vorrang hat 
nach dem gemeinsamen Willen der Regie­
rungsfraktion und der Freiheitlichen die Land­
wehr, weil sie es ist, die wir im Ernstfall zur 
Verteidigung dieses Staates brauchen, und 
nicht die Bereitschaftstruppe, die durchaus 
gleichberechtigt danebensteht. Das sind jene 
Einheiten, mit denen Sie Paraden abführen 
können, die aber auch in Katastrophenfällen 
zum Einsatz kommen. Aber zur Verstärkung 
brauchen Sie die Landwehr. Bei Paraden wer­
den Sie aber im wesentlichen mit der Bereit­
schaftstruppe auskommen. 

Uns geht es nicht um Paraden, sondern uns 
geht es um den Ernstfall. Das ist also die 
Frage, in der - wie ich glaube und hoffe -
in den letzten Monaten ein Wandel stattge­
funden hat. Wie Sie das noch im Budget 
reparieren wollen, ist mir unklar. Wenn das 
Budget so durchgeführt wird, wie es jetzt 
vollzogen wird, dann hat im Jahre 1914 die 
Bereitschaftstruppe gegenüber der Landwehr 
einen nicht mehr aufzuholenden Vorrang. 

Herr Minister! Weil ich gerade beim Budget 
bin, darf ich noch eine sehr optimistische Fest­
stellung des Herrn Finanzministers korrigie­
ren, der in seiner Budgetrede folgendes gesagt 
hat: "Für das Jahr 1914 sind 5,88 ,Milliarden 
Schilling präliminiert. Dies bedeutet eine Aus­
weitung des Budgetrahmens um 198 Mil1ionen 
Schilling oder 15,8 Prozent," 

Wir haben mittlerweile einvernehmlich 
festgestellt, daß der Herr Finanzminister nicht 
rechnen kann. Es sind nur 15,1 Prozent. Er 
streitet dies zwar ab, aber jeder Computer, 

jede Rechenmaschine, auch der Herr Minister 
werden bestätigen, daß es nur 15,1 Prozent 
sind. Ich will wegen des einen Zehntel,s nicht 
lange sprechen, obwohl es ja bekanntlich beim 
Verteidigungsbudget um Hundertstel geht. 
Aber das ist ein effektiver Rechenfehler. 

Aber weiter he'ißt es: "Im ,einzelnen handelt 
es sich um eine allgemeine Erhöhung des Per­
sonalaufwandes um 281 Millionen Schilling, 
das sind 13,1 Prozent gegenüber 1913, und 
um eine höhere Dotierung des Sachaufwan­
des um 512 Millionen Schilling; letzteres be­
deutet eine Steigerung um 11,2 Prozent 
gegenüber dem Budgetvoranschlag 1913." 

Das ist natürlich nur äußerlich richtig, denn 
diese Zahlen, dieses Ziffernspiel, sind nur auf 
Grund des größten Täuschungsmanövers, das 
je eine Regierung in diesem Staate gemacht 
hat, möglich, 

Wir haben schon bei verschiedenen Kapi­
teln Gelegenheit gehabt, uns damit zu he­
schäftigen. Ich möchte jetzt gar nicht mehr 
im einzelnen darauf eingehen. Die Regierung 
und natürlich auch der Verteidigungsminister 
sind, weil es alle Minister getan haben - es 
war offenbar eine Androsch-Idee -, dazu 
übergegangen, die Familien- und die Gebur­
tenbeihilfe nicht mehr beim Personal-, son­
dern beim Sachaufwand zu verbuchen. Fami­
lien- und Geburtenbeihilfe sind also nicht 
mehr Personalangelegenheiten, sondern wie 
der Kauf von Kanonen und der Bau von 
Kasernen ein Sachaufwand. Das ergibt natür­
lich eine wesentliche Verschiebung und eine 
scheinbare Besserstellung gegenüber dem 
Vorjahr. 

Der Grund dafür, warum ich dies bei die­
sem Kapitel nochmals hervorgreife, ist, daß 
durch die Budgetrede des Finanzministers die 
Offentlichkeit irregeführt worden ist. Herr 
Verteidigungsminister! Ich weiß nicht, ob und 
inwieweit Sie sich dessen bewußt waren: In 
Wirklichkeit ist eine budgetmäßige Ver­
schlechterung eingetreten. Denn in Wirklich­
keit bedeutet es - so ist es bei allen Regie­
rungen gewesen, bei der Koalition, bei der 
Volkspartei -, daß die Familienbeihilfe und 
die Geburtenbeihilfe sowie die Gehälter zum 
Personalaufwand ,gehören. Das würde aber 
beim Personalaufwand eine Steigerung von 
391,3 Millionen oder 18,6 Prozent und beim 
Sachaufwand eine Steigerung von nur 
401 Millionen oder 13,1 Prozent bedeuten. 

Der Finanzminister sagt gegenüber der 
Offentlichkeit, daß der Personala:ufwand nur 
um 13,1 Prozent steigt. Das stimmt nicht, er 
steigt nämlich um 18,6 Prozent. Das ist ja 
unvermeidbar! Das ist einfach die Entwicklung 
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auf Grund der Bezüge und auf Grund der 
gesetzlichen Voraussetzungen! Das kann man 
ruhig eingestehen! 

Aber er behauptet eine Steigerung des Sach­
aufwandes - und hier beginnt es interessant 
zu werden - um 17,2 Prozent. Das stimmt 
gar nicht. Nur um 13,7 Prozent I 

Zu der Steigerung auf 17 Prozent kommen 
Sie nur, weil Sie auf einmal die Geburten­
beihilfe hernehmen. Die Tatsache, daß die Frau 
eines Feldwebels ein Kind kriegt, ist nicht 
mehr eine Personalangelegenheit, sondern ist 
wie der Kanonenlkauf ein Sachaufwand. 

Wie wollen Sie das erklären? - Ich darf 
Sie einladen, uns das in Ihrer Beantwortung 
vor Augen zu führen. Ich persönlich kann es 
nicht verstehen. Aber offenbar reparieren Sie, 
Herr Verteidigungsminister, so wie Ihre 
Ministerkollegen - ich muß sagen, Sie sind 
sich alle einig bei diesem Täusdmugsmanö­
ver - die Budgetzahlen dadurch, daß Sie 
wesentliche Teile einfach von einem Budgetteil 
in den anderen transferieren, daß Sie persön­
lich Geburten- und Familienlbeihilfe vom Per­
sonal- zum Sachaufwand übertragen und da­
mit auf eine wesentliche Verbesserung des 
Sachaufwandes kommen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit audl 
andere Fragen unserer Landesverteidigung 
anschneiden und dabei eine Frage in den Vor­
dergrund stellen, die mit der umfassenden 
Landesverteidigung zusammenhängt, nämlich 
eine Frage, die nicht nur die Soldaten, sondern 
die vor allem die Zivilbevölkerung inter­
essiert: Wie weit ist diese Zivilbevölkerung 
Osterreichs, wie weit ist der Osterreicher im 
Ernstfall geschützt? Wie ist der Stand der 
zivilen Landesverteidigung? 

Die Verantwortung liegt zwar budgetär 
beim Innenminister. Kompetent sind die Län­
der. Diese Kompetenzschwierigkeiten haben 
wir immer wieder. Aber darüber hinaus 
kommt freilich dem Verteidigungsministerium 
eine doch sehr starke Rolle zu, insbesondere 
eine Rolle hinsichtlich der Aufklärung der 
OffentIichkeit. 

Ich darf ein Beispiel bringen, das die Wiener 
Kollegen und auch die Wiener Bevölkerung 
interessieren wird. In Wien ist derzeit ein 
großes Projekt, der U-Bahn-Bau. In allen Staa­
ten der Welt und in allen modernen Städten 
der Welt, also unter allen Regierungen, die 
Wert darauf legen, moderne Regierungen zu 
sein, werden solche Bauten gleichzeitig dazu 
benützt, Schutz bauten für die Zivil­
bevölkerung sogar für den Fall eines Atom­
krieges etwa zu schaffen, auf jeden Fall aber 
für den Fall eines konventionellen Krieges. 

Mir ist aufgefallen, daß Wien die einzige 
Stadt Europas ist - das wird vielleidlt den 
Herrn Bautenminister interessieren, weil es 
in sein Ressort fällt -, die einzige Stadt 
Europas - ich konnte darüber hinaus nicht 
Nachforschungen anstellen -, die eine U-Bahn 
baut und nicht gleichzeitig auch Vorsorge für 
den zivilen SChutz der Bevölkerung trifft. Das 
sind die billigsten Anlagen zum Uberleben der 
Bevölkerung! Man könnte - ich weiß noch 
nicht, wie weit die U-Bahn ausgebaut wird -
etwa 800.000 Wiener allein in den Schutz­
bauten der U-Bahn unterbringen, und zwar 
bei minimalsten Aufwendungen. 

Um ein Beispiel zu sagen - ich bin kein 
Fachmann, aber die Fachleute haben das ge­
sagt -: man brauchte nur die Abgänge zu 
winkeln. Ich weiß nicht, ob das vorgeschlagen 
worden ist. Ich darf Sie fragen, Herr Minister: 
Sind Sie konsultiert worden ? Sind Sie befragt 
worden? Haben Sie irgendeine Möglichkeit 
gehabt, mit den Herren zu sprechen? Nämlich 
wegen des Druckes: man baut bei den Schutz­
räumen die Abgänge und die Schächte gewin­
kelt, um den Druck zu nehmen. Das ist eine 
der primitiven Voraussetzungen, die in allen 
Staaten vollzogen sind. 

Eigentlich müßten Bautenminister und Ver­
teidigungsminister bei den zuständigen Stellen 
intervenieren. Ich weiß nicht, woran es ge­
scheitert ist: Ist es niemandem in der Regie­
rung eingefallen? Haben es die Wiener abge­
lehnt? Wer immer es abgelehnt hat: Tatsache 
ist, daß man die Möglichkeit, 800.000 Wienern 
eine Uberlebenschance zu geben, aus mir un­
bekannten Gründen preisgegeben hat. Ich darf 
Sie, Herr Minister, bitten, dazu Stellung zu 
nehmen, denn es ist eine Frage, mit der sich 
auch der Verteidigungsrat wird befassen 
müssen. 

Zuständig sind die Länder. Warum hat die 
Wiener Stadtverwaltung kein Interesse, daß 
die Wiener in einem möglidlen kommenden 
Krieg geschützt werden können? In einem 
Krieg, den niemand will, -aber der unter Um­
ständen nicht vermieden werden kann. Man 
sieht, wie rasch man in einen Krieg hinein­
gerät. Man kann es beschönigen, wie man 
will: Wir sind momentan in einen Kalten 
Krieg hineingezogen, die Ara:ber führen gegen 
uns einen Kalten Krieg, und ein Kalter Krieg 
kann bekanntlich sehr leicht heiß werden. 

Herr Minister! Ich muß fragen: Wer über­
nimmt die Verantwortung dafür? Ich vertrete 
einen anderen Wahlkreis, aber wir machen 
uns dort auch große Sorgen darüber. Wer 
übernimmt in Wien die Verantwortung dafür, 
daß man leichtfertig das Leben von fast 1 Mil­
lion Wienern nicht geschützt hat, daß man sich 
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geweigert hat, die notwendigen Schutzbauten 
zu errichten? Ich betone es noch einmal: In 
allen Städten mit _ modernen Verwaltungen 
und in allen Ländern mit modernen Regie­
rungen in Europa, die 'an die Zukunft denken, 
sind derartige Sc:hutzbauten bei Neubauten 
miteingeführt worden! 

Wien ist überhaupt besonders vernach­
lässigt. Es gibt wenige Bundesländer, in denen 
es ebenso ist. Wir haben also Bundesländer 
wie Vorarlberg und die Steiermark. Dort 
haben wir zwar schon die gesetzliche Ver­
pflichtung, bei Neubauten Schutzräume ein­
zuplanen, aber 'die tatsächliche Durmführurrg 
scheitert in der Steiermark wie in Vorarlberg 
meist daran, daß die notwendigen Bauricht­
linien bis heute noch nicht herausgegeben 
worden sind. Aber das ist eine Ländersache. 

Aber ich darf einen anderen Fall bringen, 
ebenfalls in Wien: Es ist zum Beispiel in der 
Offentlichkeit viel diskutiert worden und in 
der Bevölkerung nicht verstanden worden: 
Es ist die Votivparkgarage gebaut worden, 
ebenfalls eine der natürlichen Schutz anlagen, 
wie man sie in allen Staaten zum Schutz der 
Bevölkerung ausbaut. Es soll angeregt worden 
sein, Druckschleusen in die Zugänge einzu­
bauen. Mir ist nicht klar, wie weit das Ver­
teidigungsministerium eingeschaltet war, denn 
irgend jemand muß den zuständigen Stellen 
sagen: Meine Herren, hier kann man im Ernst­
fall 20.000 Menschen schützen! 

Angeblich - es ist eine nicht bestätigte 
Information - soll dieser Vorschlag sogar 
dem Wiener Magistrat vorgelegt worden sein. 
Der Wiener Magistr-at soll abgelehnt haben, 
weil weder das Bautenministerium noch das 
Verteidigungsministerium über Befragung das 
für notwendig angesehen haben. Es geht ein 
solches Gerücht in Wien. 

Tatsache ist, daß einer der größten Schutz­
bauten, die in Wien möglich sind, ein Bau­
werk, das Uberlebenschancen :für Zehntau­
sende Wiener geboten hätte, daran scheitert, 
daß man diese notwendigen Schleusen nicht 
eingebaut hat; man kann sie freilich noch 
nachträglich machen, aber Sie wissen, daß das 
ungefähr der vierfache Kostenaufwand sein 
wird. 

Ich möchte noch kurz eine Frage, eine Aus­
stattungsfrage anschneiden, die akut 
geworden ist, die mir bewußt geworden ist 
- das möchte ich auch gleich sagen - durch 
die Energiekrise. Wir haben in Osterreich 
- das ist kein Geheimnis - noch aus alten 
US-Beständen den Panzer M 47. Das ist einer 
der größten Benzinfresser, die es gibt; ich 
glaube, er verbraucht zwischen 800 und 
1000 Liter auf 100 Kilometer. Bei einer 
Generalüberholung dieses alten Fahrzeuges 
ist die Rentabilitätsgrenze bei weitem über­
schritten. Es sind noch Bataillone damit aus­
gerüstet! 

Daneben gibt es - übrigens auch aus US­
Beständen - den M 60, der dieselbetrieben 
und daher wesentlich billiger im Betrieb ist. 

Meine Frage - ich bestehe gar nic:ht darauf, 
Herr Minister, daß Sie heute hier die Antwort 
geben, aber uns vielleicht doch bei Gelegen­
heit darüber aufklären, denn diese Frage ist 
aus dem Heer an uns herangetragen worden 
in diesen und in ähnlichen Fällen -: Was 
wird geplant, um derart alte Geräte auszu­
scheiden? Man muß sie keineswegs weg­
werfen. Man kann sie verschrotten. Man kann 
die Kanonen immer noch bei territorialen 
Verteidigungs anlagen aufbauen und ein­
bauen; das ist ja schon geschehen. Aber die 
Frage ist: Wie lang schleppen wir noch. solche 
unrentablen Fahrzeuge mit? Aus dem Budget 
ersehe ich keine Möglichkeit einer Moder­
nisierung und einer Neuansc:haffung. 

Ein weiteres Problem, das einerseits alle 
Länder interessiert und auf der anderen Seite 
auch im Budgetausschuß eine Uberrasc:hung 
hervorgerufen hat, ist der Stand der Kasernen. 
Wir wissen, daß Osterreic:h an und für sich 
genügend Kasernen hätte, aber unsere Kaser­
nen sind zum Teil in einem Zustand, daß man 
den Soldaten kaum nom zumuten kann, sic:h 
darin aufzuhalten. Wir hören das übrigens 
immer wieder bei den Soldatengesprächen, 
welme die drei Fr-aktionen hier im Haus wäh­
rend der Sitzungen durchführen. Es herrschen 
in manchen Kasernen sanitäre Verhältnisse 
die jeder Beschreibung spotten. ' 

Nun hören wir, daß eine ganze Reihe von 
Kasernen verkauft werden soll. An einem 
Verkauf der Kasernen sind sicherlich viele 

Meine Frage lautet daher: Wie ist der Stand interessiert: der Finanzminister, der Bauten­
des Zivilschutzes? Wie weit werden Sie von minister, unter Umständen auch der Land­
der Regierung in beratender Funktion heran- wirtschaftsminister. Es geht doch um Werte 
gezogen, und wie weit versuchen Sie, auf eine die sicherlich die Grenze einer halben Mil~ 
Politik Einfluß zu nehmen, die letzten Endes Harde übersteigen. 

dar~.uf hina~sla.ufen muß, unserer Zivil- Es ist nun die Frage: Welche Konzeption 
b~:ro~kerung m emem kommenden Krieg einen hat das Verteidigungsministerium beziehungs~ 
moghchst großen Schutz zu geben? I weise wie weit ist die Koordinierung mit dem 
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Bautenminister? Wir haben im Zuge der Bud-I Landesverteidigung weniger zur Verfügung 
getberatungen - ich freue mich, daß ich dem gestellt als in den vergangenen Jahren. 
Herrn Bautenminister das gleich ausrichten 
kann - festgestellt, daß die Landesverteidi­
gungs'hauten im Bautenressort untergebracht 
sind. Wir haben den Herrn Verteidigungs­
minister im Ausschuß darauf aufmerksam ge­
macht, daß hier Ansätze vorhanden sind, die 
jeder Beschreibung spotten, die tatsächlich 
so weit führen, daß demnäChst unsere Armee, 
unsere Verteidigungskräfte in Zelten werden 
kampieren müssen. Im muß anerkennen: Der 
Herr Verteidigungsminister hat sim auch gar 
nicht gesmeut, den Teil, der im Bautenressort 
untergebramt ist, als katastrophal zu bezeich­
nen. "Katastrophal" heißt, am Rande einer 
Katastrophe. Und so ist es auch, wenn hier 
nicht dringend Abhilfe geschaffen wird, wenn 
hier nicht dringend weitere Mittel dafür auf­
gewendet werden. 

Die Reformierung besteht nicht darin, daß 
man die alten Kasernen verkauft. Das ist eine 
sehr lange Liste von mindestens 15 bis 
20 Kasernen, die 80 bis 130 Jahre alt sind, 
die zum Teil an die Kommunalbehörden, also 
an die Städte verkauft werden sollen. In Wien 
sind es drei Kasernen, in Vorarlberg eine, 
in Tirol zwei, in Oberösterreim zwei. (Abg. 
Josel Mo se r: Zwei in Vorarlberg!) Zwei in 
Vorarlberg? 0, das fehlt mir, ich habe nur die 
Rhombergkaserne, ich kann es ruhig sagen. 
In Wien sind es die Radetzkykaserne, die 
Starhembergkaserne, die Carlkaserne, alle 
drei 80 Jahre alt, sie sollen verkauft werden. 
In Vorarlberg habe ich auf meiner selbst 
erhobenen Liste also nur die Rhomberg­
kaserne, sie ist 80 Jahre alt, in Tirol die 
Danklkaserne, 120 Jahre alt, die Fenner­
kaserne, 130 Jahre alt, in Oberösterreich die 
Conradkaserne in Linz mit 75 Jahren und die 
Kavalleriekaserne Enns mit 120 Jahren, in 
Kärnten die Waisenhauskaserne, sie ist 
100 Jahre alt, und die Aichelburgkaserne, 'die 
ist 40 Jahre alt. In der Steiermark ist es die 
Hummelkaserne, 30 Jahre alt, und die 
Dominikanerkaserne, in Niederösterreich ist 
es die Reiterkaserne in Stockerau und die 
Herbertkaserne in Krems, und in Salzburg 
steht, wie iCh weiß, die Riedenburgkaserne 
zum Verkauf. Das ist also eine lange Liste 
von Kasernen, die verkauft werden sollen 
sie sind größtenteils 70, 80, 100 und meh; 
Jahre alt. 

Auf der anderen Seite sehen wir im Budget, 
daß bisher schon im Kapitel Bauten die An­
sätze für die Landesverteidigung sinken. Statt 
einem Plus von 15 Prozent, was die allgemeine 
Budgetausweitung wäre, sinken sie ab. Das 
heißt also, im Bautenressort wird für die 

Nun wollen wir die Kasernen verkaufen. 
Sicher bekommt man dafür Geld herein, aber 
das Konzept, daß man die alte Kaserne her­
gibt und dafür irgendwo eine neue Kaserne 
bekommt, das ginge in keinem Staat auf. Ich 
glaube, das ist ein stümperhaftes Konzept. Es 
mag vielleicht da und dort eine Ausnahme 
geben, aber in der Regel, wenn Sie sich die 
Kasernen anschauen, müssen Sie zugeben, daß 
ein solmes Konzept ja in keinem Staat mög­
lim ist. ICh glaube auch nicht, daß das in 
Osterreich ernsthaft erwogen wird. 

Ich muß aber jetzt in Anwesenheit beider 
Minister, des Herrn Verteidigungsministers 
und des Herrn Bautenministers, fragen: Wo 
wollen Sie dann die Soldaten unterbringen? 
Wir haben eine lange Liste, ein Offert an die 
Offentlichkeit, Kasernen zu verkaufen. Und 
wo sollen welche gebaut werden? Denn die 
Mittel, die in Ihrem Budget sind, Herr Bauten­
minister, die reichen ja nidlt einmal für den 
bisherigen Umfang aus! Sie berücksichtigen 
nicht die Budgetsteigerung, sie berücksichtigen 
keine Steigerung der Baukosten und sinken 
noch ab. Das heißt also, Sie haben offensicht­
lich die Erhaltung der alten Kasernen, die Sie 
verkaufen wollen, schon aus dem Budget 
hinausgeschmissen. Aber im Budget ist nir­
gendwo das Geld, mit dem Sie irgendwo eine 
neue Kaserne kaufen wollen. 

Ich kann sehr gut verstehen, daß der Finanz­
minister sagt, wenn er 20 Kasernen verkauft, 
dann wird ihm das etwa eine halbe Milliarde 
bringen. Das ist sehr schön,aber dann muß 
ja auch irgendwo, wenn 20 oder 12 oder 
14 Kasernen im Laufe der nächsten Jahre 
gebaut werden, Raum geschaffen werden, um 
die Soldaten unterzubringen. Im nächsten Jahr 
wollen Sie nur verkaufen. Sie inserieren, 
ob irgend jemand eine Kaserne kaufen will 
- die meisten sind aber nicht anzubringen, 
mödlte ich gleich hinzufügen, zumindest nicht 
zu den Vorstellungen, die di~ Regierung hat. 
Aber wo sind dann die Mittel für die Unter­
bringung der Soldaten? Die fehlen im Budget 
vollkommen. Der Bautenminister kürzt dem 
Verteidigungsminister die Mittel für Bauten. 
(Zwischenruf.) Alle klagen über die Luftraum­
überwachung. Ich möchte das Thema heute 
nicht im einzelnen behandeln, aber die Mittel 
für die Luftraumüberwachungsanlagen, die 
klarerweise eine Voraussetzung dafür sind, 
daß der Luftraum überwacht werden kann 
sind gekürzt worden von einer Million auf 
500.000 S. Das ist genau der Betr,ag, den man 
einer Gesellschaft für irgendeine Erforschung 
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gege:benhat. Auch das haben wir im Aus- den. Verkaufen werden Sie den auch nidlt 
schuß ausführlidl besprochen. mehr können, denn da hätten Sie ihn nidlt 

verfallen lassen dürfen. 

Aber wollen wir darüber reden: Die Luft- Das ist also die Situation einer katastrophal 
raumverteidigungsanlagen, die ja Ober- schlechten Wirtschaft auf dem Bausektor. 
lebens- und Existenzsicherungsfragen dar-
stellen, sind im heurigen Budget nur mehr mit 
einer Million veranschlagt gewesen und sind 
auf 500.000 S gekürzt worden. Und die Mittel 
für die Kasernen sind weiter gekürzt worden, 
und 20 Kasernen wollen Sie veJikaufen! 

Herr Verteidigungsministerl Sie haben im 
Budgetausschuß offen gesagt: Das Verteidi­
gungsbudget, soweit es beim Bautenminister 
Moser ist, bezeichne ich als katastrophal. -
Schön, das haben wir gehört. Der Herr Bauten­
minister hat gestern nicht Gelegenheit gehabt, 
ausführlich dazu Stellung zu nehmen. Aber 
das interessiert doch die Offentlichkeitl 
Erstens einmal sind es ja Zehntausende Sol­
daten, die einrücken und die nur hören, daß 
der Minister sagt, die Situation ist 
katastrophal. Dem steht ein Bautenminister 
gegenüber, der dafür nicht nur kein Geld 
übrig hat, sondern das wenige auch noch 
streicht. Eine Regierung, die die Mittel für die 
Luftraumverteidigung auf die Hälfte kürzt und 
genau diesen Betrag einer ihr politisch nahe­
stehenden Gesellschaft zu irgendeinem Stu­
dium gibt - das ist also eine andere 
Affäre -, und drittens und letztens haben wir 
eine Situation, wo wir fragen müssen: Wo 
werden wir dann die Soldaten unterbringen? 
Nehmen Sie an, Sie kriegen jetzt die Käufer, 
dann bekommt der Finanzminister das Geld, 
und wo werden die Soldaten dann in Zukunft 
untergebracht? 

Auf dem Gebiet der Kasernen herrscht also 
eine trostlose Situation! Ich möchte das Hohe 
Haus nicht aufhalten, jeder kennt aus seinem 
Wahlkreis die Situation. Weil gerade der 
Herr Bautenminister hier ist, möchte ich Sie 
einladen: Kommen Sie einmal mit mir nach 
Steyr hinauf, dort ist ein Block bereits nicht 
mehr benützbar. Das ist ja ganz klar: Die 
sozialistische Regierung kürzt immer die 
Mittel. Die Kasernen verfallen effektiv. Die 
Ratten rennen herum, der Verputz fällt von 
den Wänden herunter, die Sotdaten mußten 
ausziehen. Rein W'irtsdlaftHch gesehen ist das 
das teuerste Verwirtschaften von Geld, das 
es überhaupt gibt. In Steyr ist der Fußboden 
in einem ganzen Block infolge der mangeln­
den Vorsorge der Regierung völlig verfault. 
Die sanitären Anlagen befinden sich in einem 
katastrophalen Zustand. Niemandem würde 
man das in einem zivilisierten Staat zumuten, 
aber unseren Soldaten muten wir das zu. Und 
ein Block ist überhaupt unbenützbar gewor-

Damit ich keinen Ordnungsruf bekomme: Das 
Wort "katastrophal" wiederhole ich nur, das 
hat der Herr Verteidigungsminister im Aus­
schuß gebraucht, und zwar im Zusammenhang 
mit der Politik, die Sie betreiben. Ich schließe 
mich dem an, denn die Situation auf dem Ver­
teidigungssektor ist katastrophal, was die Be­
reitstellung von Budgetmitteln, aber auch was 
die Vorsorge und Obsorge für die vorhan­
denen Mittel anbelangt. In zehn Jahren ist die 
Hälfte aller Kasernen, die Sie jetzt ausschrei­
ben, verfault und unbenützbar, und Sie krie­
gen gar nichts mehr. Sie müssen dann noch 
etwas zahlen, damit sich eine Firma findet, die 
diese Kasernen abreißt. 

Ich möchte anerkennen, Herr Minister, daß 
im heurigen Budget zwei Anträge, welche wir 
Freiheitlidlen im Vorjahr eingebracht haben, 
berücksichtigt worden sind. Es ist dies einer­
seits die Förderung der beiden Gesellschaften, 
der Offiziers- und der Unteroffiziersgesell­
schaft, die wir im Vorjahr verlangt haben und 
die heuer im Budget berücksichtigt worden 
ist. Und es ist ein höherer Budgetansatz. Die 
Mittel für Entschädigung von Ubungen sind 
von 39 Millionen auf 92 Millionen angestie­
gen, denn die Ubungen sind ja eine wesent­
liche Voraussetzung der Verteidigungsreform, 
die wir im Jahre 1971 hier beschlossen haben. 
Wir haben im Vorjahr einen Antrag auf Er­
höhung eingebr,acht, der auch akzeptiert wor­
den ist, und wir haben heuer festgestellt, daß 
Sie also die Mittel von 39 Millionen auf 
92. Millionen hinaufgesetzt haben. 

Ich möchte dem Herrn Verteidigungs­
minister bei dieser Gelegenheit die Vorschläge 
und die Fragen noch kurz vortragen, die wir 
Freiheitlichen für notwendig halten im Zu­
sammenhang mit der Verteidigungspolitik. 

Ich habe bereits angeführt, daß wir ehestens 
die Vorlage des Landwehrkonzeptes für not­
wendig erachten, daß wir zweitens eine Ein­
dämmung der Papierflut, die von allen Sol­
daten verlangt wird, für notwendig erachten, 
einer Papierflut, die ins Gigantische geht. Im 
Grunde genommen braucht heute jede Kom­
panie bereits einen Buchhalter nur für das 
Zulagensystem. In den Einheiten sind keine. 
Es gibt im Vertei'digungssY'stem 400 ver­
schiedene Zulagen, die durchschnittliche Kom­
panie hat 100 Zulagen; sie hat aber keine 
Fachkräfte, sondern die Soldaten, die ein· 
rücken, die in der Schreibstube sitzen, die 
müssen sich mit 100 Zulagen abfinden, wobei 
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man noch dazu hört, daß die Berechnung dieser 
Zulagen unerhörte Schwierigkeiten macht. Das 
und überhaupt in diesem Zusammenhang die 
Papierflut ist so, daß die Einheitsführer all­
gemein darüber klagen. 

Den Vorschlägen voranstellen möchte ich 
einen Punkt, der dem Verteidigungsrat zu­
steht, das ist die verfassungsmäßige Ver­
ankerung, das heißt, das Haus hat es zu be­
schließen. Der Verzug ist nicht durdl das 
Ressort eingetreten, sondern durdl eine man­
gelnde Initiative im Verteidigungsrat. Der 
Verteidigungsrat ist Monate hindurch nicht 
einberufen worden, die für März beschlossene 
Sitzung ist erst im November einberufen 
worden, sodaß wir in Verzug sind mit der 
verfassungsmäßigen Verankerung der um­
fassenden Landesverteidigung und auch mit 
der Verabschiedung der Verteidigungsdoktrin 
als Basis der bereits erstellten Konzeption 
einer Raumverteidigung. Ich darf den Herrn 
Verteidigungsminister bitten, sich in Zukunft 
innerhalb der Regierung stärker für die Er­
ledigung dieser beiden Punkte einzusetzen. 
(Präsident Dr. Mal eta übernimmt den Vor­
sitz.) 

Ernstfall miteinzubeziehen sein? Wir haben 
diese Fragen ja im Zusammenhang mit der 
Wehrgesetznovelle, die wir jetzt beraten, be­
reits im Ausschuß besprochen. 

Ich darf, Herr Minister, in diesem Zusam­
menhang auch sagen: Ich ,glaube nicht, daß 
das, was jetzt dringend notwendig und als 
eine erste Reparatur ,erfolgt, ausreichen wird. 
Ich frage Sie daher, da Sie ja für das Jahr 
1974 und bis zum Ende der Legislaturperiode 
planen müssen: Welche weiteren Gesetzes­
änderungen beabsichtigen sie noch, weldle 
Gesetzesänderungen werden Sie in der Regie­
rung beantragen und welche Gesetzesände­
rungen werden Sie dem Hause vorlegen, um 
die gemeinsam erarbeiteten Ziele für die 
Landesverteidigung erreidlen zu können? Ich 
glaube nämlich, daß noch weitere Gesetzes­
vorlagen notwendig sein werden. 

Der nächste Punkt ist eine verstärkte Zu­
sammenarbeit des Herres, ist vor allem im 
Ernstfall die Möglichkeit einer verstärkten 
Zusammenarbeit unserer nationalen Verteidi­
gungskräfte mit Gendarmerie, Polizei, Zoll­
wache, dem Roten Kreuz, den Feuerwehren 
und so weiter. Eine Koordinierung wäre drin-

Ein weiterer Vorsdllag, Herr Minister: Uns gend notwendig. 
fehlt bisher eine Ubersicht, wie weit Sie eine I 

Verlagerung der Versorgungsbasen in den Eine solche Koordination sdleint ,aber bisher 
Basisraum planen, die Räumung exponierter nicht erfolgt zu sein. Bei der Anschaffung von 
Lager und eine Bevorratung für eine be- Funkgeräten zum Beispiel geht jede dieser 
stimmte Anzahl von Tagen. Darüber haben Stellen ihre eigenen Wege. Im Ernstfall kön­
wir bisher noch nichts gehört. nen die einzelnen Einheiten nicht miteinander 

Die materielle Vorsorge 'bei Waffen, Muni­
tion, Gerät, auch Bekleidung und Ersatzteile 
ist überhaupt trist. Es ist bisher nicht ge­
lungen, diese Situation zu verbessern. Sie 
wird natürlich umso ernster, je näher wir der 
Aufstellung der Landwehr kommen. 

Weiters interessiert uns die Beschaffung 
genügender Mittel für die Truppe. Es wird 
hier immer wieder geklagt, daß es bei der 
Ausbildung Schwierigkeiten gibt und daß man 

in Verbindung treten. Innerhalb des Innen­
ressorts ist jetzt zwischen Polizei und Gendar­
merie diese Schwierigkeit beseitigt worden. 
Wir müssen aber, wenn wir wirklich Ver­
teidigungskräfte aufbauen und uns für den 
Ernstfall vorbereiten, so weit kommen, daß 
alle diese im Ernstfall zur Verfügung stehen­
den Kräfte auch miteinander koordiniert sind 
und miteinander in Verbindung treten können. 
Ich darf daher fragen, wie weit Ihr Ressort 
diesbezüglich initiativ geworden ist. 

die Leute nicht genügend ausbilden kann, weil Weiters halten wir Freiheitlichen eine klare 
die notwendigen Mittel für die Ausbildung und offene Information der Bevölkerung über 
nicht zur Verfügung stehen. die Massenmedien betreffend getroffene Maß-

Wenn wir das Landwehrkonzept ersteHen, nahmen und Absichten innerhalb der Landes­
und zwar hinsidltlich der Organisation und verteidigung für notwendig, und zwar audl 
hinsichtlich einer ersten Etappe von 150.000 dann, wenn das unpopulär ist und wenn es 
Mann mit dem Ziel einer Landwehr von Geld kostet. Es sollen Fragen wie etwa der 

zivilen Landesverteidigung und des Zivil-300.000 Mann, so dürfen wir nicht einzelne 
Teile sehen, sondern müssen das Gesamte 
sehen. Es wird also ein neuer Mob-Rahmen 
festzulegen sein. Bis Jetzt gilt, wenn ich richtig 
informiert bin und wenn ich mich richtig er­
innere, immer noch der 7. Mob-Abschnitt. 

Ich darf fragen: Wann wird die erste Etappe 
der Landwehr stehen? Die zweite Frage lautet: 
Wie weit wird das auslaufende Mob-Heer im 

sdlutzes zur Diskussion gestellt werden. So 
etwa zum Be'ispiel die Frage: Es könnten 
800.000 Wiener zufolge des U-Bahn-Baues ge­
sdlützt werden, sie werden es aber nicht. 
Auch darüber sollte die Offentlichkeit infor­
miert werden. Gerade Ihr Ressort sollte ja ein 
Interesse daran haben, die Offentlichkeit dies­
bezüglich zu informieren. Es wäre meiner 
Ansicht nach die Aufgabe des Verteidigungs-
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ressorts - wenn Sie es getan haben - zu 
sagen: Wir sind an den Wiener Magistrat 
herang,etreten und haben gesagt, es besteht 
die Möglichkeit, durch 'billigste Umbauten, so 
wie in allen anderen Hauptstädten, die Be­
völkerung zu schützen. Aber der Wiener 
Magistrat hat das abgelehnt. - Es geht also 
um eine stärkere Information der Bevölkerung. 

Denken Sie daran, Herr Minister, für Kader­
übende etwa steuerliche Vorteile zu bean­
tragen? Wir müssen ja ein Interesse daran 
haben, einen größeren Personenkreis dafür 
heranzuziehen und müssen dafür einen Anreiz 
bieten. Meine Frage geht also dahin, welcher 
Anr,eiz Ihnen zweckmäßig erscheint und wel­
chen Sie innerhalb der Regierung vertreten. 

Eine Frage, Herr Minister - das wurde von 
uns wiederholt kritisiert -, betrifft die Aus­
nahmepolitik, die Sie betreiben. Es ist eine 
GefälHgkeitspoliti!k. Ich weiß nicht, auf Grund 
welchen Druckes. Wir haben schon viel zu 
viele Ausnahmen! Ich darf nur diejenigen 
Ausnahmen anführen, die Sie den Studieren­
den gegeben haben. Ich habe die 'Möglich­
keiten zusammengestellt: 

Erste MöglichJkeit: Der 'Maturant kann sechs 
Monate dienen und dann Truppenübungen 
machen. 

Zweite Möglichkeit: Der Maturant kann drei 
Monate und drei Monate dienen und dann 
Truppenübungen machen. 

Dritte Möglichkeit: Er kann drei Monate und 
drei Monate dienen und kann Kaderübungen 
und Truppenübungen machen. 

Vierte Möglichkeit: Er kann sechs Monate 
und sechs Monate dienen und Truppenübun­
gen machen. 

Fünfte Möglichkeit: Er kann sechs Monate 
und sechs Monate dienen und Kaderübungen 
und Truppenübungen machen. 

Dazu kommt dann übrigens noch eine wei­
tere Ausnahmenregelung für die Hochschul­
assistenten. 

Warum halten wir Freiheitlichen das für 
bedenklich? - Was Sie heute nämlich den 
Maturanten geben, werden morgen mit Recht 
Saisonarbeiter, Kellner, Landarbeiter und so 
weiter verlangen. Sie alle werden kommen 
und werden Ausnahmen für ihren Be,reich ver­
langen. Dann wird aber das, was wir an­
streben, wiederum nicht möglich sein, daß wir 
nämlich endlich einmal zu einer Ruhe im Heer 
kommen und zu einer miliz artigen Landwehr, 
die ungestört ausgebildet und aufgestellt wer­
den kann. 

Herr Verteidigungsministerl Das waren 
einige Fragen von uns Freiheitlichen. Ich hoffe, 
Sie können heute den Großteil davon beant-

worten. Wenn Sie glauben, daß irgend etwas 
der Geheimhaltungspflidlt unterliegt, so be­
steht die Möglichkeit, das in den Bericht, den 
Sie uns in Aussicht gestellt haben, aufzu­
nehmen. 

Sie ersehen aus unserer Stellungnahme, daß 
wir das Budget ablehnen. Wir lehnen das 
Budget wegen der finanziellen Ansätze ab. 
Die Annahme des Budgets ist uns praktisCh 
durch die Erklärung des Finanzministers nicht 
möglich. Wir hätten, auch wenn die Ansätze 
befriedigend wären, das Budget auf Grund der 
Erklärung des Finanzministers nicht annehmen 
können. Er erklärte nämlich, daß die Bereit­
schaftstruppe das wesentlichste Merkmal 
wäre. 

Aber Sie sehen, daß wir neben dieser Ab­
lehnung ein eindeutiges Ja zum Heer sagen. 
Wir weisen eine Politik, wie sie die andere 
Oppositionspartei betreibt, zurück. Die andere 
Oppositionspartei spriCht nämliCh von einem 
totalen Zusammenbruch des Heeres. Wir aber 
glauben an dieses Heer. Osterreich kann näm­
lich im Ernstfall nur überleben, wenn wir ein 
Heer haben, ein Heer, das von uns allen ge­
tragen wird, das wir gemeinsam aufgebaut 
haben und das sich auf das Vertrauen der 
gesamten Bevölkerung und aller staatsbe­
jahenden Kräfte in diesem Staate stützt. 

Wir glauben an dieses Heer zum Unter­
schied von Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Volkspartei. Wir glauben an dieses 
Heer! Wir glauben an die Möglichkeit, daß 
das Heer, daß die nationalen Verteidigungs­
kräfte so aufgebaut werden können, wie wir 
es uns im Jahre 1971 bei der Reform vorge­
stellt haben. Wir bejahen diese Chance ganz 
offen. Wir bejahen das Heer! Wir bedauern, 
daß wir wegen der Unzulänglichkeiten nein 
zum Budget sagen müssen. Es würde uns 
freuen, wenn es uns gelingen würde, in der 
Zukunft auch das Budget den wirklichen Er­
fordernissen der Verteidigung anzupassen. 
Wir Freiheitlichen wären dann durchaus be­
reit, zu diesem Kapitel ja zu sagen. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Kittl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter KUtl (SPÜ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! 
In einer Zeit neuerlicher militärisCher Aus­
einandersetzungen im israelisch-arabischen 
Raum, im Nahen Osten, kann erwartet wer­
den, daß dem Kapitel 40, Militärische Ange­
legenheiten, im Rahmen der allgemeinen 
Haushaltspolitik mehr Aufmerksamkeit ,ge­
schenkt wird. In einer Zeit weltwirtschaft­
licher Kontroversen besteht auch die Möglich­
keit, viel eindringlicher, als das bisher der 
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Fall war, über die Aufgaben der wirtschaft­
lichen Landesverteidigung, also über die Be­
vorratungspolitik, zu sprechen. 

In einer Zeit hektischer internationaler Kon­
ferenzen wird einmal mehr sichtbar und für 
uns als neutraler Staat unterstrichen, wie 
richtig die vom Herrn Bundeskanzler Doktor 
Kreisky in Zusammenarbeit mit dem Herrn 
Außenminister Dr. Kirchschläger konzipierte 
Neutralitätspolitik ist, die uns trotz aller 
Spannungen in Europa und in der ganzen 
Welt ein hohes Maß an Sicherheit gewähr­
leistet hat. 

In welchem Maß die sozialistische Bundes­
regierung die Neutralitätspolitik und die Ver­
teidigungspolitik bewertet, das beweisen die 
Veranstaltungen, die aus Anlaß des National­
feiertages am 26. Oktober durchgeführt wor­
den sind: Veranstaltungen in den Bundes­
ländern, eine Reihe von Veranstaltungen in 
der Bundeshauptstadt Wien, darüber hinaus 
zwei wesentliche Veranstaltungen, nämlich 
die Jubiläumsfeier des Osterreichischen Par­
lamentarischen Rates der Europabewegung 
hier im Parlament und die Veranstaltung,zu 
der unser Bundeskanzler in der Hofburg unter 
dem Titel "Volk und Landesverteidigung" ein­
geladen hat. Ich glaube, daß gerade diese 
Veranstaltung nicht nur im Inland, sondern 
auch im Ausland ein großes Echo gefunden 
hat. Bundeskanzler Dr. Kreisky hat aufgezeigt, 
wie wichtig es ist, daß wir immer bereit sind, 
unsere Republik zu verteidigen, und daß es 
ein echtes Anliegen dieser sozialistischen 
Bundesregierung ist, das österreichische Bun­
desheer zielstrebig weiter auszubauen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich darf 
nun in einem kurzen Rückblick darauf hin­
weisen, daß das österreichische Bundesheer 
vom Anfang der sechziger Jahre bis zum 
Jahre 1970 immer im Mittelpunkt der politi­
schen Auseinandersetzungen der Parteien ge­
standen ist, und zwar viel weni,ger aus grund­
sätzlichen Uberlegungen der Verteidigungs­
konzeption, sondern viel mehr wegen der ein­
seitigen Personalpolitik, die von den Vertei­
digungsministern der Osterreichischen Volks­
partei betrieben worden ist. 

Der Vorgänger aus meinem politischen Be­
zirk, Abgeordneter Preussler, hat im Hohen 
Haus wiederholt zu dieser Frage Stellung 
genommen, und heute spitzt sie sich immer 
mehr zu. Daher glaube ich, daß man einmal 
zu einer grundlegenden Feststellung kommen 
muß, daß man erklären muß: Wie immer die 
Regierung ge'bildet ist, die Verteidigungs­
politik für die Republik OsterI"eich muß ein­
fach erfüllt werden! Es gab in der Vergangen­
heit - das soll heute festgehalten werden, 
wenn man die Aufgaben richtig erkennen 

will - kein Graf-Bundesheer, es gab kein 
Schleinzer-Bundesheer, es gab kein Prader­
Bundesheer, und ebenso 'gibt es - das soll 
zur Objektivität beigesteuert werden - kein 
Lütgendorf-Bundesheer. Aus unserer Bunldes­
verfassung, aus unserer Gesetzgebung heraus 
haben wir dem Bundesheer die Verteidigungs­
aufgaben zugewiesen, und das Bundesheer hat 
diese Aufgaben zu erfüllen. 

Infolge der politischen Entscheidung der 
Jahre 1970 und 1971 ist es zu einer friktions­
freieren, zu einer spannungsfreieren Arbeit im 
österreichischen Bundesheer gekommen, das 
haben die Tatsachen bewiesen. Auf einmal 
waren auch hohe Offiziere des österreichischen 
Bundesheeres bereit, über ihre Uberzeugung 
auf Grund ihres fachlichen Wissens in der 
Offentlichkeit zu berichten und darzulegen, 
wie sie sich selbst diese Landesverteidigungs­
politik vorstellen. Bekannt ist die Tatsache, 
daß es in Ubereinstimmung zwischen der Frei­
heitlichen Partei und der Sozialistischen Partei 
Osterreichs zu dem neuen Wehrsystem 1971 
gekommen ist und daß darüber hinaus durch 
das neue Kompetenzgesetz, dessen Inkraft­
treten mit 1. Jänner 1974 festgelegt wurde, 
der große Aufgaberrbereich der "Umfassenden 
Landesverteidigung" dem Bundeskanzleramt 
zugewiesen worden ist. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat ge­
glaubt feststellen zu müssen, daß es einen 
absoluten Widerspruch gäbe zwischen dem, 
was als Verteidigungssystem 1971 festgelegt 
worden ist, und dem, was heute im Budget in 
Fortsetzung der Wehrpolitik ausgewiesen 
wird. Herr Abgeordneter Zeillinger! Die Be­
reitschaftstruppe ist kein eigener Truppenteil, 
sondern sie gehört zum milizartigen Aufbau 
der Landwehr. Der Bereitschaftstruppe ist in 
der Gesamtüberlegung eine bestimmte Auf­
gabe zugewiesen, sodaß das Wehrsystem da­
durch zielstrebig aufgebaut wird. Ich bitte, 
das noch einmal zu bedenken. 

Wir haben bei den Uberlegungen bezüglich 
des österreichischen Bundesheeres festgestellt, 
daß ein Mehr an Ausbildungsgeräten, ein 
Mehr an Nahkampfmitteln und Munition für 
die Soldaten eine absolute Notwendigkeit 
sind, wenn man dem Bundesheer das geben 
will, was es effektiv braucht. Ich glaube, daß 
darin kein Widerspruch zur Heereskonzeption 
liegt. Wenn die Bereitschaftstruppe, voll ge­
rüstet, auch tatsächlich ihre Aufgabe über­
nommen hat, dann wird die nächste Stufe noch 
mehr auf den weiteren Aufbau, die Ausbil­
dung und Ausrüstung der miliz artigen Land­
wehr ausgerichtet werden können. 

Hohes Haus! Wir haben auf Grund unserer 
Tätigkeit als Politiker immer die Möglichkeit, 
mit den Herren des Militärs auf Landesebene 
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und auch hier im Hohen Haus zu sprechen. 
Mit meiner Auffassung befinde .ich mich in 
Gegensatz zu den Ausführungen des Abge­
ordneten Tödling, der geglaubt hat, hier im 
Hohen Haus wiederum feststellen zu müssen, 
daß die Soldaten selbst bei Gesprächen erklärt 
hätten, es bestünde nach wie vor ,ein Leerlauf, 
sie würden in diesen sechs Monaten nicht 
zielstrebig und durchgehend ausgebildet. 

Ich glaube, der Herr Kollege Marwan­
Schlosser wird bestätigen können, daß ich bei 
diesen Gesprächen wiederholt an die jungen 
Soldaten die Frage gerichtet habe: Wird gut 
ausgebildet? Wie ist die Behandlung? Besteht 
eine durchgehende Ausbildung? Ja oder nein? 
(Abg. M a r w a n - S chI 0 S s er: Sie waren 
zweimal dabeil) Bei diesen Gesprächen wurde 
fast zu 100 Prozent erklärt: Die Soldaten 
werden ununterbrochen ausgebildet. Es hat 
sogar einen Soldaten gegeben, der gefragt hat: 
Warum muß ich eine Ubung zwanzigmal 
machen? - Wir 'haben dann gemeinsam -
auch die Vertreter der OVP und der FPO -
erklärt: In dem einen oder anderen Fall wird 
es vielleicht notwendig sein, einen bestimmten 
Ausbildungsvorgang nicht nur zwanzigmal, 
sondern auch dreißig-, vierzig- und fünfzigmal 
zu wiederholen, damit er auch tatsächlich sitzt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn es 
dem Herrn Minister möglich ist, die Abge­
ordneten des Hauses mehr an die Truppe 
heranzuführen, dann werden wir mehr sehen 
und besser urteilen können. Wir ha'ben im 
Laufe dieses Ubungstages festgestellt, daß die 
Aufgaben der Luftüberwachung großartig er­
füllt werden. Wir haben dann noch an einer 
militärischen Ubung teilgenommen. Daraus 
habe ich erkennen können, daß wir mit Fug 
und Recht behaupten können, daß das öster­
reichische Bundesheer bereit ist, seine Auf­
gabe zu erfüllen. Vielleicht, Herr Abgeord­
neter Tödling, überlegen Sie sich das noch 
einmal. Wir glauben, daß viel mehr Bereit­
schaft, viel mehr Einsatzfähigkeit im öster­
reichischen Bundesheer ausgewiesen wird, als 
die Oppositionspartei Osterreichische Volks­
partei in ihren Ubefl.egungen wahrhaben will. 
(Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus! Nun zu einer politischen Publi­
kation, die in mehrfacher Beziehung etwas 
merkwürdig ist, weil ein Abgeordneter des 
Hauses als Herausgeber zeichnet. Er führt an, 
daß diese Publikation von einem Kreis wehr­
politisch interessierter Staatsbürger verfaßt 
worden ist. 

Die Publikation ist schon insofern ein biß­
chen merkwürdig, als nicht einmal im Impres-

Ich glaube, daß wir gemeinsam mit den sum angeführt wird, wer für den Inhalt ver­
Verantwortlichen im Bundesheer die Aufgabe antwortlich ist. Man kann nicht einmal fest­
zu erfüllen haben, dafür zu sorgen, daß tat­
sächlich zielstrebig und gut ausgebildet wird. 

Ein weiterer Beitrag aus diesen Gesprächen: 
. Wir haben doch alle zusammen, glaube ich, 

festgestellt, daß die Disziplin ausgezeichnet 
ist. Wir haben einen aus,gezeichneten Eindruck 
in diesen Gesprächen gewonnen. Es hat auch 
relativ wenige Klagen über eine schlechte 
Unterbringung gegeben. Das muß ich noch 
einmal festhalten, weil der Abgeordnete Zeil­
linger ausgeführt hat, daß es manchmal 
Schwierigkeiten gegeben hat und bestimmte 
Anlagen nicht in einem sehr guten Zustand 
sind. 

Auf Grund unserer Aufgaben im Landes­
verteidigungsausschuß wurden wir vom Bun­
desminister für Landesverteidigung einge­
laden, an einer Ubung unter dem Titel 
"Funkenflug" teilzunehmen. Unsere Fraktion 
war dadurch ausgezeichnet, daß eine Frau, 
unsere Abgeordnete J ohanna Hager, bereit 
war, mitzutun, obwohl den Frauen die Ver­
teidigungspolitik doch nicht so sehr liegt. Frau 
Kollegin Wieser, vielleicht ist es auch Ihnen 
möglich, das nächstemal mitzumachen. Frau 
Hager war jedenfalls bereit und hat ,gesagt: 
Das schaue ich mir an, denn ich muß ja in 
meinem politischen Bereich auch darüber be­
richten. 

stellen, ob der Herausgeber tatsächlich an dem 
Vorwort mitgearbeitet hat, denn nicht einmal 
das Vorwort ist gezeichnet. Man weiß daher 
nicht, wer das tatsächlich verfaßt hat . 

Am Schluß dieses Vorworts heißt es: "Das 
vorliegende Weißbuch" - ich möchte fast 
meinen, daß man sa.gen kann: das vorliegende 
Sdlwarzbuch - "wolle als politisches Doku­
ment verstanden werden. Dort, wo seine Aus­
sagen nicht durch Nachweise belegt sind, sind 
die Aussagen dennoch belegbar." 

Ich möchte dazu sagen, daß es einem Her­
ausgeber wie dem Abgeordneten Ermacora 
doch möglich sein müßte, die Dinge etwas 
präziser zu formulieren. Denn wenn er eine 
Aussage macht, dann, glaube ich, soll er dafür 
auch einstehen, damit sie tatsächlich 'belegbar 
ist, und er soll auch gleich .in seiner Schrift 
die entsprechenden Hinweise bringen. 

Auf Seite 31 finden wir den sehr markanten 
Satz: "Bei Betrachtung der sozialistischen 
Wehrpolitik über den Zeitraum von etwa 1955 
bis 1972 ist man versucht, dieser Politik eine 
wohlüberlegte Planung und deren konse­
quente Durchführung zuzumessen." 

Sehr geehrte Damen und. Herren! Den Ab­
geordneten und damaligen Verteidigungs­
minister Graf können wir zwar nicht mehr als 
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Kittl 
Zeugen führen, aber ich fichte die Frage ·an 
den Herrn Abgeordneten Dr. Schleinzer und 
auch an den Herrn Abgeordneten Dr. Prader, 
ob sie sich beim Herrn Abgeordneten Erma­
cora für die Durchführung konsequenter sozia­
listischer Wehrpolitik während ihrer Minister­
schaft bereits bedankt haben. (Beifall bei der 
SPO.) 

kampfmittel getan werden müssen, außerdem 
muß einfach Munition beschafft werden, dar­
über hinaus brauchen wir Luftverteidigungs­
mittel, neue Kraftfahrzeuge und neue Panzer­
abwehrmittel. 

Hohes Haus! Ich möchte mit einem Ge­
dankengang zum Schluß kommen: Ich bin 
davon überzeugt, daß das österreichische Bun-

Ich glaube, so kann man die Dinge nun desheer auf Grund der enormen Wirtschafts-
wirklich nicht sehen, denn in den Jahren bis entwicklung unserer Republik eine etwas kri-
1970 haben Abgeordnete der GVP den Ver- tische Phase durchmachen mußte. Aus unserer 
teidigungsminister gestellt. Man kann ihnen Praxis wissen wir, daß eine Reihe von Offizie­
wohl nicht ~nt.~r~chieben, daß si~ .eine konse- ren und Unteroffizieren es sich einmal anders 
q~ente SOZIalIstIsche WehrpolltIk .gemacht überlegt haben, daß sie neue Dienstposten bei 
hatten. öffentlichen Körperschaften angetreten haben 

Dann noch der nächste Gedankengang aus I oder auch in der Privatindustrie im Zeichen 
diesen Arbeitskreisen. Ich kann nicht sagen, der Beweglichkeit des Arbeitsmarktes neue, 
wieweit der Herr Abgeordnete Ermacora bessere Verdienstmöglichkeiten gesucht ha­
daran mitgewirkt hat, das ist nicht ausge- ben. Aus der persönlichen Uberlegung heraus: 
wiesen. Einige Diktionen weisen aber doch Wo kann ich mehr verdienen?, haben sicher 
darauf hin, daß er mitgearbeitet hat, denn eine Reihe verantwortlicher Herren des Bun­
soviel weiß man schon aus seinen Reden. desheeres die einmal übernommene Aufgabe 

Es wurde der sehr interessante Satz formu-
liert: "Nach bald drei Jahren sozialistischer 
Wehrpolitik ist es offensichtlich, daß diese 
vorrangig auf die Zerschlagung des Bundes­
heeres ausgerichtet ist, um dann sozusagen 
aus der Konkursmasse des Heeres ein neues, 
sicherlich ein ,sozialistisches Heer' aufzu-
bauen." 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist 
Ihnen vom Abgeordneten Zeillinger schon 
vorgehalten worden, daß Sie sich die Aus­
drücke "Zerschlagung" , "Auflösung" , "Aus­
radierung des österreichischen Bundesheeres" 
überlegen sollen. Wenn Sie politisch auf einer 
Linie bleiben würden, nämlich der "Demolie­
rung des Bundesheeres", dann könnte ich es 
noch verstehen. Aber nicht verstehen kann 
ich es, wenn Sie, ohne den Rat Ihres früheren 
Verteidigungsministers heranzuziehen, be­
haupten, daß man tatsächlich plötzlich, über 
Nacht, ein sozialistisches Bundesheer auf­
bauen kann. Das möchte ich mit Fug und Recht 
bezweifeln. 

Ich glaube, wir alle wissen es - ich habe 
das eingangs bereits klar zum Ausdruck ge­
bracht -: Es gibt kein Bundesheer Lütgen­
dorf, es gibt kein sozialistisches Bundesheer, 
es wird auch kein Bundesheer der Osterrei­
chischen Volkspartei geben. Hier wurde eine 
Aufgabenstellung vorgenommen, und es wird 
auch möglich sein, daß das Bundesheer schließ­
lidl seine Aufgabe tatsächlich erfüllt. 

Es wurde heute schon gesagt, daß es in der 
Schwerpunktausbildung für die Bereitschafts­
truppe darum geht, sehr viele Aufgaben zu 
erfüllen. Es wird sehr viel für moderne Nah-

aufgegeben und sich neuen Verdienstmöglich-
keiten zugewendet. Das beweist aber eigent-
lich die Tatsache, daß ein gesundes Bundes­
heer auch diese etwas kritische Phase über-
winden kann. 

Aus der Gruppe höchster Offiziere des Bun­
desheeres hat Oberst Kuntner in einer der 
letzten Publikationen ausgeführt, daß nach 
se_ner festen Uberzeugung diese Talfahrt, 
bedingt durch die große Wirtschaftsentwick­
lung, überwunden ist und daß es nunmehr echt 
und in vollem Sinne des Wortes mit dem 
Bundesheer aufwärts und vorwärts geht. 

Ich glaube daher, daß es unsere große ge­
meinsame Aufgabe ist, alles im Rahmen unse­
rer Möglichkeiten für das österreichische Bun­
desheer zu geben und zu tun, daß wir aber 
auch bereit sein müssen, die Arbeit der Offi­
ziere, der Unteroffiziere und der Mannschaften 
im vollen Umfange anzuerkennen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Marwan-Schlosser. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Marwan-Sdllosser (GVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Zuerst will ich 
Herrn Abgeordneten Kitt! sagen, daß auch 
wir anerkennen, daß unsere Soldaten einsatz­
bereit und einsatzwillig sindj dies haben wir 
in unsere Dberlegungen durchaus einbezogen. 
Wir kritisieren ja nicht die Leistungen der 
Truppe, sondern diese Regierung, die der 
Truppe nicht gibt, was die Truppe braucht. 
Das Wort "Demontage" - wenn dieses Wort 
fällt, meine Herren - zitieren wir meist aus 
Artikeln. Wenn wir es selbst gebrauchen, dann 
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Marwan-Sdllosser 
meinen wir damit lediglich, daß diese SPO­
Regierung dem Heer nicht 'gibt, was das Heer 
braucht, um effektiv einsatzbereit zu werden. 
Der Beweis dafür ist das vorliegende Budget, 
welches völlig ungenügend ist: Man gibt dem 
Heer nicht, was es benötigt. 

Auch das Kapitel Militärische Angelegen­
heiten ist in ein Grundbudget und in ein 
Konjunkturausgleichsbudget geteilt; letzteres 
spaltet sich in die Stabilsierungsquote und in 
das Konjunkturbelebungsprogramm. Gerade 
bei den der Landesverteidigung zugesproche­
nen Mitteln kann man nur sagen: viele Titel, 
aber sehr wenig Mittel. Doch der Herr Ver­
teidigungsminister ist zufrieden, er hat fast 
alles bekommen, was er wollte. Er kommt 
damit aus - so ähnlich äußerte er sich im 
Budgetausschuß, und das in einer Zeit, in der 
er nachweislich an die Soldaten keine Berg­
schuhe und für die Truppenübungen kaum 
Regenschutzkleidung ausgeben lassen kann. 

Wir leben seit Wochen in einer Zeit, da 
unsere Bevölkerung nach einer verstärkten 
Sicherheitspolitik verlangt. Nicht nur die 
Terrorfälle, auch der vierte Israelfeldzug müs­
sen uns ernstlich daran mahnen, daß auch ein 
Kleinstaat für seine Sicherheit gerüstet sein 
muß. Gerade jetzt ist das Verständnis der 
Bevölkerung dafür gegeben, daß man nicht 
nur für die soziale Sicherheit etwas tun muß, 
sondern auch für die staatliche Sicherheit. Es 
stellt sich doch jeder Osterreicher die Frage: 
Kann ich mich sicher fühlen? 

Die militärische Landesverteidigung ist ein 
Teil unserer Sicherheitspolitik; auch sie kostet 
Geld. Nur gibt man für sie sehr wenig in 
diesem Budget aus. Gerade auf diesem Gebiet 
unserer Sicherheitspolitik hat die Sozialisti­
sche Partei aus rein wahlopportunistischen 
Uberlegungen Maßnahmen gesetzt, deren Fol­
gen dazu führen, daß in der Presse des öfteren 
von einer Demontagearbeit gesprochen wird. 

Herr Abgeordneter Zeillinger will unsere 
Warnungen vor der schlechten und unzuläng­
lichen SPO-Wehrpolitik umfunktionieren. Ich 
stelle daher ausdrücklich fest, daß wir die 
Bemühungen des Heeres, also unserer Sol­
daten, voll anerkennen und hochschätzen. 

Ich erkläre namens meiner Partei: Die OVP 
tritt nach wie vor für eine effektive Landes­
verteidigung ein. Gerade das aber darf uns 
nicht daran hindern, die Fehler der SPO­
Regierung aufzuzeigen und das zu fordern, 
was das Heer wirklich braucht, um seine Auf­
gabe erfüllen zu können. Zeillinger tut sich 
allerdings jetzt schwer, weil er doch der Re­
form zugestimmt hat; also kann er wegen Be­
fangenheit keine echte Kritik üben. 

Nun betreibt die SPO die Haltet-den-Dieb­
Politik. Ich halte Herrn Abgeordneten Czer­
netz ansonsten für einen ernst zu nehmenden 
Politiker, aber in Sachen Landesverteidigung 
zeigt er sich zumindest falsch orientiert. In 
seiner außenpolitischen Rede vom 5. Dezember 
machte er zwei Aussagen, die völlig falsch 
und unwahr sind. Laut stenographischem Pro­
tokoll sagte er wörtlich: Erstens: Ich stelle fest, 
daß die Bereitscbaftstruppe gegenwärtig 
15.000 Mann stehen hat. Zweitens: Im Jahre 
1968, in der Tschechenkrise, war nichts da, 
gar nichts. 

Beides ist unrichtig, Herr Abgeordneter 
Czernetz. Sie bedienen sich da einer SPO­
Sprachregelung, einer SPO-Propagandawalze, 
die aus der Feder eines Propagandachefs stam­
men könnte. Die Wahrheit über den Tsche­
chenkriseneinsatz ließe sich sehr rasch finden, 
wenn man nur wollte, denn man brauchte nur 
die Standesmeldung vom 22. August 1968 
auszuheben. Doch das tut man ganz offen­
sichtlich nicht, man behauptet einfach: Nichts 
war da, gar nichts I 

Ich habe hier die Standesmeldung von zwei 
damals eingesetzten Einsatzbrigaden. Das ist 
ein Geheimnis, ich sage daher nur: Die eine 
Brigade wies 90 Prozent, die andere 80 Pro­
zent ihrer Friedensstärke aus. Diese Brigaden 
waren - das unterstreiche ich - nach Alar­
mierung einsatzbereit. Es mußte also kein 
einziger Reservist mobil gemacht werden. 
Heute, nach dreijähriger SPO-Regierungszeit, 
pfeifen es die Spatzen von den Dächern, daß 
kein einziges Kampfbataillon einsatzbereit 
ist. (Abg. Mon d 1: Das ist eine Lüge! Wir 
haben niemals mobil gemacht! Du träumst von 
der Mobilmachung!) Wenn man das sagt, ist 
es kein Hochverrat, wie dies einmal ein Re­
porter schrieb. Die Beweise hiefür liegen vor 
den Augen der gesamten Offentlichkeit zu­
tage. 

Erstens: Als es in der Steiermark Hoch­
wasser gab, mußte mobil gemacht werden; das 
ist allgemein bekannt. 

Zweitens: Der Herr Verteidigungsminister 
gab mehrfach zu, daß er im Krisenfalle mobil 
machen muß, wenn er Truppen einsetzen will. 

Drittens: In der Anfragebeantwortung 115/ 
A.B. aus 1972 heißt es: "Die bisherige Einsatz­
bereitschaft ging weitgehend verloren." (An-. 
haltende Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Ich bitte, meine Her­
ren, sich zurückzuhalten. Es kann sich ja jeder 
zum Wort melden. (Abg. Dr. Bau er: Da 
braucht der Herr Mondl nicht "Lüge" zu 
sagen!) Danke vielmals für die Aufklärung. 
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Abgeordneter Marwan-Sdllosser (fortset­
zend): Es könnte das Heer im Falle einer 
Krise nicht mehr in der Weise ,aufgeboten 
werden, wie das im Jahre 1968 noch der Fall 
war. - Das ist die Wahrheit. 1968 gab es eine 
stets einsatzbereite Truppe, heute, 1913, nach 
dreijähriger SPO-Regierung, nur noch Mobil­
machung. 

Dazu aber noch eine ganz wichtige Hinzu­
fügung: Die heutzutage mobilmachungsfähigen 
Verbände bestehen aus Soldaten aus der Zeit 
vor 1970. Die nach 1970 ausgebildeten Solldaten 
können noch nicht mobil gemacht werden. 

Nun zur zweiten falschen Behauptung des 
Abgeordneten Czernetz. Er sagte, daß gegen­
wärtig 15.000 Mann Bereitschaftstruppe stehen. 
Es mag sein (Abg. Mon d 1: Warum sind sie 
denn schlechter geworden, wenn es die glei­
chen waren?), daß man 15.000 Mann der Be­
reitschaftstruppe zuzählt, es mag auch sein, 
daß sie schon stehen können, aber kämpfen, 
also uns verteidigen, können sie nicht. Einzel­
kämpfer und Gruppenkämpfer sind 'ausgenom­
men. Aber den Kampf im Verband und den 
Kampf der verbundenen Waffen beherrschen 
sie nicht. 

Auf einen Nenner gebracht: Den Sozialisten 
ist es tatsächlich gelungen, das Heer zu seinem 
derzeitigen Zustand zu führen. Diese Aussage 
muß man als verantwortungsbewußter Politi­
ker hier im Hohen Hause machen. Man kann 
sich nicht in die Tasche lügen, man kann nicht 
sagen und dazu lächeln: Alles ist in Ordnung, 
reden wir nicht darüber I 

Diese meine Feststellung ist kein Vorwurf 
gegenüber unseren Soldaten. Sie können 
nichts dafür, sie geben - das wiederhole ich 
noch einmal - ihr Bestes. Dieser mein Vor­
wurf richtet sich gegen die SPO-Regierung, 
und der in erster Linie Anzuklagende heißt 
Dr. Kreisky. 

Des Gesamtbeweises wegen muß ich hier 
. einige Fakten in Erinnerung bringen: 

Erstens: Es warnten alle Experten vor einer 
übereilten Einführung der sechsmonatigen 
Dienstzeit. Man muß sie gewissenhaft vorbe­
reiten und schrittweise zu ihr überleiten. 

Zweitens: Es warnte die Bundesheer­
Reformkommission den Kanzler. Doch der 
Politiker Kreisky kanzelte die Kommission als 
irrelevant ab. 

Drittens: Es warnte Generaltruppeninspek­
tor Fussenegger. Er wandte sich an Regierung 
und Parlament mit den Worten: "So ausgebil­
dete Soldaten würden im Einsatzfall nichts 
weiter als Kanonenfutter sein." - Doch den 
Wahlstrategen Kreisky ließ dies kalt. 

Viertens: Es warnten zuerst 1700 Offiziere, 
dann fast alle aktiven Offiziere. Sie schrieben: 
"Aus unserer Mitverantwortung heraus halten 
wir es für unsere Pflicht, Sie als die gewählten 
Volksvertreter auf die folgenschweren Kon­
sequenzen der vorliegenden Wehrgesetzno­
velle aufmerksam zu machen." Doch Kreiskys 
Volksvertreter blieben auf Demontagekurs 
vergattert. 

Fünftens: Es warnten 17 frisch ausge­
musterte Leutnants und wandten sich an den 
Herrn Bundespräsidenten. Das war keine ver­
zopften Generale, die nicht umdenken wollen 
- wie es die Sozialisten ,beleidigend sagen -, 
das waren begeisterte, leistungsbereite junge 
Fachleute. 

Meine Partei warnte immer wieder vor 
überhudeltem Handeln. Sie [blieb bei ihrer 
staatsbewußten Verantwortlichkeit trotz des 
Wahl aus ganges vom 1. März 1910. (Beifall bei 
der OVP.) Sie blieb vertragstreu gegenüber 
Staatsvertragsverpflichtungen und dem Neu­
tralitätS'gesetz. 

Wir warnten während der Parteienverhand­
lungen über die Wehrgesetznovelle. Wir leg­
ten unsere Vorschläge zu Beginn der Verhand­
lungen -auf den Tisch. Die SPO hat keinen 
Lösungsvorschlag vorgelegt. Der Kanzler be­
eilte sich, die Verhandlungen abzubredlen; am 
18. Februar 1971 erklärte er die Verhandlun­
gen als "gescheitert". 

Die Wehrgesetznovelle 350 der Beilagen 
wurde mit Datum 2. 3. 1971 vom frischge­
backenen Verteidigungsminister Lütgendorf 
als Regierungsvorlage eingebracht. Sie wurde 
angeblich nicht im Ministerium zusammenge­
braut. Wo dann, frage ich mich. Sie hatte 
40 Ziffern. Während der Verhandlungen -im 
Landesverteidigungsausschuß brachten die 
SPO und die FPO 51 Abänderungsanträge ein. 
Zum Schluß war die Regierungsvorlage völlig 
umgekrempelt. 

Wir sagten immer wieder: Zuerst muß man 
das Fundament schaffen, bevor man die Mau­
ern umbauen kann. Wir sagten: Jeder Indu­
striebetrieb besorgt zuerst das Fachpersonal, 
die Maschinen, das Material, bevor er auf 
einen neuen Produktionszweig umschaltet. 

Ich wiederhole hier die Gründe, warum wir 
damals der SPO-FPO-Novelle nicht zustimmen 
konnten. Nicht, weil wir -gegen die sechs 
Monate waren, Herr Abgeordneter Mondl, 
sondern wir verlangten: 

erstens: die gesetzliche Sicherstellung von 
15.000 Mann Bereitschaftstruppe; 

zweitens: mehr und wirksamere Anreize für 
Freiwillige; 
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Marwan-Schlosser 
drittens: die Bildung eines Reservekaders 

ist sicherzustellen. 

Alle diese drei Punkte hat die Vorlage, die­
ses Gesetz, nicht erfüllt, der Beweis dafür ist 
heute erbracht. 

Doch Kanzler Kreisky wollte Neuwahlen. 
Er hatte keine Zeit zum Verhandeln, er drängte 
damals ·auf Abstimmung. Es mußte im Husm­
Pfusch-Verfahren die Wehrgesetznovelle 
durchgepeitscht werden. Wir konnten die 
kleine Koalition SPO-FPO daran nicht hindern. 
Im Juli 1971 wurde das unausgegorene De­
montagegesetz mit den Stimmen der SPO und 
der FPO beschlossen. 

Am 10. Oktober hatte Dr. Kreisky seinen 
Wahlsieg. Er bestieg mit knappster Mehrheit 
alle Ministersessel j die FPO schickte er in den 
Talon. (Zwischenrufe bei der SPO.) Knappste 
Mehrheit! Der Herr Abgeordnete Kreisky hat 
einmal gesagt: Wer nicht mindestens sieben 
Mandate oder mehr Mehrheit hat, ist eine 
Pfuscherregierung. Das hat der Herr Kreisky 
gesagt! Wenden Sie sich an ihn und lassen Sie 
sich von ihm aufklären. 

Seitdem spielt Dr. Kreisky sein parteipoliti­
sches, sein wehrpolitisches Schachspiel weiter. 
Er zog sich willfährige Bauern, er schob sie auf 
sein politisches Schachbrett. Doch die vier 
Gruppenbefehlshaber, mit dem General­
truppeninspektor an der Spitze, mußten am 
6. Dezember 1971 ihr "Unmöglich - weil ... " 
gegen die Truppengliederung 1972 in den 
Raum stellen. General Bach trat zurück. 

Wie sagte doch Abgeordneter Czernetz am 
5. Dezember wörtlich: "Aber bitte - Sie 
werden sicherlich wissen, daß diese Reorgani­
sation" - er meinte des Bundesheeres - "in 
Durchführung ist, daß wir" - also die SPO -
"uns verlassen auf Berufsoffiziere und einfach 
nicht hinschauen, aus welchem Lalger sie kom­
men." - Darauf paßt nur ein Sprichwort: Da 
lachen sogar die Hühnerl 

Inzwischen deckte die Zeit auf: 

Erstens: Die von uns vorausge;agte Demon­
tage ist nicht mehr zu vertuschen. 

Zweitens: Stimmen aus dem Ausland wur­
den laut. Verteidigungsminister Schmidt, finni­
sche Generale, Schweizer Politiker und so 
weiter äußerten sich. 

Drittens: Der Israel-Feldzug zog über Nah­
ost. Trotz Entspannungspolitik, trotz Sicher­
heitskonferenz und Abrüstungsgesprächen for­
dert man: Stark bleiben und sich nicht erpres­
sen lassen! 

Wieso, wann, wieweit und wodurch dem 
Kanzler Bedenken aufsteigen, ist wohl sehr 
schwer zu ergründen. Wie schrieb doch Her-

mann Stöger im "Kurier": "Es wäre wirklich 
wünschenswert, wenn man einmal wirklich 
wüßte, was der Kanzler wirklich meint, wenn 
er etwas vor der Offentlichkeit sagt." Herr 
Abgeordneter Kittl: Veranstaltungen und Re­
den sind leider kein Beweis für eine effektive 
Landesverteidigung. Eines der Echos, über die 
wir reden, werde ich nachher zitieren. 

Showmaster Dr. Kreisky - bitte, der Aus­
druck stammt nicht von mir - bediente sich, 
als ihm die Bedenken aufgestiegen waren, 
nun zweier Schaubühnen: 

Erstens der Bühne des Verteidigungsrates. 
Als Kulisse diente einem erweiterten Landes­
verteidigungsrat die alte kaiserliche Burg zu 
Wiener Neustadt. Dort monologisierte Doktor 
Kreisky die L'age. Neu daran war nur, daß sie 
aus Kreiskys Mund kam. 

Das zweite Bühnenstück spielte in der Hof­
burg zum Staatsfeiertag. Kreisky wandte sich 
an Volk und Ausland mit seinem Sprechstück: 
"Volk und Landesverteidigung." 

Dieter Lenhardt vom "Kurier" kommen­
tierte kurz, klar, unabhängig: "Die Frage 
bleibt also: Wo ist das Wecksignal, das mehr 
wäre als eine bemerkenswerte Kanzlerrede?" 

Das vorliegende Budget ist beileibe dieser 
Weckruf nicht. (Abg. Pa y: 800 Millionen 
mehr, Herr Marwan!) Aber Dr. Kreisky hat 
also bemerkenswert über die Landesverteidi­
gung geredet. Er will ja auch keine Soldaten 
vergrämen. 

Kanzler Kreisky redet also als Kanzler­
Dampf-in-allen-Gassen. Er gibt lächelnd zu: 
Er ist völliger Laie in Fragen der Landesver­
teidigung. Aber er mischt sich hinein, er mischt 
die Karten. Er verhindert, daß die von ihm 
berufenen Fachleute die gesetzlichen Aufträge 
erfüllen können. 

Und was macht General Lütgendorf? Mini­
ster Lütgendorf müßte seit langem die Husch­
Pfusch -Wehrgesetznovelle novellieren. Er hat 
dies auch angekündigt. Ubrigens: Er hat schon 
viel angekü!ldigt! 

Einen 43-Punkte-Reforrnplan, eine Wehr­
doktrin, einen Psychoplan, ein Landwehrkon­
zept, Abfangjäger, "Gebe alte Kasernen für 
neue", Wien als offene Stadt, 7 Prozent vom 
Gesamtbudget und vieles andere mehr. 

Doch wenn man ihn frägt, wie weit es mit 
diesem oder jenem Plan stehe, dann bekommt 
man als Antwort: Es wird noch daran gearbei­
tet, es wäre nicht s-innvoll, jetzt schon etwas 
davon herzuzeigen. 

Nachdem Sie, Herr Minister, so gerne 
Studiengruppen studieren lassen, stelle ich. an 
Sie die konkrete Frage, die ich Sie bitte mir 
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Marwan-Schlosser 
zu beantworten: Aus den Berichten über den derselben zweieinviertel Jahre vergangen 
vierten Israel-Feldzug war zu entnehmen, daß sind. Dazu kann man nur sagen: "Unglaublich, 
eine Reihe neuer Waffen zum Einsatz ge- wie da gebrodelt wird." 
kommen sind. Da hieß es in einem Blatt: 
"Erste Analysen zeigen, wie wichtig Klein­
raketen im Kampf gegen Panzer und tief­
fliegende Jagdbomber sind." 

Ich frage Sie daher: Haben Sie eine Studien­
gruppe eingesetzt, die sowohl die Kampf­
führungsgrundsätze wie die E!fahrungsbe­
richte studiert, insbesondere aber die Wirkung 
der neu eingesetzten panzerbrechenden Waf­
fen und Luftabwehrwaffen, im besonderen der 
oben erwähnten Kleinraketen, und wie weit 
diese für die österreichische Rüstung inter­
essant wären? 

Zweitens: Ich habe allerdings mit Ihren 
Antworten nicht immer wahre Freude. Da 
habe ich Sie anläßlich der Beratungen im Bud­
getausschuß gebeten, daß Sie mir Einsicht in 
die vor langer Zeit angekündigte Studien­
arbeit über ein Berufsheer gewähren. 

Ich möchte an dieser Stelle einfügen: Ich 
wurde vom Abgeordneten Steininger gefragt, 
was ich über das Berufsheer geäußert hätte. 
Ich kann ihm nur antworten: gar nichts. Denn 
dieses Wort habe ich niemals in diesem Zu­
sammenhang in den Mund genommen, son­
dern ich habe immer erklärt, daß es eine 
Freiwilligentruppe sein solle und sein könne, 
denn im gegenwärtigen Gesetz, das Sie ge­
macht haben, ist ja schon eine Freiwilligen­
truppe. Wenn Sie Freiwillige hätten, dann 
wäre diese Truppe jetzt schon da. Nur in die­
ser Richtung habe ich mich geäußert. 

Der Herr Minister beantwortete mir die 
Frage, ob ich eine Studie über das Berufsheer 
bekommen würde, mit J.a. Uber Erinnerung 
wurde mir nun eine "Studie" von eineinhalb 
Seiten zugesandt. Eineinhalb Seiten! 

Da ich nicht ernstlich annehmen kann, daß 
dies die ganze Studie ist, frage ich Sie heute 
nochmals, Herr Minister: 

Sind diese eineinhalb Seiten wirklich die 
ganze derzeit vorhandene Studie? 

Wenn nein, warum haben Sie mir nicht die 
anderen Unterlagen zusenden lassen? 

Sind Sie bereit, falls doch eine Studie vor­
liegt, mir diese umgehend zur Einsicht geben 
zu lassen? 

Herr Minister! Der Abgeordnete Moser 
fragte Sie anläßlich der Budgetausschußsitzun­
gen nach dem Landwehrkonzept. Er bekam als 
Antwort: "Noch nicht fertig, ist in Arbeit'" 
Und das, obwohl die Landwehr doch der 
Schwerpunktgrund für die sozialistische Wehr­
rechtsreform war und seit Beschlußfassung 

Ich richte daher eine weitere konkrete Frage 
an Sie, Herr Minister! Wenn schon die Arbeit 
am Landwehrkonzept nicht fertig ist, sind Sie 
bereit, mir wenigstens in groben Umrissen zu 
sagen, was dieses enthalten soll, was es ent­
haI ten wird? 

Inzwischen kracht die Landwehr in allen 
Fugen. Sie bekommt kaum Rekruten. Sie hat 
kaum Ausbilder. Sie hat fast nur Systemerhal­
ter. 

Herr Minister! Eine Fülle von Problemen 
haben sich aufgestaut. Sie harren darauf, einer 
Lösung zugeführt zu werden. Daß sie noch 
nicht gelöst sind, ist - schlechthin -gesagt -
skandalös. 

Sie haben Wesentliches nicht erledigt. An­
statt Ihre Ministerverantwortlichkeit wahrzu­
nehmen, reisen Sie im Ausland herum! (Abg. 
Pa y: War der Dr. Prader nie im Ausland? 
Das ist ja lächerlich!) Innenminister Rösch 
bemerkte zu einer dieser Reisen, solange er 
Innenminister ist, würde er das Gebiet der 
Republik Osterreich nicht verlassen. Wenn 
eine Inspektion notwendig ist, werde er einen 
dafür zuständigen Herrn schicken. - Sie, Herr 
Minister, sind viel im Ausland unterwegs. 

Herr Minister! Wie sind Sie erreichbar, 
wenn Sie unterwegs sind? Wieso und warum 
konnte man Sie in jenen kritischen Stunden 
nicht erreichen, als wegen der Geiselnahme 
in Schwechat der Ministerrat zu einer außer­
ordentlichen Sitzung zusammentrat? In jenen 
kritischen Stunden für Osterreich waren Sie 
ganz einfach nicht zu erreichen! 

Herr Minister! Wieso waren Sie in jener 
Krisensituation nicht erreichbar? Ich möchte 
nicht mißverstanden werden: Ich frage nicht, 
wo Sie waren, ich frage lediglich, wieso Sie 
nicht erreichbar waren! Wo Sie waren, kann 
jedem Osterreicher egal sein. Nicht egal aber 
kann sein, daß Sie in einer Krisensituation 
nicht auffindbar sind. 

Ich richte auch an den Herrn Bundeskanzler 
die Frage: Was hat der Herr Bundeskanzler 
unternommen? Ist künftighin sichergestellt, 
daß die Mitglieder dieser Bundesregierung in 
einem plötzlich eintretenden Krisenfall jeder­
zeit erreichbar sind? 

Ist auch sichergestellt, daß nicht die gesamte 
Bundesregierung im Handstreich oder durch 
eine Terroraktion in ihrer Gesamtheit -außer 
Gefecht gesetzt werden kann? Bitte da ja nicht 
lachen; solche Sachen sind bezüglich höherer 
Stäbe leider schon vorgekommen. 
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Marwan-Sdllosser 
Ich frage den Herrn Bundeskanzler, was partei trotz oftmaligen Verlangens seit Jahren 

und wie hiefür vorgesorgt wurde. Ich erwarte keinen Bericht über den Zustand des Heeres 
heute keine Antwort vor dem Plenum. Aber erhalten? 
als Obmann des Verteidigungsausschusses er- Uns zeichnet sich die Lage des Heeres eben 
warte ich einen Bericht, den ich in einer ver- so ab _ wir können ja nur Äußerungen Ver­
traulichen Sitzung des Landesverteidigungs- antwortlieher aus der Presse entnehmen und 
ausschusses behandeln lassen kann. 

Und nun zu Wöllerdorf. Ich habe Sie, Herr 
Minister, im Laufe der Budgetausschußbera­
tungen gefragt, warum Sie ausgerechnet die 
Babenbergerkaserne ·in Wöllersdorf als 
Wartelager für die Emigranten aus Rußland 
zur Verfügung gestellt haben. Dieses Objekt, 
das niemals Anhaltelager war, ist doch nur 
mit erheblichem Aufwand zu sichern. Am 
meisten gefährdet werden die Insassen dieses 
Wartelagers sein; natürlich auch dessen An­
rainer. 

Sie haben mir zur Antwort gegeben, daß Sie 
in den späten Abendstunden des 6. November 
zu einer Besprechung zum Innenminister ge­
beten worden wären. Innenminister Rösch 
hätte von Ihnen "spezifisch", so sa'gten Sie 
wörtlich, hätte also von Ihnen "spezifisch" die 
Kaserne Wöllersdorf verlangt. Sie hätten dar­
aufhin dem Flughafen näher gelegene Kaser­
nen angeboten. Doch die endgültige Entschei­
dung wäre am Freitag, dem 9. November ge­
fallen, und Sie hätten die Babenber1gerkaserne 
räumen müssen. 

uns erläutern lassen -, so hören wir: Als 
General Spannocchi Armeekommandant 
wurde, sagte er: "Wir fangen ja am 1. Juli 
1973 praktist:h. mit Null an". 

"Dialog" schrieb in seiner Nummer 3: 
"Kreisky drückte die Verkürzung des Wehr­
dienstes von neun auf nur sechs Monate durch 
und demontierte dadurch die Armee bis zur 
Nutzlosigkeit." 

Die "Kronen-Zeitung" vom 1. November 
1972 schreibt: "Daß das Bundesheer eine 
Krise durchzumachen hat, ist kein Geheimnis. 
Wie schlecht es allerdings um unser Heer 
wirklich bestellt ist, das geht aus einem am 
Dienstag von der Aktion Landesverteidigung 
veröffentlichten Zahlenmaterial hervor." 

Dem Parlament aber versagt man jegliche 
Auskunft I Minister und die SPO verhindern 
hier eine Aufklärung des Hauses, damit wir 
uns kein Bild über den wahren Zustand des 
Bundesheeres machen können. Wenn einst 
Minister Prader so gehandelt hätte I Er wäre 
in fast jeder Haussitzung unzart behandelt 
worden! 

Wie ist die Lage im Heer also wirklich? 
Ein General skizzierte sie mir gegenüber kurz, 
prägnant: Wir haben Stäbe, aber keine Batail­
lone, wir haben Kurzdiener, aber keine Frei­
willigen, wir haben Reservisten, aber kein 
Kaderpersonal für sie. 

Ich kenne die Stimmung eInIger Offiziere 
um Spannocchi. Sie wollen außerhalb des 
Parteienstreites stehen und in Ruhe arbeiten. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: Mußten 
Sie gehorchen? Wem mußten Sie gehorchen? 
Warum konnten Sie als ein Minister, der für 
die Sicherheit in und für Osterreich gemäß 
Bundes-Verfassungsgesetz und gemäß § 2 des 
Wehrgesetzes mitverantwortlich ist, Ihre Be­
denken nicht durchsetzen? Ihre Bemerkung, 
daß Fragen der Sicherung der Kasernanlage 
nicht in die Beurteilung Ihres Ministeriums 
fallen, halte ich glatt für eine Flucht aus Ihrer 
Mitverantwortung für die Sicherheit unseres Das möge und muß für sie so seinl 

Landes und unserer Bevölkerung. Für mich als Politiker zeichnet sich meine 

Zu Ihrem angestammten Ressort zurück. Die 
Bereitschaftstruppe hat keine Freiwilligen, die 
Landwehr keinen Kader. In dieser Situation 
bringt der Landesverteidigungsminister keine 
Regierungsvorlage zustande. Da springen Ab­
geordnete der SPO ein. Diese legen an Stelle 
des Ministers statt einer Regierungsvorlage 
einen Initiativantrag mit ganzen acht Punkten 
vor. Bei der Behandlung desselben im Ver­
teidigungsausschuß brachten die Sozialisten 
zu ihrem eigenen Antrag mit acht Ziffern 
gleich elf Abänderungs- und Zusatzanträge 
ein. Es war das gleiche Husch-Pfusch wie 
seinerzeit beim SPO-Stammgesetz. Und da soll 
jemand zustimmen, das soll man mitverant­
worten? Noch dazu, wo wir als Oppositions-

Aufgabe anders ab. Für mich ist "weiter­
dienen" -allein keine Richtsmnur für meine 
verantwortungsvolle Tätigkeit als Abgeord­
neter dieses Hauses. 

Abgeordneter Steininger meinte: Egal, ob 
die Bereitschaftstruppen 5000, 10.000 oder 
15.000 Mann haben. - Das ist eben nicht egal, 
meine Herren von der linken Seite I Wer soll 
eine Mobilmachung sichern, wenn keine Be­
reitschaftstruppe steht? Ich kann nur warnen, 
und ich muß dort reden, wo man dem Heer 
von der Gesetzgebung her nicht das gibt, was 
es braucht, um seine Aufgabe erfüllen zu 
können. Wenn ich an der Regierung Kritik 
übe - das wiederhole ich -, dann ist es keine 
Kritik an den Soldaten! 
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Unsere Kritik an diesem lückenhaften 
System ist kein KrankjammernI Unsere Kritik 
muß diese Regierung wecken, denn unser Volk 
verlangt mehr denn je nach einer soliden 
Sidlerheitspolitik I 

Jetzt, da der Verteidigungshut brennt und 
tigt, für die Landwehr verbleiben Null Komma die Stahlhelme glühen, die Verteidigungs-
Josef Rekruten. muffen unüberhörbar pfeifen und klappern, 

Wie also zeichnet siCh die Lage des Heeres 
noch ab: Die Masse der Rekruten bekommt die 
Bereitschaftstruppe. Sie braucht, wenn sich 
keine Freiwilligen oder Durchdiener melden, 
pro Jahr 30.000 Mann. Als Systemerhalter 
werden die restlichen 10.000 Rekruten benö-

General Duic nimmt in der "Osterreichi- sucht die SPO nach Lösungen. 
schen militärischen Zeitschrift" kritisch zum 
Thema "Landwehr und Miliz" Stellung. Er Als erste Maßnahme kehrte sie zum vier-
spricht darin vom "Scheitern des Kampfes maligen Einrückungsterminsystem aus Praders 
gegen den Leerlauf'. Ein General, der es Zeiten zurück.. 
wissen muß. Er spricht vom Scheitern des 
Kampfes gegen den Leerlaufl Dann sagt er, 
daß neben dem Bedarf für die Bereitschafts­
truppe und die Systemerhalter "kaum Wehr­
pflichtige für die Landwehr übrigbleiben" . 
Und General Duic muß es doch wissen. 

Die "Kleine Zeitung" vom 30. Juni 1973 
schreibt unter dem Titel "Der Ruinenkomman­
dant" : "Fast 25.000 junge Osterreicher werden 
jährlich nur deshalb eingezogen, um Erdäpfel 
zu schälen, Dienstwagen zu chauffieren, ver­
rottetes Material zu bewachen, Telephonge­
spräche zusammenzustöpseln oder in irgend­
weichen Kanzleien Stundenfresser abzuschnip­
seIn!" (Ruf bei der SPO: Das haben sie unter 
Prader nicht machen müssen!) 

Daß dem so ist, sagen uns oftmals die 
Soldaten, die anläßlich der Kontaktgespräche 
hier im Hause mit uns diskutieren! 

Der Herr Abgeordnete Kittl hat vorhin 
gemeint, die Soldaten sagen, daß es bestens 
wäre und es keinen Leerlauf gäbe. Herr Ab­
geordneter KitU, ich stelle fest: Sie waren erst 
zweimal bei solchen Kontaktgesprächen. Wir 
anderen ,aber, die bereits an 115 Kontakt­
gesprächen beteiligt waren, kennen die wirk­
liche Stimmung und kennen die Aussa-gen der 
Rekruten. (Beifall bei der OVP.) 

Für mich stellt sich die Frage, ob eine solche 
angebliche Ausbildung nicht Mißbrauch der 
Wehrpflicht ist. Unsere Jungen haben die 
Pflicht, im Falle eines Falles ihr Vaterland 
mit der Waffe in der Hand verteidigen zu 
müssen. Ihnen aber steht das Recht zu, eine 
gute, solide Ausbildung zu erhalten; eine Aus­
bildung, die sie in die Lage versetzt, schießen 
und kämpfen zu können, eine Ausbildung, die 
ihnen Uberlebenschancen bietet, eine Aus­
bildung, die sie nicht als reines Kanonenfutter 
auf das Schlachtfeld wirftl 

Eine Verwendung als Schreiber, Graszupfer, 
Autoputzer und Kartoffelschäler ist dazu nicht 
geeignet. Aber gerade das müssen jährlich 
mehr als 10.000 unserer Jungen tun, dazu 
werden sie durch diese SPQ-Regierung miß­
braucht. 

Zum zweiten bemüht man sich, Durch­
diener zu bekommen, weil es so gut wie keine 
Freiwilligen gibtl Eine mit Durchdienern be­
setzte Bereitschaftstruppe ist aber gar nichts 
anderes als die seinerzeit so verteufelte und 
abqualifizierte Prader-Truppe; nur mit -gewalti­
gen Nachteilen ausgestattet: Man dient an statt 
achteinhalb Monate nur acht Monate. 

Diese Bereitschaftstruppe kostet viel, viel 
mehr Geld, da das Durchdienen hoch hono­
riert wird. Die Durchdiener stehen im Frieden 
dem Reserveheer nicht mehr 'zur Verfügung. 
Da kann man sich nur fragen: Warum eine 
schlechtere und teurere Lösung? Wofür soll 
sie gut sein? 

Wie, so lautet für mich die Frage, soll es 
nun weitergehen? Unsere primäre Aufgabe als 
Oppositionspartei ist es, diese Regierung zu 
kontrollieren! Wir haben ihre Fehler aufzu­
zeigen! Das tun wir! 

Es erhebt sich natürlich die Frage, wie wir 
es besser machen würden. Dazu ist zu s,agen, 
daß wir zuallererst einmal eine klare Uber­
sicht bekommen müssen! Diese hat man uns 
arrogant und überheblich bisher verweigert. 
(Abg. Pa y: 15 Jahre habt ihr es nicht gehabt!) 
Herr Abgeordneter Pay, der Herr Minister 
Prader hat 1966 einen ganz dicken zweibändi­
gen Situationsbericht über das Bundesheer 
dem Hause vorgelegt. Er wurde lange beraten, 
aber leider nicht beschlossen. (Abg. Pa y: Wir 
haben ihn noch!) Es erhebt sich natürlidl die 
Frage, wie man es besser machen kann. 

Wir sind nach wie vor für ein~ funktions­
fähige militärische Landesverteidigung. Wir 
stehen ehrlichen Bemühungen um ein Heraus­
kommen aus der Krisensituation unseres Hee­
res positiv gegenüber. Voraussetzung aber ist, 
daß es sich um eine ehrliche Anstrengung 
handelt, die auch wirksam ist. 

Der uns vorgelegte Mondl-Antrag erfüllt 
diese Forderung nicht. Auch das vorliegende 
Budget ist kein Weckruf in Richtung Hilfe für 
das Heer I Daher lehnen wir das Budget ab! 
(Beifall bei der OVP.) 

611 
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet Geist abgeht, was machen wir dann?) Den 
ist der Abgeordnete Kriz. ICh erteile es ihm. Geist haben wir, darüber brauchen Sie sich 

Abgeordneter Kriz (SPO): Hohes Haus! 
Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! 
Herr Abgeordneter Marwan-Schlosser, ich darf 
Ihnen jetzt etwas sagen: Kritiker der Landes­
verteidigung hat es und wird es in den freien 
Ländern der Welt 'immer g.eben. Aber was 
Sie hier heute gebracht haben - Sie sehen 
zu schwarz. Es ist ja klar, es liegt in der 
Natur der Sache, daß diese Hälfte schwarz­
reden, schwarzmalen, schwarzsehen muß. 
Aber das ist ja zutiefst schwarz, das nimmt 
Ihnen keiner mehr ab! (Abg. M a r w a n­
Sc h los se r: Die Wahrheit paßt euch nicht!) 

Es ist schon bedenklicher, wenn der Herr 
Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer, der leider 
jetzt nicht mehr da ist, bei allen möglichen 
Gelegenheiten immer wieder sagt, die öster­
reimische Verteidigungspolitik sei gescheitert. 
Wenn er da wäre, müßte ich ihm sagen, er irrt, 
er irrt gewaltig. 

Die Heerespolitik - Herr 'Minister Prader, 
jetzt an Sie ein Wort - war auch unter Ihnen 
nie den ,gegebenen Verhältnissen angepaßt. 
Wenn Sie, und erst zuletzt in Mautern, in 
meinem Bezirk, immer wieder von einem 
Pleitesystem sprechen - bitte, ich habe die 
Zeitungsnachrichten, wenn Sie glauben, daß 
es nicht wahr sein sollte, gebe ich Ihnen die 
Zeitung -, dann müssen Sie selbst, geschätz­
ter Herr Minister, vor der eigenen Tür kehren. 
Da gebe es meines Erachtens noch sehr viel 
Schutt wegzuräumen. 

Wir benötigen, und das haben wir immer 
wieder gesagt, für asterreich ein maßgeschnei­
dertes Bundesheer. Eine Armee, die nicht ver­
steinern will, muß sich der sie umgebenden 
und tragenden Gesellschaft, die sich wandelt, 
anpassen. Sie können sich darauf verlassen, 
ob Sie wollen oder nicht, me'ine Damen und 
Herren der OVP: Wir kommen mit der Heeres­
reform über alle Runden, und 'Wenn es zwölf 
Runden werden sollten! Es wird für die Wehr­
strategen der OVP (Zwischenruf des Abg. 
Marwan-Schlosser) - hören Sie gut 
zu, Herr Marwan-'Schlosser! - nicht einmal 
ein Punktes'ieg her.ausschauen, das kann ich 
Ihnen jetzt schon prophezeien! lJetzten Endes 
werden wir mit unserer Reform einen K.-o.­
Sieg· über Sie erringen. (Heiterkeit bei der 
avp.) Sie brauchen nicht zu lachen. Warten 
Sie ab, und dann werden 'Sie sehen! Darf ich 
mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten Feldmar­
schall Conrad von Hötzendorf ziti'eren, der 
einmal über das Wesen der militärischen Aus­
bildung sagte: "Der Inhalt steht über der Form, 
der Geist über der Materie, das Erziehen über 
dem Abrichten, die Uberzeugung über dem 
Zwang." (Ruf bei der avp: Aber wenn der 

nicht den Kopf zu zerbrechen. 

Ost u~d West suchen neue Wege für eine 
internationale Verständigung. Dies war nun 
klar erkennbar 'bei der jetz'igen Nahostkrise. 
Die Staaten des Warschauer Paktes haben 
unterrichteten Kreisen zufolge erst vor kUrZ'em 
in hier in Wien mit der NATO geführten 
Verhandlungen über den Truppenabbau in 
Mitteleuropa einen konkreten Plan für eine 
phasenweise Verminderung der Streit'kräfte 
von 1975 an vorgele,gt. Für unsere anerkannte 
immerwährende Neutralitätspolitik jene posi­
tive Begleiterscheinung, die wir nur begrüßen 
können. Es darf nicht übersehen werden, daß 
uns gerade die immerwährende Neutralitäts­
politik zur Landesverteidigung verpflichtet. 

Hohes Haus! Ich glaube, ohne Bereitschaft 
zu allen zumutbaren Verteidigungsaufgaben 
würde Osterreich die von ihm übernommene 
Verpflichtung verletzen. Jedem Kenner der 
Geschichte der Arbeiterbewegung kann nicht 
entgehen, daß Friedrich Engels bereits den rein 
militäri.sch-technischen Problemen größtes 
Interesse entgegengebracht hat. Auch unser 
hochgeehrter verstorbener Bundespräsident 
Körner, der 1934 in Generalsuniform vom 
Austrofaschismus eingekerkert wurde, wird 
uns stets ein Vorbild im militärischen Denken 
sein. 

Natürlich - und das wird von uns nicht 
bestritten -, in der Umstrukturierung ist der­
zeit unser Heer etwa bei einem Krisenfall nur 
bedingt einsatzfähig. Dies war aber auch unter 
Dr. Prader nicht viel besser, das muß ich 
Ihnen sagen, Herr Abgeordneter Marwan­
Schloss·er. 

Am 22. November hat hier im Parlament 
wieder ein Kontaktgespräch zwischen Abge­
ordneten und Soldaten des Bundesheeres statt­
gefunden. Und da möchte ich jetzt auf das 
antworten, was Sie hier gebracht haben hin­
sichtlich einer Hilfestellung von seiten des 
Bundesheeres bei Katastrophenfällen. Dabei 
wurde, offenbar in polemischer Weise, die 
seinerzeitige Teilmobilmachung als Grund da­
für angeführt, daß mit der Wehrdienstverkür­
zung die Bewältigung einer Hochwasserkata­
strophe nicht mehr möglich sei. Die Teilmobil­
machung, die bei der seinerzeitigen Hoch­
wasserkatastrophe in der Steiermark durch­
geführt wurde, geschah - jetzt hören Sie bitte 
gut zu - ausschließlich, um einmalig und 
erstmalig zu erproben, wie eine solche Teil­
mobilmachung funktioniert. Ohne weiteres 
hätte auch ohne Mobilmachung mit den be­
stehenden Pi-Kräften alles bewältigt werden 
können. ( Abg. M a r w a n - S c h los s er: 
Aber, aber!) Nicht haha! Das stimmt schon! 
Hiezu wären wie bei früheren gleichgelager-
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Kriz 
ten Katastrophen einige Pi-Verbände aus Nie­
derösterreich beziehungsweise Salzburg in den 
Katastrophenraum zu verlegen gewesen. 
Meine Herren! Dies geschah letztlich auch des­
halb nicht, weil zum damaligen Zeitpunkt bei 
der gegebenen Wetterlage auch im Donau­
raum mit einer gewissen Hochwassergefahr 
gerechnet werden mußte und die Möglichkeit 
bestand, daß man auch hrer die Wehrkräfte 
benötigte. 

Für den Katastropheneinsatz war und ist 
unser Bundesheer jederzeit einsatzfähig. Zum 
Beispiel - auch wenn Sie es nicht gerne hören, 
weil Sie ja alles nur zerreden - hat die 3. Pan­
zergrenadierbri,gade bei den Katastrophenein­
sätzen vor einigen Jahren unter erschwerten 
Bedingungen viel für die betroffene Bevölke­
rung getan, unter anderem 44 lebensnotwen­
dige Brücken gebaut. Sel'bst eingefleischte Geg­
ner müssen diesen Einsatz zur Rettung von 
Hab und Gut unserer Mitmenschen neidlos 
anerkennen. Ich hoffe, daß Sie das auch tun, 
Herr Abgeordneter Marwan .. Schlosser! 

Hohes Hausl Zurück zur Reform. Haben die 
Herren Abgeordneten der großen Oppositions­
partei schon vergessen, oder darf ich Sie daran 
erinnern, daß der jetzige Armeekommandant 
General Spannocchi dem damaligen Verteidi­
gungsminister Prader, der jetzt leider nicht 
mehr da ist, als wehrpolitischer Berater im 
Rahmen der "Aktion 20" 'zu verstehen gab, 
man bräuchte Jahre, um einige dringende Re­
formen durchführen zu können? Er kam bei 
Ihnen mit seiner Meinung nicht durch. 

Verlassen Sie sich darauf, unsere Zielset­
zung, die Heeresreform, wird gelingen. Bei­
spiele gibt es genug. Seien Sie beruhigt, wir 
haben echte Fakten. So hat die Unteroffiziers­
gesellschaft in ihrem Schreiben vom 10. Okto­
ber 1973 - ich habe das Schreiben hier -
sich zur Gänze hinter die Reform des Ministers 
gestellt und di'e enormen finanziellen Besser­
stellungen des Unteroffizierskorps besonders 
hervorgehoben und dafür dem Bundesminister 
die Goldene Verdienstplakette verliehen. Im 
Vorstand, das möchte ich besonders hervor­
heben, sitzt kein einziger Unteroffizier unserer 
Seite. 

Vor einigen Monaten konnten wir uns 
-- Ahgeordneter Pölz, Haas und ich - über­
zeugen, daß die 3. Panzergrenadierbrigade als 
Teil der Bereitschaftstruppe die ihr gestellten 
Aufgaben mit viel Geschick meistert. Also 
noch kein Koch als Panzerfahrer, wie manch­
mal von Ihnen behauptet wird. Sie verfügt 
über genügend Kaderpersonal, auch das 
möchte ich hier sagen, und wird vom Oberst 
des Generalstabes Maerker und seinem Offi­
zierskorps tadellos geführt. Er hat in seinem 
Verband die meisten längerdienenden Solda­
ten des Bundesheeres. Sein moderner Füh-

rungsstil gefällt den jungen Leuten, ein völlig 
neues Gefühl hat sie erfaßt, und sie haben 
Vertrauen - das unterstreiche ich ganz be­
sonders - zur österreichischen Bundesregie­
rung. Mit wenigen finanziellen Mitteln hat 
man Lehrsäle zu Licht- und Tonstudios umge­
baut, mit der Seh- und Hörmethode hat man 
nachgewiesenermaßen den größten Erfolg. 
(Zwischenruf des Abg. M a r w an -8 chI 0 s­
s er.) Herr Abgeordneter Marwan~Schlosser, 
Sie müssen ein bisserI lauter sein, ich höre 
Sie nicht, ein bisserl kräftiger! Als ehemaliger 
Soldat ein bisserl kräftiger! (Neuerlicher Zwi­
schenruf.) 

Militärische Lehrstoffe wurden entrümpelt. 
Uninteressant für den Präsenzdiener, wie sich 
Pulver zusammensetzt; unwichtig der Gas­
druck. eines Geschosses, den sowieso Präsenz­
diener und Soldaten nicht ändern könnten. 
Wichtig ist, daß der Mann weiß, wie sein 
Sturmgewehr richtig bedient wird. Er braucht 
auch nur jene Teile des Maschinengewehres 
kennen, die im Schießdienst und im Notfall 
notwendig wären. Hat man früher auf den 
Exerzierdienst besonderen Wert gelegt, so 
nach Ihrer Art und Weise, so werden bei 
dieser Brigade im ersten Monat 20, später 
noch weniger Stunden dazu verwendet. Dek­
ken, robben, das wird heute besonders im 
Exerzierdienst geübt, denn hier ist ein un­
mittelbarer Zusammenhang mit dem Ulberle­
ben im Krisenfall gegeben. Marschieren oder 
Geländedienst macht fit, daher ist das Ausbil­
dungsprogramm auf diese Punkte besonders 
ausgerichtet, auch unter erschwerten Bedin­
gungen. Alles in allem eine zielgerechte Aus­
bildung. 

Eine besondere Auszeichnung, meine Damen 
und Herren, für den zeitgerechten Führungs­
stil bei Berücksichtigung moderner Ausbil­
dungsmethoden dürfte sein, daß in den letzten 
zwei Jahren mehr als 20 Militärattaches, die 
in Osterreich akkrediert sind, diesem Teil der 
Bereitschaftstruppe einen offiziellen Besuch ab­
gestattet haben. Darunter waren Delegationen 
aus Amerika, der UdSSR, Frankreich, England, 
Brasilien, Südafrika und so weiter. 

Der Kontakt - das möchte ich ganz beson­
ders hervorstreichen - zwischen Offizieren 
und uns Abgeordneten ist einmalig und ohne 
größere Probleme. 

Durch die gute Zusammenarbeit ist es uns 
auch gelungen, 'Millionenbeträge aufzutreiben, 
damit ein weiterer Unterkunftstrakt in der 
Raa'b-Kaserne in Mautern gebaut werden 
kann. Sie sehen also, daß wir uns wirklich 
bemühen. Die Baugrube - hören Sie jetzt 
gut zu! - wurde noch unter dem seinerzei­
tigen Bundesminister Dr. Prader ausgehoben. 
Das erkenne ich neidlos an. Das ist noch ein 
Verdienst des Herrn Dr. Prader. Aber dann 
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konnte nicht mehr weitergebaut werden, weil 
auch unter Dr. Prader kein Geld da war, ob­
wohl man die Unterkünfte für die Soldaten 
dringend gebraucht hätte. 

In einiger Zeit werden wir ,so weit sein, 
örtlich und überregional wieder ·ein Verspre­
chen eingelöst zu haben, nämlich Kasernen 
aus dem Ballungszentrum einer Stadt ,in die 
Randgebiete zu verlegen. nie frei werdenden 
Räume werden der aus den Nähten platzen­
den Höheren Technischen Lehranstalt Krems 
zur Verfügung gestellt werden. 

Hohes Haus!Natürlich wird man in Zukunft 
den Dienst beim ,Bundesheer etwas lukrativer 
gestalten müssen. Da bin ich durchaus der 
Meinung des Herrn Abgeordneten Zeillinger. 

Bei den Bundesheerkontaktgesprächen im 
Parlament ist des öfteren von den Jungmän­
nern die Frage der Verlängerung des sonst 
üblichen Zapfenstreiches angeschnitten wor­
den. Persönlich gebe ich zu, daß man als junger 
Mann hie und da nach 22 oder 23 Uhr in die 
Kaserne kommen will. Eine Lösung würde sich 
insofern anbieten, als man etwa als Beloh­
nung für gute Leistungen den Jungmännem 
pro Monat einen Block mit Bewilligungsschei­
nen gibt, die zum Dberziehen des Zapfen­
streiches berechtigen. Beispiele gebe es deren 
noch viele. Global könnte man sie als Schul­
versuche in der Brigade bezeichnen. 

Meine Damen und Herren! Ich sage noch 
einmal: Die Umstrukturierung des Heeres ist 
dringend notwendig gewesen. Als Sozialdemo­
kraten weisen wir die seinerzeitige Äußerung 
des Herrn Abgeordneten Prader zurück, daß 
kein Krieg das Bundesheer mehr ruiniert hätte 
als diese Reform. Persönlich würde ich solche 
Äußerungen . von einer derart leichtfertigen 
Art nie ,in den Mund nehmen. 

Es kann uns dann nicht wundern, daß kleine 
Teile, aber sehr winzig kleine Teile von Offi­
zieren, die das Gestern nicht vergessen können, 
solche durch nichts zu beweisende Äußerun­
gen gerne aufgreifen und in abgeänderter 
Form wiedergeben. 

Ansonsten hätte .sich bei der Landestagung 
des Kameradschaftsbundes am 7. Oktober in 
Krems ein hoher Offizier in Uniform, der stell­
vertretende Militärkommandant von Nieder­
österreich, Oberst des Generalstabes Dadag, 
einer der -gewesenen Adjutanten des Herrn 
Bundesministers Prader, nicht die Feststellung 
erlauben können, das österreichische Bundes­
heer sei von der Regierung veJlkauft und ver­
raten worden. 

Vielleicht teilen Sie das dem Herrn Minister 
Prader einmal mit. Herr Minister Prader hätte 
sich solche Äußerungen nie g-efallen lassen. 
Welchen Niederschlag ein derartiger Aus­
spruch bei Minister Prader, bei seinen Herren 

und dem OAAB gefunden hätte, wage ich 
nicht auszusprechen. 

Ich muß· Sie aber, meine Herren, trotzdem 
allen Ernstes fragen: Ist es auch Ihre Meinung, 
daß ein hoher österreichischer Offizier, der als 
Ehrengast geladen ist, im Hinblick auf seinen 
abgelegten Eid zur RepU'blik Osterreicheine 
solche Erklärung ·abgeben darf? 

Meine Herren! Die Granaten, die Sie heute 
verschießen, werden, militärisch ausgedrückt, 
durchwegs Rohrkrepierer sein. Sie treffen da­
mit sich selbst - das hat heute schon Herr 
Abgeordneter Zeillinger gesagt -, die, die 
alles kr.itisieren, alles Positive, das geschehen 
ist, z·erreden wollen. Es gibt keinen Scherben­
haufen, Herr Abgeor.dneter Tödling - auch 
wieder nicht dal Kollege, sag es ihm bittel 

Ihre Meinung über militärische Fragen wird 
seitens Ihrer eigenen Funktionäre einer har­
ten Kritik unterzogen. Ich muß noch einmal 
darauf zurückkommen, d·amit man niCht glaubt, 
wir schießen uns nur auf den Abgeordneten 
Tödling ·ein. Man sollte das folgende einige 
Male sagen, damit irgendwo daraus Schlüsse 
gezogen werden. So haben im Heft 33 der 
Publikation "Horizont" vom September 1973 
Landessekretär Hermann Schützenhofer und 
Landesobmann Ing. Beder erklärt, Abgeord­
neter Tödling möge als OVP-Wehrsprecher 
sein Amt zurücklegen. Sie meinten unter ande­
rem, daß es für einen Wehrsprecher der zweit­
größten österreichischen Partei zuwenig sei, 
nur kurz vor oder nach einer Sitzung des 
Landesverteidigungsrates irgend 'etwas daher­
zureden und dann wieder für Monate in der 
Versenkung zu verschwinden. 

Stimmt nun, meine Herren von der rechten 
Seite, der Zwischenruf des Herrn Abgeordne­
ten Wodica, daß Herr Abgeordneter Tödling 
nicht einmal von Ihrer Partei als Wehrexperte 
gewünscht wird? Hohes Haus I Die Schwanen­
gesänge der OVP können weder die österrei­
chische Bevölkerung noch uns 'beeindrucken. 

Herr Abgeordneter Marwan-Schloss-er! Neh­
men Sie zur Kenntnis: Die Talfahrt ist zu 
Endel Die Herren Militärexperten der OVP 
sagen immer wieder, unter einer sozialisti­
schen Regierung gebe es keine einsatzbereite 
Truppe. 

Doch g'erade das Gegenteil ist der Fall. 
Dies beweist zum Beispiel die 3. Parrzerbrigade 
im Raum St. Pölten - Krems. 

Ich möchte Sie bitten, dem Herrn Klubob­
mann Koren zu sagen, daß ich nur mehr, Herr 
Abgeordneter Marwan-Schlosser, darauf 
warte, daß Herr Klubobmann Dr. Koren nach 
der heutigen für Sie wieder verlorenen Bud­
getschlacht Kapitel Landesverteidigung seinen 
Wehrexperten zuruft: "Vorwärts, Kameraden! 
Wir müssen zurück!" (Beifall bei der SPO.) 
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte mich 
mit der Frage beschäftigen, wie ernst oder 
wie wenig ernst die derz'eitige sozialistische 
Alleinregierung die Sicherheitspolitik der Re­
publik Osterreich nimmt. 

Dabei werde ich mich nicht der Terminologie 
der Osterreichischen Volkspartei bedienen, 
also nicht von der "Demontage" und der 
"Talfahrt" des österreichischen Bundesheeres 
reden. Ich werde mich dabei auch nicht der 
Zitate bedienen, die mein sozialistischer Vor­
redner verwendet hat, als er auf der einen 
Seite Conrad von Hötzendorf und auf der 
anderen Seite das militärische Paradestück der 
Sozialdemokratie der Ersten Republik, Gene­
ral Theodor Körner, 'bemühte. 

Ich möchte vielmehr die Frage, wie ernst 
es die sozialistische Alleinregierung mit der 
Sicherheitspolitik dieser Republik nimmt, mehr 
aus jenem Aspekt beleuchten, der aus dem 
Bericht ersichtlich wird, den der Bundesrat am 
27. Juni dieses Jahres der Bundesversamm­
lung der Schweiz unterbreitet hat. Richtig er­
scheint es mir, dabei von jenen E:rklärungen 
auszugehen, die Bundeskanzler Dr. Kreisky 
beim Amtsantritt der sOZlialistischen Allein­
regierung zum Thema Landesverteidigung ab­
gegeben hat. Ich beziehe mich auf die damalige 
Regierungs.erklärung und zitiere daraus: 

"Das gesamte Volk, welches im Falle einer 
Aggression in Mitleidenschaft gezogen werden 
würde, hat sich zu schützen, weshalb an der 
Verfolgung des weiteren Ausbaues einer Um­
fassenden Landesverteidigung festgehalten 
wird und die nötigen Vorsorgen getroffen 
werden. 

Nach der Grundkonzeption für die Landes­
verteidigung Osterreichs in den siebziger Jah­
ren wird die Bundesregierung jene legistischen 
Voraussetzungen schaffen, welche bei Fort­
führung der allgemeinen Wehrpflicht für eine 
wirksame Umfassende Landesverteidigung 
und auf dem militärischen Sektor für einen 
Schutz des Bundesgebietes erforderlich sind. 

Mit der Verabschiedung der Wehrgesetz­
novelle vom 15. Juli 1971 wurde der erste 
Schritt für ein den östeHeichischen Verhält­
nissen entsprechendes Wehrsystem und für 
die Einleitung einer tiefgreifenden Reform des 
Bundesheeres getan." 

Zum Zeitpunkt der Abgabe der gegenständ­
lichen Regierungserklärung waren wir Frei­
heitlichen auch der Meinung - und sind es 
heute noch -, daß mit der Wehrgesetznovelle 
1971 der erste entscheidende Schritt zur Ein­
leitung einer Gesamtreform des österreichi­
schen Bundes'heeres getan werden sollte. 

Man kann dem Regierungschef auch folgen, 
wenn er sich vorbehaltlos, wie es in der Regje­
rungserklärung vom 5. November 1971 der 
Fall war, für die Umfassende Landesverteidi­
gung aussprach. 

Meine Damen und Herren! Die Hälfte dieser 
Gesetzgebungsperiode ist abgelaufen, daher 
darf man doch sehr berechtigt .die Frage auf­
werfen: Was hat Bundeskanzler Dr. Kreisky 
von diesem Teil der Regierungserklärung vom 
5. November 1971 auf dem Gebiet der Umfas­
senden Landesverteidigung eingelöst? Hat der 
Regierungschef Wort .gehalten? Kann man sic:h 
auf die Aussagen verlassen, die die sozialisti­
sche Alleinregierung zu Fragen der Verteidi­
gungspolitik gemacht hat, oder gibt es hier 
eine bis zur Stunde nicht überbrückte Kluft 
zwischen Theorie und Praxis? 

Zu meinem Bedauern muß ich feststellen, 
daß in der Landesverteidigung die Kluft zwi­
schen Theorie und Praxis 'bis zur Stunde un­
überbrückt ist. Zu meinem Bedauern habe ich 
weiters festzustellen, daß -der erste ISchritt mit 
der Wehrgesetznovelle 1971 gesetzt wurde 
- durchgeführt wurde er auch mit den Stim­
men der freiheitlichen Abgeordneten -, daß 
aber dann Bundeskanzler Dr. Kreisky die Ein­
lösung seines Versprec:hens und die Realisie­
rung seiner Regierungserklärung bezüglich der 
Landesverteidigung bis zur Stunde schuldig 
geblieben ist. 

Ich muß in Fortsetzung des Gedankenaus­
tausches jetzt bei einer Situation anknüpfen, 
die mit 1. Jänner 1974 Realität wird. Niemand 
hat die sozialistische Alleinregierung genötigt, 
das große Kompetenzgesetz zum Beschluß zu 
erheben; aber dieses Gesetz ,ist nunmehr be­
schlossen. Es räumt dem Regierungschef, ich 
möchte bewußt nicht sagen, mehr Macht als 
bisher ein, sondern ordnet dem Bundeskanzler 
in einem bisher noch nicht dagewesenen Aus­
maß in der Zweiten Republik die Rolle des 
Koordinators im Kabinett zu. Und in diesen 
Koordinationsbereich wird ab dem 1. Jänner 
1974 auch die Umfassende, das heißt die ge­
samte Landesverteidigungspolitik und auch die 
gesamte SicherheitspoHtik fallen. 

Daher bin ich heute nicht zufri,eden, wenn 
bei der Debatte des Kapitels Landesverteidi­
gung der zuständige Ressortminister auf der 
Regierungsbank Platz genommen hat. Mir 
fehlt der Bundeskanzler, denn er ist für die 
Sicherheitspoliti'k im besonderen und für die 
Koordinationsfragen auf dem Gebiet der Ver­
teidigungspolitik in Zukunft auch im allge­
meinen zuständig und verantwortlich. 

Aus dieser Verantwortung möchte ich den 
Bundeskanzler bei der Debatte über die Lan­
desverteidi,gung nicht entlassen. Ich richte da­
her an ihn die Bitte, er möge kommen und 
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am weiter-en Verlauf der Debatte teilnehmen. 
Es werden nach mir noch weitere Abgeordnete 
das Wort ergreifen. Dr. Kreisky soll sich bitte 
anhören, -was die Abgeordneten 'zur Verteidi­
gungspolitik nicht nur dem Ressortminister, 
sondern auch dem Bundeskanzler der Republik 
zu sagen haben. (Beifall bei der FPO und bei 
Abgeordneten der OVP.) 

Nicht zuletzt gehe ich darauf -ein, weil es 
immerhin einen unüberhörbaren Akzent des 
Staatsoberhauptes vor einigen Wochen zum 
Thema Verteidigung gegeben hat, den kein 
Politiker überhören und übersehen konnte. Ich 
meine die Rede des Herrn Bundespräsidenten, 
die er anläßlkh der Ausmusterung der Leut­
nante in der Militärakademie Wiener Neu­
stadt gehalten hat. 

Im Rahmen dieser Rede forderte das Staats­
oberhaupt angemessene Mittel für die Vertei­
digung. Nun bitte ich sowohl den Herrn Bun­
desminister für Landesverteidi,gung, -im beson­
deren den Herrn Bundesminister für Finanzen 
und nicht zuletzt Herrn Bundeskanzler Doktor 
Kreisky, mir Antwort auf die Frage zu geben: 
Sind im Bundesfinanzgesetz 1974 im Sinne der 
Meinungsäußerung des Herrn Bundespräsiden­
ten angemessene Mittel für die Landesvertei­
digung enthalten? Darüber muß man debattie­
ren, wenn Bundespräsident Jonas bei einem 
wesentlichen Anlaß angemessene Mittel für 
die Verteidigung der Republik fordert. 

Ich möchte die Worte des Herrn Bundes­
präsidenten durch Zitierung des "Kuriers" in 
Erinnerung rufen: 

"Die Republik Osterreich werde ihre int-er­
nationale Vertrauensstellung nur dann be­
haupten können und selber ein -Faktor der· 
europäischen Sicherheit .sein, wenn ihre Ver­
teidigungsmaßnahmen zur Aufrechterhaltung 
ihrer Freiheit, Unabhängigkeit und militäri­
schen Neutralität keine Zweifel aufkommen 
lassen." 

"Die Mittel für eine derartige Politik, so 
führte der Bundespräsident weiter aus, müßten 
in einer Größenordnung, wie sie einem mili­

i tärisch neutralen Kleinstaat zumutbar sei, 
sicherg-estellt werden." 

"Bei allem Optimismus dürften die Oster­
reicher jedoch den Blick für Realitäten nicht 
verlieren: Begrenzte gewaltsame Auseinan­
dersetzungen, vielleicht in neuen Formen, 
seien noch immer möglich, wie dies die Gegen­
wart lehrt." 

Soweit die Meinungsäußerung des Herrn 
Bundespräsiden ten. 

Nun möchte ich mich nicht orientieren am 
Verteidigungsbudget der SChweiz, auch niCht 
arn Verteidigungsbudget Schwedens mit 
36 Milliarden österreichischen Schilling im 

Jahr 1973, aber doch ganz 'bewußt folgende 
Frage aufwerfen: Wie sieht denn die Rela­
tion der 5,8 Milliarden für die österreichisdte 
Verteidigung im Jahre 1974 zum Verteidi­
gungsetat der Schw-eiz und Schwedens aus? 
Ist das eine wirklich guten Gewissens zu ver­
antwortende Relation? - Ich bin der Mei­
nung, daß das nicht der Fall ist. Daher 1st auch 
von den präliminierten Beträgen her ein sehr 
'berechtigter Anlaß gegeben, zum V'erteidi­
gungsbudget des Jahres 1974 aus freiheitlicher 
Sicht nein zu sagen. 

Ich unters,treiche voUinhaltlich, was mein 
Fraktionskolleg·e Zeillinger zum Ausdruck ,ge­
bracht hat. Uns Freiheitlichen wäre ein Ja 
zum Kapitel Landesverteidigung als Opposi­
tionspartei viel lieber als -ein Nein zu dieser 
Haushaltsgruppe. Alber es liegt nun einmal 
an und in der Regierungspartei, daß sie ent­
weder nicht in der Lage oder nicht willens 
war, die Voraussetzungen für dieses Ja der 
Freiheitlichen zum Kapitel Landesverteidigung 
zu schaffen. 

Setzen wir den nächsten Schritt, dann wäre 
über jene interessante Vieranstaltung zu reden, 
die der Herr Bundeskanzler am Staatsfeiertag, 
dem 26. Oktober, unter der Themenstellung 
"Volk und Landesverteidigung" in die Wege 
geleitet hat. 

Ich habe mich durch die zeitliche F,estsetzung 
dieser Veranstaltung vom Herrn Bundeskanz­
ler etwas gefrotzelt gefühU. Weder der Ob­
mann der Osterr-eichischen Volkspartei noch 
der Obmann der Freiheitlichen Partei hatten 
an diesem Tag Zeit und Gelegenheit, an dieser 
interessanten Veranstaltung "Volk und Lan­
desverteidigung" teilzunehmen, die noch dazu 
vom Bundeskanzler der Republik veraI1S'taltet 
wurde. Der Nationalrat haUe am 26. Oktober 
in diesem Saal Gäste aus vielen Ländern Euro­
pas. Während wir an der Festsitzung im Hohen 
Hause teilnahmen, ließ sich der Herr Bundes­
kanzler durch die Frau Minister Firnberg ver­
treten. Auch wieder eine Frage, die in den 
unbewältigten Koordinationsbereich des Koor­
dinators Dr. Kreisky fällt. Aber wir hatten 
ja die Möglichkeit, di'e Aussagen nachzulesen. 

Ich will g-eme zugeben, daß die Aus.sagen, 
die der Bundeskanzler beim Seminar "Volk 
und Landesverteidigung" gemacht hat, auf­
schlußreich gewesen sind. AUerdings ist in 
dies.em Zusammenhang die Frag-e aufzuwer­
fen, inwiewei,t Dr. Kreisky selbst Konsequen­
Zlen aus seinen eigenen Schlüssen z.ieht. 

Zuerst meinte der Bunde-skanzler in seinem 
damaligen Vortrag: 

"Will man sich also der Idee der Landes­
verteidigung in real-er Weise nähern, dann 
muß erst einmal Klarheit darüber geschaffen 
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werden, daß sie trotz der ungeheuren techno­
logischen Entwicklung Sinn hat." 

Ich hoffe, daß der Bundeskanzler und die 
Bundesregierung sich darüber im klaren sind, 
daß "trotz der ungeheuren tedmologischen 
Entwicklung" die Landesverteidigung für 
einen neutralen Staat "einen Sinn" hatl 

Unter der richtigen Annahme, daß diese 
Erkenntnis in der Bundesregierung obwaltet, 
wäre dann der nächste Schritt der, daß di'e 
Bundesregierung eine ,entsprechende Uberz'eu­
gung durch Aufklärung in der Bevölkerung 
weckt. Diese Uberzeugung zu schaffen ist wie­
derum Aufgabe der Bundesregierung, und nie­
mand kann und wird der Bundesregierung 
diese Aufgabe a'bnehmen. 

Weiter führte der Bundeskanzler in diesem 
Vortrag aus: 

"Unsere Landesverteidigung im speziellen 
Fall hat auch die Aufgabe, in Zeiten der Un­
ruhe und Unsicherheit .in der Umgebung Oster­
reichs, sollten säe bedauerlicherweise eintre­
ten, die Republik auch dann, wenn sie nicht 
unmittelbar betroffen ist, ,gegen solche Ent­
wicklungen abzuschirmen. 

Und schließlich ist die Bereitschaft der Lan­
desverteidJigung ein Korrelat zur Neutralitäts­
politik." 

Da dürfen wir wieder beim Bundeskanzl'er 
selbst anknüpfen und fragen: Wie weit ist 
das Werk nun gediehen? Inwveweit hat der 
Regierungschef die Regierungserklärung in 
diesem Teil realisiert? 

Wenn wir das Dilemma vereinfacht, aber 
sicherlich wahr ausdrücken, dann steht ·auf 
der einen Seite die unfertige Bereitschafts­
truppe, und auf der andeflen Seite ist der Weg 
zur Landwehr lang, weit und beschwerlich. 

Meinem Eindruck nach, Herr Bundesmini­
ster, sind, was die Landwehr anbelangt, zwei 
kostbare Jahr'e verlorengegangen, die Sie 
nicht einbringen können. Der Silberstreif 
Landwehr wird frühestens im Jahre 1977 am 
Horizont erscheinen, wenn nichts Unvorher­
gesehenes dazwischenkommt und wenn ande­
rerseits der Aufbau der Bereitschaftstruppe 
so abrollt, wie er vom Armeekommando ins 
Auge gefaßt wurd,e. 

Nun bestätigte ja der Bundes'kanzler in 
seinen wei,teren Ausführungen vom 26. Okto­
ber 1973 gerade das, was ich eben sagte, 
wenn er in dem zitierten Vomrag fortfuhr: 
"Hi'er scheint mir nun ein wichtiger politischer 
Aufklärungsprozeß notwendig zu sein, der frei 
von militärischem Geist gehalten werden muß, 
um erfolgreich zu sein." 

Einverstanden bin ich mit dem Aufklärungs­
prozeß, nur gibt es zwei Lesarten für diese 
Passage: 

Ich habe hier vom Flleisein "von militäri­
schem Geist" gelesen, verschiedenen Zeitun­
gen entnahm ich aber das Freisein von "mili­
taristischem Geist". Ich nehme an, daß der 
Bundeskanzler falsch wiedergegeben wurde 
und daß er vermutlich von militaristischem 
Geist sprach. Denn eine überzeugende Auf­
klärung über Landesverteidigung frei "von 
militärischem Geist" wird einer sozialistischen 
Alleinregierung nie und nimmer gelingen. 

Nun sollen nach Ankündigung des Bundes­
kanzlers "Modellveranstaltungen", wie er sie 
am Staat,sfeiertag durchgeführ,t hat, in V'er­
schiedenen TeUen der Republik zur Aufklä­
rung der OffentIichkeLt durchgeführt werden. 
Ich habe -dagegen nichts einzuwenden, aber ich 
werfe die Frage auf, wie breit dann der Auf­
klärungsprozeß sein wird, den der Bundes­
kanzler mit solchen Mo.dellveranstaltungen zu 
erreichen beabsichtigt. 

Ein heute schon zitierter Satz, den ich wi,e­
derholen möchte, ist folg,ender aus der Kreisky­
Rede vom 26. Oktober 1973: 

"Nur dann, wenn Osterreich eine gute Hei­
mat für alle seine Bürger ist, wird es dieses 
hohe ,Maß an Verteidigungsbereitschaft 
geben." 

Ich stehe unter dem Eindruck, .daß Oster­
reich eine gute Heimat für alle seine Bürger 
ist. Aber die Verbesserung de,r Effizienz unse­
rer Armee wird nicht al1ein von der "guten 
Heimat o.sterreich" abhängen, sondern davon, 
was die Bundes!1egierung zur Stärkung der 
Verteidigungskraft der Republik zu unterneh­
men beabsichtigt. 

Dr. Kreisky schloß dann in seinen Vortrag 
vom 26. Oktober 1973 folgende Passage ein: 
"Die Bundesregi.erung wird sich dafür ein­
setzen, daß die Grundsätze der Landesvertei­
digung in unserer Bundesverfassung veran­
kert werden, und sie ist bereit, dem Parlament 
eine Entschließung vorzuleg,en, die diese 
Grundsä,tze konkretisiert.·· 

Wie lang redet Dr. Kreisky von der ver­
fassungsmäßi.gen Verankierung der Umfassen­
den Landesverteidigung! Als wir Freiheit­
lichen sie in di,esem Hause schon vor einem 
Jahrzehnt vertreten haben, hat man sie von 
Regierungsseite "nicht einmal ignoriert". Spät 
hat Bundeskanzler Dr. Kreisky die These der 
Verankerung der Umfassenden Landesvertei­
digung in der Bundesverfassung übernommen. 
Bis heut,e ruht sie im Schoß des Landesvertei­
digungsrates, und bis 'heute ist sie nicht zum 
Gesetzesbeschluß erhoben worden! Somit habe 
ich das Arbeitstempo zu kritisieren, und für 
das Arbeitstempo des Landesverteidigungs­
rates ist nicht der Bundesminister für Landes­
verteidigung, sondern in erster Linie der Vor-
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sitz,ende des Landesverteidigungsmtes, der 
Bundeskanzler selbst, verantwortlich. (Beifall 
bei deI FPO.j 

Ich richte vor allem an die Abgeordneten 
der sozialistischen Fraktion die Bitte, dieser 
von uns Freiheitlichen vertretenen und von 
Dr. Kreisky nun selbst übernommenen These 
der v,erfassungsmäßigen Verankerung der Um­
fassenden Landesverteidigung in den weiteren 
parlamentarischen Verhandlungen den gebüh­
renden Raum einzuräumen, und zwar jenen 
gebühI1enden Raum, den sie von dren Aspekten 
der Sicherheitspolitik her hat. 

Wenn ich von der militärischen Landesver­
teidigung ausgehend versuche, zum Gesamt­
komplex der Sicherheitspolitik vorzudring,en, 
dann komme ich zu einern für mich persönlich 
nicht hefriedigenden Ergebnis dahingehend, 
daß die Sicherheitspolitik diesler sozialistischen 
Alleinregierung eine sehr asystematische, eine 
partielle und nicht eine auf ein Gesamtkon­
zept ausgerichtete ist. 

kratischen Staates, die im Schweizer Sicher­
heitsbericht aufgestellt worden sind, könnten 
wir unbesehen für Osterreich übernehmen, 
wenn sich der Landesverteidigungsrat und der 
Landesverteidi.gungsausschuß 'endlich einmal 
Ze'irt nehmen würden, sich mit diesen Proble­
men eingehend aus:einanderzus'etzen. 

Da der Bundeskanzler nicht anwesend ist, 
richte ich an Sie, Herr Verteidigungsminist,er, 
die Bitte, die Forderung der ffleiheitlichen Ab­
geordneten weiterzuleit,en, die sozialistische 
Alleinregierung möge im Sinne des BeriChtes 
des Bundesrates an die Bundesversammlung 
über die Sich,erheit der Schweiz zum raschest­
möglichen Zeitpunkt einen ähnlichen Bericht 
dem Nationalrat vorleg,en, in dem die Bundes­
regierung die Grundsätze der Sicherhei.tspoli­
tik für die Republik Osterreich darlegt. Wenn 
sie dabei der Hilfe und Unterstützung der 
freiheitlichen Abgeordnet,en bedarf, so werden 
wir diese Untersd:ützung ,gern gewähren. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Prasident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
Es wäre zu empfehlen, daß der Kanzler den ist der Abgeordnete Dr. Pr ader. Ich erteile es 

zuständigen Ministern der Schweiz eiIl!en Be- 'ihm. 
such macht, um dort jene Erfahrungswerte für 
Osterreich zu nützen, di,e in der Eidgenossen­
schaft in Jahrzehnten auf dem Gebiet der Um­
fassenden Landesverteidigung ,erarbeitet wor­
den sind, die immer wieder überarbeitet wur­
den und die am 27. Juni dieses Jahres einen 
neuerlichen Niederschlag im Bericht des Bun­
desrates an die Bundesversammlung über die 
Sich!erheitspolitik der Schweiz g,efunden haben. 
Man könnte die Grundsätze, di,e im Sicher­
heitsbericht der Schweiz enthalten s'ind, zum 
großen Teil für das neutrale Osterreich über­
nehmen. Ich habe noch nie ein Dokument über 
Sicherheitspolitik gel'esen, das in solcher 
Offenheit die Grundsätze darlegt, nach denen 
die Sich,erheit der Schweiz gewährleistet wer­
den soll. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte eingangs wie mein Vorredner, der 
Klubobmann der Freiheitlichen Partei, mein 
Bedauern zum Ausdruck bringen, daß der Herr 
Bundeskanzler dieser Debatte nicht beiwohnt. 
Mit 1. Jänner des kommenden J.ahres tritt ja 
eine neue Situation gemäß den Kompetenz­
bestimmungen des neuen Ministeriengesetzes 
insofern ein, als dem Herrn Bunldeskanzler 
nun die Koordinationskompetenz in bezug auf 
die Umfassende Landesverteidigung zugeord­
net wird. Wenn das das Entree und der Beginn 
dieser neuen Aufgabenstellung ist, so eröff­
nen sich sehr wenig positive Zukunftsperspek­
tiven. Ich hoffe nicht, daß sich in dieser Absenz 

. . . die Wertschätzung des Herrn Bundeskanzlers 
Et~as, H~rr BundesmInIster, was m Ihren, ausdrückt die er den Problemen der Umfas-

BereIch und m den des Herrn Generaltruppen- ' . . . 
. kt . ht . d' A d' senden Landesverteidigung entgegenbnngt. lnspe ors ,rele ,sm Jene ussag'en, 1e 
Generalstabschef Visch!er in aller Offentlich­ Es wurde in der letzten Zeit vielfach darüber 
keit auf Grund der Eindrücke und Erfahrungs- debattiert, wem der Vorrang zu gebühren 
werte gemacht hat, die der Schweizer General- hätte. Immer mehr konnte man durchhören, 
stab anläßlich der Entwicklungen im letzten daß man von der Regierungsseite eine gute 
Nahostkrieg gesammelt hat. Die bekannten Außenpolitik als die beste Verteidigungspoli­
drei Interviews Vischers in der "Weltwoche" tik ansehe, weshalb ihre daher in allen Be­
unter dem Titel "Krisenmanagement zwischen reichen die Priorität bei diesem wichtigen 
Krieg und Frieden", "V:erteidigungskonzeption Staats anliegen zukäme. 
der Schweiz durch die Nahostereignisse erhär­
tet", und "Die billigste Landesverteidigung 
ist j>ene, die z,eitgerecht und umfassend vor­
bere'itet ist .. , diese drrei Interviews des Eid­
genössischen Generalstabsch·efs sind eine 
Fundgrube für wertvolle Anregungen auf dem 
Gebiet der Sicherheitspolitik. Die Grundsätze 
für die Selbstbehauptungeines kleinen demo-

Wenn Sie meine Meinung und auch die 
Meinung der Osterreichischen Volkspartei 
dazu hören wollen, so ist das eine vorn ande­
ren nicht zu trennen. Ja es ist sogar - um es 
umgekehrt zu sagen - eine gute und vorbe­
reitete Verteidigungspolitik auch eine hervor­
ragende Grundlage zur Ermöglichung einer 
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guten Außenpolitik, im besonderen wenn es 
sich um die Außenpolitik eines neutralen Staa­
tes handelt. 

Was aber die gute Außenpolitik anlangt, 
liefert uns der heutige Tag doch Material, 
das in seiner Ungeheuerlichkeit vielleicht noch 
gar nicht so richtig zum Bewußtsein gekom~ 
men ist. 

Ich habe die "Arbeiter-Zeitung" vom 11. De­
zember vor mir. Hier ist auf der ersten Seite 
angeführt: "Kreisky für Palästinenserstaat" . 
Wiedergegeben wird ein Interview, das der 
Herr Bundeskanzler am Montag einer ägyp­
tischen Tageszeitung, die hier genannt ist, 
gewährt hat und worin er vor allem die frie­
densbezogene Tätigkeit des ägyptischen 
Staatspräsidenten besonders würdigt. 

Weiter heißt es in diesem Artikel: "Im 
Nahen Osten habe sich die Lage nach dem 
Oktoberkrieg geändert. ,Der israelische Mili­
tarismus wird nicht mehr lange dauern kön­
nen.' Das Palästinenserproblem kann nach 
Kreisky nur durch die Gründung eines palä­
stinensischen Staates geregelt werden, zu der 
die ganze Welt beitragen müsse. Er glaube, 
Frau Golda Meir sträube sich dagegen, aber" 
- unter Anführungszeichen - " ,sie wird sich 
dem nicht in alle Ewigkeit widersetzen kön­
nen', fuhr der Kanzler fort." 

Ich muß sagen: Das ist eine Ungeheuerlich­
keitl Das ist eine ungeheuer diffizile Angele­
genheit, und der, der das gesagt hat, ist der 
gegenwärtige Regierungschef der österreichi­
schen Bundesregierung. Er hat in einer derart 
heiklen Angelegenheit - und diese Meinung 
muß ja entstehen - die außenpolitische Kon­
zeption der Republik tJsterreich damit fest­
gelegt! 

Ich bin viel zuwenig sacherfahren und sach­
kundig, um mir dazu persönlich ein Urteil 
bilden zu können. Die Bedeutung dieser Frage 
aber, Erklärungen in dieser Richtung abzu­
geben, um unter Umständen wieder eine 
selbstherrliche Ortstafelsituation zu schaffen 
- diesen Konflikt haben wir bis heute noch 
nicht bewältigt! -, das ist etwas, was hier 
festgehalten werden muß. Und in einer solch 
entscheidenden Frage ist auch nicht nur der 
geringste Kontakt oder die geringste Zusam­
menarbeitsbereitschaft mit den Oppositions­
parteien vorhanden gewesen! (Zustimmung 
bei der OVP.) 

So kann man die Dinge nicht machen! Man 
kann nicht, wenn ein Malheur entsteht, dann 
wieder an die Bereitschaft der Opposition 
appellieren, aus staatspolitischen Gründen die 
Regierung in allen diesen Handlungen abzu-

decken. So geht das nicht! Wir möchten daher 
heute schon die Alleinverantwortlichkeit 
- auch in dieser Frage - klar herausstellen. 
Ich bin nur neugierig, wie der Herr Außen­
minister, der eigentlich zur Federführung in 
der Außenpolitik berufen wäre, nun zu die­
sen Dingen Stellung nehmen wird. 

Nun zu einigen Bemerkungen, die hier ge­
macht wurden. Der Herr Abgeordnete Stei­
ninger hat heute als erster Debattenredner der 
SPtJ das Wort ergriffen. Er ist momentan auf 
"Erholung". Der Herr Abgeordnete hat das 
bekannte Schlagwort ... (Zwischenrufe bei der 
SPO.) Immerhin ist die Präsenz bei uns 
wesentlich besser als auf Ihrer Seite. Ich stelle 
das fest. (Zustimmung bei der OVP.) Sie hät­
ten ja eigentlich das Budget zu vertreten und 
zu vertetdigen. Das ist aber nur als Rand­
bemerkung gedacht. 

Herr Abgeordneter Steininger hat wieder 
vom sogenannten Leerlauf gesprochen. Ich 
glaube nur: Die Rede, die er heute gehalten 
hat, war bereits vor dem Regierungsantritt 
Ihrer Regierung konzipiert, denn die Passagen, 
die darin verwendet wurden, deuten sehr klar 
in diese Richtung. 

Er hat auch das Wort "Leerlauf" erwähnt. 
Es hätte ihm aber besser getan, darüber zu 
schweigen. Es ist richtig: Es gibt jetzt keine 
"Leerlaufsoldaten" mehr; es gibt nur noch 
"Systemerhalter"; das ist ein sehr schöner, 
hervorragender Ausdruck, der allerdings umso 
deutlicher klarmacht, worum es dabei geht 
und was Sie in der Vergangenheit kritisiert 
haben und jetzt nach Ihrem System umso 
weniger zu bewältigen in der Lage sind. 

Vielleicht - ich hätte das gerne dem Herrn 
Abgeordneten Steininger gesagt und expli­
ziert - läßt er sich einmal die Unterlagen aus 
dem Verteidigungsministerium geben - ich 
nehme an, es wird ihm dazu Zutritt geboten -, 
aus denen ersichtlich ist, daß gegenwärtig. 
22.000 Jungmänner bei einem Gesamtrekru­
tenkontingent von 40.000 als "Nur-System­
erhalter" benötigt werden mit einer Ausbil­
dungszeit von knapp vier Wochen. Das heißt, 
mehr als die Hälfte des gesamten Rekruten­
kontingentes wird gegenwärtig nur zu Leer­
lauftä tigkei ten eingesetzt. 

Wie "groß" war Ihre Rede, in der Sie immer 
kritisiert haben, daß die Soldaten Kartoffel 
schälen müssen, statt zu exe~zieren und 
Waffenübungen zu machen. Sie schälen heute 
noch immer! Und wenn sie nicht schälen, gibt 
es nur eine Alternative: Da müssen die Sol­
daten die Kartoffeln ungeschält essen. (Hei­
terkeit.) 

91. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 115

www.parlament.gv.at



8910 Nationalrat XIII. GP - 91. Sitzung - 11. Dezember 1973 

Dr. Prader 
Wo ist nun die Durchführung Ihrer Rezep­

tur, in der Sie völlig richtig vorgeschlagen 
haben, daß das ja den Soldatep. abgenommen 
werden müßte, daß man Zivilpersonal einstel­
len müßte, um diese Leerlauftätigkeiten hint­
anzuhalten. 

Was ist in dieser Richtung geschehen? Wie­
viel Zivilpersonal haben Sie? Wissen Sie, wie­
viel Zivilpersonal Sie brauchen würden? -
Sie würden über 22.000 neue Zivilbedienstete 
brauchen! Das bedeutet in Ihrem Dienstposten­
plan 22.000 zusätzliche Dienstposten! - So 
schauen die Dinge in Wahrheit ausl (Der 
Prä s i den t übernimmt den Vorsitz.) 

Wie praktizieren Sie die Gegebenheiten 
nun? Eines hat er auch noch nidlt mitge­
kriegt, daß nämlich die Verkürzung der Wehr­
dienstzeit den Leerlauf nicht behebt, sondern 
ihn potenziert und daß außerdem - idl be­
dauere, daß diese Kenntnis fehlt - die Dauer 
des Wehrdienstes nur zu einern Teil in 
bezug auf die Ausbildung entscheidend ist, 
zum anderen Teil aber die Stärke der präsen­
ten Armee von der Dauer der Dienstzeit ab­
hängt. Deswegen haben Sie keine Präsenz, 
weil das System, das das neutralisieren sollte, 
nämlich die Ergänzung durch eine Berufs­
armee, nicht stimmt. Sie haben weder eine 
Berufsarmee, noch haben Sie alle diese Vor­
aussetzungen! Daher kann eine sechsmonatige 
Dienstzeit nicht funktionieren! 

Da können Sie reden, soviel sie wollen. Das 
sind die Fakten! Wir setzen uns gerne mit 
Fakten auseinander, nicht mit irgendwelchen 
Schalmeien und Angaben. Das möchte ich 
Ihnen hier sehr deutlich gesagt haben. 

Weil genüßlich gewisse Stellungnahmen der 
steirischen Jungen Volkspartei heute hier wie­
der zitiert oder angeklungen sind: Ich würde 
am besten darüber schweigen. (Abg. 
Wo d i c a: Sie haben auch alle Ursache!) Er­
innern Sie sich an Ihre Jusos mit der Ver­
gesellschaftung der Privatautos. Ich glaube, 
gerade Sie haben auf diesem Gebiet so viel 
geboten, daß die Osterreichische Volkspartei 
oder die Jugend der Volkspartei gar nicht 
in der Lage ist, das alles aufzuholen, was Sie 
permanent in diesem Bereich produzieren. 
(Zustimmung bei der avp.) 

Außerdem haben sie zu der Vergesellschaf­
tung der Autos nur etwas kalmierend gemeint, 
es sei ja schließlich das Recht der Jugend, eine 
Meinung zu haben. Wir dürfen gnädigst bit­
ten: Billigen Sie auch der Jugend, die Ihnen 
nicht nahesteht, diese Meinungsfreiheit zu. 
Das möchte ich dazu deutlich gesagt haben. 
(Abg. Dr. Sc h r a n z: Zitieren dürfen wir doch 
11och!) Was haben Sie gesagt? Ich bin sehr 

begeistert über Zwischenrufe, nur muß ich 
sie verstehen, sonst kann ich nicht antworten. 
(Abg. Dr. S c h r a n z: Zitieren dürfen wir sie 
doch! - Abg. 0 f e n böe k: Da werden wir 
doch gar nicht fertig, wenn wir die Jusos 
zitieren!) Es ist ja gar nicht ums Zitieren 
gegangen. Sie haben uns ja in einem öffent­
lichen Appell aufgefordert, ihnen das zu ver­
bieten, sie zum Widerrufen gewisser Dinge 
zu bewegen. Das war Ihre Stellungnahme. Das 
hat mit einem Zitat gar nichts zu tun! 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat in 
bezug auf die Ausführungen meines Kollegen 
Tödling im Sommer dieses Jahres in gekonn­
ter Demagogie unerhört kühne Kombinatio­
nen hier vor diesem Haus vertreten. Er hat 
das, was Tödling gesagt hat, in ein Wehr­
konzept der Osterreichischen Volkspartei, in 
einen Standpunkt der Oste:rreichischen Volks­
partei umfunktioniert, und gemeint: Selbst er, 
der sich große Redefreiheit zubillige, würde 
sich nicht getrauen, solche Erklärungen ohne 
Genehmigung des freiheitlichen Klubs hier 
abzugeben, und er nehme an, daß selbstver­
ständlich das auch auf einer Zustimmung des 
Klubs der Osterreidlischen Volkspartei be­
ruhe. 

Herr Abgeordneter Zeillinger! Ich bin gar 
nicht der Auffassung, daß das Konzept, das 
Tödling vorgeschlagen hat, günstig und richtig 
ist. Aber es sind Elemente, die überlegens­
wert sind, drinnen. Daß eine im Umbau be­
findliche Armee unter Umständen gewisse 
Regenerationszeiten benötigt, um sich zu for­
mieren und um sich auf die neue Aufgabe hin 
bereitzustellen - das ist ein Element, das 
überlegenswert ist. Eines ist uns vielleicht 
auch gestattet: Daß man gewisse Auffassun­
gen zur Uberlegung und damit zur Debatte 
stellt. Das möchte ich Ihnen gerne dazu sagen. 

Der Herr Abgeordnete Kriz hat, sehr zu 
meinem Bedauern, den Fall aus Krems hier 
wiedergegeben, nämlich die Aussage und die 
Rede des Herrn Obersten Dadag. Man mag 
zu den Dingen stehen und sie anfassen, wie 
man will, aber gegen eines werden wir uns 
wehren: daß hier verschiedene Maßstäbe, sehr 
verschiedene Maßstäbe angelegt werden. 
(Abg. Kr i z: Wieso verschiedene Maß­
stäbe? - Abg. 0 f e n bö c k: Weiterreden 
lassen!) Ich fordere Sie auf: Lesen Sie sich 
die Protokolle dieses Hohen Hauses durch i 
die Protokolle allerdings aus der Zeit, in der 
Sie sich in diesem Hohen Haus in Opposition 
befanden. Damals haben Sie die Offiziere auf­
gefordert, ihre Meinung zu sagen, ohne Rück­
sicht auf das politische System, ohne Rück­
sicht auf den Minister und ohne Rücksicht 
darauf, ob sie damit gut oder schlecht bei 
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ihren Vorgesetzten ankommen. Das war Ihre 
Aufforderung, Herr Abgeordneter Krizl (Zu­
stimmung bei der OVP.) Daher: Entweder blei­
ben Sie dabei oder nicht! Das möchte ich hier 
in aller Deutlichkeit klargestellt haben. (Abg. 
Li b a 1: Da hat sich keiner getrautf) Ahal 
Ich weiß nur nicht, wieso Sie dann hier diese 
Stellungnahme genüßlich verlesen und die 
einzelnen, die damals eine sehr harte Kritik 
geübt haben, außerordentlich belobigt haben. 
Das möchte ich Ihnen ins Stammbuch schrei­
ben: Wir werden nicht zusehen, daß Sie da­
mals so gesprochen, daß Sie damals diese 
Dinge als Idealzustand hingestellt haben und 
jetzt einen solchen Standpunkt von diesem 
Rednerpult aus produzieren. Das ist nicht 
möglich! (Zustimmung bei der OVP.) 

Das kommt mir so vor - um auf das 
zurückzuschalten, was ich eingangs schon ge­
sagt habe - wie die immerhin sehr bedeut­
samen Erklärungen des Herrn Bundeskanzlers 
in bezug auf die Palästinenserfrage. Da kennt 
sich dann auch keiner mehr aus. 

Ich weiß nicht, wie das eigentlich ist. Es 
hat ja eine ohnedies in Diskussion gestandene 
Unterschriftenkurrende zugunsten der Israeli 
gegeben, die vom Herrn Präsidenten des Hau­
ses, vom Herrn Dritten Präsidenten des Hau­
ses und - soviel ich weiß - auch vom Herrn 
Zweiten Präsidenten des Hauses sowie von 
vielen anderen auch unterzeichnet wurde. Wie 
stimmt denn das jetzt eigentlich zusammen? 

Das sind Erscheinungsformen, die die öster­
reichische Politik disqualifizieren. Das sind 
vor allem Erscheinungsformen, die Ihre Regie­
rungspolitik disqualifizieren und als das hin­
stellen, was sie tatsächlich ist: unbrauchbar 
für dieses Land und schädlich für dieses Land! 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. K r i z: 
Sie vermischen Apfel und Birnen! - Abg. 
Dr. G r u b er: Jetzt wissen wir endlich, wer 
Lütgendorf ablöst: der Kriz wird es tun! -
Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Hohes Haus! Ich nehme an, es war Zufall, 
daß am 23. November dieses Jahres zwei 
Darstellungen über die sozialistische Wehr­
politik in der Presse ersmienen sind, und 
zwar ein Artikel in der "Kronen-Zeitung" und 
einer im "Kurier", der ja nach Ihrem Presse­
flugblatt nun mit auserwählt ist, die Regie­
rung Kreisky stürzen zu helfen. Sie haben 
ihn zwar heute wieder in Ihrem Sinne zitiert. 

Am 23. November - man könnte das Datum 
etwa als Vorabend der Budgetdebatte und 
auch als Vorabend der Debatte über das 
Kapitel Landesverteidigung in diesem Haus 

nennen - erschienen diese Artikel. Sie sind 
natürlich durchdacht, klug projiziert, richtig 
disponiert als Rechtfertigung und Erfolgsmel­
dung der sozialistischen Verteidigungspolitik 
und natürlichaudl um darzutun, wie sdllecht 
es früher war. 

Für die Strategie habe ich absolut poli­
tisches Verständnis. Kein Verständnis habe 
ich aber für Unwahrheiten und manipulierte 
Darstellungen. Eine solche Verhaltensweise 
ist auch einer Regierungspartei unwürdig. Ich 
werfe sie nicht den Artikelschreibern vor, 
aber den Informanten. Ich mödlte das sehr 
klar sagen. 

Das ist ungefähr das gleiche Vorgehen, das 
Sie jetzt anscheinend allgemein an den Tag 
legen und wofür die Rede Ihres Zentralsekre­
tärs, des Herrn Abgeordneten Marsch, gerade­
zu ein Prototyp war, wie Sie sich jetzt in 
politischen Auseinandersetzungen zu bewe­
gen gedenken. Das spiegelt sich in Ihrer gan­
zen Propaganda wider. Sie geben sehr viel 
Geld aus, um Ihr Gesidlt aufzupolieren - ich 
gebe zu, daß wir mit gleich viel Geld Ihnen 
nicht entgegenwirken können -, aber was 
hier geboten wird, widerspricht meines Er­
achtens der politischen Fairneß. 

In dieser Flugschrift - ich nehme an, Sie 
kennen sie; ergänzend muß hinzugesagt wer­
den, daß sie von fachkundigen Leuten ge­
macht wurde - steht unter anderem: Heirats­
beihilfe von 15.000 S bei erstmaliger Heirat. 
Diese Beihilfe wird kurz nach der Eheschlie­
ßung ausbezahlt. Die OVP verteidigte das 
ungeredlte System der Steuerabschreibungen. 

Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Es wurde bereits einmal darauf hin­
gewiesen, welchen Standpunkt wir einnah­
men. Wir haben die Wahlmöglidlkeit empfoh­
len: entweder den Bezug des Geldes in Natur 
oder, wenn es in einem Fall günstiger ist, die 
Möglichkeit, diesen Betrag durch Steuerabzug 
zu konsumieren. So sind die Fakten. (Abg. 
Dr. Sc h r a n z: Aber nur 10.000 SI) Und nie­
mand von Ihnen kann mir erzählen, er hätte 
nicht gewußt, daß das unser Standpunkt ist. 
Trotzdem schreiben Sie das in diese Flug­
schrift. (Unruhe bei der SPO.) 

Ich wiederhole daher: Langsam lassen Sie 
überhaupt jede politische Fairneß vermissen, 
die aber zu der Grundstrategie einer Demo­
kratie und einer demokratischen Partei ge­
hören sollte. Das ist Ihr Stil! 

So wurde es auch bei der Verteidigungs­
politik gemacht, etwa nach dem seinerzeitigen 
Goebbels-Spruch: Wenn es auch falsch ist 
- wenn man es oft sagt, glauben es die 
Leute trotzdem!, verbunden mit dem Ver-
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trauen auf die Sachunkenntnis vieler Leute 
und die nicht mögliche Unterscheidung und 
Abwägung der einzelnen Standpunkte. 

Das charakterisiert aber, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren von der Regie­
rungspartei, Ihr schlechtes Gewissen und vor 
allem auch Ihr Wissen um Ihre Fehlleistung, 
denn sonst hätten Sie solche Methoden nicht 
notwendig. (Ruf bei der SPO: Als Ex-Vertei­
digungsminister müßten Sie den Mund nicht 
so voll nehmen! - Heftiger Widerspruch bei 
der OVP. - Gegenrufe bei der SPO.) Dieser 
Zwischenruf zeigt wieder, wie schwer es ist, 
mit Ihnen sachlich zu diskutieren. Das ist das 
Problem. (Zustimmung bei der OVP.) Daher 
ist auch die sachbezogene Diskussion in Ver­
teidigungsfragen so schwierig, und daher tun 
wir uns auch bei der Behandlung der kon­
kreten Materien so schwer. 

Herr Brantl schreibt wieder - vielleicht 
hören Sie mir zu - in diesem Artikel von 
3,3 Milliarden Schulden, die die SPO-Regie­
rung als Erbe der OVP-Regierung im Verteidi­
gungsressort übernehmen mußte. Ich stelle 
hier zum zweitenmal fest: Es sind genau 
1.394,181.130 S. Und das nach einer Amtszeit 
des OVP-Ministers Prader von über sechs 
Jahren! Derzeit sind es 6.134,662.000 S nach 
der Beilage C des Teilheftes zum Kapitel 
Landesverteidigung. Auf das Jahr 1914 ent­
fallen davon allein 3.491,613.000 S. Meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses! Die 
gesamten Aufwandskredite sind in diesem 

hat die Steigerung gegenüber 1973 in seiner 
Budgetrede mit 287 Millionen angegeben. 
Dazu kommen noch die versteckten Personal­
kpsten, die Minister Lütgendorf ·auf meine An­
frage mit 1.203,234.000 S angegeben hat und 
die daher aus der Verwendbarkeit des Sach­
kredites abzuziehen sind. Es verbleiben daher 
für den gesamten Sachaufwand 2.256,210.000 S. 

Wenn ich, anknüpfend an das Vorher­
gesagte, daran erinnern darf, daß schon jetzt 
- selbst wenn ich das nicht abziehe - die 
Verpflichtungen die vorhandenen Mittel 
übersteigen, dann wird diese Situation ge­
radezu grotesk und einfach völlig unerklär­
lich. Das, glaube ich, ist etwas, was Sie in 
Ihre Uberlegungen mit einbeziehen müssen. 
Den Anteil am Gesamtbudget, je nachdem, wie 
man ihn jetzt berechnet, mit Konjunkturaus­
gleich, nur mit einem Teilkonjunkturausgleich 
oder mit dem Normalbudget, stellen Sie so 
heraus, wie man es gerade braucht. Sie tun 
es immer so, daß für Sie eine günstige Augen­
blicksziffer herauskommt. 

Nehmen wir den Anteil - obwohl er viel 
zu hoch ist - mit 3,7 Prozent des Gesamt­
budgets an, ein Vorsprung gegenüber dem 
letzten Jahr mit 3,6 Prozent. Während der 
gesamten Zeit meiner Ministerschaft betrug 
der Durchschnittsanteil am Gesamtbudget 
4,3 Prozent. Das würde, wenn Sie ihn jetzt 
zugrunde legen, nicht 5,88 Milliarden, sondern 
1 Milliarde Schilling mehr bedeuten. 

Budget nur mit 3.423,622.000 Sausgewiesen - So die Sachlage. Ich bitte Sie daher, in 
und das verstehe ich nicht. Es sind daher mehr Ihrer Propaganda nicht etwas vorzugaukeln, 
Schulden vorhanden, und zwar um was nicht vorhanden ist. Das nützt nieman-
68,051.000 S, als Sie überhaupt sachbezogene dem. Das nützt auch nicht dem Heer. 
VerwendungsmiUel ausgewiesen haben. 

Ich habe den Herrn Verteidigungsminister 
im Ausschuß um Aufklärung gebeten und 
habe darauf keine Antwort bekommen. 

Diese Darlegungen, meine Damen und Her­
ren, leiten überhaupt zur Beurteilung des ge­
samten Budgets bezüglich der Landesverteidi­
gung über: nominell das höchste Verteidi­
gungsbudget. Das wurde heute schon sehr 
herausgestrichen, und sogar der Herr Bundes­
minister für Finanzen hat in seiner diesmali­
gen Budgetrede dem Kapitel mehrere Sätze 
gewidmet. Bei der längsten aller Budgetreden 
war es immerhin möglich, auch das unterzu­
bringen. Nominell das höchste Verteidigungs­
budget. Das stimmt! Wir haben auch das 
höchste Staatsbudget. Aber auf die nominel­
len Werte kommt es ja nicht an. Die Teue­
rungsrate - fragen Sie doch Ihren zustän­
digen Minister - ist gerade im Rüstungs­
bereich und im Baubereich gewaltig, die Per­
sonalkosten sind enorm. Der Finanzminister 

Schließlich haben Sie sich ja, weil ohnedies 
zuwenig Geld da ist, nun zu dem ziemlich 
teuersten Wehrsystem entschlossen, das es 
überhaupt gibt. Vielleicht wird das einmal 
richtig erkannt, und vielleicht motiviert das 
gewisse Maßnahmen der vergangenen Zeit, 
in der man auch versucht hat, sich jene Be­
schränkung aufzuerlegen, die Sie sich heute 
infolge des Verteidigungsbudgets auch werden 
auferlegen müssen. 

Im übrigen - das darf ich hier einmal mit 
aller Deutlichkeit in Erinnerung rufen -
kritisieren wir nie, wenn es möglich ist, dem 
Heer Geld zur Verfügung zu stellen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren von der 
linken Seite! Sehr zum Unterschied von Ihnen! 
Was Sie sich hier an Demagogie geleistet 
haben, und zwar im Zusammenhang mit der 
Beschlußfassung über die Wehrmilliarde, das 
darf ich jetzt besonders hervorheben. Sie 
haben zwar vorher immer gesagt, das Heer 
habe zuwenig Geld. Als aber im Nachhang 
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zu der Tschechenkrise ein Sofortaufstockungs­
betrag zur Bewältigung wichtiger Belange zur 
Verfügung gestellt wurde - die sogenannte 
Wehrmilliarde -, haben Sie alles getan, um 
das zu verhindern. 

Ich möchte mich an den heuUgen Herrn Bun­
deskanzler wenden und an seine Ausführun­
gen erinnern, in denen er diese Wehrmil­
liarde immer für andere Zwecke verkauft hat. 
Er hat der breiten Offentlimkeit vorgerech­
net, wie viele Schulen man um das Geld, das 
die OVP für das Heer hinaussmmeißen will, 
bauen hätte können. Er hat dann in Wiener 
Neustadt der verstaatlimten Industrie gesagt, 
das wäre doch ein Aufstodmngsbetrag für die 
Erhöhung des Grundkapitals. Ein anderes Mal 
wurde vorgerechnet, wie viele Spitäler und 
Wohnungen man mit diesem Geld, das man 
dem Heer geben will, bauen könnte. So war 
Ihre Argumentation! 

Das, meine Damen und Herren von der 
Linken, werden Sie von uns nie zu hören 
bekommen! (Beifall bei der OVP.) Darin unter­
scheidet sich unsere Oppositionskritik in be­
zug auf das Bundesheer so sehr von der, 
die Sie in· Ihrer Oppositionszeit hier prakti­
ziert haben. 

Damit ist aber, glaube ich, auch im Prinzi­
piellen der Unterschied dargetan. 

Herr Bundesminister I Ich kritisiere nicht, 
daß Sie so gigantische Schulden machen und 
haben. Das Wort Schulden haben Sie erfun­
den. Es ist völlig sachunkundig. (Zwischen­
rufe bei der SPO.) 

Im Verteidigungsressort - darf ich Sie 
daran erinnern - geht das so nicht: Auf der 
einen Seite haben Sie dauernd eine langfri­
stige Rüstungskonzeption verlangt, und auf 
der anderen Seite haben Sie sich, wenn das 
geschehen ist, hier wegen der Verschuldung 
alteriert. Wie machen Sie denn eine lang­
fristige Rüstungskonzeption? Ja gibt es denn 
in diesem Haus überhaupt noch einen Men­
schen, der glaubt, die Aufrüstung oder über­
haupt Rüstungskonzepte können im Rahmen 
eines Jahresbudgets abgewickelt werden? 
Selbst wenn das Geld da ist, kriegen Sie 
doch die Rüstungsgüter nichtl Was da alles 
zur Einführung neuer Waffensysteme dazu­
gehört! Erstens, daß man sie kriegt, zweitens 
daß man sie verdaut, daß man sie verkraftet, 
weil ja hier eine ungeheuer intensive Ausbil­
dung notwendig ist, um mit den neuen Tech­
niken vertraut zu werden. Und es müssen 
auch die entsprechenden Zuteilungen und Ein­
ordnungen in den Truppen erfolgen. 

Daher kritisieren wir das gar nicht. Wir sind 
froh, wenn langfristige Rüstungskonzepte ent-

wickelt werden, weil sie gerade das Gegen­
teil von dem sind, was die andere Methode 
bedeuten würde, nämlich eine Politik von der 
Hand in den Mund und, auf deutsch ges,agt, 
ein hinausgeschmissenes Geld. Das sind die 
Probleme. 

Daher haben Sie es ja eigentlich so leicht, 
weil Sie hier eine Opposition vor sich haben, 
die nie um den Preis der Demagogie (Heiter­
kei t und Zwischenrufe bei der SPO) gegen 
das österreichische Bundesheer operiert und 
seinen Interessen zuwiderhandelt. (Beifall bei 
der OVP.) 

Um bei der Wahrheit zu bleiben: Jetzt lese 
im in einem Artikel - es ist ja unglaublich, 
was hier geboten wird - über das Interview 
des Herrn Armeekommandanten: " ... in erster 
Linie" - es wird hier von Geld gesprochen­
"nicht für komplizierte Waffen oder elektro­
nische Einrichtungen," - obwohl er namher 
ein Großl'adar im Süden verlangt, das ist eine 
ziemlich komplizierte elektronische Einrich­
tung, das aber nur nebenbei -, "sondern für 
lange vernachlässigte Grundinvestitionen, wie 
Fahrzeugpark oder Kasernenrenovierun­
gen, ... " 

Herr Bundesminister! Warum provozieren 
Sie permanent von uns Anfragen, sehr aus­
führliche Anfragen? Denn ich müßte Sie jetzt 
fragen, wann diese Modernisierung des Kraft­
fahrzeugparks eingeleitet wurde; zum Groß-, 
teil auch mit den Mitteln der Wehrmilliarde. 
Nur folgendes ist eingetreten: Diese Konzep­
tionen sind damals in die Wege geleitet und 
gemacht worden von der Entwicklung bis zur 
Bestellung! Und Sie ernten jetzt, weil sie jetzt 
ausgeliefert werden. Das ist der Unterschied I 

Oder: Wer hat den so gepriesenen Panzer­
jäger-Kürassier auf die Welt 'gebramt? Er 
wurde entwickelt, er wurde bestellt, und jetzt 
ist er das Renommierstück des Heeres. Unter 
der Ministerschaft von Prader war das der 
Fall! (Ruf bei der SPO: Nur kein Eigenlob!) 

Wann wurde die berühmte Panzerhaubitze 
M 109 in die Armee eingeführt? Zu unserer 
Zeit! Wann wurden die Panzernahbekämp­
fungsmittel beschafft? Fragen Sie doch! (Zwi­
schenruf bei der SPO.) Auf das hab' ich gewar­
tet! Herr Kollege, ich erkläre es Ihnen nicht. 
Ich habe das schon so oft hier getan. Das wer­
den Sie nie begreifen. (Heiterkeit und Beifall 
bei der OVP.) 

Uber alles das werden wir Sie dann befra­
gen unter genauer Zeitangabe, wann das alles 
geschehen ist. 

Ich lese plötzlich mit höchstem Erstaunen, 
daß die Bestellung von Interzeptoren erst 
dann geschehen kann, wenn die Vorausset-
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zungen für den Betrieb vorher gegeben sind. 
Das war immer mein Standpunkt, weil man 
sonst einen sündteuren Vogel vor dem Gara­
gen tor stehen hat, der aber nicht in Bewegung 
gesetzt werden kann. Alles "neue" Erkennt-
nisse. 

Herr Bundesminister! Was die Kasernneu­
bauten und die Renovierungen anbelangt: Ich 
werde Ihnen eine Osterreichliste überreichen, 
um Sie zu befragen, wann wo etwas geschehen 
ist; wie etwa in Langenlebarn, Götzendorf, 
Absam und all die anderen Dinge, die ich 
jetzt gar nicht ,alle aufzählen möchte. Ich werde 
noch darauf zu sprechen kommen, wie das 
jetzt eigentlich ist. 

waren im Ministerium 1630 Dienstposten, und 
die Umgliederung begann mit 1. Dezember 
1972, da waren es dann 1398 Dienstposten. 
Sie haben daher 232 Dienstposten eingespart. 

Aber wie haben Sie diese Einsparung ge­
macht? Sie haben eine Reihe von Dienststel­
len - iCh kann sie Ihnen noCh alle aufzäh­
len - und Ämter aus dem Ministerium her­
ausgenommen, haben sie als naehgeordnete 
Ämter und Dienststellen eingerichtet, die 
zählen daher formell nicht mehr zum Mini­
sterium, aber in diesen nachgeordneten 
Ämtern und Dienststellen gibt es 488 Dienst­
posten, und wenn Sie die jetzt wieder zusam­
menzählen, ist dieses Problem "Wasserkopf 
Ministerium" so gelöst wordEm, daß alle zu-

Das sagen Sie zu einem Zeitpunkt, in dem sammen jetzt um 256 Dienstposten mehr 
im Budgetteilheft in der Beilage D zu lesen haben, als das früher der Fall war. Das ist 
is.t, daß I~r Baubu~get, das zu allen Zeit~n eine hervorragende Leistung I (Ruf bei der 
vIel zu genng war, 1m Jahre 1972 rund 75 MIl- OVP: Wie bei der Bundesbahn!) 
lionen Schilling betrug, im Jahre 1973 auf . . . .. 
66 Millionen herabgesetzt wurde, und jetzt, O~.er weI~ SIe. Immer ~o Iberedte~la-g~ fu~r-
da es eine 40prozentige Baupreissteigerung I ten. ube: . dIe vIel.en Stabe ~nd WI~ SIe hIer 
in dieser Branche gibt für das Jahr 1974 mit I ratIOnalIsIeren: SIe ha"ben Jetzt em Armee-
64 Millionen festgelegi wird kommando eingerichtet, darüber werde ich 

. I noch einiges sagen. Sie haben erklärt, die 
Das sind die Fakten, wie sie im Budget anderen werden jetzt aufgelöst, das Gruppen­

stehen. Und so wird draußen in der Optik kommando I und das Kommando der Luftstreit­
argumentiert. Das ist etwas schwierig. ICh kräfte werden aufgelöst, jetzt wird ein Armee-
sage es Ihnen sehr klar. kommando daraus gemacht. Früher gab es 

W · .. eh h d . h Ih da 249 Dienstposten und jetzt sind es 302. Ir wuns en se r - as sage IC nen -, . " . 
d ß d H 

. b f d' G d t DIeser Stab hat SIch also em bisserl vermehrt, 
a as eer m ezug au Ie run auss at- .. .. 

t .. l'ch t ch f kt" . d d ß er 1st Immer großer geworden. ung mog 1 s ras per e IOmert WIr, a 
die Infrastruktur des Heeres verbessert wird. nas. Gruppenkommando II hat früher 
Wir wünsChen sehr, daß das rascher und bes- 134 DIenstposten gehabt, das Korpskom­
ser und weiter vorangeht, weil das immer der mando, das ist dasselbe, hat 150. Das Grup­
Mangel des Heeres war, weil es nie jenen penko~mando III hat eben!alls früher 
Investitionsfaktor bekommen hat, den es ge- 135 DIenstposten gehabt, und Jetzt hat es 
braucht hätte, um möglichst rasch damit fertig ebenfalls 150. 
zu werden. Und weil Sie immer gesagt haben, das ist 

So schauen die Dinge aus. Wir werden 
- das sage ich Ihnen auch - in diesen Fra­
gen, die entscheidend für den Aufbau des Hee­
res sind, jede nur mögliche und gebotene 
Mithilfe leisten. 

Aber, um zu anderen Dingen noCh etwas zu 
sagen, was da für eine Augenauswischerei 
geschieht oder, nennen wir es militärisch, was 
da für "Türken" - ja, Türken heißt das - in 
die Welt gesetzt werden, das ist geradezu 
unglaublich. Ich möchte dem die Fakten ein 
bißchen gegenüberstellen. 

eine Miniausgabe einer Großmachtarmee, es 
sei doch entscheidend, daß unsere Armee 
- heute ist das wieder gepredigt worden -
den österreichischen Verhältnissen maßge­
schneidert an den Leib angepaßt werde. Das 
ist eine herrliche Anpassungl Früher haben 
wir Brigaden gehabt, die in ihrer Konstruk­
tion, in der Zusammensetzung aller Waffen­
gattungen für sich selbst, kleine, selbständige 
operationsfähige Einheiten waren. Jetzt ste­
hen wir da: Jetzt haben wir Armeekomman­
dos, Korps, Divisionen und keine Soldatenl 
Das ist das Malheur, das Sie angerichtet haben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Was für bewegte Klagen wurden erhoben 
über den Wasserkopf des Ministeriums! Es In allen Armeen geht man von der Kon-
müsse verkleinert werden, denn das sei doch zeption von Großverbänden weg, wir haben 
unmöglichI Und jetzt die Fakten: Sie haben sie jetzt glorreicherweise neuerlich eingeführt. 
dieses Ministerium umgegliedert, und zwar Oder ich erinnere Sie an den "Türken": Zu 
war der Stichtag am 30. November 1912, da I viele Generale. Man hat dies abgeschafft. 
haben Sie angefangen. An diesem Stichtag Nicht die Generale, sondern den Titel. Sie 
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waren nie Generale, sie haben Brigadiere ge­
heißen. Der jetzige Herr Verteidigungsmini­
ster weiß das. (Zwischenrufe bei der SPO.) 
Nein, er hat sidl immer als Brigadier bezeidl­
net. Aber es warervzusammen jedenfalls viel 
zu viele. Jetzt hat man den Titel abgeschafft, 
es sind zwar dieselben, aber jetzt heißt er 
"Oberst in der VIII. Dienstklasse". Eine groß­
artige Lösung' 

Oder wie Sie kritisiert haben, daß im Mini­
sterium ... (Zwischenruf von der SPO.) Sie 
wissen das ja nicht! Sie waren damals noch 
nicht im Hohen Haus, Herr Kollege, daher 
wissen Sie von dieser Kritik wenig! (Ruf bei 
der SPO: Das ist Ihre Einstellung zur Jugend! 
Nur wenn man ein hohes Dienstalter hatl 

dann hat man was zu reden!) 

Das ist doch keine sachliche Auseinander­
setzung! Reden wir von etwas anderem, schie­
ben wir es auf ein Nebengeleise - das ist die 
Methode, die Sie gerne 'haben möchten. Wir 
bleiben aber trotz Ihrer Präsenz auf der 
Hauptstrecke, glauben Sie mir das! (Beifall 
bei der OVP.) Sie haben kritisiert, daß es ja 
unmöglich wäre, daß dem Verteidigungsmini­
sterium so viele Offiziere und Unteroffiziere 
zugeteilt seien. Herr Abgeordneter Mondl, Sie 
waren in dieser Angelegenheit besonders 
aktiv. Idl lese es Ihnen nicht vor, wie es 
jetzt ·ausschaut, denn da müßten Sie sich 
kränken. (Heiterkeit bei der OVP. - Ruf bei 
der SPO: Da müßte man Ihnen Ihre Sachen 
auch vorlesen!) Aber es hat heute sehr beredt 
ein Kollege Vorredner, ich weiß nidlt mehr 
genau, wer das war, hier gemeint, es müsse 
das alles außer Streit sein, es gebe kein 
sozialistisches Heer, es gebe kein OVP-Heer, 
es sei eine Institution der Republik. (Ruf bei 
der OVP: Es ist das österreichische Bundes­
heer!) 

Wissen Sie, das habe ich noch nicht erlebt, 
Sie kennen das: Es ist eine offizielle Aussen­
dung des Verteidigungsministeriums, ich 
glaube, es ist sogar die jüngste Folge 7/1973, 
und da steht auf Seite 4 "Bekenntnis des 
BSA zur Landesverteidigung" . Da wird sehr 
ausführlich auf die Zeitschrift "Der Soziali­
stische Akademiker" und die Ausführungen 
die Wehrpolitik betreffend in dieser Ausgabe 
Bezug genommen. Allein diese Todsünde, daß 
man das in dieser Form 'bringt, hätte es 
früher nidlt gegeben. Ich stelle das nur fest. 
Ich will gar nicht behaupten, ob das ungünstig 
ist oder nicht. (Ruf bei der SPO: Vom OAAB?) 
Nein, überhaupt nicht das Zitat von politi­
schen Zeitungen in diesen Aussendungen. 
(Ruf bei der SPO: Da war alles OAABI da 
hat man nicht zitieren müssen!) 

Jetzt aber hören Sie mir zu: 

"In einem abschließenden Artikel" - heißt 
es hier - "wird die als dringend bezeichnete 
Forderung ,Auch sozialistische Reserveoffi­
ziere!' gebracht." (Ruf bei der SPO: Na und l 

ist da etwas dabei?) Bei euch ist nie etwas 
dabei! Das ist ja das Phänomen, daß das, was 
früher vielleicht schlecht war, jetzt gut ist. 
Das ist Ihre Wandelbarkeit, die Metamor­
phose, die Sie uns täglich hier vorexerzieren. 

Herr Bundesministerl Entgegen den Empfeh­
lungen der Bundesheer-Reformkommission, 
wurde nun das Armeekommando als eigene 
nachgeordnete Dienststelle, abgesetzt vom 
Ministerium, eingerichtet. Ich habe es Ihnen 
damals gesagt - deswegen hat nämlich die 
Reformkommission eine andere Lösung vorge­
schlagen -: Das bedeutet die Errichtung eines 
zweiten Ministeriums. 

Die Ziffern haben das ja schon unter Beweis 
gestellt. Die Reibereien sind an der Tages­
ordnung. Funktionell hat sich ja eigentlich 
nichts geändert, weil es eine weisungsgebun­
dene, befehlsnachgeordnete Dienststelle ist. 
Nur dort wird eben gemacht, was man selber 
will, und nicht das, was das Ministerium ent­
wickelt, und daher ergeben sich die Stoß­
linien. Ein zweites Ministerium, das Ihnen 
noch einiges aufzulösen geben wird, denn 
jetzt geht es nicht nur um die Existenz, denn 
die ist da, jetzt geht der Streit natürlich um 
die Kompetenzen. Aus dem werden Sie nicht 
mehr herauskommen. Herr Bundesminister, 
weil Sie vorhin gesagt haben, Sie haben das 
nicht gesagt. Das stimmt, Sie haben das nicht 
gesagt. 

Nun etwas überhaupt zu der Verteidigungs­
politik. In der letzten Zeit gibt es Erklärungen 
zur Verteidigungspolitik nur mehr vom Herrn 
Armeekommandanten. Ich frage Sie: Welche 
Rolle spielen Sie denn hier eigentlich noch in 
der österreichischen Verteidigungspolitik ? 
(Ruf bei der OVP: Eine traurige!) Sie sind 
doch der Minister! Der Armeekommandant 
gibt politische Erklärungen ab, und mit ihnen 
müssen wir uns hier auseinandersetzen, weil 
das gar nicht anders möglidl ist, und Sie 
sagen, die Erklärung stammt nicht von Ihnen. 
Ich muß sagen, das ist unmöglich! Das ist 
eine für die Opposition auf die Dauer ge­
radezu unerträgliche Situation. Das ist die 
Situation der politisierenden Generale, und 
in dieser Beziehung haben wir uns bisher 
sehr wohltuend von Südamerika unterschie­
den. 

Und jetzt noch eine Frage, Herr Bundes­
ministerl Wie weit sind Sie eigentlich mit 
der Aufstellung des angekündigten unifor-
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mierten weiblichen Hilfskorps vorangekom­
men? 

Meine Damen und Herren! So sehen im 
gesamten die nüchternen Fakten aus. Bleibt, 
ich bedaure sehr, das sagen zu müssen, als 
leuchtendes Symbol Ihrer bisherigen Leistung 
nur eines, das Barett. Seien Sie mir nicht bös: 
Das ist zuwenig. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Wodica. 

Abgeordneter Wodica (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Einige Vorredner veranlassen mich dazu, das 
Wort zu nehmen, und ich darf vielleicht gleich 
beim Herrn Dr. Prader beginnen. Mich stimmt 
es ein wenig nachdenklich, daß, wenn der 
Selbstverteidigungsminister a. D. Dr. Prader 
so gut war, dann die Wähler ganz anders 
entschieden haben. (Beifall bei der SPO.) 

Nach den Ausführungen des Dr. Prader hat 
das Bundesheer keine Regimenter, keine 
Bataillone, keine Kompanien, keine Soldaten 
mehr; eines hat er vergessen: keinen Doktor 
Prader mehr, und das bedauere ich gar nicht. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO. - Abg. 
H i e t 1: Das ist wenig!) 

Herr Dr. Prader hat sogar bei den Kartoffel­
schälern mit astronomischen Zahlen zu jon­
glieren versucht. Damit hat er wieder einmal 
versucht, in alter Praxis über ihm unange­
nehme Angelegenheiten hinwegzureden. Herr 
Dr. Prader, hier könnten wir uns treffen, aber 
nicht auf diese Art, die Sie meinen, wenn Sie 
von der OVP-Jugend sprechen und sagen: 
Selbstverständlich ist das die freie Meinung 
und das freie Meinungsrecht der OVP-Jugend. 
Würden sozialistische Jugendliche eine solche 
Äußerung machen, würden Sie sie als Jusos 
bezeichnen, und diese Aussage dann zur 
Parteimeinung stempeln. Wenn schon, Herr 
Dr. Prader, dann gibt es auch hier das Recht 
der freien Meinungsäußerung der Jugend, 
auch wenn es die sozialistische Jugend sein 
sollte. (Beifall bei der SPO.) 

Herr Dr. Prader! Sie haben - darum haben 
sich fast alle Ihre Redner bemüht -, um das 
Image des Bundesheeres zu heben, zweifellos 
eine "Anerkennung" dafür verdient, daß Sie 
heute von "Leerlaufsoldaten" und von 
"Systemerhaltern" gesprochen haben. 

Einer Ihrer Vorredner, Tödling, hat gesagt, 
wir bilden zuwenig Panzerfahrer aus. - Wir 
werden den Panzerfahrern sagen, Herr Doktor 
Prader, daß Sie diese Männer zu Leerlauf­
soldaten stempeln wollen. Ich frage Sie, Herr 
Dr. Prader: Ist das keine Demagogie? (Abg. 
Dr. Pr ade r: Da haben Sie mir nicht zuge­
hörtl) Oder können, nein besser, wollen Sie 

nicht verstehen, daß Sie dann von Leerlauf­
soldaten sprechen? (Abg. Dr. Pr ade r: Erkun­
digen Sie sich doch im Ministerium über die 
Aktenlagel) Ich glaube, die Erkundigung 
hätten Sie nötiger, Herr Dr. Prader! (Beifall 
bei der SPO.) 

In ihrer Ohnmacht und Einfallslosigkeit 
greift ein Großteil - ich sage: ein Großteil, 
nicht alle - der OVP-Politiker immer wieder 
zum vermeintlichen Schlagwort von der 
Demontage des Bundesheeres. Dabei kommt 
es manchen Sprechern der OVP gar nicht so­
sehr auf den Wahrheitsgehalt ihrer Behaup­
tungen an, denn sie verschweigen manches 
oder, wenn es sein muß, auch alles. (Abg. 
G r a f: Daß Sie sich das noch aufschreiben 
müssen, das ist allerhand!) Es wäre sehr gut, 
Herr Kollege Graf, manche Ihrer Leute wür­
den sich etwas aufschreiben, ich frage nur, 
ob es von Nutzen wäre. (Abg. S k r i t e k: 
Kollege Graf! Schauen Sie sich doch Ihre Leute 
an!) 

Kollege Marwan-Schlosser hat die Fest­
stellung gemacht: Man gibt dem Heer nicht, 
was es braucht. Verschwiegen hat er, daß dem 
Heer das leider nie gegeben wurde. Ich habe 
mich schon gefreut, daß durch die Gespräche 
mit Bundesheerangehörigen auch der Kollege 
Marwan, wie viele andere in letzter Zeit, so 
meinte ich, eine andere Einstellung zu 
unseren Vorstellungen über das Bundesheer 
gewonnen hat. Meine sehr Verehrten! Auch 
in der Vergangenheit wurde dem Bundesheer 
nicht so viel Geld gegeben, als es gebraucht 
hätte; das stimmt, das sind ja auch die Ur­
sachen dafür, daß wir 'heute schlechte Kaser­
nen, wenig Munition und schlechte Uniformen 
haben. 

Kollege Marwan! Ich bin erschüttert über 
die Feststellung, die ein Generalstabsoffizier 
der Reserve hier macht. Anscheinend soll 
damit auch das Image des Bundesheeres ange­
hoben werden: Daß über Probleme des Bun­
desheeres nach Vorstellung von Kollegen 
Marwan die "Hühner lachen", ist eine sehr 
bezeichnende Einstellung zum Bundesheer. 
(Abg. Marwan-Schlosser: Nur nicht 
alles verdrehen!) Ja, Kollege Dr. Prader, skher­
lich werden über das Bundesheer viele un­
wahre Darstellungen gemacht. Ich möchte nur 
eines i;iagen, Kollege Marwan ... (Zwischenruf 
des Abg. M a r w a n - S eh los s er.) Beruhige 
dich, ich komme schon wieder zu dir; du hast 
einmal an dieser Stelle die Behauptung auf­
gestellt, ich und die SPO würden Offiziere 
des Bundesheeres überwachen und bespitzeln. 
Den Beweis dafür bist du mir bis heute schul­
dig geblieben. Herr Dr. Prader, erkennen Sie 
darin einen besonderen Akt politischer Fair­
neß? Ich nicht! 
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Man fragt sich: Warum ist die OVP in 

der Opposition so entsetzt über die Entwidr­
lung in unserem Bundesheer? Darauf gibt es 
eine klare Antwort - ich habe das auch schon 
einmal zum Ausdruck. gebracht, aber manche 
Dinge kann man Ihnen nicht oft genug 
sagen -: Seit Sie mit dem AAB im Bundes­
heer nicht die alleinige Personalpolitik machen 
können und der Wirtschaftsbund im Bundes­
heer nicht mehr allein Wirtschaftspolitik be­
treiben kann und sich sichtbare Erfolge beim 
Bundesheer abzeichnen und auch anerkannt 
werden, sind Sie gegen das Bundesheer, und 
Tödling und Marwan werfen uns immer 
wieder Demontage des Bundesheeres vor. 

Herr Dr. Praderl Ist das vielleicht nach dem 
Vorbild Goebbelsscher Propagandapolitik zu 
verstehen, wie Sie das heute beliebt haben aus­
zudrücken? Ich möchte Ihnen sagen, der Vor­
schlag Tödlings in der Bundesheerfrage war 
Demontage des Bundesheeres im höchsten 
Grad. Ich glaube, ich kann mir ersparen, einige 
Ausschnitte aus seiner Erklärung in einer Zei­
tung, überbetitelt mit "Der Heeres-Tödling" 
hier vorzulesen. General Spannocchi hat dem­
gegenüber erklärt: Ich kann nicht verstehen, 
daß eine so laienhafte Idee Platz in einer so 
großen Partei findet. 

Daß die letzten Manöver eindeutig unter 
Beweis gestellt haben, daß die Bemühungen 
um die Reform des Bundesheeres erfolgreich 
sind, wenngleich wir natürlich erst am Anfang 
sind, mag ein Militärberichterstatter in einer 
Zeitung ridltig dargelegt haben, indem er sagt: 
"Alles in allem ließen die Herbstmanöver 
1973 erkennen, daß der Ausbildungsstand des 
Bundesheeres nicht schlechter, sondern eher 
besser geworden ist. Die Truppe hält Dis-, 
ziplin, ist einsatzfreudig und besitzt eine 
solide soldatische Ausbildung." 

Noch einige kurze Betrachtungen zum Bud­
get, von unserer Warte gesehen. Es wurde 
schon erwähnt: Im Budget jahr 1973 betrug 
der Anteil des Landesverteidigungsbudgets 
am Gesamtbudget 3,65 Prozent. Im Jahr 1974 
werden es immerhin 3,69 Prozent sein. Der 
personelle Aufwand und die gesetzlichen Ver­
pflichtungen betragen 1974 mehr als 3,1 Mil­
liarden österreichische Schilling und waren im 
Vorjahr mit 2,6 Milliarden beziffert. Der Sach­
aufwand erfuhr gegenüber 1973 eine Stei­
gerung von rund 351 Millionen. Mit anderen 
Worten ausgedrückt betrug der Investitions­
aufwand und der sonstige Aufwand, also die 
Budgetmittel, die der Truppe zugute kommen, 
im Jahr 1973 42,2 Prozent und wird 1974 
45,9 Prozent betragen. Eine weitere Schlagzeile: "VP-Sprecher 

schlägt Heilschlaf für das Bundesheer vor." 
Ich möchte sagen, wenn in einer Zeitung die I . Meine .. Damen. und Herren! Aus diesen 
Äußerung der Jungen OVP: OVP-Wehr- ZIffern konnen SIe entnehmen, daß diese Re­
experte soll nun den Hut nehm~~" steht, so gierung im Rahmen d~s ihr Mö~li~en alles 
sind wir derselben Meinung, denn es wäre versucht, um den m~tenellen Bedurfmssen der 
schon höchste Zeit für den A'bgeordneten Töd- Truppe besser als bIsher Rechnung zu tragen. 
ling. Daß er nicht böse ist, wenn ihn seine 
Partei ablöst, kann ich ihm versichern, wir 
auch nicht. 

Ich kann Ihnen aber auch versichern, wir 
waren und sind keine Demontierer des Bun­
desheeres. Der Herr Tödling - so möchte ich 
das sehen - ist Demontierer des Bundes­
heeres par excellence. 

Und nun zu meinen Ausführungen. Vor 
etwa drei Jahren erklärte ich: Hören Sie auf 
mit dem Krankjammern und Gesundbeten des 
Bundesheeres ! Damals wurde ich von einigen 
von Ihnen belächelt. Daß heute General 
Spannocchi dieselbe Äußerung macht, be­
stätigt mir, wie recht ich damals hatte. Er 
sagte ebenfalls: "Die Armee wird auch das 
Krankjammern der OVP überstehen." Das, 
meine Herren, sollten Sie eigentlich ein wenig 
beherzigen. 

Spannocchi meint: "Die Startposition ist in 
Ordnung." - Ich traue ihm als Fachmann 
hier mehr Fachkenntnisse zu als manchem, 
der so redet, als verstünde nur er Ver­
teidigungspolitik. 

Nehmen Sie zum Beispiel die Munitions­
versorgung. Erst dieser Regierung ist es ge­
lungen, auf diesem Gebiet Schwerpunkte zu 
setzen und mit einem Munitionsbeschaffungs­
konzept, das über mehrere Jahre läuft, den 
dringendsten Bedarf zu decken. Frühere Regie­
rungen haben meist höchst spektakuläre 
Rüstungskäufe getätigt, darüber aber meist 
das vernachlässigt, was man unter dem all­
gemeinen Begriff der Versorgung versteht. 
Damit ist nun einfach kein Lorbeer zu ge­
winnen. Wir jedoch sind uns bewußt, daß 
ohne ausreichende Versorgung unserer Sol­
daten mit den zum Leben und Uberleben not­
wendigen Gütern, mit ausreichender Muni­
tion, mit einer gesicherten Ersatzteilversor­
gung und mit den nötigen Instandsetzungs­
einrichtungen die besten und modernsten 
Waffen und Geräte nutzlos wären. 

Was fangen wir zum Beispiel mit Jabos 
an, wenn wir sie nicht in die Luft bringen 
können und wenn sie die ihnen zugedachte 
Aufgabe mangels entsprechender Munition 
nicht erfüllen können. Wir haben hier bewußt 

612 
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einen Schwerpunkt gesetzt, und ich glaube, 
daß dies die Zustimmung des ganzen Hauses 
findet. 

Meine Damen und Herren! Sie wissen, daß 
wir die Bereitschaftstruppe aufstellen. Sie wis­
sen auch, daß wir im Rahmen des Budget­
überschreitungsgesetzes 1973 für die 
materielle Ausrüstung dieser Bereitschafts­

. truppe zusätzliche Kredite bewilligt haben. 
Auch dies basiert auf einem mehrjährigen 
Konzept. Aber es ist nicht so, daß wir durch 
die Aufstellung der Bereitschaftstruppe etwa 
die Landwehr vergessen. Neinl Es muß be­
dacht werden, daß wir einfach nicht in der 
Lage sind, sofort allen Verbänden die ver­
besserte Ausrüstung und Bekleidung zu be­
schaffen. Natürlich sollen zuerst diejenigen, 
die sich für eine längere Dienstzeit entschieden 
habe:q, auch zuerst in den Genuß der ver­
besserten Ausrüstung und der attraktiveren 
Uniformen kommen. Nach und nach werden 
dann auch die anderen Verbände dement­
sprechend umgerüstet werden. Auch hier 
wurde nach einem von Fachleuten ausgearbei­
teten Konzept ein Schwerpunkt gesetzt. 

Hohes Hausl Wir waren uns bewußt, daß 
wir durch die Verkürzung der Wehrdienstzeit 
neue Wege in der Ausbildung beschreiten 
müssen. Die Verbesserung der Truppen­
übungsplätze, der Ubungsanlagen und die An­
schaffung von modernsten Ausbildungs­
geräten - wieder im Rahmen eines länger­
fristigen Programms - ermöglichen eine 
Intensivierung und komprimierte Ausbildung. 
Dabei bleibt es jedoch nicht. Wir wollen die 
uns anvertrauten Soldaten weiter- und fort­
bilden und bedienen uns hiebei des pro­
grammierten Unterrichtes. 

Wie uns immer wieder von ausländischen 
Besucherdelegationen bestätigt wird, braucht 
unsere wirklichkeitsnahe Ausbildung keine 
Vergleiche zu scheuen. Unsere gut ausge­
statteten Truppenschulen, die Militär­
akademie und die Landesverteidigungs­
akademie genießen besten Ruf und sind, was 
letztere anlangt, auch internationalanerkan~t. 

Von mancher Seite wird gefragt, ob wir 
auch den Weg beschreiten wollen, den einige 
Nachbarländer beschritten haben, die eigene 
Hochschulen für Soldaten gründen wollen. Ich 
darf hier feststellen, daß diese Regierung nicht 
daran denkt, eine Militärhochschule zu grün­
den. Aber selbstverständlich werden wir den 
einen oder anderen Offizier, der hiefür beson­
ders prädestiniert erscheint, auf unsere Hoch­
schulen und Universitäten schicken, damit er 
sein Können und Wissen erweitert und dies 
in den Dienst der Allgemeinheit stellen kann. 

Hohes Haus! In diesem Budget sind erst­
malig auch vermehrte Aufwendungen für die 
Infrastruktur des Bundesheeres vorgesehen. 
Gerade auf diesem Gebiet gibt es einen unge­
heuren Nachholbedarf. Dieser betrifft nicht nur 
neue Hochbauten, wie Kasernenanlagen, son­
dern vor allem auch Zweckadaptierungen, 
Kleinstbaumaßnahmen, Ausbau der Truppen­
übungsplätze, Schieß stätten, Sportplätze und 
Einrichtungen, die der Landesbefestigung 
dienen. 

Auch der Ausbau der Militärflugplätze und 
die Baurnaßnahmen im Zusammenhang mit 
einer passiven Luftabwehr fallen hierunter. 
Ein besonderes Anliegen ist aber die bessere 
räumliche Ausstattung in den Kasernen durch 
verbesserte Einrichtungen und geringere Be­
legschaften in den einzelnen Wohnräumen. 

Meine Damen und Herrenl Zusammen­
fassend kann und muß gesagt werden, daß wir 
mit den im Voranschlag vorgesehenen Mitteln 
effizienter arbeiten, diese Mittel schwerpunkt­
mäßig einsetzen und damit dem Ziel einer 
besseren Ausbildung und Versorgung unserer 
Soldaten nähergekommen sind. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Kinzl. 

Abgeordneter Kinzl (OVP): Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, daß es höchste Zeit wird, daß wir zu 
einem aktuelleren Thema im Zusammenhang 
mit der Verteidigung übergehen. Ich möchte 
jetzt über die Bevorratung sprechen. 

Bereits beim Budget 1973 habe ich Sie, Herr 
Minister, gefragt, wie lange wir mit der vor­
handenen Mob-Verpflegung auskommen. Sie 
haben damals gesagt, daß wir damit sieben 
Tage auskommen. Im Budget 1974 ist wieder 
der gleiche Betrag von 2,8 Millionen Schilling 
für die Mob-Verpflegung vorgesehen. In­
zwischen ist eine entsprechende Teuerung ein­
getreten, sodaß ich annehmen muß, daß wir 
im kommenden Jahr nur mehr für sechs Tage 
Mob-Verpflegung haben. Angesichts der 
jetzigen Lage auf dem Versorgungssektor 
möchte ich das geradezu als einen sträflichen 
Leichtsinn bezeichnen. 

Da ich weiß, daß die Versorgungslage bei 
Treibstoffen ungefähr gleidl ist, mödlte ich 
fast die Frage stellen, ob man die Lebens­
mittelversorgung auf die Treibstoffversorgung 
oder die Treibstoffversorgung auf die Lebens­
mittelversorguug, auf sieben Tage, abgestellt 
hat. Beides ist nämlich völlirg ungenügend. 

Bei den Treibstoffen werden wir derzeit 
nicht in der Lage sein, Reservelager anzu­
legen. Lebensmittel sind zum Teil noch vor-
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handen, und es wäre daher eine Bevorratung 
möglich. Wir hatten heuer, 1973, eine ausge­
zeichnete Getreideernte und sind in der Lage, 
den Anschluß bei Brot und selbstverständlich 
auch bei Mehl an die nächste Ernte 1974 zu 
finden. 

Uber eines müssen Sie sich aber, meine 
Damen und Herren von der linken Seite, im 
klaren sein: Zu den derzeitigen Brotgetreide­
preisen werden Sie nicht mehr die nötigen 
Mengen angeliefert bekommen. Der öster­
reichische Bauer hat heuer im Sommer für 
seinen Normalweizen einschließlich Mehr­
steuer einen Preis von 2,49 S bekommen. Der 
Weltmarktpreis ist aber zurzeit für Normal­
weizen 3,60 S, für den Qualitätsweizen müssen 
wir sogar 4 S bezahlen, wenn wir etwas impor­
tieren wollen. Sie ersehen daraus, daß es 
höchste Zeit ist, daß der Preis für Brot­
getreide naChgezogen wird. 

Und nun ein weiteres. Ich sehe eine Gefahr 
herankommen, an die man vielleicht jetzt noch 
gar nicht denkt: Ich habe von maßgeblicher 
Seite erfahren, daß innerhalb des letzten Jah­
res der Kunstdüngerverbrauch um 38 Prozent 
gesunken ist. Das bedeutet weiter, daß wir 
logischerweise im nächsten Jahr eine schlech­
tere Ernte haben werden. Da kann das Wetter 
sehr schön sein. 

Der Kunstdüngerverbrauch ging deswegen 
zurück, weil Sie die Preise in einer Art ange­
hoben haben, daß es geradezu unvorstellbar 
ist. Bis zum heurigen Jahr war Kunstdünger 
nur mit 0 bis 2,5 Prozent umsatzsteuerbelastetj 
seit Einführung der Mehrwertsteuer haben wir 
aber eine Belastung von 16 Prozent, sodaß 
es gefährlich wird, was dabei Iherauskommt. 
Sie sehen, daß das eine ausgesprochene Kurz­
sichtigkeit der Regierung war und ist. 

Sie haben unseren Anträgen auf Herab­
setzung der Mehrwertsteuer für Kunstdünger 
von 16 auf 8 Prozent, die wir mehrmals ein­
gebracht haben, kein Gehör geschenkt, son­
dern sie niedergestimmt. 

Uber eines müssen Sie sich im klaren sein, 
meine Damen und Herren von der linken 
Seite: Die Zeiten, in denen Sie sagen konnten: 
Wenn ihr Bauern asterreichs nicht in der 
Lage oder nicht bereit seid, zu diesem Preis 
zu liefern, dann werden wir uns das einfach 
aus dem Ausland hereinholen, die sind vorbei. 
Erstens einmal bekommen wir nichts, und 
zweitens sind die Preise im Ausland bedeu­
tend höher. 

Ich war heuer im Frühjahr in Kanada und 
hatte Gelegenheit, dort mit den Herren des 
Landeswirtsmaftsministeriums zu sprechen. 

Sie haben gesagt, daß die Russen bereits die 
gesamte Ernte von 1973 und von 1974 von 
ganz Kanada aufgekauft haben. Die Aus­
sichten, im Ausland etwas zu bekommen, sind 
also ausgesprochen schlecht. 

Bei Getreide werden wir, wie gesagt, bis 
zum Sommer durchkommen. Schlecht aber ist 
die Versorgung bei Fett. Die Eigenproduktion 
beträgt bei Butterfett und Schweinefett zirka 
45 Prozent. 55 Prozent Fett beziehen wir aber 
aus dem Ausland. Das geht noch. 

Katastrophal ist aber die Lage auf dem 
Speiseölsektor. 1971 haben rwir selbst noch 
zirka 2500 Tonnen in asterreich produziert, 
aber damals bereits 86.500 Tonnen Speiseöl 
importiert. Inzwischen ist aber die Eigen­
erzeugung zurückgegangen, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren. Die letzte Olmühle 
wurde aufgelassen. Im Zusammenhang mit 
der Krise denkt man jetzt daran, wieder eine 
Olmühle zu errichten. Es ist aber völlig un­
interessant. Mit den wenigen 1000 Tonnen 
- vielleicht sind es noch 2000 Tonnen - Raps 
und Olfrüchten, die in Osterreicb produziert 
werden, kann man keine Olmühle beschäf­
tigen. Sie müssen daher, ob Sie wollen oder 
nidlt, etwas anderes tun. Die Preise, die der 
Bauer für die Olfrüchte bekommt, sind derart 
uninteressant, daß keiner in der Lage oder 
gewillt ist, etwas anzubauen. 

Sie ersehen daraus, daß Sie noch und noch 
Fehler gemacht haben und daß wir nicht in 
der Lage sind, auf diesem Sektor Reserven 
anzulegen. Noch besteht diese Möglichkeit 
bei einigen Produkten. Bei Getreide haben wir 
noch die Garantie, daß wir bis zum nächsten 
Jahr auskommen i wir haben noch genügend 
Zucker - auch den hat der österreichische 
Bauer erzeugt -, aber auch der Zuckerpreis 
liegt unter dem Weltmarktpreis. Auch dieser 
Preis wird nicht zu halten sein. Geben Sie 
sich keiner Täuschung hinl 

Nun habe ich eine Bitte an Sie, Herr Ver­
teidigungsminister: Ich würde Sie schon sehr 
darum bitten, daß, wenn schon die gesamte 
übrige Regierung in bezug auf die Bevor­
ratung total versagt hat, wenigstens Sie auf 
diesem Sektor etwas tun, denn unsere Solda­
ten sollen doch wenigstens et'was zu essen 
haben, wenn schon Treibstoff und dergleichen 
ausgegangen ist. 

Aus diesem Grunde bringe ich nun folgen­
den Entschließungsantrag ein: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Kinzl und Genossen zum 
Bundesfinanzgesetz 1974 (880 und 974 der 
Beilagen) betreffend Sicherstellung der Ver-
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Kinzl 
pflegung für das Mob-Heer für eine ange­
messene Frist. 

Anläßlich der Debatte zum Bundesvor­
anschlag 1973 hat der Bundesminister für 
Landesverteidigung Karl Lütgendorf erklärt, 
daß die Verpflegung für das mobilisierte 
Heer für einen Zeitraum von sieben Tagen 
ausreicht. Diese einwöchige Verpflegungs­
vorsorge muß als vollkommen unzureichend 
angesehen werden. Es ist daher unverständ­
lich, daß für 1974 unter Außer-achtlassung 
der eingetretenen Kostensteigerungen 
wiederum nur die gleichen Mittel veran­
schlagt sind wie 1973. 

meinen Dank allen Abgeordneten der drei 
Parteien zum Ausdruck bringen, die heuer 
bezüglkh des Heeresbudgets in emotionsfreier 
und sachlicher Weise dazu Stellung genom­
men haben und - in meinen Augen - damit 
zum Ausdruck gebracht haben, wie sehr ihnen 
das Kapitel Landesverteidigung und die wei­
tere Entwicklung der österreichischen Landes­
verteidigung am Herzen liegen. 

Ich darf nunmehr zu den einzelnen Fragen 
kommen. 

Ich darf Herrn Abgeordneten Tödling, der 
die Erklärung abgegeben hat, daß seiner Mei­
nung nach die Bereitschaftstruppe nur auf dem 

Es muß erwartet werden, daß ein Papier stünde, sagen: Ich bin in der letzten 
Mobilisierungsfall mit einer Versorgungs- Sitzung des Landesverteidigungsrates am 
krise zusammenfällt, sodaß eine ausreichen- 6. Dezember bereit gewesen, einen Bericht 
de Vorsorge für eine angemessene Frist un- über die Einsatzbereitschaft des Bundesheeres 
bedingt erforderlich ist. - damit ist ja in erster Linie die Bereit-

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen schaftstruppe gemeint - abzugeben, doch 
daher folgenden Entschließungsantrag: haben damals die Vertreter der OVP keinen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Landesverteidi­
gung wird aufgefordert, dafür Vorsorge zu 
treffen, daß die Verpflegung des mobilisier­
ten Heeres für eine angemessene Frist 
sichergestellt ist. 

Herr Minister! Wir haben bewußt keine 
Zeit angegeben; ni mt zwei Monate, nicht drei 
Monate. Unser Wunsm, unser Ziel wäre, daß 
tür das Heer eine Bevorratung tür drei Monate 
vorhanden ist. Wir wissen aber genau, daß das 
von heute auf morgen undenkbar, daß das 
nimt möglich ist. Wenn wir derzeit bestenfalls 
eine Versorgung für vielleicht sems oder sie­
ben Tage haben, so können wir das von heute 
auf morgen nicht ändern, weil gar nicht gie 
Möglichkeit dazu bestünde. Es wären weder 
die finanziellen Mittel vorhanden noch die 
anderen Möglichkeiten gegeben. Aber eine 
Versorgung für sechs oder sieben Tage ist 
geradezu ein Witz, Herr Minister. Ich ersuche 
Sie, Herr Minister, deswegen sehr, sehr drin­
gend im Interesse der Soldaten, aber auch der 
gesamten österreichischen Bevölkerung, den 
eingebrachten Entschließungsantrag zu be­
jahen und das Bestmögliche zu tun. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesminister Lütgendorf. Bitte, Herr Mini-
ster. . 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendori: Herr Präsident! Hohes Hausl 
Bevor ich die einzelnen konkret an mim ge­
richteten Fragen bezüglich des Budgets 1974 
beantworte, gestatten Sie mir bitte, eine 
Bemerkung vorwegzunehmen. Ich möchte 

größeren Wert auf diesen Zustandsbericht ge­
legt. 

Was die Studie der Mobilmachungs abtei­
lung über die Entwicklung des Mob-Heeres 
und des Kaderpersonals ,anbelangt, so wollte 
ich auch hier zum Ausdruck bringen, daß 
erfreulicherweise die Zahlen des verfügbaren 
Reservekaders aufgeschlüsselt nach 
Reserveoffizieren, Unteroffizieren und Char­
gen - höher liegen, als sie der Herr Abge­
ordnete Tödling genannt hat. 

Nicht ganz verstanden habe ich seine Be­
merkung: Wir befinden uns in einer ausweg­
losen Situation. Ich kann nur annehmen, daß 
er damit nicht das Bundesheer gemeint hat, 
denn beim Bundesheer befinden wir uns in 
einer ausgesprochenen Aufwärtsentwicklung 
und keinesfalls in einer ausweglosen 
Situation. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat an 
mich in erster Linie die Frage gerichtet, ob 
der in der Budgetrede des Herrn Finanz­
ministers enthaltene Satz "Den ... Zielset­
zungen, zu deren wesentlichsten die Auf­
stellung einer Bereitschaftstruppe zählt, ent­
sprechend ..... mit mir vorher abgesprochen 
wurde. 

Dazu darf ich sagen, daß der Herr Finanz­
minister seine Budgetrede zumindest 
was den Part Landesverteidigung anbe­
langt - nicht mit mir vorher abgestimmt hat. 
Ich darf aber doch hier zum Ausdruck bringen, 
daß es sich um das Budget 1974 handelt und 
nicht um die allgemeine Zielsetzung der ge­
samten Bundesheerreform und daß wir ja eine 
Art Prioritätenkalender dahingehend gesetzt 
haben, daß das Schwergewicht der Bundes-
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heerreform in struktureller Hinsicht auf der 
Aufstellung der Landwehr liegt und daß ent­
sprechend einer Entscheidung des Gesetz­
gebers unverzüglich die Bereitschaftstruppe 
aufzustellen ist. Davon hat sowohl der Finanz­
minister als auch ich ableiten müssen, daß wir 
für das Jahr 1973/74 finanzmäßig in erster 
Linie zwingende Vorsorgen für die Bereit­
schaftstruppe vornehmen müssen. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Zeillinger! 
Im Budget für 1974 können Sie feststellen, 
daß beim Sachaufwand, wo wir rund 375 Mil­
lionen Schilling für die Bereitschaftstruppe 
vorgesehen haben, dieser Anteil nicht einmal 
ein Sechstel des Gesamtsachaufwandes für das 
Bundesheer beträgt, daß daher ein über­
wiegend größerer Teil- wenn man es so zum 
Ausdruck bringen kann - zugunsten der 
Landwehr zu zählen ist. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sie haben 
mich auf die zivile Landesverteidigung ange­
sprochen. Wenngleich diese nicht in die Kom­
petenz des Verteidigungsministers fällt, kann 
ich Ihnen versichern, daß ich mich in der Ver­
gangenheit auch dieser Frage sehr angenom­
men und bemüht habe, mit dem Bundes­
minister für Inneres hier einige FortsChritte 
und Akzente zu setzen. 

Etwa ein halbes Jahr nach meiner Amts- ' 
übernahme habe ich mit zuständigen Beamten 
des Magistrates Wien - gemeinsam mit dem 
Bundesminister für Inneres und dem Bundes­
minister für Bauten - ein Informativgespräch 
geführt und auch damals sehr mit Nachdruck 
die Anregung deponiert, daß man beim Pro­
jekt der U-Bahn Wien auch die notwendigen 
SChutzräume für die Bevölkerung vorsehen 
und auch bei der Linienführung der breiten 
Ein- beziehungsweise Ausgänge zu den einzel­
nen U-Bahn-Stationen durch eine ent­
spreChende Abwinkelung vorsorgen möge, daß 
es nicht durch allfällige Druckwellen in den 
unteren Räumen zu schweren Schädigungen 
an Mensch und Material kommt. 

Sie haben mich auch nach der Votivpark­
garage gefragt. Dazu kann ich keine Auskunft 

wie Bereitschaftstruppe - stehen unter ein- geben, ich wurde diesbezüglich nicht befragt. 
heitlichen Kommanden, und hier gibt es keine 

Ich möchte auch in diesem Zusammenhang 
davor warnen zu glauben, daß es einen Unter­
schied zwischen Bereitschaftstruppe und Land­
wehr insofern gibt, daß man darin vielleicht 
zwei getrennte Wehrmachtsteile oder Bundes­
heerteile erblicken kann. Das ist nicht der 
Fall. Verbände beider - sowohl Landwehr 

Unterschiede. 

Ihre Frage nach dem Landwehrkonzept darf 
,ich dahingehend beantworten, daß ich noch 
während der Dauer der Herbstsession des 
Nationalrates dieses Konzept dem Landes­
verteidigungsrat vorlegen werde. 

Die für den Beschauer zunächst einmal er­
scheinende Ubertragung der Familienbeihilfe 
auf den Sachaufrwand ist dahingehend zu 
sehen, daß nach der 24. GehaItsgesetz-NoveUe 
der Anteil der Mehrleistungsvergütung auf 
den Sachaufwand übertragen wurde, während 
andererseits die Aufwandskomponente hier 
wieder wesentlich abgesunken ist. Man kann 
fast sagen, daß es zu einer Aufteilung 
zwisChen Personal- und Sachaufwand gekom­
men ist. 

Die von Ihnen zitierte Vielzahl der Zulagen 
bedeutet eine ungeheure Erschwernis in der 
gesamten Verwaltungs tätigkeit, und man muß 
natürliCh auCh hier wieder auf die Sonder­
heiten gerade des militärischen Dienstes hin­
weisen, auf die zahlreichen versChiedenen 
Funktionen mit den differenzierten Aufgaben, 
die natürlich auch in einer entsprechenden 
Zulagen ordnung ihren Ausgleich finden. Eine 
Änderung wird erst dann eintreten, wenn wir 
zu einer Neuorientierung und völligen Neu­
regelung des Besoldungsschemas für das 
Bundesheer kommen werden. 

Was den Austausch beziehungsweise den 
Ersatz von veraltetem Gerät, seien es jetzt 
Fahrzeuge, seien es andere Gerätesysteme, 
anlangt, darf ich Ihnen sagen, daß dies schritt­
weise durchgeführt wird. Wir haben gerade 
in diesem Jahr und werden im verstärkten 
Maße im Jahr 1974 weitere alte "Benzinfres­
ser" , wie sie bezeichnet werden, ausscheiden. 
Ubrigens, von den 153 Panzern M 47 haben 
wir nur 103 Stück für zwei Bataillone bei der 
Truppe eingesetzt, während die restlichen 50 
in einem Park abgestellt sind. (Ruf bei der 
OVP: Im Sternwartepark?) Es ist nicht dier 
Sternwartepark, wo sie abgestellt wurden 
- das ist ein militärischer Ver,sorgungsaus­
drude -, sondern in Kraftfahrzeugparks, sagen 
wir in Lagern. 

Kasernen. Es ist völlig richtig, daß auch, wie 
Herr Minister Prader zum Ausdruck gebracht 
hat, der Ansatz im Budget 1974 für Instand­
haltung, Instandse,tzung, Adaptierung und 
Verbesserung der Kasernen noch unzureichend 
ist. Immerhin Lst im Budget 1974 für die In­
standhaltung von Gebäuden - 1973 mit 
7,9 Millionen - ein ganz beachtlicher Zuwachs 
auf 41,5 Millionen vorgesehen. 

Wir haben bezüglich des Altkasernen­
sanierungsprogramms ein sehr klares Konzept 
erstellt. Ein interministerielles Kom~tee hat 
auch die Grundsä,tze festgelegt. Es sollen zu­
erst die Liegenschaften, auf denen alte und 
zur V;eräußerung vorgesehene Kasernen ste-
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hen, verkauft werden, und erst nach Fertig­
stellung der Neukasernenanlagen Süll eine 
Ubersiedlung der Truppe beziehungsweise 
jener in den Altkasemen befindlichen Dienst­
stellen des Bundesheeres in dile Neuanlagen 
erfülgen. Der Verkaufs·erlös für dte Altliegen­
schaften steht aussChließlich zur Bezahlung der 
Baukosten für die neuen Anlagen zur Ver­
fügung. 

Die Eindämmung der Papierflut ist 'ein An­
liegen, das ich vün aUem Anfang an schün 
sehr verfülgt habe. Sie stellt auCh ,einen der 
43 Punkte im Bundes'he.errefürmplan dar. Wir 
werden durch den weiteren Einsatz unserer 
Elektronischen Datenverarbeitung zweifels­
ehne schnell gewisse Fürtschri:tte machen kön­
nen. Auf der anderen Seite wird aber auch 
die nun bald anlaufende Verwaltungsrefürm 
dafür sürgen, daß vür allem das gesamte 
Meldewes,en und das ,sehr überhandnehmende 
Fürmularwesen stark eingeschränkt werden 
können. 

liünen ausmacht, eine sehr beachtlich,e Steige­
rung, nüch dazu, wenn man bedenkt, daß 
viele der Tiefbauarbeiten vün Truppenkräf­
ten beziehungsweise vün unser,em eigenen 
hiezu eingerichteten Sanierungsstab mi,t 
modernen Baumaschinen geleistet und damit 
auch billiger hergestellt werden können. 

Was Ihre Frage anbelang't, inwieweit und 
in weichem Umfang nun das auslaufende 
Mob-Heer übergeleit!et oder in die neue Land­
w~hr einbezogen werden kann, darf ich auch 
auf das LandwehI'konzept selbst verweisen, 
welches diesbezüglich, .glaube ich, schün sehr 
genaue Eindrücke V'ermittelt. 

Auf dem legi-stischen Gebiet sind verschie­
dene Ges1et:öesänderungen im Zusammenhang 
mit der Einführung einer neuen Offiziers- und 
Unterüffiziersausbildung vürgesehen, weshalb 
Nüvellierungen leinzelner Gesetze erfürderlich 
sind. Außerdem darf iCh nüch einmal wieder­
hülen, daß auch eine neuerliChe Nüvene der 
wehrrechtlichen Bestimmungen beabsichtigt 

Zur verfassungsmäßigen Verankerung der ist. 
Umfassenden Landesverteidigung - Sie haben 
mir die Anregung gegeben, dieser Fürderung 
einen stärkeren N achdru<k innerhalb d,er 
Regierung zu verleihen - darf ich hier mit­
teilen, daß, nachdem ja im Redaktiünskümitee 
des Landesverteidigungsrates Ubereinstim­
mung hierüber besteht, der Bundeskanzler 
zum Ausdruck gebracht hat, er lege Wert 
darauf, daß di,ese Nüvelle des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes möglichst in Bälde auch rea­
lisiert werde. Das steht, wie allgemein be­
kannt, in sehr engem Zusammenhang mit dem 
EntsChließungsantrag über die Gesamtverteidi­
gungsdük trin. 

Was das Vürsürgen anbelangt, alse Versor­
gungslag,er g,rößeren Umfanges im Basisraum, 
darf ich, Herr Abgeordneter, bitten, Verständ­
nis dafür zu Ihaben, wenn ich in der OffeIllt­
lich'keit keine nähel1en Details angeben will. 
Ich bin gerne bereit, in dem vorgesehenen 
Geheimbericht für den Landesverteidigungsrat 
hiezu eine Aussage zu machen. 

Die Beschaffung ausreichender Ausbildungs­
mittel moderIl!er Art wird fortg'esetzt, nach­
dem ein allgemeines Prügramm erstellt wurde, 
welche der modernen Mittel am geeignetS't'en 
für unsere Zwerne sind und in welcher Grö­
ßenordnung etwa sich der finanzielle Aufwand 
bewegen süll. Es sind S'ehr beträchtliche Mit­
tel, die hiefür investiert werden müssen, die 
wir daher auch nur auf ,einige J ahr,e hinaus 
aufgliedern und aufteilen können. 

In diesem Zusammen:hangist aber auch vor 
allem der forcierte weitere Ausbau der Schieß­
und Ubungsplätze hervürzuheben, der immer­
hin vom Jahr 1973 auf das Jahr 1974 eine 
Budgetanteilss'teigerung von 11,7 auf 23,5 Mil-

Die Zusammenarbeit mit den maßgebenden 
Dienststellen der E~ekutivürgane 'ist ausge­
z,eichnet. Ich darf hier berichten, daß erst vür 
kurzem ,ein Küntaktgespräch zwischen meinem 
Ressürt und dem Bundesministerium für Inne­
res stattgefunden hat, das viele gemeinsame 
Fragen österreichischer Sicherheitspülitik be­
handelte. In di'esem Gespräch S'ind auch ver­
schiedene materiIelle Fragen angeschnitten 
worden, um Weg.e zu finden, wi,e man in 
Zukunf.t g,emeinsam Gerätesysteme - vor 
allem am Fernmeldesektor -, aber eventuell 
auch leichte Waffen beschaffen könnte. 

Was die Information der Bevölkerung über 
Fragen der Landesverteidigung anbelangt, so 
darf ich sagen, daß wir nach eingehenden Prü­
fungen und nach Auswertung verschiedenster 
analytischer Untersuchungen geplant haben, 
im Jahre 1974 in einem stärkeren Maße an 
die Offentlichtkeit heranzutreten. Auch hier ist 
eine Kompetenzabgrenzung insofern erfülgt, 
als dem Armee\k.ommando die Informatiün 
nach innen und dem Ministerium d'ie Infür­
mation nach außen zufällt, wobei auch 
da wi,ederum die Informatiün natürlich nur 
in einer Kooperation mit der neu zu schaf­
fenden Koordinierungsstelle Umfassende Lan­
desverteidigung im Bundeskanzleramt vürge­
nommen werden wird. 

Herr Abgeürdneter IMarwan-Schlosser! Es 
ist eine Selbstverständlichkleit für das Pla­
nungsbüro im Ministerium, sich über alle 
modernen Waffensysteme, Gerätesysteme ver­
schledenster Art am laufenden zu ha1ten. 
Daher wurde natürlich auch hier die Wirkung 
der leichten Panzerabwehrwaffen und der 
Büdenluftraketen, wi'e sie im jüngsten Krieg 
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in Nahost verwend'et wurden, sehr gen au ver­
folgt. Eine eigene Studiengruppe wurde hiezu 
nicht eing-esetzt. 

Der Ihnen übersandte eineinhalb Seiten um­
fassende Kurzauszug der Studienarbeilt "Be­
rufsheer", den Sie erwähnt haben, ist ja nur 
eine komprimierte Ubersicht. Selbstverständ­
lich kann Ihnen 'hier eine sehr eingehende 
Arbeit zur Verfügung gestellt werden. 

Ich bitte um Verständnis, wenn ich noch 
keine näheren Angaben über das Landwehr­
konzept mache. Ich biUe, da noch etwas Ge­
duld zu 'haben. Wie ich vorhin gesagt habe, 
wird es mehr oder weniger bald dem Landes­
verteidigungsrat vorlieg,en. 

Meine Erreichbarkeit - das sage ,ich zu 
Ihrer Beruhigung - ist immer 'ge.geben. Zum 
Zeitpunkt der Erei.gniss'e von Marchegg -
Schönau, das war eine reine Angelegenheit 
des Innenministeriums, -stand ich mit meinem 
Adjutanten in telephonischer V.erbindung. Ich 
befand mich zu dieser Zeit in Osterreich. Es 
wäre mir ohne weiteres möglich gewesen, mit 
einem Hubschrauber in zirka eineinhalb Stun­
den, mit dem Auto in zwei'einhalb Stunden 
in Wien zu sein. 

Daß man sich selbstverständlich Gedanken 
macht, auch den Schutz von R,eg1erungsmit­
gliedern be'ziehungsweise der gesamten Bun­
desregierung für gewisse Krisenzeiten vorzu­
sehen, damit nicht, wie Sie 'es so nett ausge­
drückt haben, vi1elleicht die ganze Bundes­
regierung hoppgenommen werden könnte 
(Abg. GI a f: Die halbe genügt auch!), darf 
ich zu Ihrer Beruhigung sagen: .A!ber wir sind 
nicht so ängstlich 'in der Bundesregierung. 

Wöllersdorf. Ein Stichwort, das Sie gaben. 
Ich habe weder jemandem zu gehorchen ge­
habt - den möchte ich erst kennenlernen, 
dem ich zu g,ehorchen habe (lebhafte Heiter­
keit im ganzen Hause) -, noch bin ich genö­
tigt worden, eine Kaserne zur Verfügung zu 
stellen. Ich wollte damit nur zum Ausdruck 
bringen, daß das eine ganz lo.gische Folge 
war. Bei einem guten Team ist es eben üblich, 
daß man sich in aller Ruhe ausspricht und dann 
den in der jeweiligen Lage günstigsten W,eg 
beschreitet, der empfehlenswert ist. (Beifall 
bei der SPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Herr Präsident! Ich bitte, neuerlich eine 
nicht zum Geg,enstand gehörende Aussage 
machen zu dürfen: Nachdem hier in diesem 
Hohen Haus schon einmal ein Mißtrauens-

. antrag gegen mich 'gestartet wurde, nachdem 
schon dringliche Anfragen versumt haben 
-- es war nur ein Versuch -, mich etwas in 
Verlegenheit zu bringen, ist es heute das 
erste Mal, daß mir Angehörige des rechten 

und des linken Flügels Applaus gespendet 
haben. (Anhaltende Heiterkeit. - Beifall bei 
der SPO und Abgeordneten deI OVP.) 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Peter! Auf 
Ihre an den Herrn Bundeskanzler gerichtete 
Frage, wann er nun gedenkt, di,e in der Regie­
rungserklärung in Aussicht gestellte legisti­
sche Voraussetzung verschiedener Art, ins­
besondere was die Umfassende Landesvertei­
digung anbelangt, einzulösen, darf ich wohl 
auch im Namen des Herrn Bundeskanzlers 
sagen, daß in Bälde di'e notwendige legisti­
sche Basis geschaffen wird, um auch der Um­
fassenden Landesverteidigung das Gewicht zu 
geben, welches ihr zufällt. 

Der Herr Bundespräsident hat in seinem 
Tagesbefehl an die Leutnante im September 
von den erforderlichen angemessenen Mitteln 
für die Landesverteidigung gesprochen. Sie, 
sehr geehl'lter Herr Abgeor.dneter, haben an 
mich die Frage gerichtet, ob dies,e auch im 
Budget 1974 enthalten sind. Dazu darf ich 
ergänzend sagen, daß man da nicht allein das 
Budget 1974 sehen darf, sondern dieses im 
Zusammenhang mit j,efllem achtjährigen Inve­
stitionsprogramm für die militärische Landes­
v,erteidigung sehen muß, welches die Bun­
desregierung am 9. Oktober beschlossen hat. 
Dieses sieht wirklich jene Mittel vor, die not­
wendig sind, um eine zielstrebige, unseren 
österreichischen Verhältnissen angepaßte Lan­
desverteidigung zu sichern. 

Herr Abg,eordneter Peter! Sie haben den 
direkten Antrag gesteHt, es möge ein Bericht 
in ähnlicher Form vorgelegt werden, wie er 
dem Schweizer Bundesrat unter dem Tirt:el 
"Sicherheitspolitik der Schweiz" übermittelt 
wurde. Ich darf bitten, meinen Bericht über 
Zielsetzung und Umfang der Bundesheer­
reform und den gegenwärtigen Stand der mili­
tärischen Landesverteidigung abzuwarten, wo 
sich zweifelsohne sehr viele Parallelen zwi­
schen meinem Bericht und jenem des 'Schwei­
zer BundesraJtes abzeichnen werden. 

Herr Abgeordneter Dr. Prader! Es tut mir 
leid, wenn Ihnen vielleicht nicht die richtig,en 
Zahlen aus meinem Ressort übermittelt wur­
den, aber wir haben immerhin von den 
11.000 Wehrpflichtigen pro Einberufungstur­
nus rund 4000 Wehrpflichtige, die in inner­
betrieblichen Funktionen eingesetzt werden. 
Das sind also im Jahr nicht 22.000, sondern 
16.000 und von denen tatsächlich 27 Proz'ent. 
Sie .sind in erster Linie zur Aufrechterhaltung 
des FernmeLdebetriebsdienstes, des Sanitäts­
di'ens,tes, des Kraftfahrdienst,es, des F~ldzeug­
und Wirtschaftsdienstes und natürlich auch 
des Küchendienstes erforderlich. Den Einsatz 
dieser Soldaten kann man aber wirklich nicht 
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Bundesminister Lütgendorf 
als einen Leerlauf bezeichnen. Diese Leute 
haben wir ja auch vor dem Jahre 1970 in 
g1eichen Funktionen benötigt. 

Es ist auch nicht richtig, wenn man von der 
Annahme ausgeht, wenn man 16.000 Soldaten 
für derartige systemerhaltende Tätigkeiten 
einsetzen muß, daß man deswegen 16.000 Zivil­
bediensltete einstellen müßte. Denn diese 
16.000 Soldaten rotieren ja im Lauf,e eines 
Jahres. Tatsächlich würde man, wenn man 
alle di:ese von mir vorhin genannten Funk­
tionen statt von Wehrpflichtigen von Zivil­
bediensteten ausführen lassen würde, rund 
6000 bis 7000 P,ersonen benötigen. 

Herr Dr. Prader! Sie haben von der No,twen­
digkeit von ltegenerationszeiten gesprochen. 
Ich stimme Ihnen völlig zu. Ich darf nur birtten, 
daß Sie auch mir und meinen Mitarbeitern im 
R!essort zubilligen, daß wir eine gewisse Zeit 
brauchen, um eine so große, durchgreifende 
lteorganisation und Umstrukturierung vorzu­
nehmen. 

Ich darf noch einmal auf das Kapitel Bau­
ten zurück.kommen und hier sag,en: Wenn Sie 
jene Posten, die für di,e Instandhal,tung von 
-Gebäuden für das Jahr 1974 präliminiert sind, 
und jene für militärische Bauten zusammen­
nehmen, so ergibt sich, daß für das Jahr 1973 
insgesamt 73,9 Millionen und für das Jahr 
1974 106,3 Millionen Schilling zur Verfügung 
stehen. 

Ihre letzte Anfrage, Herr Abgeordneter Dok­
tor Prader, lautete: Wi,e weit steht es mi,t der 
Aufstellung des uniformierten weiblichen 
Hilfskorps? Meine Antwort ist kurz: Da wir 
kein uniformiertes weibliches Hilfskorps ,ein­
führen werden (Abg. Dr. Pr ade r: Das ist 
in der "AZ" gestanden!) - ich glaube nicht 
immer alles, was in der Zeitung steht -, kann 
es auch nicht "stehen". (Zwischenrufe bei der 
avp. - Abg. Dr. Kor e n: Was in der "Arbei­
ter-Zeitung" steht, soll man schon glauben! -
Abg. 0 f e nb ö c k: Er ist nicht der einzige, 
der das nicht glaubtl) 

Herr Abgeordneter Kinzl! Ich begrüße als 
zuständiger Ressortchef persönlich Ihren In­
itiativantrag, ich darf aber ergänzend dazu 
sagen, daß wir nicht nur für sieben Tag'e 
Mob-Verpflegung haben, sondern darüber 
hinaus noch für zehn Tage Verpflegung jeweils 
bei der Truppenküche gelagert haben. Das 
ist immerhin schon Verpflegung für 17 Tage. 
Darüber 'hinaus werden - das haben wir der 
Offentlidlkeit nicht im vollen Umfang be­
kanntgeg'ehen - schon sleit längerer Zeit 
intensive Gespräche mit großen Nahrungs­
mittelindustrien geführt, die auch bereits ein­
zelne Ubereinkommen erbrachten hinsichtlich 
der Lag'erung und Vorratshaltung einer größe-

ren Menge vor allem nicht verderblicher Nah­
rungsmittel, hauptsächlich Konservenverpfle­
gung für eine längere Zeitspanne. Es ist also 
für das, was Sie, wenn ich Sie richtig ver­
standen habe, als angemessene Frist bezeich­
net haben, schon Vorsorge getroffen worden. 

Und wenn ich abschließen darf mit den 
Worten, die heute der Herr Abgeordnete 
Tödling erwähnt hat: Es bedarf aller Kräfte 
dieses Hauses, um eine starke Sicherheits­
und Verteidigungspolitik zu gewährleisten!, 
dann kann ich nur meine Freude zum Aus­
druck. bringen, daß wir in eine Epoche treten, 
in der es wirklich zu ·einer Drei-Parteien-Ver­
teidigungspolitik kommen möge. (Beifall bei 

. der SPO.) 

Präsident: Der vom Herr:Q. Abgeordneten 
Kinzl eingebrachte Entscbließungsantrag ist 
genügend unterstützt und steht mit zur Be­
handlung. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Bauer. 

Abgeordneter Dr. Bauer (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der Herr Bundesminister 
hat in seinem Schlußwort, wenn man das so 
sagen darf, darauf hingewiesen, daß er - ich 
möchte ihn jetzt gerne wörtlich zitieren -
allen Abgeordneten der drei Partei,en danke, 
die in emotionsfreier W,eise zu Fragen der 
Landesverteidigung Stellung genommen 
haben. 

Damit hat wohl der Herr Bundesminister, 
den ich als kompetenten Mann der Sozialisti­
schen Partei in Fragen der Landesverteidi­
gungspolitik ansehen darf, quasi mit einem 
Satz all das weggeräumt, was hier an Ver­
dächtigungen, Unterstellungen, nicht gerügten 
Zwischenrufen - wenn ich etwa an den Kol­
legen Mondl denke - von der linken Seite 
in den Raum gestellt wurde im Zusammen­
hang mit der Kritik (Abg. S k r i te k: Ihre 
Leute waren Waisenknaben!) - Kollege Skri­
tek, ich höre Sie nicht, vielleicht wiederholen 
Sie den Zwischenruf; ich gehe immer gerne 
auf Zwischenrufe ein, das wissen Sie (Abg. 
S kr i te k: Hören Sie sich einmal die 
Zwischenrufe Ihrer Kollegen an, dann rügen 
Sie andere!) -, die wir hier deponiert haben, 
uns von Ihnen vorgeworfen wurde. Wenn 
Sie, Kollege Skritek, so empfindlich sind, dann 
empfehle ich Ihnen besonders (Abg. S k r i­
te k: Sie sind empfindlich, Sie rügen uns ja!) 
- Sie rügen uns! -: Lesen Sie sich einmal 
die Protokolle von Debatten in vergangenen 
Jahren durch, als die Regierung Klaus sich 
bemühte, in Landesverteidigungsfragen pro­
gressive Wege zu gehen. Was haben Sie und 
Ihre Parteifreunde hier aufgeführt! (Beifall bei 
der avp.) 

91. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)56 von 115

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 91. Sitzung - 11. Dezember 1973 8925 

Dr. Bauer 
Meine Damen und Herren! Es ist kenn­

zeichnend - ich verstehe die Unruhe in den 
sozialistischen Bänken durchaus - für diese 
Art der Landesverteidigungspolitik, wie sie 
jetzt betrieben wird, daß der Herr Bundes­
minister hier sagen mußte, daß der Herr Bun­
desminist,er für Finanzen seine Budgetrede, 
wenigstens was den Part Landesverteidigung 
betroffen hat. mit dem Herrn Verteidigungs­
mjnister nicht abgestimmt hat. Das ist also 
offenbar auch ein Beitrag zu jener Trans­
parenz. die der Herr Bundeskanzler so sehr 
wünscht. Wir nehmen das gerne zur Kenntnis. 
weil uns das wieder einmal einen Beweis 
dafür liefert. wie diese am besten vorbereitete 
Regierung auch in Fragen der Landesverteidi­
gung artbeitet und am Werk ist. 

Herr Bundesminister Lütgendorf ist 
übrigens der disziplinierteste Bundesminister, 
den wir hier jemals gehört haben. Er hat sein 
gestörtes Verhältnis zum Parlament offenbar 
in der Zwischenzeit korrigiert. Er war heute 
auch der am wenigsten Trockene, wie man 
auf Grund des Beifalls bemerkt hat, der ihm 
entgegengebrandet ist. Offenbar überläßt er 
es jetzt gerne anderen Mitgliedern der Bun­
de,sregierung. ins Fettnäpfchen zu treten, wenn 
man sich so an bestimmte Äußerungen etwa 
der Frau Gesundheitsminister erinnert. 

Meine Damen und Herren! Wenn man be­
merkt hat, wie der Herr Verteidigungsminister 
als Artillerist quasi ein Sperrfeuer vor seine 
Landesverteidigungspolitik legt, dann ist man 
sehr besorgt, vor allem deshalb besorgt, weil, 
auch wenn mit Engelszungen - meine Damen 
und Herren, wenn Sie das hier getan hätten, 
Sie konnten es nidlt - von Ihrer Seite Fragen 
der Landesv,erteidigung angeschnitten worden 
wären, Sie nicht in der Lage gewesen wären, 
die tatsächlichen Fakten zum Verschwinden 
zu bringen. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn Sie behaupten, daß der Nominal­
betrag, der im Augenblick für dieses Ressort 
zur Verfügung steht, tatsächlich der höchste 'ist, 
daß noch nie so viel Geld für die Landesvertei­
gung ausgegeben wurde, so stimmt das hin­
sichtlich des Nominalbetrages. aber es stimmt 
nicht bezüglich des Real,betrages. Sie können 
mit diesen Beträgen, meine Damen und 
Herren, nicht zuletzt auf Grund der 
inflationistischen Politik, die Sie seit Jahren 
betreiben, bei Gott nicht das machen, was Sie 
machen könnten, wäre die Stabilitätspolitik 
unserer Regierung fortgesetzt worden. (Beifall 
bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Uns ist im Laufe 
der Debatte vorgeworfen wOl'den, wir hätten 
38 Kompanien, wenn ich mich richtig erinnere, 
aufgelöst, Sie aber hätten schon wieder fünf 
neue Einheiten aufgestellt. 

Ich darf Ihnen sagen: In dem von Ihnen 
kritisierten Zeitraum hat es nicht weniger als 
51 Einsatzbataillone gegeben; heute haben Sie 
kein einziges einsatzbereites Bataillon, Sie 
haben da und dort in Brigaden verstreut klei­
nere einsatzfähige Einheiten. Das nehme ich 
Ihnen ganz gern ab. Im Krisenfall müßten Sie 
erst mobilisieren, was außenpolitisch kaum 
jemals opportun sein dürfte. Einen derartigen 
Grad der mangelnden Einsatzbereitschaft des 
Bundesheeres gab es bisher noch nie! Wie 
begründen Sie das, meine Damen und Herren 
von der linken Seite des Hauses? Sie sagen, 
hier handle es sich um ein anderes System. -
Ein anderes System? Ist deshalb die Kader­
personallage beim Bundesheer so katastrophal 
und beträgt deshalb der Abgang beim Kader­
personal jährlich rund 500 Mann? Die Zahl 
der Längerdienenden übersteigt trotz Wer­
bung die Zahl 1500 nicht, und der Bedarf an 
längerdienenden Soldaten, Kollege Dr. Fischer, 
beläuft sich nach den unterschiedlichen Erklä­
rungen des Herrn Verteidigungsministers und 
seines Armeebefehlshabers auf 12.000 bis 
15.000 Mann. Daher kann leider schon jetzt 
abgesehen werden, daß die Bereitschaftstruppe 
in der derzeit vorgesehenen Art bedauerlicher­
weise, ich sage "bedauerlicherweise" nirnt zu­
standekommen wird und kann. 

Bis 1977 soll das Bundesheer über 29 Bereit­
schafts'bataillone verfügen. Das ist schon von 
der Zielsetzung her nur wenig mehr als die 
Hälfte dessen, was früher an Einsatztruppen 
vorhanden war. Die SPO ,erklärt aber auch, 
daß bis Ende 1974 die Bereitschaftstruppe bis 
zu 60 und 70 Prozent mit längerdienenden 
Soldaten aufgefüllt sein würde. (Abg. 
Mon d 1: Das stimmt ja nichtf) - Kollege 
Mondlf Wenn Sie hundertmal schreien, es ist 
nicht wahr, so ist es wahr! Das können Sie 
nicht wegdiskutieren! - Das ist wohl nur 
dann der Fall, wenn man die sogenannten 
Durchdiener, nämlich die Acht-Monate-Diener 
dCl.zurechnet. Aber nicht einmal das ist bei 
Ihnen erreichbar, meine Damen und Herren! 

Darüber hinaus berufen Sie sich permanent 
auf Reformmaßnahmen, die Ihnen angeblich 
seinerz·eit von der Bundesheer-Reform­
kommission empfohlen wurden. Das trifft 
schon hinsichtlich der Einrichtung des Armee­
kommandos nicht zu. Ich weiß schon, das ist 
unangenehm für Sie, das hören Sie nicht gern. 
Aber man muß Ihnen diese Dinge sagen, und 
man muß das vor allem auch der Offentlich­
keit sagen, der Sie die sechs Monate als 
politischen Gag verkauft haben, mit dem Sie 
die Wahlen gewonnen haben. Und jetzt stehen 
Sie vor der Tatsache, daß dieses Bundesheer 
nicht einsatzfähig und nicht einsatzbereit ist. 
Das interessiert die Offentlichkeit, nicht Ihre 
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Dr. Bauer 
Zwischenrufe, Herr Dr. Fischer! (Beifall bei 
der OVP.) 

Wenn man hört, daß - bis 1971 geheim­
gehalten - die Stärke des Mob-Heeres mit 
rund 120.000 Mann anzunehmen war und daß 
seit ·der Wehrgesetznovelle 1971 feststeht, daß 
das Mob-Heer in dieser Stärke nicht zu halten 
ist, und ~war deshalb nicht, weil es ,einfach 
nicht möglich ,sein wird, das erfoI'derliche 
Kaderpersonal heranzubilden, dann sehen Sie, 
meine Damen und Herren, nicht das Chaos, 
dann sehen Sie das Durcheinander, vor dem 
Sie stehen. Gar nichts wird es Ihnen nützen, 
wenn Sie dafür Verteidigungsmmister ver­
antwortlich machen wollen, die vor mehreren 
Jahren im Amt waren und die sich redlich 
bemüht haben, dieses Bundesheer als ein ein­
satzfähiges Heer zum Schutze unserer Heimat 
zu verwenden und zum Schutze unserer Hei­
mat auch entsprechend zu finanzieren. (Beifall 
bei der OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Sie sind jene 
- und das ist Ihnen natürlich unangenehm-, 
die allen alles verspr,echen, die auch ver­
sprochen haben, daß Sie ein einsatz'fähiges 
Heer auf Grund der sedlslffionatigen Dienstzeit 
zur Verfügung stellen. Sie stehen jetzt vor der 
Tatsache, daß das nicht so ist, und Sie werden 
bei der nächsten Gelegenheit, bei den nächsten 
Wahlen mit Sicherheit - wir rechnen auf 
die Einsicht der österreichischen Wähler -
mit diesen Dingen, mit diesem Leerlauf, mit 
diesem Durcheinander, wenn Sie wollen, audl 
mit dem Chaos auf dem Gebiet der Landes­
verteidigung einiges erlehen. Das ist unsere 
Hoffnung. Wir rechnen auf die österreidlische 
Bevölkerung, meine Damen und Herren! (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Wünsdlt der Herr Spezialbericht­
erstatter ein Schlußwort? - Das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Aussprache beendet. 

Wir kommen nunmehr zur Ab s t i m­
mungo 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Kapitel 40 mit dem dazugehörenden Teil des 
Konjunkturausgleich-Voranschlages in der 
Fassung der Regierungsvorlage zustimmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Uber die zu dieser Beratungsgruppe ein­
gebrachten Entschließungsanträge wird nach 
der dritten Lesung abgestimmt werden. 

Beratungsgruppe X 

Kapitel, 65: Verkehr 

Kapitel 18: Post- und Telegraphenanstalt 

Kapitel 79: Osterreichische Bundesbahnen 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 
Spezialdebatte über die Beratungsgruppe X. 

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeord­
neter Treichl. Ich ersuche ihn um seinen Be­
richt. 

Spezialberichterstatter Treichl: Herr Präsi­
dent! Hohes Hausl Der Finanz- und Budget­
ausschuß hat die in der Beratungsgruppe X 
zusammengefaßten Kapitel 65 "Verkehr" (ein­
schließlich Konjunkturausgleich-Voranschlag), 
78 "Post- und Telegraphenanstalt" (einschließ­
lich Konjunkturausgleich-Voranschlag) und 79 
"Osterreichische Bundesbahnen" (einschließ­
lich Konjunkturausgleich-Voranschlag) des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1974 in 
seiner Sitzung am 21. November 1973 der 
Vorberatung unterzogen. 

Umfangsmäßig erreicht die Beratungs­
gruppe X - insbesondere auf Grund der Tat­
sache, daß sie die beiden größten Bundes­
betriebe, nämlich die Osterreichischen Bundes­
bahnen und die Post- und Telegraphenanstalt 
in sich schließt - Gesamtausgaben in der 
Höhe von 31,3 Milliarden Schilling und Ge­
samteinnahmen in der Größenordnung von 
24,0 Milliarden Schilling. In der Beratungs­
gruppe X wird daher über fast ein Fünftel 
der Gesamtausgaben des Bundeshaushaltes 
und etwa ein Sechstel der Gesamteinnahmen 
des Budgets für das Jahr 1974 entschieden. 

Kapitel 65: Verkehr. Im Kapitel 65 sind die 
Ausgaben und Einnahmen der Zentralleitung 
des Bundesministeriums für Verkehr veran­
schlagt. Sein Aufgabenbereich umfaßt die An­
gelegenheiten der Eisenbahnen, der Post- und 
Telegraphenanstalt, der See- und Binnen­
schiffahrt, des zivilen Luftverkehrs, die Ange­
legenheiten der Verkehrsförderung, Ange­
legenheiten des gewerblichen Personen- und 
Güterverkehrs einschließlich der geweI'blichen 
Beförderung von Gütern in Rohrleitungen, An­
gelegenheiten der Beförderung von Personen 
und Gütern im Werksverkehr sowie die Wahr­
nehmung des gesetzlichen Dienstnehmer­
schutzes für die Bediensteten der Eisenbahnen, 
der Post- und Telegraphenanstalt, der Schiff­
fahrt und der Luftfahrt. 

Die Regierungsvorlage enthält im Kapitel 65 
"Verkehr" Ausgaben in der Größ'enordnung 
von 2042,683 Millionen Schilling, denen Ein­
nahmen in Höhe von 32,220 Millionen Schil­
ling gegenüberstehen. 

Kapitel 78: Post- und Telegraphenanstalt. 

Für das Kapitel 78 "Post- und Telegraphen­
anstalt" sind Gesamtausgaben in Höhe von 
13.363,163 Millionen Schilling präliminiert; auf 
der Einnahmenseite erwartet man im Jahre 
1974 11.087,516 Millionen Schilling. Auf Grund 
dieser Budgetdaten wird somit bei der Post-

91. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 115

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 91. Sitzung - 11. Dezember 1973 8927 

Treidll 
und Telegraphenanstalt im Finanzjahr 1974 
mit einem Abgang zu rechnen sein, der sich 
kassamäßig - also in der Gegenüberstellung 
von Betriebsausgaben und Betriebsein­
nahmen - in 'einer Größenordnung von 
2275,647 Millionen Schilling darstellt. Der auf 
Grund des Fernmeldeinvestitionsgesetzes 
beim Ansatz "Anlagen nach Maßgabe zweck­
gebundener Fernsprechgebühren" vorge­
sehene Ausgabenbetrag ersch'eint um 277 Mil­
lionen Schilling höher veranschlagt als im 
Bundesvoranschlag 1973. Beim Ansatz "Fern­
meldeanlagen" ist eine Ausgabenerhöhung um 
49,931 Millionen Schilling, beim Ansatz "Son­
stige Anlagen" eine Ausgabenerhöhung um 
39,712 Millionen Schilling gegenüber dem Bun­
desvoranschlag 1973 vorgesehen. 

Kapitel 79: Osterreichische Bundesbahnen. 

Für das Kapitel 79 "Osterreichische Bundes­
bahnen" werden im Budget 1974 Gesamtaus­
gaben in der Höhe von 15.923,5 Millionen 
Schilling und Gesamteinnahmen in der Höhe 
von 12.925,0 Millionen Schilling veranschlagt. 
Nach Gegenüberstellung der Betriebsausgaben 
mit den Betriebseinnahmen errechnet sich ein 
kassamäßiger Betriebsabgang in der Größen­
ordnung von 1,4 Milliarden Schilling, der unter 
Berücksichtigung der außerordentlichen Ge­
barung einen kassamäßigen Gesamtabgang 
von 3,0 Milliarden Schilling ergibt. (Präsident 
Pro b stübernimmt den Vorsitz.) 

Im Rahmen der außerordentlichen Gebarung 
stehen rund 1,616 Millionen Schilling für 
Zwecke der Elektrifizierung und sonstiger In­
vestitionen zur Verfügung. Zur Abgeltung der 
betriebsfremden Lasten werden Pensionszah­
lungen der Osterreichischen Bundesbahnen 
von 4110,9 Millionen Schilling im Budget­
kapitel "Pensionen" der Hoheitsverwaltung 
verrechnet. Ferner fließen den Oster­
reichischen Bundesbahnen aus dem Titel der 
Abgeltungen gemäß § 18 des Bundesbahn­
gesetzes 1460,0 Millionen Schilling zu, die 
im Kapitel 65 "Verkehr" verrechnet werden. 

Für alle drei Budgetkapitel der Beratungs­
gruppe X sind im Konjunkturausgleich-Vor­
anschlag Ausgabenbeträge eingesetzt: 

Beim Kapitel 65 handelt es sich um 23,3 Mil­
lionen Schilling, und zwar insbesondere für 
Investitionen im Aufgabenbereich des Bundes­
amtes für Zivilluftfahrt; 

beim Kapitel 78 "Post- und Telegraphen­
anstalt" insgesamt um 472,515 Millionen Schil­
ling, davon beim Ansatz "Sonstige Anlagen" 
68,366 Millionen Schilling, beim Ansatz "För­
derungsausgaben D" 4,149 Millionen Schilling 
und - als Stabilisierungsquote - beim An­
satz "Aufwendungen" 400 Millionen Schilling; 

beim Kapitel 79 "Osterreichische Bundes­
bahnen" um Mittel in der Größenordnung 
von 1418 Millionen Schilling, von denen 
1268 Millionen Schilling bei den baulichen An­
lagen und im Fahrpark Verwendung finden 
würden. 

In der Debatte über die Beratungsgruppe X 
ergriffen nach dem Spezialberichterstatter die 
Abgeordneten DDr. König, Dr. Stix, Ulbrich, 
Ing. Gradinger, Ing. Scheibengraf, Ofenböck, 
Wodica, Hietl, Kittl, Marwan-Schlosser, Koste­
lecky, Kern, Troll, Kammerhofer, Alberer, 
Frodl und Glaser das Wort. Bundesminister 
Lanc nahm zu den in der Debatte aufgewor­
fenen Fragen und Problemen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1973 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Beratungsgruppe X unverändert angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
durch mich den An t rag, der Nationalrat 
wolle beschließen: 

Dem Kapitel 65: Verkehr (einschließlich 
Konjunkturausgleich-Voranschlag), 

dem Kapitel 78: Post- und Telegraphen­
anstalt (einschließlich Konjunkturausgleich­
Voranschlag), und 

dem Kapitel 79: Osterreichische Bundes­
bahnen (einschließlich Konjunkturausgleich­
Voranschlag), 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1974 
(880 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Ich bitte, in die Spezialdebatte einzugehen. 

Präsident Probst: Wir gehen in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Ing. Gradinger. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Ing. Gradinger (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Es ist sicherlich keine 
Uberbewertung, wenn ich einleitend zu 
meinen Ausführungen 'die Feststellung mache, 
daß die Probleme der Verkehrspolitik immer 
mehr in den Mittelpunkt des öffentlichen Inter­
esses rücken. Die weltweiten Ereignisse und 
die damit verbundene kritische Situation, in 
der wir uns befinden, haben noch schärfer 
deutlich gemacht, in welch engem Zusammen­
hang die Probleme des Verkehrs nicht nur 
zur Umwelt, sondern auch zum Problem des 
Wachstums un'd der Stabilität stehen. 

Wenn es gestern noch so war, daß aus der 
Unwirklichkeit in unseren städtischen Be­
reichen eine existenzbedrohende Notsituation 
werden könnte - ich erinnere mich dabei 
immer an die vor einiger Zeit ausgestrahlte 
Filmsendung über den Smog-Alarm in einer 
Stadt im Ruhrgebiet und daran, wa,s in die-
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Ing. Gradinger 
sem Zusammenhang auf uns zukommen 
könnte -, ist es tatsächlich heute schon so, 
daß man auf vielen Ebenen bereit ist, das 
Auto in den Anklagestand als Prügelknaben 
dafür hinzustellen. Und wenn es gestern noch 
vorrangig erschienen ist, daß man etwas gegen 
das Schwinden der Lebensqualität tun müßte, 
vor allen Dingen in den Städten gegen die 
Luftverpestung, gegen die Entvölkerung 
unserer Stadtkerne, was in die allgemeine 
Feststellung ausmündet: Dagegen müßte jetzt 
ernst etwas unternommen werden!, tut sich 
nun ein zumindest genauso ernstes Problem 
auf, nämlich die Verknappung der Energie­
träger überhaupt, und das scheint, wie die 
Dinge nun laufen, keine vorübergehende Er­
scheinung zu sein, und es scbeint so zu sein, 
als gehe es nicht mehr nur um ein bißchen 
weniger oder mehr Autofahren, sondern 
darum, daß ab nächstem Jahr schon in aller 
Kürze auf uns mehr zukommen wird. 

In diese Situation gestellt spüren wir, daß 
uns umso härter jetzt die Versäumnisse in 
den letzten Jahren treffen, keine gesamtöster­
reichische Verkehrsplanung zu haben; Planung 
nicht als Dogma, sondern als eine Norm, die 
man von Zeit zu Zeit den Erfordernissen der 
Zeit anzupassen hat. Das ist umso mieser für 
Osterreich, wo doch die Verkehrspolitik in 
so weiten Bereichen in die Zuständigkeit des 
Staates fällt. 

Es gibt zwar ein sozialistisches Verkehrs­
konzept, aber von dem scheint der neue Ver­
kehrsminister selbst nicht allzuviel zu halten. 
Ich schließe das aus seinen Ausführungen, 
aus seinen Äußerungen, die er bei Beratung 
dieses Kapitels im Finanz- und Budgetaus­
schuß getan hat, wo er wörtlich formulierte: 
Wenig Konkretes, wenig Detail! 

Wie planlos gerade auf der Ebene der Ver­
kehrspolitik bis jetzt vorgegangen wurde, 
wird uns am Beispiel der Bundeshauptstadt 
sehr klar und deutlich vor Augen gestellt. 
Ich darf es mit den Worten einer Aussendung 
der Gesellschaft für Straßenwesen formulieren, 
die besagt: 

Wien, eine Stadt, bis vor dem ersten Welt­
krieg mit dem modernsten Verkehrsnetz, und 
nun wird uns angeboten: eine Strecke moderne 
Schnellbahn, zwei Stück Untergrundstraßen­
bahn, zwei Strecken Bau der U-Bahn und drei 
winzige Füßgängerzonen ohne zugeordnete 
Funktion. Man hat also den Eindruck: so, wie 
es gerade angefallen ist, wurden die Dinge 
aufgegriffen und dann verwirklicht. 

Die Bundesregierung hat in Sachen gesamt­
österreichische Verkehrsplanung bis jetzt zu­
wenig getan. Sie hat auf dieses brisante 
Problem nicht nur heute, sondern schon seit 
längerer Zeit mit Inaktivität reagiert, mit Ver-

niedlichen, so wie wir das auch in vielen 
anderen Bereichen dieser Bundesregierung im 
Ablauf der letzten Jahre hinnehmen mußten. 
leb denke jetzt nur an das Verniedlichen in 
Sachen Niedergang unserer Verteidigungs­
politik oder bei der Bekämpfung des Preis­
auftriebes. 

Nun ist man gezwungen, sozusagen unter 
Zugzwang zu reagieren, weil man spürt, daß 
dIese Abhängigkeit von Olländern an einem 
ganz dünnen Faden hängt. 

Es stellt sich tatsächlich immer mehr und 
dringender die berechtigte Frage, ob es nicht 
gut gewesen wäre, wenn eine Aufgaben­
teilung zwischen Schiene und Straße heute 
geklärt wäre, wenn ein vernünftiger Verbund 
in Szene gesetzt worden wäre, wenn die Ab­
grenzung: hier Individualverkehr, hier öffent­
licher Verkehr, vorhanden wäre. So aber be­
finden wir uns in einem Schwebezustand. 

Ich s·age es noch einmal: Das Auto, der 
private PKW, ist in den Anklagestand ver­
setzt. Alle diejenigen, die das tun, vergessen 
aber, welch ein großes Maß an Freiheit der 
eigene Wagen dem Menschen gebracht hat, 
wie stark der PKW die Wirtschaft - auch 
unsere - und die Industrie beeinflußt, wie 
viele Arbeitsplätze eventuell dadurch auf dem 
Spiele stehen - in Osterreich beispielsweise 
mit der eigenen Produktion, bei der Zubehör­
industrie - und nicht zuletzt, welch ein guter 
Steuerzahler der Autof,ahrer ist. 

Statt der g·ewünsmten Kooperation der Ver­
kehrsträger - diesen Verdacht werde ich nicht 
los - sinnt man noch immer auf dirigistische 
Maßnahmen. Der Verdacht ist begründet auf 
Grund gewisser Äußerungen und Aussendun­
gen. Es ist noch immer nicht etwa der Gedanke 
an eine etwas höhere Straßenbenützungs­
gebühr und an eine weitere Begrenzung der 
Transportzeiten fallengelassen worden. Man 
ist allzu leicht geneigt, dabei zu vergessen, 
daß man ja weder mit dem versteckten noch 
mit dem offenen Zwang ein gesundes, ver­
nünftiges Verhältnis sowohl dieser Verkehrs­
träger untereinander als auch mit anderen 
herbeiführen kann. 

Mit einem Behördendenken allein, mit dem 
zu geringen Service für die österreichische 
Wirtschaft, mit den zu langsamen, zu geringen 
Verbindungen, die angeboten werden, wird 
sich ,an der derzeitigen Situation unserer 
groß·en Dienstleistungsunternehmen im Ver­
gleich zu den privaten Transportmöglichkeiten 
und dem Individualverkehr nicht allzu viel 
ändern. 

Ein Beispiel war vor einiger Zeit in der 
"Wochenpresse" in diesem Zusammenhang an­
geführt: Ein Bauunternehmer aus Linz ließ 
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eine kleine Baumaschine per Bahn ins Wald­
viertel transportieren. Dieser Transport hat 
so viele Tage gedauert wie mit dem LKW 
Stunden. Das ist keine Ausnahmeerscheinung , 
da brauchen wir uns nichts vorzumachen. Das 
ist typisch für das Angebot. 

Dabei stehe ich nicht an zu erklären, daß es 
selbstverständlich für beide Verkehrsträger, 
sowohl für die Schiene wie auch für die Straße, 
gut wäre, wenn ein günstigeres Angebot vor­
handen wäre. 

Bei einer kritischen Beurteilung der Budget­
ansätze selbst erhebt sich die logische Frage, 
welches Ziel die Bundesregierung für das Jahr 
1974 verfolgt. Welches spezielle Ziel verfolgt 
sie, um zu einer Verbesserung der Situation 
in Anbetracht der gegenwärtigen Lage, in die 
wir hineingestellt wurden, zu kommen? 

Nicht nur wir, die wir damit unmittelbar 
befaßt sind, sondern auch die Offentlichkeit 
hat großes Interesse daran zu erfahren, was 
von einer zukunfts orientierten Verkehrs­
politik erwartet werden kann. Man erwartet 
raschere, bessere Verbindungen, mehr Quali­
tät heider Dienstleistungsbetriebe, sowohl bei 
den Osterreichischen Bundesbahnen wie auch 
bei der Post- und Telegraphenverwaltung, 
eine ---..:. wie man immer sagt - attraktivere 
Gestaltung. 

Die Bereitschaft, vom eigenen PKW auf 
öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen, muß 
gefördert werden, vor allem in Anbetracht 
der Maßnahmen, die gesetzt wurden und noch 
werden, wie etwa Tempo 100 und ein even­
tuelles Sonntagsfahrverbot. Es gibt Ankündi­
gungen, man bereitet eine eventuelle Kontin­
gentierung vor. Wir haben eine massive 
Teuerung der Treibstoffpreise festzustellen. 
Alles das, glaube ich, wird diese Bereitschaft 
fördern. 

Das muß aber anderseits bedeuten: Mehr 
Garnituren, mehr Waggons. Es war sehr impo­
sant, wie man in der Schweiz, als dort das 
Sonntagsfahrverbot eingeführt worden ist, auf 
diesen voraussichtlichen 20prozentigen Trans­
portzuwachs reagiert hat: Man hat sofort mehr 
Züge eingesetzt. Ich frage mich nur, ob das bei 
uns mit den Budgetansätzen für das Jahr 1974 
möglich sein wird. 

Mir ist gestern eine Notiz in die Hände 
gefallen, eine Erhebung, die besagt, daß in 
Wien mehr als 50 Prozent aller Arbeitnehmer 
mit dem eigenen PKW zu ihren Büros und zu 
ihren Arbeitsstätten fahren. Ich frage mich, 
ob dann, wenn man gezwungen ist umzu­
steigen, unsere öffentlichen Verkehrsmittel, 
speziell bei den Verkehrsspitzen in der Früh 
und am Abend, überhaupt in der Lage sein 
werden, diesen zusätzlichen Anfall zu ver-

kraften, zumal man gleichzeitig feststellt, daß 
etwa für den weiteren Schnellbahnausbau 
-- eine Strecke gibt es bekanntlich, die befah­
ren wird - ganze 2000 S im Jahr 1914 zur 
Verfügung stehen. 

Ich finde bei vielen anderen Ziffern und An­
sätzen, daß bei den Osterreichischen Bundes­
bahnen im großen und ganzen Budgetkosmetik 
betrieben worden ist, daß fixe Beträge für 
fixe Titel eingesetzt sind und daß durch die 
Hereinnahme für die Abgeltung der Sozial­
tarife und für die Pensionslasten die Ver­
ringerung des Defizits erreicht wurde. Aber 
das bringt bekanntlich keine zusätzliche 
Waggonbestellung. Es müßten eigentlich all 
diejenigen sehr enttäuscht sein, die da mein­
ten, daß nun unter der SPO-Regierung das 
goldene Zeitalter der Bundesbahnen begonnen 
hat. 

Heute, nach dreieinhal'b Jahren dieser 
Regierung, erhebt sich die Frage: Was ist aus 
dem damals lauthals immer wieder geforder­
ten Investitionsprogramm geworden, mit dem 
Ausbau der ungenügenden Sicherungsanlagen, 
mit den Betriebsverbesserungen, die ständig in 
dieser Zeit gefordert und verlangt wurden, 
und mit dem Ausschöpfen der Möglichkeiten, 
die uns die Elektronik bietet? 

Der Vorstand der Osterreichischen Bundes­
bahnen - das ist in diesem Zusammenhang 
interessant - hat erst vor kurzem in einer 
Aussendung bekanntgegeben, daß er ein Kon­
zept erstellt hätte für den Betrieb, das auf eine 
Verbesserung der Wirtschaftssituation und 
eine, wie es heißt, möglichst ausgeglichene 
Gebarung ausgerichtet ist. 

Eine der wesentlichsten und in dieser Kon­
zeption ausführlich behandelten Voraus­
setzungen dafür ist die finanzielle Sicher­
steIlung des Investitionsbedarfes der Oster­
reichischen Bundesbahnen. Das ist jedoch mit 
diesem Budget abermals nicht gewährleistet, 
und zwar trotz einer erheblichen Steigerung 
des Defizites und trotz des Umstandes, daß 
rund 8,6 Milliarden Schilling Steuergelder für 
diesen Betrieb zugeschossen werden müssen. 

Die Budgetansätze der Osterreichischen 
Bundesbahnen tragen dieser Forderung keines­
falls Rechnung. Sie sind unglaubwürdig und 
unbefriedigend und werden auch aus diesen 
Gründen von meiner Fraktion, der Oster­
reichischen Volkspartei, abgelehnt. 

Ich wiederhole: Es erfolgt eine Ablehnung 
aus dem Grund, weil für Investitionen im 
Grundbudget - das ist vor allen Dingen 
für uns maßgebend - niedrigere Ansätze 
als für 1973 vorgesehen sind. Ohne Stabilisie­
rungsquote könnten nämlich keine Neu­
bestellungen von Waggons vorgenommen 
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werden. Das ist unseres Er achtens eine 
wesentliche Frage für die zwei öster­
reichischen Waggonbaufabriken, die deswegen 
Auftragslücken befürchten müssen, wodurm 
auch eine Gefährdung der Arbeitsplätze 
gegeben ist. Schließlich lehnen wir deshalb ab, 
weil die Jahresquote hinter dem Fünf jahres­
programm der Osterreichischen Bundesbahnen 
zurückbleibt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
auf das Problem de'f Nebenbahnen zu sprechen 
kommen. Es sind auf Vorschlag des Vor­
standes der Osterreichischen Bundesbahnen 
28 Nebenbahnstrecken davon betroffen, und 
zwar, weil sie nicht wirtschaftlich sind, weil 
sie defizitär gebaren. 

Ich meine, daß der Vorstand der Oster­
reichischen Bundesbahnen in diesem Zu­
sammenhang gut beraten wäre, wenn er noch­
mals diese 28 Nebenbahnstrecken überprüfen 
würde, wenn er überlegen würde, ob es nicht 
im Licht der jüngsten Ereignisse eine andere 
Darstellung dafür gibt, also ob sie aufgelassen 
werden sollen oder nicht, vor allem, wenn 
ein Zugang vom eigenen PKW zu den öffent­
lichen Verkehrsmitteln zu erwarten ist. 

Das trifft auch auf viele andere Bereiche zu. 
Ich denke an die Bergwerke, die wir in Oster­
reich haben. Es wird diesbezüglich auch ein 
Umdenken erfor:derlich sein. 

Noch eines: Die österreichischen Bundes­
bahnen werden nicht besser werden, wenn 

Burgenland, aber doch gibt es Sdlwierigkeiten 
um Schwierigkeiten, die mit dieser Bahnlinie 
in Zusammenhang stehen. 

Ich erinnere da an eine ständige Forderung 
der Elin Weiz. Die Zuständigen sagten, sie 
können ihre Produkte nicht transportieren. 
Ich habe in mündlichen Anfragen vorgebracht, 
wie es um den Personenverkehr bestellt ist, 
daß man sich heute noch auf dieser Linie 
mit einem Mittel von 30 Kilometern pro Stunde 
bewege. Ich habe da ein Beispiel aus meiner 
Heimat, Bahnstrecke Oberwart-Wien, ge­
schildert, wo heute noch immelr zwei Zugs­
garnituren verkehren. Auch dieses Beispiel 
ist nicht vereinzelt, sondern ist typisch für die 
Situation, der wir mit dem Budget Rechnung 
tragen müßten. 

Ich sage es noch einmal: Da besteht eine 
große Chance für unsere beiden Dienst­
leistungsbetriebe, die, türmte ich, vertan wird. 
Und das wäre auch der Fraktion der Oster­
reichischen Volkspartei nicht recht, denn das 
Personal, das bei Bundesbahn und Post- und 
Telegraphenverwaltung beschäftigt ist, würde 
ein besseres Image ihrer Unternehmungen 
verdienen, als es derzeit gegeben ist, ein 
Personal, das mit einem hohen Maß an Pflicht­
erfüllung seinen Dienst verrichtet, einen 
Dienst, der mit großen Gefahren verbunden 
ist. Ich möchte bei dieser Gelegenheit namens 
meiner Fraktion diesen Beschäftigten Dank 
und Anerkennung aussprechen. (Beifall bei 
der OVP.) 

man im gleichen Zeitpunkt das Angebot ver- Einige Feststellungen zur Tarifpolitik im 
ringert. Das dritte, etwas, was mich persönlich allgemeinen. Ich glaube, hier gilt noch immer 
dabei interessiert: Ein Großteil der zur Auf- der Grundsatz: Solange keine konkreten hand­
lassung bestimmten Nebenbahnstrecken be- festen Details über Dinge, die verwirklicht 
findet sieb. in Randlagen, Gebieten an der werden sollen, über entsprechende Rationali­
Grenze zur Tschechoslowakei, zu Ungarn und sierungskonzepte, Investitionskonzepte im Be­
Jugoslawien, in Gebieten, die ohnehin mit reiche der Verkehrsträger vorliegen, so lange 
schweren Hypotheken belastet sind, ein nied- sind Tariferhöhungen der Bevölkerung schwer 
riges Wirtschaftswachstum haben, eine verständlich zu machen. Kein Verständnis erst 
geringe Steuerkraftkopfquote, die gegen Ab- recht dann, wenn die amtlich geregelten Preise 
wanderung und viele andere Probleme anzu- und Tarife _ das steht ja bekanntlich fest _ 
kämpfen haben, die schon wiederholt hier in den letzten Jahren stärker gestiegen sind 
angeführt worden sind. als die Preise der übrigen Waren und Marken-

Ich glaube, auch von diesem Standpunkt. artikel. 
des gesamtwirtsmaftlichen Interesses aus nicht Es ist auch diese Schwierigkeit zweifelsohne 
nur speziell aus der Sicht der Osterreichischen ein Ausfluß der schlechten Wirtschaftspolitik, 
Bundesbahnen muß abgewogen werden, ob die in den letzten Jahren gemacht worden ist. 
hier so vorgegangen werden soll oder nicht. Daran ändert auch die späte Erkenntnis des 

Zu diesem Fragenkomplex eine lokale 
Sache, betreffend die Aspangbahn, die sich fast 
auch in einem Zustand wie eine Nebenbahn 
befindet. Sie ist zwar nicht von einer Auf­
lassung betroffen, aber ihr Zustand scheint 
fast so zu sein. Es ist eine eingleisige Bahn­
linie, die bedeutende Teile unserer Republik 
Osterreich erschließt, das südliche Nieder­
österreich, die Oststeiermark, das südliche 

Herrn Finanzministers nichts, der in seiner 
Einbegleitungsrede zum Budget 1974 an die 
Spitze stellte, Stabilität habe für diese Bundes­
regierung absoluten Vorrang. Wenn dem so 
wäre, dürfte die Entwicklung bei den Tarifen 
nicht so gelaufen sein, wie es bisher den 
Anschein hat. 

Noch im September 1973 hat der Herr 
Finanzminister bei einer Pressekonferenz er-
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klärt, sobald es die Preisentwicklung zulasse, 
werde man mit Tariferhöhungen bei Bahn und 
Post rechnen müssen. Der frühere Verkehrs­
minister Frühbauer hat Ankündigungen in 
ähnlicher Richtung getan. 

Mit 1. 1. 1974 - das steht bereits fest -
werden wir eine Erhöhung der Gütertarife zur 
Kenntnis nehmen müssen. 

Bei den Personentarifen ist es ein bißchen 
anders. Hier hat es zuerst geheißen, auch da 
müsse man etwas tun. Es ist von 4 Prozent, 
beim Nahverkehr von einem höheren Ausmaß, 
die Rede gewesen. Der neue Verkehrsminister 
hat zurückgezogen. Hier sieht man noch nicht 
klar, was uns 1974 erwartet. 

Etwas durchsichtiger scheint es bei den Fern­
sprechgebühren und bei den Fernschreib­
gebühren zu sein. 

Es ist auch zu erwarten, daß die E-Wirt­
schaft mit einem neuerlichen massiven Tarif­
erhöhungsantrag beim Herrn Verkehrs­
minister vorstellig wird. Vielleicht ist es auch 
schon geschehen. Es erhebt sich in diesem Zu­
sammenhang die Frage, ob es tatsächlich der 
günstige Zeitpunkt ist, zumal erst vor kurzem 
massive Treibstoffpreiserhöhungen hingenom­
men werden mußten, zumal durch die 01-
misere andere Produkte wahrscheinlich lauf­
fend massive Preiserhöhungen erfahren 
werden; ich denke zum Beispiel nur an die 
Produkte der chemischen Industrie. 

Wäre es nicht klüger, wenn die öffentliche 
Hand der Wirtschaft mit einem guten Bei­
spiel voranginge? 

Herr Bundesminister! Ihre Begründung, die 
Sie im Finanz- und Budgetausschuß im Zu­
sammenhang mit der Fernmeldegebühren­
erhöhung ,gegeben haben, scheint mir sehr 
billig zu sein: Etwa, d·aß die nachrichten­
technische Industrie in den letzten eineinhalb 
Jahren um 15 Prozent teurer geworden wäre, 
daß die Gebühren in Deutschland noch viel 
höher seien als in Osterreich und daß man 
das letzte Mal 1967 eine Gebührenerhöhung 
durchgeführt hätte. 

Das Ausland lassen wir 'besser beiseite; wir 
haben in Osterreich mit österreichischen Ein­
kommen zu leben. MansoH nicht immer das 
Ausland heranziehen. Man tut dies leider nur 
dann, wenn es günstige Argumente liefert. 
(Beifall bei der avp.) 

Nun zu den 15 Prozent Teuerung bei der 
nachrichtentechnischen Industrie. Da muß ich 
folgende Frage vorlegeIl: Könnte nicht jeder 
private Unternehmer, jeder Industrielle mit 
derselben Begründung vor die Paritätische 
gehen um einen Preiserhöhungsantrag ein­
zubringen? 

Zum Argument, daß der Tarif seit 1967 
eingefroren ist: Ich kenne große Berufszweige, 
die auf längere Strecken Preise eingefroren 
haben, als es in diesem Fall gegeben ist: 
der österreichische Bauer etwa. Und wenn ihm 
einmal ein paar Groschen dazugegeben wer­
den, dann macht man daraus eine Staats­
affäre. 

Ich glaube, diese Beispiele allein sind keine 
Begründung dafür, daß man jetzt in diesem 
Zeitpunkt so komprimiert Tariferhöhungen an 
allen Ecken und Enden vornehmen müßte. 
Das ist meines Erachtens ein sehr gefährliches 
Unterfangen zu dieser Zeit. 

Einige Worte zu dem Problem der Post- und 
Telegraphenverwaltung, die nach meiner Mei­
nung mit diesem Budget nicht viel besser 
dran ist. Mir fehlt der Optimismus des Herrn 
Finanzministers, daß mit diesem Grundbudget 
und den 400 Millionen Stabilisierungsquote 
jene Schwerpunkte zu verwirklichen sind, die 
eben erforderlich wären. Ich denke da zum 
Beispiel an den Abbau der Wartelisten. Es 
gibt heute über 200.000 Menschen in Oster­
reich, die auf einen Telephonanschluß warten. 
Im denke an die blockierten Leitungen, an 
das verstopfte Fernmeldenetz, an die voll­
besmalteten Wählerzentralen. 

Ich denke an den dritten Schwerpunkt, an 
die überfüllten Smülerautobusse. Es gibt 
sm on Schwerpunkte, die eine zügigere Lösung 
verdienen würden. Wenn man aber fest­
stellt, daß im Budget 1974 Ansätze geringer 
budgetiert sind als etwa die Reifenkosten, 
die Kosten für Treibstoffe, für Brennstoffe, 
dann fehlt mir der Glaube, daß man die umso 
aufwendigeren Arbeiten mit diesem Budget 
1974 zügiger durchführen wird können. 

Das zweite Fernmeldeinvestitionsgesetz hat 
vorgesehen, daß wir imstande sind, in der 
Zeit von 1973 bis 1976 mit einem Aufwand 
von zirka 13 Milliarden Schilling unter 
anderem 573.000 neue Telefonanschlüsse her­
zustellen. Ich bin der Meinung, dieses_ Bild 
der Zahlen von 1973 bis 1976 ist bereits über­
holt, ist in eine Verzerrung geraten, und auch 
die im Fernmeldeinvestitionsgesetz vor­
gesehenen Steigerungsraten für die Bestell­
ermächtigungen sind durch die Teuerung, 
durch die schlechte Wirtschaftspolitik unter 
die Räder gekommen. Ich habe mir sogar eine 
Information geben lassen, derzufolge es für 
1974 so aussieht, daß befürchtet werden muß, 
daß die vorgesehenen Beträge für die Bestell­
ermächtigungen gar nicht erreicht, sondern um 
200 Millionen Schilling unterschritten werden. 
Dabei ist der Telefonanschluß heute in Stadt 
und Land - das möchte ich betonen - ein 
solches Erfordernis, eine solche Notwendig­
keit aus Gründen der Sicherheit, der Zweck-
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mäßigkeit und der WirtsChaftliChkeit gewor­
den, so wie Licht und Wasser in jedem Haus­
halt in Osterreich. 

Daher verlangt und erwartet der Oster­
reicher zu recht, daß beim Abbau der Warte­
liste etwas Uberzeugendes getan wird, daß 
die Ansuchen früher berücksichtigt werden, 
daß das NachriChtennetz, die Koaxialkabel­
linien in verstärktem Umfang ausgebaut wer­
den und daß unser Richtfunknetz und die Zen­
tralen vor allen Dingen größer geplant wer-

. den, damit es nicht Fälle gibt, wie es bei mir 
in meinem Heimatbezirk war, wo man feierlich 
mit dem Herrn Bundesminister eröffnet hat 
und am nächsten Tag die Wählerzentrale voll­
beschaltet war. Vor allen Dingen soll mit die­
sen Schwerpunkten erreicht werden, daß das 
Telefonieren nimt weiterhin so ein Geduld­
spiel, wie es sim heute bereits anbietet, bleibt, 
denn manchesmal hat man den Eindruck, daß, 
was den Zeitaufwand betrifft, die Verbindun­
gen heute so rasch zustandekommen, wie es 
seinerzeit mit dem Kurbelinduktor der Fall 
gewesen ist. Wir sollten uns also bemühen, 
aus den Postkunden wieder zufriedene Kun­
den zu machen. 

Herr Bundesminister! Hier gibt es einiges 
aufzuholen, denn man hat die Entwicklung 
Jahre hindurch nicht in jener Größenordnung 
sehen wollen, wie die Zeit sie an uns heran­
gebracht hat. Deswegen heute die bedauerliche 
Feststellung: Die Gebühreneinnahmen stag­
nieren, nicht weil die Leute weniger tele­
fonieren, sondern weil die Leitungen und die. 
Zentralen blockiert sind. Das gilt nicht nur 
für den Bereich der Stadt Wien, sondern auch 
für unsere Bundesländer. Bei den Bundes­
ländern haben wir nodl immer ungelöste 
Probleme - und hier bitte ich Sie auch um 
eine entsprechende Initiative, Herr Bundes­
minister -, es sind Vorstellungen von uns 
im Ausschuß gemacht worden, etwa über das 
Modell der Telefonanschlußgemeinschaften 
oder die Frage einer pauschalierten Her­
stellungsgebühr. Die· Ungerechtigkeiten zwi­
schen Stadt und Land sollen damit abgebaut 
werden. Hiezu gibt es zum Beispiel bewährte 
Vorbilder im Ausland. Der Herr Bundes­
minister Frühbauer hat sidl ja gerade mit die­
sen Fragen sehr ernst beschäftigt. 

In meinem letzten Teil, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, möchte ich mich noch ganz 
kurz mit den Fragen, die im Zusammenhang 
mit der Schiffahrt bestehen, beschäftigen. Für 
die Schiffahrt hat die Donau die zentrale Be­
deutung. Ich glaube, das gehört hervor­
gehoben, denn der Ausbau des Rhein-Main­
Donaukanals steht in absehbarer Zeit - man 
spricht sogar von einer Fertigstellung vor dem 
Jahr 1980 - vor der Tür. Es fehlt angeblich 
nom eine Strecke von 110 km im Raum Nürn-

berg--Einmündung Donau. Wir werden dann 
mit der Tatsache einer Wasserstraße in einer 
Länge von 3400 km quer durch den euro­
päischen Kontinent, von der Nordsee bis ins 
Schwarze Meer, konfrontiert sein. 

Ich glaube, jeder ist sich dessen bewußt, 
wenn er sidl mit diesen Fragen audl nicht 
beschäftigt, welch neue ungeheure Möglich­
keiten für Osterreich mit der Eröffnung 
dieses Europakanals, der ein günstiger Trans­
portweg für die Beförderung österreichischer 
Wirtschafts.güter sein wird, gegeben sind. Wir 
wissen es jetzt, in dieser Zeit, zu schätzen, 
was das bedeutet. Diese Wasserstraße wird 
Industriegründungen zur Folge haben - man 
weiß aus Erfahrungen, daß diese begünstigt 
werden -, die Konkurrenzlage der öster­
reichischen Wirtschaft wird eine bessere 
werden - ich denke nur etwa an unsere 
Schwerindustrie im Raume Linz -, und es 
wird auch durch die zentrale Lage Osterreichs 
völlig neue Perspektiven im Handel zwischen 
Ost und West geben. 

In diesem Zusammenhang wird auch der 
Donaudampfschiffahrtsgesellschaft eine große 
Aufgabe gestellt. Angesichts dieser gewal­
tigen Veränderungen werden wir beziehungs­
weise diese Gesellschaft uns erst recht be­
mühen müssen, nicht aus dem Geschäft ge­
drängt zu werden. Wir kennen ja aus der 
Berichterstattung die Schwierigkeiten beim 
Frachtgeschäft, die staatlich gestützten Tarife, 
die Preise der östlichen Reedereien, und es 
geht ja sogar die Schwieügkeit der Donau­
dampfschiffahrtsgesellschaft so weit, daß staat­
liche Betriebe Osterreichs wegen der 
billigeren Verladung auf Schiffe der Ostländer 
disponieren. Ich glaube, solange der öster­
reichische Steuerzahler für das Defizit der 
Donaudampfschiffahrtsgesellschaft aufkommt 
und dazuzahlen muß, gehört auch diese Frage 
im Lichte der Entwicklung überlegt. 

Dasselbe gilt für den Passagierverkehr. Hier 
gibt es jedenfalls auf Grund der Beschlüsse, 
die hier im Hohen Hause gefaßt wurden, gün­
stigere Ausblicke für die kommende Zeit. Vor 
allen Dingen dann, wenn der Herr Bundes­
minister zu den Zusagen steht, die der Vor­
gänger, Herr Bundesminister Frülrbauer, 
gegenüber den daran interessierten Landes­
hauptleuten gemacht hat. Ich glaube, bei allen 
Maßnahmen, die im Zusammenhang mit der 
Schiffahrt auf der Donau getroffen werden, 
müßte in der Zukunft oberste Maxime sein, 
daß die Donau im Bereiche unseres Terri­
toriums ein österreichischer Strom zu bleiben 
hat. 

Der Beitrag Osterreichs zum Ausbau der 
Donau wird der . sein, daß eine Kette von 
Kraftwerken und Schleusenanlagen ausgebaut 
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werden muß. Kraftwerke und Schleusen-' Besser wäre es, den forcierten Ausbau des 
anlagen bedeuten Begleitrlämme, Begleit- zweiten Kernkraftwerkes vorzunehmen, wie 
mauern, höheren Grundwasserstand, schlech- ja überhaupt die Kernkraft in absehbarer Zeit 
te re Flußqualität. Ich möchte jetzt nicht gleich jene Energie sein wird, die den entscheidenden 
in eine bestimmte Richtung argumentieren, Beitrag zur Versorgungssicherheit Osterreichs 
sondern vorerst feststellen, daß es ein Faktum bieten wird. 
ist, daß die Donaukraftwerke in den land­
schaftlich weniger bedeutenden Teilen des 
Donautals einen hohen Beitrag zur Energie­
versorgung Osterreichs geleistet haben. Es 
arbeiten ja Jochenstein, Aschach, Persenbeug 
und Ottensheim, die restlichen Kraftwerke 
sollen in Melk, Rossatz, Altenwörth, Greifen­
stein, Wien, Regelsbrunn, Wolfsthai die 
Donau sperren. 

Gerade in der jetzigen Situation der Ver­
knappung der Energieträger müssen wir uns 
uneingeschränkt - und ich nehme an, daß 
das eine unbestrittene Tatsache ist - zur For­
cierung unserer eigenen Möglichkeiten, zum 
forcie-rten Kraftwerksbau bekennen. Selbst­
verständlich! Das soll aber nicht so weit füh­
ren, daß man diese Energieverknappung von 
jetzt zum Vorwand nimmt und sich über so 
manche berechtigte Einwände etwa der Natur­
schützer hinwegsetzt. 

Ich möchte jetzt auf den Fall der Wachau 
zu sprechen kommen. Ich glaube - um es 
ganz deutlich und nicht verschwommen zu 
formulieren -, es muß auch in der kommen­
den Zeit bei der Beurteilung dieser schwie­
rigen Problematik gelten, daß der volkswirt­
schaftliche Nutzen abgewogen werden muß, 
und zwar, was man erreichen will mit zusätz­
licher Energie, mit einer Vertiefung der Fahr­
rinne, damit die Europakähne auf dem öster­
reichischen Teil der Donau passieren können. 
Es bleibt nach wie vor die Frage zu prüfen, 
ob es für dieses Opfer dafürsteht, die Donau 
im Bereiche de·r Wachau als einen Kanal zu 
führen. Ich glaube, diese Angelegenheit dürfte 
vom Standpunkt des Technikers nicht allzu 
schwierig sein. Wenn heute schon zugegeben 
wird, daß die Energiegewinnung in diesem 
Abschnitt eigentlich zweitrangig ist durch die 
Zugeständnisse, die man den Naturschützern 
bereits in der Frage der Höhe der Aufstauung 
gemacht hat, und nur mehr die Vertiefung 
der Fahrrinne übrigbleibt, so glaube ich, müßte 
es mit den heutigen Erkenntnissen der Technik 
möglich sein, auch diese Frage für beide Teile 
befriedigend zu lösen. 

Besser wäre es meines Erachtens nach, wenn 
wir in Zukunft mit unseren Ener,gien, die uns 
geliefert werden und die uns zur Verfügung 
stehen, nicht in jenem verschwenderischen 
Ausmaß umgehen, wie wir das bisher - ohne 
oder zu wenig darüber nachzudenken - getan 
haben. 

In diesem Zusammenhang war ich von der 
Schrift eines Manne,s beeindruckt, der g·estern 
den Nobelpreis verliehen bekommen hat, ich 
meine den VeI1haltensforscher Professor Kon­
rad Lorenz, der in einem Brief abschließend 
an den Bürgermeister von Dürnstein geschrie­
ben hat: 

"Es ist unverantwortlich" - ich zitiere wört­
lich -, "dieses Projekt zur Ausführung zu 
bringen. In wenigen Jahren werden derartige 
Vorhaben als Verbrechen gegen die Natur 
verurteilt werden." 

Ich fühle mich nicht in der Lage, dem noch 
etwas hinzuzufügen. Ich glaube, das ist eine 
beredte Sprache für sich. 

Hohes Haus! Die Ungewißheit über die wei­
tere wirtschaftliche und politische Entwicklung 
hat die Situation in Osterreich schlagartig 
verdüstert - auch den Verlauf dieser dies­
jährigen Budgetdebatte. Jeden Tag entnehmen 
wir der Berichterstattung schärfere Maß­
nahmen. Es hat nichts - wie der Herr Bundes­
kanzler gemeint hat - mit politischem Zweck­
pessimismus zu tun, wenn man rechtzeitig 
erkennt, was eventuell auf uns zukommen 
kann. 

Auf uns zukommen wird auf alle Fälle eine 
schwierigere Phase - das ist uns allen klar -
bei der Gestaltung unseres menschlichen Zu­
sammenlebens. Obwohl die Bundesregierung 
bisher in Anbetramt dieser weltweiten kri­
tischen Situation, angesichts dieses deutlichen 
Gürtel-enger-Schnallens unserer Nachbarn, der 
Italiener, der Schweizer, der Deutschen, außer 
Andeutungen und Einberufung einer Regie­
rungsklausur meines Erachtens nur mit halben 
Maßnahmen reagiert hat uilid bis gestern so 
getan hat, als lebten wir auf einer "Insel der 
Seligen". Dabei warten die Menschen in Oster­
reich darauf, daß die Bundesregierung recht­
zeitig Vorsorge trifft, daß vorausschauend 
regiert wird. Ich glaube, die Osterreichische 
Volkspartei hat doch wiederholt in so ent­
scheidenden Phasen zu erkennen .gegeben, daß 
wir bereit sind, unseren Teil der Verant­
wortung mit zu tragen. (Beifall bei der OVP.) 

Mit diesem Budget werden wir das jedoch 
nicht können. Wir vermissen die Entschluß­
kraft, Schwerpunkte zu setzen, auch zum Bei­
spiel bei der Gestaltung eines attraktiveren 
Massenverkehrs unserer Verkehrsmittel. 
Daher können wir diesen Budgetansätzen, die­
sem Kapitel unsere Zustimmung nicht geben. 

613 
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Nichtsdestotrotz, Herr Bundesminister, ge­

statten Sie mir noch eine persönliche kdresse 
an Sie: Wir haben in den letzten Jahren auch 
als Oppositionspartei immer unter Beweis ge­
stellt, daß wir bereit waren, an einer zukunfts­
orientierten Verkehrspolitik mitzuarbeiten, 
konstruktiv mitzuaIlbeiten, weil wir uns der 
Bedeutung, welche die Verkehrspolitik für die 
österreichische Wirtschaft und damit für die 
gesamte österreichische Bevö,lkerung hat, be­
wußt sind. Ihr Vorgänger, Herr Bundes­
minister, hat diese Bereit.schaft gewürdigt, das 
sei auch bei dieser Gelegenheit erwähnt. Er hat 
in entscheidenden Fragen immer wieder die 
Zusammenarbeit mit uns 'gesucht. Es ist nicht 
von ungefähr, sondern vielleicht gerade c1arauf 
zurückzuführen, daß bei Gesetzesvorlagen, die 
das Verkehr·sressort betroffen hat, meistens 
eine einstimmige Verabschiedung herbei­
geführt werden konnte. Ich meine, Sie wären 
gut beraten, Herr Bundesminister, wenn Sie 
diese Vorgangsweise, diese gute Tradition 
beibehalten - an uns soll es nicht gelegen 
sein - zum Wohle einer gesunden Verkehrs­
politik, die wir alle miteinander gestalten und 
entwickeln wollen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Stix. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO): Herr Präsi­
dentl Hohe·s Hausl Mein Herr Vorredner hat 
seine Darlegungen damit begonnen, daß er 
mahnend davon gesprochen hat, man möge 
doch nicht in der heutigen Situation das Auto 
quasi in den Anklagezustand versetzen. 

Ich möchte diesen Ball aufnehmen und wei­
terspielen und einleitend einige Uberlegungen 
zu dem Thema: Hie Massenverkehr - hie 
Individualverkehr, äußern. 

Der Individualverkehr hat ja in den letzten 
Jahren eine stürmische Aufwärtsentwicklung 
genommen und seinen Anteil am gesamten 
Per'Sonenverkehrsaufkommen auf rund 75 Pro­
zent erlhöht. 

Trotzdem zeigt sich jetzt oder vielleicht 
gerade durch diese Entwickl'Ung, daß ihr ge­
wisse Grenzen gesetzt sind. Es taucht das Pro­
blem des Individualverkehrs in zwei Bereichen 
auf. Einmal im Bereich der Ballungsräume, im 
wesentlichen im Bereich unserer Städte, und 
zum zweiten taucht das Problem auf beim 

den weiten Bereich des Flächenverkehrs, den 
kein Verkehrssystem so gut bedient, wie es 
das Auto tatsächlich tut. Auf längere Sicht, 
nicht nur kurzfristig, wird hinsichtlich des 
Flächenverkehrs das Auto unschlagbar blei­
ben. A:ber auch in bezug auf die Ballungsräume 
dürfen wir uns nicht auf ein dogmatisches 
Entweder-Oder 'stürzen, sondern wir müssen 
ein Sowohl-als-Auch ins Auge fassen. 

Denn es steht durch zahlreiche Experten­
untersuchungen fest, daß die Efisetzung des 
Individualverkehrs in den Ballungsräumen 
allein durch ein Massenverkehrs,system zu 
einer mindestens gleich teuren Lösung führen 
würde. Ein leistungsfähiges Massenverkehrs­
system ist nicht billiger allS der Individual­
verkehr. Es löst nur die Raumpro.bleme besser. 

Aber da wiederum gibt es ein verhältnis­
mäßig einfaches Mittel, um den übertriebenen 
Individualverkehr in den Ballungsräumen ein­
zuschränken. Es ist nicht notwendig, wie das 
heute vor allem von jungsozialistischer Seite 
immer wieder in die Debatte geworfen wird, 
dem Autobesitzer, dem Autofahrer, ein immer 
noch grösseres Ausmaß an Belastungen aufzu­
erlegen. Es gibt Methoden, ein Uberborden des 
Individualverkehrs in den Städten einzudäm­
men, ohne daß ich auf gesteigerte finanzielle 
Belastungen lossteuere. Beispiel,sweise genügt 
es, die Dauerparkplätze auf öffentlichen Ver­
kehrsflächen in den Städten drastisch einzu­
schränken. 

Auf diesen Umstand hat auch der Sach­
verständigenrat der Bonner Bundesregierung 
jüngst hingewiesen. Gerade derjenige Auto­
fahrer, der 'sein Auto nur benützt, um in der 
Früh zum Arbeitsplatz im St~dtinneren zu ge­
langen und am A:bend wieder heimzufahren, 
der kann da,s nur tun, wenn er einen Dauer­
parkplatz hat. Sind diese Dauerparkplätze 
limitiert, nicht vorhanden, dann wird ohne 
jede finanzielle Bestrafung des Autofahrers 
ein Gutteil dieser Verkehrsteilnehmer auf ein 
Massenverkehrssystem umsteigen. Es wird 
also auf eine Lösung ankommen, die Massen­
verkehr und Individualverkehr kombiniert. 

Das bedeutet vermehrte Anstrengungen in 
zweierlei Richtungen: einmal in Richtung In­
dustrie und zum anderen Mal in Richtung 
Verkehrspolitik. 

Transport über weite Strecken. Da wird nun 
Es ist gar keine Frage, daß das heutige auf einmal wieder die Bedeutung de1s öffent-

lichen Massenverkehrs entdeckt. Ich möchte Auto für den städtischen Verkehr nicht opti­
aber ebenso eindringlich davor warnen, nun­
mehr das Kind mit dem Bade auszuschütten 
und das Auto und den Individualverkehr ge­
wissermaßen zu verteufeln. Es gibt nämlich 
neben den Problemen in den Ballungsräumen, 
die sehr lokalisiert erscheinen, neben den Pro­
blemen, die der Fernverkehr mit sich bringt, 

mal ist. Weder ist es von seiner Größe her 
optimal, es ist zu groß, n()cb ist es vom Benzin­
verbrauch her optimal, es verbraucht zu viel. 

Drittens stellt es auch in der jetzigen tech­
nischen Ausstattung der Motore und der Ver­
gaser eine Umweltbelastung dar. Hier ist der 
Appell an die Autoindustrie zu richten, die 
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Zukunftsprobleme dadurch mitlösen zu helfen, direkt zu verantworten hat, auch als Lasten 
daß man ein -stadtgerechtes, sparsames und des Bundes sichtbar gemacht werden sollen. 
umweltfreundliches KlEünstauto schafft. Aber Es ist richtig - und in diesem Sinne stehen 
das ist nur die eine Hälfte. wir auch zum gemeinsam gefaßten Beschluß 

Die an'dere Aufigabe obliegt der Verkehrs- zur Bundesbahngesetznovelle -, diese Abgel­
politik. Sie muß die richtige Kombination tungen vorzunehmen. Wir dürfen uns aber 
zwischen Massenverkehr und Individualver- durch diese optische Operation nicht selbst 
kehr erarbeiten. Das setzt zunächst von seiten über die wirkliche Lage täuschen. 
der öffentl'ichen Hand voraus, daß sehr viel Was kostet uns die Bahn wirk'lich? Sie er­
attraktivere Ma·ssenverkehrssysteme geschaf- hält aus dem Budget an Pensionsabgeltungen 
fen werden müssen, als sie gegenwärtig vor- 4,1 Milliarden, an Subventionstarifen 1,4 Mi!­
handen sind. Die heutigen Massenverkehrs- liarden. Sie weist einen zu ersetzenden Bilanz­
systeme sind weder hinsichtlich der Quantität verlust von 1,7 Milliarden aus. Der wahre 
ihrer Verfügbarkeit noch hinsichtlich der Qua- Zuschuß, den der Bund für die Bahn zu zahlen 
lität das, was wir brauchen, um unsere Ver- hat, beläuft sich daher auf 7,3 Milliarden Schi'!-
kehrsprobleme zu lösen. lmg. 

Zusammenfassend möchte ich zum Thema Was das in dieser Größenordnung bedeutet, 
Massenverkehr - Individualverkehr sagen: mag ein Vergleich mit dem Budget für die 
Ein Ja zu einer Schwerpunktverlagerung auf Landesverteidigung veranschaulichen. Wenn 
einen attraktiv zu gestaltenden Massenver- ich das Butlget der Landesverteidigung, das 
kehr in den Ballungsräumen, aber man darf Grundbudget plus Stahilisierungsquote plus 
daraus kein Dogma machen, sondern muß die Konjunkturbelebungsquote hernehme, dann 
positiven Seiten des Individualverkehrs er- komme ich summa sumarum auf 6,5 Milliarden 
kennen und miteinbauenl Schilling. Demgegenüber lassen wir die Bahn 

Damit möchte ich meine weiteren Ausfüh­
rungen auf den wichtigsten öffentlichen Mas­
sen verkehrsträger, auf die Bahn, konzentrie­
ren. Zur Post wird mein Fraktionskollege Mel­
ter dann einiges sagen. 

Die Osterreichischen Bundesbahnen verdie­
nen 'die größte Aufmerksamkeit, weil ihre 
finanzielle Entwicklung in den letzten Jahren 
in ein derart beängstigendes Abgleiten gera­
ten ist, daß ich mich wundere, mit welcher 
Ruhe die Beteiligten und Verantwortlichen 
dem überhaupt noch zusehen können. 

Ich möchte von der Bilanzentwicklung, also 
von der Darstellung der wirtschaftlichen Geba­
rung ausgehen. Der Reinverlust betrug 1972 
3,4 Milliarden Schilling. 1973 wird er sich auf 
4,2 Milliarden Schilling belaufen. 1974 ver­
ringert er sich zunächst optisch auf 1,7 Mil­
liarden. Das ist aber lediglich optisch. 

mit 7,3 Milliarden Schilling bezuschussen. 

Wer angesichts dieser Größenordnungen 
und dieser Summen nach wie vor ruhig bleibt, 
den kann ich persönlich nicht verstehen, denn 
noch zeichnet sich ja keinerlei Silberstreifen 
am Horizont ab, noch zeichnet sich nicht ab, 
wie es bei der Bahn aufwärts gehen soll. 

Fachleute sind sich darüber einig, daß das 
größte Problem die Personalentwicklung be­
deutet. 1972 gab es 74.455 Eisenbahner, 1973 
waren es mehr. Für 1974 ist eine Reduktion 
um 506 Eisenbahner vorgesehen. Der Herr 
Bundesminister sagte im Ausschuß, diese Zahl 
würde unterschritten werden. Wenn ich aber 
die Zahlen des Arbeitsbehelfes und der TeiI­
hefte hernehme, dann stelle ich fest, daß die 
Verringerung 90 Eisenbahner betrifft. 

Idl frage mich jetzt: Wo bleiben denn alI 
die Rationalisierungserfolge der letzten Jahre? 
Der Anteil der Personalaufwen'dungen ist in­
zwischen auf 76 Prozent des Gesamtaufwandes 

Um mit den Vorjahren vergleichen zu kön­
nen, müssen wir diesem aus'gewiesenen Ver­
lust das Mehr an künfU,ger Pensionsabgeltung gestiegen. 
und das Mehr an ,der Abgeltung der Sozial- Nun wiederum ein Vergleich, der zei·gt, wie 
tarife hinzurechnen. Tut man dies, dann ergibt drastisch die Größenordnungen sind. Wenn 
sich für das Jahr 1974 ein vergleichbarer Jah- id1 den gesamten Personalaufwand von 14,5 
resverlust von 5,2 Milliarden Schilling, und er Milliarden Schilling um die Pensionsabgeltun­
ist damit wiederum um rund 1 Milliarde höher gen aus dem Budget kürze, die 4,1 Milliarden 
als im Jahr 1973. Diese Rechnung muß man Schilling ausmachen, dann komme ich auf einen 
vornehmen, wenn man sich nicht in die eigene Nettopersonalaufwand von 10,4 Milliarden. 
Tasche lügen will. Dieser ist immer noch höher als die gesamten 

Eine andere Frage ist es, ob man die Pen- Erträge aus dem Personen- und Güterverkehr. 
sionsabgeltungen und den Ersatz der Sozial- Herr Bundesminister! Ich frage Sie: Was 
tarife bejaht oder nicht. Wir bejahen das, weil I werden Sie tun, um dies-er katastrophalen Ent­
wir aus Gründen der Transparenz der Mei- t wicklung Einhalt zu gebieten? Die Sanierung 
nung sind, daß die Lasten, die die Bahn nicht I der Bundesbahn kann nur über eine Verrin-
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gerung des Personalstanodes führen. Das hat 
besonders deutlich auch Herr Abgeordneter 
Ulbrich von der Sozialistischen Partei g,esagt, 
al~ er 1971 erklärte, es gäbe etwa 25.000 Eisen­
bahner zuviel. (Abg. PeteI: Damals hat er 
keine Wahl gehabtf) Ich wäre schon froh, 
wenn es gelänge, 10.000 einzusparen, denn 
nach heutig,er Relation würde das eine Erspar­
nis von über 1 Milliarde Schilling bedeuten. 

Aber es fehlen ja auch die Voraussetzungen 
für die Einsparurugen. Die Voraussetzungen 
wären nämlich eine massive Rationalisierung. 
Diese setzt ihrerseits massive Investitionen 
voraus, für diese Investitionen wiederum be­
dürfen wir einer ganz entscheidenden Kapital­
zufuhr. An dieser Kapitalzufuihr fehlt es den 
Dsterreichischen Bundesbahnen. 

Herr Bundesministerl Sie haben das Ressort 
neu übernommen. Ich mache Ihnen keine Vor­
würfe, die Sie nicht zu verantworten haben, 
aber ich möchte Sie hier und heute ausdrüCk­
lich als den ansprechen, der Sie Ihrem ganzen 
Werdegang nach sind, nämlich als Finanzfach­
mann. Und als Finanzfachmann - davon bin 
ich überzeugt - werden Sie sehr wohl er­
kennen, daß das Kardinalproblem der Oster­
reichischen Bundesbahnen der Kapitalbedarf 
ist. 

Im zehnjährigen Investitionsprogramm bis 
1982 veranschlagen die Bahnen 40,5 Milliarden 
Schilling. Dem ,entspricht eine Jahresquote für 
1974 im Ausmaß von 4,5 Mil1iarden Schilling. 
Wie sieht dagegen der iBundesvoranschlag aus? 
Wenn ich ihn um die Bezugsvorschüsse berei­
nige, die interessanterweise und völlig unzu­
treffen'<ierweise unter den Investitionsmitteln 
aufscheinen, dann ist für 1974 auf den Schil­
ling genau der gleiche Betrag eingesetzt wie 
für 1973, nämlich 2,5 Milliarden Schilling; also 
keinerlei Steigerung. 

Erst wenn ich mir die Stabilisierungsquote 
anschaue, dann finde ich eine Steigerung um 
860 Millionen Schilling und noch einmal in 
der Konjunkturhelebungsquote um 408 Mil­
lionen Schilling, macht summa summarum 
3,8 Milliarden Schilling. 

Jetzt kann man eine Defizitrechnung auf­
stellen: Es werden 4,5 Milliarden benötigt. 
Wenn ich nur das Grundbudget hernehme, 
fehlen 2 Milliarden Investitionsmittel für 
1974; nehme ich die Stabilisierungsquote mit 
hinzu, fehlen 1,1 Milliarden Schilling Investi­
tionsmittel, und nehme ich auch noch die Kon­
junkturbelebungsquote hinzu, fehlt noch 
immer eine dreiviertel Milliarde Schilling auf 
die Jahresquote 1974 des Investitionspro­
gramms der Osterreichischen Bundesbahnen. 

Es ist also keine Vorsorge getroffen worden, 
um das große Sanierungswerk einzuleiten. 

In diesem Zusammenhang muß etwas zur 
Stabilisierungsquote gesagt werden. Ganz 
offensichtlich sind alle Erhöhungen, mit denen 
die Bahnverwaltung rechnet, daß sie sie in 
Anspruch nehmen kann, aus dem Grundbudget 
herausgenommen und in die Stabilisierungs­
quote hineingenommen worden. 

Nun frage ich - diese Frage müßte ich 
eigentlich an den Herrn Finanzminister stel­
len -; Wie kann er sagen, daß es sich um 
eine Stabilisierungsquote handelt, die nur im 
Falle eines Falle-s eingesetzt wird, wenn die 
Stabilisierungsquote mindestens in diesem 
Kapitel "Verkehr" Ausgaben enthält, die nor­
malerweise im Grundbudget sein müßten und 
mit deren Inanspruchnahme die Bahn ganz 
selbstverständlich fest rechnet? Hier hat der 
Herr Finanzminister offensichtlich e'in ganz 
großes Täuschungsmanöver inszeniert, er darf 
aber nicht glauben, daß wir dieses nicht durch­
schauen. 

Aber auch mit der Stabilisierungsquote fehlt 
der Bundesbahn mehr als 1 Milliarde Schilling. 

Wenn ich einen Uberschlag mache auf das 
gesamte zehnjährige Programm und das TeU­
heft als Beweis anführe, dann hängen von den 
40,5 Milliarden dringend benötigter Investi­
tionsmittel sage und schreibe 8 Milliarden 
völlig in der Luft. 

Damit kommen wir zum FinanzieruIlJgssy­
stem der Osterreichischen Bundesbahnen. Nach 
freiheitlicher Auffassung ist das derzeitige 
Finanzierungssystem völlig untauglich, ganz 
und gar nicht geeignet, die finanzieUen Erfor­
dernisse der Bahn zu treffen. 

Derzeit - und das ist die geltende Rechts­
lage - sind die Finanzierung und die Kapital­
zufuhr nur über das Budget möglich. Wir wis­
sen, daß illegale Auswege versucht werden. 
Wir kennen das Anwachsen der Verwaltungs­
schulden, wir erkennen die DreieCksgeschäfte, 
wo mit den Firmen Kreditlieferungen in der 
Weise abgeschlossen werden, !daß sich die 
Firmen die Bankkredite besorgen und die Zin­
sen in die Preise einkalkulieren. Ich habe so­
gar dafür ein gewisses wirtschaftliches Ver­
ständnis, weil die Notlage der Bahn offen­
sichtlich ist, aber als Abgeordneter muß ich 
sagen: Es ist ein illegaler Vorgang, den man 
nicht billigen kann. 

Die Ursache für diese Situation und die 
eigentliche Krankheit der OBB sind leicht zu 
diagnostizieren. Es ist schlicht und e'infach, 
Herr Bundesminister, die fehlende Finanzho­
heit. Es muß eine außerbudgetäre Finanzie­
rung gefunden werden, es muß den Bundes­
bahnen ein direkter Zugang zum Kapitalmarkt 
geöffnet werden. 
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Dr. Stix 
Warum sollte in Osterreich nidlt das gehen, 

was etwa in der Bundesrepublik Deutschland 
geht? Dort gibt es Bahnanleihen. Warum gibt 
es in Osterreich keine Bahnanleihen? Warum 
beharrt man stur auf der ausschließlichen 
Finanzierung über das Budget, von der nach­
zuweisen ist, daß sie den Erfordernissen unter 
keinen Umständen entsprechen kann. 

Wir haben noch ein anderes Beispiel, die 
übrige verstaatlichte Industrie, die weit mehr 
Beschäftigte hat als die Bahn. Auch di,ese ver­
staatlichte Industrie finanziert sich ja nicht 
über das Budget, sondern legt Anleihen auf. 
Denken wir etwa an die Energieanleihe unse­
rer Elektrizitätswirtschaft oder auch an die 
Anleihen der Stahlfirmen. Warum soll das. 
was dort gut geht, bei den Bundesbahnen un­
möglich sein? Es ist von der Sache her nicht 
einzusehen und das Festhalten an der un­
brauchbaren, veralteten. alleinigen Finanzie­
rung über das Budget muß als krasser Dogma­
tismus angeprangert werden. 

einkommens erhöhte sich von 84 Millionen 
Schilling auf 156 Millionen Schilling." 

Auch hier wird doch eine Mangelsituation 
deutlich, der im Budget leider überhaupt keine 
Rechnung getragen wird. 

Abschließend noch als Zeugen zu der glei­
chen Situation die Worte von Professor Knapp 
im "Kurier" vom 4. Dezember, wo der Verfas­
ser sinngemäß ausdrückt: 

Die Osterreichischen Bundesbahnen haben 
zu wenig Waggons, weil keine Mittel dafür 
vorhanden sind, andererseits drohen aber bei 
den österreichischen Wag,gonbaufirmen Be­
schäftigungslücken, weil eben die Anschluß­
aufträge der Osterreichischen Bundesbahnen 
fehlen. 

Das waren drei Beispiele. die leider nur zu 
deutlich veranschaulichen, daß es an den Vor­
aussetzungen für die erhoffte Renaissance der 
Schiene fehlt. 

Diese Beispiele zeigen leider weiters, daß 
Herr Bundesmin'ister! Sie als Finanzfach- auch im Budget alles fehlt, um diese benöUg­

mann in diesem Ressort werden einmal daran ten Voraussetzungen zu schaffen. 
gemessen werden, ob Sie dieses Kardinalpro­
blem der Osterreichischen Bundesbahnen lösen 
konnten oder nicht. 

Noch einige albschließende Worte zur 
Renaissance des Schienenverkehrs. Wir wis­
sen, daß diese Renaissance von den Erforder­
nissen her kommt, ja im Gange ist. Aber wir 
sehen gleichzeiti,g, daß es an allen Ecken und 
Enden an den Voraussetzungen hiefür fehlt. 

Lassen Sie mich als Beispiel die Fahrbe­
triebsmittel erwähnen. Es ist bekannt, daß 
der Fahrpark überaltert und zu gering ist. 
Trotzdem sind im Grundbudget 1974 um 
109 Millionen Schilling weniger für Fahrbe­
triebsmittel vorgesehen als im Budget 1973. 

Oder: Wenn ich den Geschäftsbericht der 

Herr Bundesministerl Wir wissen, daß auf 
das Massenverkehrsmittel Bahn große Auf­
gaben zukommen. Aber um diesen Aufgaben 
entsprechen zu können. müssen erst einmal 
die Voraussetzungen geschaffen werden. Ich. 
appelliere an Sie, Herr Bundesminister: Schaf­
fen Sie diese Voraussetzungen und - man 
kann die Sache drehen, wie immer man will -
lösen Sie das Kardinalproblem der Osterrei­
chischen Bundesbahnen, die Finanzierungs­
frage! Geben Sie den Osterreichischen Bun­
desbahnen Finan:z;hoheit, eröffnen Sie ihnen 
den Kapitalmarkt. Nur dann, wenn Sie das 
zuwegebringen, werden Sie das Sanierungs­
werk der Osterreichischen Bundesbahnen ein­
leiten können. Dieses ist dringend vonnöten. 

Bundesbahnen selbst hernehme, und zwar den Aus all den genannten Gründen sehen wir 
Geschäftsbericht über das Jahr 1972, so lese Freiheitlichen uns veranlaßt, diesem Kapitel 
ich auf Seite 17 folgendes: des Budgets unsere Zustimmung zu verwei­

"Die beabsichtigten Verbesserungen des 
Verkehrsangebotes in einer Zeit der zuneh­
menden Konkurrenzierung durch andere Ver­
kehrsträger und Verwaltungen konnten wegen 
der ungünsUgen Situation auf dem Anlagen-, 
Triebfahrzeug- und Personalsektor nur in ge­
ringem Ausmaß verWirklicht werden." 

Das ist doch nichts anderes als ein klares 
Eingeständnis fehlender VoraussetzuIlJgen. 

Ein weiterer Hinweis aus demselben Ge-
schäftsbericht auf Seite 20: 

"Der Saldo zu Lasten der Osterreichischen 
Bundesbahnen zwischen Mieterträgen und 
Mietaufwendungen für die Benützung fremder 
Güterwagen im Rahmen des RJV-Europ-Uber-

gern. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Nächster Redner ist Herr 
Abgeordneter Ulbrich. Er hat das Wort. (Abg. 
Pet e r: Mit nur mehr 83 statt 86 Prozent! -
Abg. B r e gar t n er: Der Peter hätte eine 
Freude, wenn er einmal 83 hätte! - Abg. 
U 1 b r ich: Ja, siche.r wäre das eine Freude, 
aber die spielt es leider nicht für alle!) 

Abgeordneter Ulbrich (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Ich habe sehr aufmerksam meine Vorredner 
angehört. Ich glaube, ich habe wieder so etwas 
wie einen sechsten Sinn gehabt. Ich habe mir 
nämlich vorgenommen, folgende Punkte in 
der Diskussion zu behandeln: Verkehrspolitik, 
die Personalwirtschaft und den Aufwand, 

91. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 69 von 115

www.parlament.gv.at



8938 Nationalrat XIII. GP - 91. Sitzung - 11. Dezember 1973 

Ulbricb 
Problem des Abganges, Defizit, Investitionen, 
Sanierung der asterreichischen Bundesbahnen. 

Zu manchem, was meine Vorredner gesagt 
haben, kann ich ja sagen, zu vielem sage ich 
nein. Wenn man von der Sanierung der OBB 
spricht und dabei auf den Gedanken kommt, 
die Verantwortlichkeit auf den Zeitraum von 
1910 bis 1913 zu verlegen, dann ist das selhr 
billig. 

Man muß einmal untersuchen, welches Ver­
brechen an den Osterreichischen Bundesbah­
nen auf Grund der Finanzpolitik seit 1945 be­
gangen wurde. Denn diese Bahn hat seit ihrem 
Bestehen nach 1945 niemals - niemals! -
jene Investitionsraten erfüllt bekommen, die 
notwendig gewesen wären, um der heutigen 
Verpflichtung nachkommen zu können. 

Suchen wir also die Schuld nicht bei den 
Ministern Frühbauer, Waldbrunner, Probst 
und so weiter, sondern suchen wir wie Doktor 
Stix die Schuld dort: Das Kernproblem der 
OBB ist ein finanzielles Problem. Das heißt, 
wenn ich diesen Betrieb saniere, muß ich aus 
der Lohnintensivität in die Kapitalintensivität 
umsteigen. Das heißt ferner: Ich muß den 
Personalstand auf Grund von Rationalisie­
rungsmaßnahmen und unter Ausnützung tech­
nischer Möglichkeiten dorthin führen, wohin 
er ,gehört, und die technische Entwicklung 
eben entsprechend fördern. 

Das hat man nicht gemacht. Man möge sich 
also jetzt nicht als besser hinstellen, als man 
ist. (Abg. K ern: Seit 1971 macht man es?) 
Man kann nicht alles von 1971 an machen, 
Herr Kern! Aber ich bitte Sie noch einmal: 
Bleiben Sie bei der Landwirtschaft, denn von 
d.er Verkehrspolitik haben Sie keine Ahnung! 
Bleiben Sie dort, wo Sie sindl Ich sage Ihnen 
noch einmal: Bleiben Sie bei Ihren Erdäpfeln 
und beim Kraut und lassen Sie uns in Frieden! 

Man spricht über das sozialistische Ver­
kehrskonzept. Ich nehme das Inhaltsverzeich­
nis zur Hand und sage Ihnen ganz freundlich, 
was da angeführt wird: 

"Verkehrspolitische Grundsätze", "Zielset­
zungen für das Gesamtverkehrssystem", "Ver­
kehr in den Ballungsgebieten", "Straßenver­
kehr", "Eisenbahn", "Luftfahrt", "Binnenschiff­
fahrt", "Hochseeschiffahrt" , "Rohrleitungsver­
kehr", "Post- und Fernmeldewesen", "Seil­
bahnen". 

Wir nehmen nicht in Anspruch, daß das 
eine Wunderlösung ist. Aber eines, glaube 
ich, können wir mit Berechtigung sagen: daß 
wir uns bemÜlht haben, auf Grund echter 
Untersuchungen zur Erkenntnis zu kommen, 
wie man die Verkehr,spolitik führen kann. 
Man kann sie nicht allein vom Standpunkt 
der GBH aus leiten. Das habe ich in diesem 

Haus nicht erst einmal gesagt, das habe ich 
schon des öfteren bei den Budgetdebatten 
wiederholt: Die Fra'ge der Verkehrspolitik ist 
in der Hauptsache die, ob man Schiene und 
Straße koordinieren kann. 

Sie von der Ost,erreichischen Volk-spartei 
haben doch selbst ein Verkehrskonzept ge­
macht. Ich habe es hier als Traumbüchel der 
gewerblichen Wirtschaft bezeichnet. Welche 
Aussagen haben Sie in diesem Gesamtver­
kehrskonzept gemacht, meine Herren? Nennen 
Sie konkret eine Linie! Es ist eine phanta­
stische Arbeit unter Bundesminister Weiß 
geschehen, es ist ein Zusammentragen allen 
Materials um den Eisenbahnbetrieb, die Straße, 
die Luftfahrt und dergleichen, aber eine kon­
krete Aussage fehlt. 

Und dann darf ich mir die 101 Punkte der 
Osterreichischen Volkspartei zu Herzen neh­
men. Ich -glaube, es stimmt, was da steht: 

"Gestärkt durch das Vertrauen der WäJhler, 
wollen wir in den Jahren 1971 bis 1915 eine 
Politik auf der Basis unser,er Weltanschauung 
und dieses Programms betreiben." 

Sie haben Pech gehabt. Sie sind ausge­
rutscht. Sie können nichts dafür, es ist eben 
geschehen. kber da gibt es dann unter Punkt 
VII die Bezeichnung "Besser wirtschaften", 
und da steht unter Punkt 10: 

,,10. Ordnung der Verkehrswirtschaft d.urch 
freie Wahl der Verkehrsmittel und Abschaf­
fung der Fernverkehrssteuer zum ehestmög­
lichen Zeitpunkt." 

Damit wollen Sie Verkehrspolitik machen? 
(Abg. H i e t 1: Einen Teil davon!) Kollege 
Hietl! Damit können Sie überhaupt nichts 
anfangen, das ,sage ich Ihnen ganz freundlich. 
Das ist genauso gut, wie wenn Sie dazu nichts 
gesagt hätten. Das wäre vielleicht besser ge­
wesen. Damit können Sie gar nichts anfangen. 
(Abg. H i e t 1: Das ganze Konzept vorlesen, 
nicht ein Stückerlf) Ich darf Ihnen das nachher 
geben, Sie können es lesen und studieren 
und bekommen wenigstens ein Gefühl dafür,' 
was in der Verkehrspolitik notwendig ist. 

Bleiben wir bei der Bundesbahn und bei den 
Möglichkeiten! Einige der Herren sind schon 
sehr lange im Parlament. Ich muß jetzt nicht 
alle Debatten aus dem Protokoll anführen. Was 
war denn, als es darum gegangen ist, finan· 
zielle Mittel für die Bundesbahn zu beschaffen, 
damit die Elektrifizierung durchgeführt wer­
den kann? Ich erinnere an den Streit um die 
Elektrifizierung der Südbahnstrecke über den 
Semmering, der jahrelang gedauert hat, bis 
dann endlich von seiten des Finanzministers, 
der Ihrer Couleur angehört hat, die Mittel 
bereitgestellt worden sind, damit man dort 
50.000 Tonnen Kohle pro Jahr ersparte. 
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Ulbrich 

Sie können hinschauen, wohin Sie wollen: I Die Industrie drückt mit dem Werksverkehr 
Das ist ein Fleckerlteppich, das ist keine die Spediteure und drückt über die Speditions­
Politik finanzieller Natur gewesen. betriebe, über Mittel- und Kleinstbetriebe, die 

Wenn man nun fragt: Wie ,schaut es mit der 
Politik der sozialistischen Regierung aus?, 
dann möchte ich dazu sagen: Diese sozia­
listische Regierung hat einen der entscheiden­
sten Schritte auf der gesetzgebenden Ebene 
vollzogen, indem sie dafür sor'gte, daß Schiene 
und Straße endlich einem Ministerium unter­
stellt sind un'd daß damit die Voraussetzungen 
- rein verwaltungsmäßig gesehen - zur 
Verhandlung um die Koordinierung gegeben 
sind. Es gibt keinen Streit zwischen Schiene 
und Straße in der FOJlm, daß der eine den 
anderen besiegt. Das wäre Wahnwitz, das 
brächte keine Lösungen. 

Wie ist denn die Osterreichische Bundes­
bahn vertreten durch ihre zustän'dige Mit­
gliedsorganisation, die Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft? 

Sendung im ORF vom 12. November 1973, 
Blauer Montag. Man beschäftigt sich mit den 
OBB. Da spricht man von Liberalisierung, 
greift das Verkehrskonzept der SPO an und 
meint dann, das Motto "Zurück zur Schiene" 
sei gleich dem "Zurück zur Natur". 

Jetzt frage ich mich, ob die Herren, die der­
artige Parolen unters Volk tragen, von der 
Verkehrspolitik wirklich eine Ahnung haben. 

Aber der Spaß kommt ja noch: 

"Der private Güterverkehr soll praktisch 
abgewürgt und damit die freie Wahl der Ver­
kehrsmittel unmöglich gemacht werden." 

Jetzt frage ich Sie: Haben die kleinen 
Spediteure, die mittleren Speditionsbetriebe 
in Osterreich überhaupt eine Chance zu exi­
stleren, wenn der Werksverkehr und der 
Werksfernverkehr von der Industrie diri­
gistisch eingesetzt wilid? 

Solange Sie keine konkrete Aussage über 
die Lösung dieses Problemes machen kön­
nen, so lange wird die Frage Schiene-Straße 
problematisch sein. Wenn wir sagen: Konti­
gentierung, Konzessionierung, Lizenzen!, dann 
doch nicht zum Nachteil dieser Betriebe, son­
dern zu ihrem Nutzen, damit sie auf dem Ver­
kehrsmarkt existent sein können. 

Wenn man daraus falsch Sch1üsse zieht und 
zum Beispiel wie in der Sitzung des Verkehrs­
ausschus·ses meint: Na ja, da geht man wieder 
den Weg des Klassenkampfes!, dann muß ich 
sagen: Darüber kann man nicht einmal mehr 
lachen, so traurig ist dies. Denn es leiden 
nicht nur die Spediteure darunter, sondern es 
leiden unter dem Werksverkehr und unter 
dem Werksfernverkehr im gleichen Ausmaß 
die OBB. 

OBB in der Tarifpolitik. Das müssen Sie zu­
erst einmal sehen, dann kann man über Ver­
kehrspolitik und Wirtschaftspolitik reden! 

Da meint man: Weg mit der Privatwirt­
schaft! Man wünscht hier Genossenschaften. 
Woher kommt denn der Gedanke der Ge­
nossenschaft überhaupt? Kommt er nicht aus 
der Not der Menschen? Waren das nicht die 
Pioniere von Rochdale? Waren das nicht 
Fünfhauser Fabrikanten, die sich zusammen­
schlossen, um auf dem Gebiet der Genossen­
schaften zum Erfolg zu kommen. Und sind 
es nicht Ihre Molkereigenossenschaften, Ihre 
Winzergenossenschaften, sind es nicht die 
Konsumgenossenschaften, die auf Gemein­
schaftsbasis entscheidend in der Wirtschaft 
tätig sind? Man soll also Gedanken und 
Ideen, die vorteilhaft und nutzbringend sind, 
nicht so diskreditieren! 

Wenn man immer von der Vorsorge spricht 
und meint, es müßte doch etwas gemacht 
werden, dann muß ich sagen: Meine werten 
Herren von der rechten Seite! Sei wann hört 
man denn bei Ihnen das Wort "Planung"? 
Früher einmal haben Sie es noch leiser ge­
sagt. Sie sa,gten Planification, denn Planung 
- sagen wir es heraus! - ist marxistisch. 
Heute sagt man: Warum hat die Regierung 
nicht Vorratslager geplant? Sie hätten doch 
wissen müssen, daß die arabischen Olscheichs 
einmal den Olha:hn abdrehen. Haben Sie es 
gewußt? Haben Sie jemals eine AJhnung ge­
habt um diese Situation, bevor Sie entstanden 
ist? Heute quietscht jeder, weil er sich denkt: 
Bum, Radierer, was ist mit meinem Automobil? 
Ich kann nicht mehr fahren, das 01 habe ich 
nicht, Benzin habe ich keinen, die Eisenbahn 
hat zu wenig Waggons, da kann er hinten 
nachrennen, das geht nicht mehr - schuld sind 
der rote Minister und die rote Regierung, 
nicht die Fehler der Ver,gangenheit. Schuld ist 
die verfehlte Verkehrspolitik der Ersten und 
Zweiten Republik in Osterreich. Das soll man 
einmal klar und deutlich aussprechen. Be­
mühen wir uns doch alle mitsammen, um zu 
einer Lösung zu kommen! 

Wissen Sie, was am Allerschönsten ist? 
Diese Radiosendung, die von der Bundeswirt­
schaftskammer gesendet worden ist, bezahlt 
die OBB mit 1 Million Schilling Mitgliedsbei­
trag pro Jahr an die Interessensvertretung. 
Wenn das die richtige Art und Form ist, über 
Verkehrspolitik und Wirtschaftspolitik zu 
verhandeln, wenn man sich diese Vorteile 
herausholt und dann so unfair spricht, dann 
möchte ich dazu schon etwas sagen. 
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UlbridJ. 
Wir haben uns mit der Frage Verkehrs­

politik mit einigen Professoren der Hochsdmle 
in Graz auseinandergesetzt, und wir haben 
uns über die Frage der Wegekostenrechnung, 
die eine Voraussetzung für die Regelung der 
Verkehrspolitik ist, unterhalten. Bundesmini­
ster Weiß hat eine derartige Untersuchung 
durchführen lassen durch Herrn Dr. Kraus 
von der Grazer Hochschule. Aber das ist ja 
nur ein Teil, denn in dieser Untersuchung 
fehlen nämlich zwei wesentliche Merkmale, 
und zwar fehlt darin die Untersuchung des 
Kostenaufwandes, des Einsatzes der Exekutive 
im innerstädtischen Verkehr, im außerstädti­
schen Verkehr in seiner Gesamtheit an Sonn-
tagen, an Feiertagen, an Wochenenden, und 
es fehlt uns eine Untersuchung über den 
immensen Kostenaufwand der Unfallfolgen 
auf der Straße. 

ist man auf taube Ohren gestoßen. - Das 
wurde aber verlangt von Ihrem Dr. Kummer. 

Man sagt: OBB-Selbständigkeit. Wer wird 
aber das Startkapital bereitstellen, das not­
wendig ist, um dieses Untern~hmen in der 
Verkehrspolitik konkurrenzfähig zu machen? 
Sicherstellung der Erneuerung, Finanzierung 
der notwendigen Investitionen, letzten Endes 
nolens volens die Frage der Personalwirtsmaft 
und dergleichen! 

Ich bin der Auffassung: Einverstanden. 
Unterhalten wir uns über die Sanierung der 
Osterreichischen Bundesbahnen, aber beken­
nen Sie doch die Fehler, die Sie gemacht 
haben, daß diese Situation Wirklichkeit ge­
worden ist! Wir verlangen ja gar nicht, daß 
Sie sich anklagen. Aber das Vielversäumte 
der letzten Jahre können Sie nicht der sozia-

Sie können sagen und reden, was Sie wol- listischen Regierung aufschreiben. Das müssen 
len, aber das sicherste Verkehrsmittel in die- Sie schon auf Ihren Janker schreiben, das muß 
sem Lande heißt noch immer Osterreichische ich Ihnen freundliehst mitteilen. (Abg. 0 f e n­
Bundesbahnen und sonstige Eisenbahnen der bö c k: Welch ein Wandel, Kollege Ulbrich: 
privaten und Lokalbahngesellschaften. Daher, Solange Sie in de.r Opposition waren, war 
glaube ich, sollte man sich das alles wirklich immer die aVP-Regierung schuld!) Kollege 
grundsätzlich überlegen. Man sieht, wenn man Ofenböck, nichts für ungut: Geh Fußball 
da hineinschaut, welche Probleme sich er- spielen! Denn von diesem Geschäft verstehst 
geben. Den Spaß mit irgenwelcher Polemik, du doch n'ichts. Das hast du 'schon ein paarmal 
die dann nicht halten kann, kann man sich bewiesen mit deinen ungeschickten Fragen 
ruhig ersparen. . und Erklärungen. Es ,geht nicht um die OVP­

Nun zur Forderung des Herrn Dr. Stix be­
züglich Pinanzhoheit, Rechtspersönlichkeit der 
OBB. Darauf kann 'ich nur eine Antwort 
geben: Die Osterreichischen Bundesbahnen 
sind im Jahr 1923 ein selbständiger Wirt­
schaftskörper mit eigener Rechtspersönlichkeit 
geworden und waren im Jahr 1931 total ver­
schuldet. Deswe.gen lehnen wir einen derart;i­
gen Weg ab, weil wir nämlich wissen, daß auf 
dem Kapitalmarkt diese Milliardenbeträge 
nicht aufzubringen sind, um diesen Betrieb 
nach dem Grundsatz privatwirtschaftlichen 
Denkens zu leiten. 

Ich stütze mich hier, wie ich das ja schon 
des öfteren getan habe, auf einen guten 
Freund, der leider nicht mehr unter uns ist, 
auf die Untersuchung des Herrn Dr. Kummer 
in der Sozialwissenschaftlichen Arbeitsge­
meinschaft aus dem Jahr 1957 in seiner Kurz­
fassung, wo er sagt: Ja Sanierung, Kernfrage 
Abgeltung der betIliebsfremden Lasten. 

Bleiben wir gleich dabei! Wie oft wurde in 
diesem Haus während der Koalitionszeit und 
innerhalb der Alleinregierung der OVP die 
Forderung auf Lösung dieses Problems der 
KonteIlJbereinigung entsprechend dem Er­
suchen der Ule erhoben? Wie oft haben wir 
gesagt: Entlastet doch diesen Betrieb von 
jenen Kosten, die nicht sein e'igen sind! Da 

Alleinregierung, es geht um die Mißwirtschaft 
der aVP-Finanzminister seit 1945 hinsichtlich 
der DBB. (Beifall bei der SPO.) 

Man spricht von den Bruttoinvestitionen. 
Ich habe mir eine kleine Rechnung über die 
Jahre 1958 bis 1968 aufgestellt. Das .sind 
durchwe,gs Jahre, in denen die finanzielle 
Geschäftsführung grundsätzlich in Händen der 
DVP lag. Das Erfordernis der Bundesbahnen 
am Investitionssektor betrug 14 Milliarden 
Schilling. Erhalten hat die Bundesbahn in 
diesem Zeitraum 8 Milliarden; das sind rund 
55 bis 57 Prozent. Da diese Investitionsraten 
immer verschieden angesetzt waren - ich 
verweise auf Langsamfahrstellen, Schienen­
brüche, alte Waggons, schlechte Lokomoti­
ven -, haben wir keine Investitionen gemäß 
der technischen Entwicklung. Das soll man 
doch klar und deutlich aussprechen, wenn 
man über Investitionen spricht. 

Zur Auseinandersetzung über das Budget. 
Sie dürfen uns glauben, auch wir waren über­
rascht und sind nicht begeistert davon, alber 
mit einem Unterschied: In Ihrer Zeit hat die 
Bundesbahn überhaupt keine Hoffnung ge­
habt, auf Sicht gesehen einmal die Mittel zu 
erhalten, die sie benötigt. Wir haben Ver­
trauen zu unserem Finanzminister und zu 
unserer Regierung, daß in dieser Frage eine 
Lösung gefunden wird .. 
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Wenn man dann zum Be'ispiel weiß, daß uns 

der Bahnhof Wolfurt 3 Milliarden Schilling 
kostet und wir nicht wissen, wann man dort 
überhaupt ein Gleis hinlegen kann, weil wir 
vorerst die Schüttung durchführen müssen ... 
(Abg. S t 0 h S: Liegt schon, das Gleis!) Ja, aber 
wiel Fahren kann nichts darauf, aber an­
schauen kannst du es und photographieren! 
Das Gleis liegt. 

So schaut die Situation aus. Dort draußen 
kann man den Verschiebebahnhof deswe,gen 
nicht aktualisieren, weil das Fundament, der 
Grund noch viel zu leicht ist. Sag,en wir es 
doCh heraus: Es gibt Stabilisierungsmöglich­
keiten, aber dann muß man bereit sein, diese 
auch zu nutzen. 

fünf Stunden, seChs Stunden, einen Tag oder 
zwei auf seinem Kofferl auf dem Flughafen 
sitzt, weil eben nimt geflogen wird, dann 
akzeptiert der Fluggast das als Selbstver­
ständlichkeit, er zahlt nur noch viel mehr 
dafür und freut sich, daß er sitzen darf. Bei 
der Bundesbahn ist das eine Mißwirtschaft, 
sind das Organisationsmängel, haben die 
Leute keine Ahnung von dem Geschäft. Daß 
da irgend etwas anderes dahinterstehen kann, 
überlegt niemand. 

Wie herdich ist es denn, wenn man so mit 
dem Auto am Sonntag abend von irgendeinem 
Bundesland nach Wien fährt und auf einmal 
die Tafel 100 kommt? Dann kommt ein Auto-
mobil mit Blinker, dann heißt es: Stau, Stau! 
Und dann staust du dich drei Stunden von 
St. PöHen bis Wien durch, durch ein Paradies. 
Da gibt es doch bestimmt nichts dariiJber zu 
reden. Man kann allen Herrschaften nur gra­
tulieren, die diese Freuden des Fliegens und 
des Autofahrens als so viel besser feststellen 

Man spricht über die Schnellbahn. Was ist 
das schon die Schnellbahn? Ja, aber wie war 
das denn, als die Schnellbahn gebaut worden 
ist? Was hat Herr Bundesminister Weiß als 
Abgeordneter an dieser Stelle zur Frage der 
Schnellbahn gesagt? Lesen Sie die Protokolle 

als die Bundesbahnen. nach! Er hat gemeint: Man kann doch den 
Wienern kein Geschenk machen! Und heute Wenn wir über diese Sachen reden, dann 
wird die Schnellbahn überall gefordert. Da schauen wir uns das doch richtig an! Ver­
muß man eben ein bißchen vorsichtiger wer- gleichen wir da,s Budget, die Investitionen, die 
den und langsam gehen. I OBB und dann die Investitionsplanung Oster-

. . reimische Bundesbahnen mit dem, was im 
!etz; fragt ~an: .Bu~desbahn - ~nanzlelle Budget steht! Ich hoffe, ich mache jetzt nicht 

MIttel. Ich greIfe em Thema heraus. einen großen Fehler, aber g'spassig ist es 

Die Bundesbahn zahlt Hunderte Millionen schon. 
an Mineralölsteuer. Das Fahren mit dem Geld 
besorgt man auf der Straße. Wenn die Bundes­
bahn heute sagt, sie möchte einen Anteil an 
der Mineralölsteuer haben, dann schreit alles 
von Osten bis Westen, von Süden bis Norden: 
Unmöglich! Nun gut; nehmen ist immer besser 
als geben! Das ist ein alter Spruch. Aber man 
möge sich doch klar darüber sein: man kann 
von der Bundesbahn nicht nur nehmen, son­
dern man müßte auch geben! 

Als die Bundesbahn ihr Investitionspro­
gramm erstellte und errechnete, was sie sich 
vorstellt, da hat sie ja Traumideen gehabt. Als 
dann die Bundesbahnverwaltung, der Vor­
stand, mit dem Finanzminister und den übri­
gen Ministern verhandelt hat, damit sie sich 
irgendwie in ihren Standpunkten annähern, 
haben einige meiner Freunde in unserer Ver­
waltung gesagt: Gut, ist eh klar, das, was wir 
verlangen, ist nicht drinnen. Aber wenn wir 

Es wäre ein Schritt der Vernunft, wenn man nur das bekommen, was sie uns versprochen 
zum Beispiel sämtliche schienengleichen I haben, dann haben wir schon einen wesent­
Straßenübergänge auf Kosten der Mineralöl-I' lichen Erfolg. 
steuer s.anlie~en w~rde. Das würde de~ Bundes- Ich kann nicht verstehen, daß das dann gar 
bahn eme finanZIelle Entlastung bnngen, da so schlecht sein kann. Noch einmal: Wir 
sie diese Belastung weg hat, und die Auto- freuen uns über die Möglichkeiten der Inve­
fahrer beim schienengleichen Straßenübergang stitionsrate nicht. Aber wir erkennen, in der 
sichern. Vielleicht haben wir Glück! Wenn gegenwärtigen Situation ist eine andere Mög­
wir so weiter tun, kommen wir auf Tempo 40, lichkeit nicht gegeben. Ich bin davon über­
dann hört man und sieht man eh alles, was zeugt, daß man damit zu einem Erfolg kommen 
sich auf der Sch'iene tut. Aber so ist es doch wird. 
wirklich. Daher glaube ich schon, man soll 
sich das überlegen. Unser Kollege Gradinger hat die Neben­

bahnen aufgegriffen. Ich sage euch, das ist ja 
Ich verweise auf die Klagen über die Ver- herrlich! Nur eine bescheidene Frage: Wer hat 

spätungen. Bei 20 Minuten, 30 Minuten Auf- denn den Zirkus mit den Nebenbahnen ange­
ruhr in Osterreich! (Abg. PeteI: Stunden!) fangen? Wer hat den offenen Brief an die 
Wenn einer dieser Herren zum Beispiel nach Gewerkschaft der Eisenbahner im Herbst 1965 
Amerika oder auf einen anderen Kontinent geschrieben? Die sozialistische Fraktion der 
flie,gt und auf einmal daraufkommt, daß er Eisenbahner oder der Herr Bundesminister 
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Wolfgang Schmitz? Soll ich Ihnen sagen, was 
dort gestanden ist'? Auflösung der Neben­
bahnen, Einstellung der Strecken, Auflösung 
der Haltestellen, und so ist das dahinmar­
schiert. Wenn es nach Herrn Dr. Schmitz ge­
gangen wäre, hätte man die Eisenbahn irgend­
wo in ein Sardinenbüchsl einrollen müssen, 
und weg wäre sie gewesen. 

Aber heute stellt man sich her und sagt: 
Meine Herren, denken Sie doch nach! Wir 
sind doch dort draußen an der böhmischen 
Grenze, wir grenzen an Ungarn und Jugos­
lawien, wir brauchen doch die Eisenbahn! 

Lesen Sie doch das' Memorandum der Oster­
reichischen Volkspartei vom Februar 1966. 
Wer hat denn die ersten Anträge auf Ein­
stellung der Ne'benbahnender OBB gestellt? 

Wer hat sich nicht ,getraut einzustellen? Das 
ist wieder eine z,weite Geschichte. Es war der 
Herr Bundesminister Weiß. Er hat zu mir 
gesagt: Schauen Sie, ich bin doch kein Narr, 
ich fange mir da keinen Krieg an! Er war der 
einzige vernünftige Mensch. Aber seit dieser 
Zeit hat die Drohung immer bestanden. Wenn 
wir es verhindert haben, geben Sie es doch 
zu, dann nur deshalb, weil wir doch einer der 
entscheidendsten Faktoren waren, weil wir 
über 1000 Menschen bei den Nebenbahnen 
beschäftigt haben und weil wir diesen Neben­
bahnenrahmen benöti'gen. 

Was hat denn der Professorenbericht ge­
sagt'? Er hat gesagt: Nichts versilbern, die 
Eis'enbahnen können wir brauchen. 

Wenn ich in meiner "Arbeiter-Zeitung" die 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers bei den 
Niederösterreichischen Grenzlandgesprächen 
lese: Ubereinstimmung zwischen Regierung 
und Vertretern Niederösterrelichs: die Neben­
bahnen werden nicht eingestellt, dann kann 
man das ja nur begrüßen. Aber mit der Er­
klärung: die Nebenbahnen werden nicht ein­
gestellt, ist noch nichts geschehen, denn dann 
muß man sich auch zum nächsten Schritt be­
quemen, dann muß man sich klar darüber 
werden, daß die Nebenbahnfrage nicht nur 
eine Frage des reinen administra~iven Dien­
stes ist, ob sie einzustellen ist oder nicht, 
sondern ebenfalls ein finanzielles Problem 
dal1stellt. 

Die Nebenbahnen kosten in ihrer Gesamt­
summe auf Investitionsebene 2 Milliarden 
Schilling. Wir wären schon dankbar, wenn 
man echt und sauber zu einer Lösung käme. 
Ich bin davon überzeugt, daß nach dieser 
Erklärung des Kanzlers auch mit dem Finanz­
minister ein Weg g'efunden werden muß. 

Und ich gehe sogar 'So weit zu sagen, die 
Millionen für die Nebenbahnen 'sind nicht im 
allgemeinen Budget festzulegen, sondern es 

ist konkret ein Nebenbahnengesetz zu statu­
ieren, damit meine Freunde in der hohen 
Verwaltung der OBB nicht bei den Neben­
bahnen kletzln, wenn sie für die Hauptbahnen 
etwas brauchen. Da muß man von vornherein 
einen Strich machen: Saubere Rechnung, 
Haupt- und Nebenbahnen 'bleiben gute 
Freunde. Macht man das nicht, dann ist das 
Problem da. Wir stehen naCh wie vor auf dem 
Standpunkt, die Nebenbahnen sind wlichtig. 

Jetzt wieder eine Frage: Wer hat denn 
überhaupt die gesetzlichen Grundlagen zur 
Lö'sung der Nebenbahnenfrage 'g,eschaffen? Er­
innern Sie sich doCh, wie wir über das Bundes­
bahngesetz verhandelt haben. als wir erklärt 
haben, diese Frage müsse gelöst werden. 
Nichts haben wir bekommen. Als wir die 
Kontenbereinligung angeschnitten haben, 
wurde sie im Verkehrs ausschuß abgelehnt. 

Als wir gesagt haben, man kann eine Eisen­
bahn wie die OBB nicht nach kaufmännischen 
Grundsätzen führen, wurde das abgelehnt. 
Jetzt auf einmal schreibt man: Die Osterrei­
chischen Bundesbahnen sind unter BedaCht­
nahme auf das öffentliche Interesse nach kauf­
männischen Grundsätzen zu verwalten und 
zu betreiben. Da ist doch eine Wandlung ein­
getreten, ich begrüße sie und ich freue mich 
darüber, denn das 1st eine einmalige Sache, 
daß wir einen einstimmigen Beschluß auf der 
Basis der Osterreichischen Bundesbahnen zu­
sammengebracht haben. 

Wie lautet nun im § 18 diese Gesetzes­
änderung? Da heißt es im Absatz 1: 

"Die Bundesregierung kann beschließen, 
daß die Osterreichischen Bundesbalhnen ... " 
- unter litera c geht es weiter - "auf Strek­
ken oder Streckenteilen einen betriebswirt­
schaftlich rlicht mehr zumutbaren Schienen­
verkehr ganz oder teilweise weiterzuführen 
haben." 

Ich bin ja neugierig, wenn wir mit dem 
Herrn Nieder! reden werden, was er platiti 
wird für die Nebenbahn bei Radkersburg, und 
wenn wir mit dem Herrn Maurer reden wer­
den, was er für die Eisenbahn oben an der 
böhmischen Grenze her,geben wird. Da wer­
den Sie schauen, wie terrisch sie sind. Da wird 
keiner mehr von der Eisenbahn, von der 
Nebenbahn reden. Da wird jeder einen Weg 
suchen, um sChnell wegzukommen, damit er 
ja nicht berappen muß. Es geht nimmer mehr. 

Ich bin also der Auffassung, man soll, wie 
ich es immer wieder behauptet habe, mit den 
Bundesbahnen kein politisches Spiel treiben, 
man soll uns in Frieden lassen und man möge 
uns bei der Lösung der Probleme unterstützen. 
Das ist viel mehr wert als die Polemiken, die 
sich jetzt ergeben haben. 
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Ich glaube also, behaupten zu dürfen, in 
der Frage, ob die Nebenbahnen erhalten blei­
ben sollen, haben wir als Gewerkschaft der 
Eisenbahner vielleicht den entscheidendsten 
Anteil gehabt. Wir haben die Bürgermeister, 
die Landesregierung von Niederösterreich 
aktiviert und haben 'gesagt: Herrschaften, da 
muß eine Lösung kommen! Heute muß ich 
sagen: Auf Grund der Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers haben wir das Gefühl, daß 
wir wirklich zu einer echten Klarheit kommen. 

Man spricht über die Elektronentechnik. 
Jemt glaubt jeder, wenn er ein Computer­
kastel sieht, da braucht er nur hineinreden, 
und auf der anderen Seite fallen schon alle 
Lösungen heraus wie bei einem 20 Groschen­
Automaten. So ist das doch nicht! Nehmen 
Sie zur Kenntnis, daß die Lösung der Unter­
suchung des Wagenumlaufes in ihrer vorbe­
reitenden Arbeit für einen Probebetrieb im 
Tiroler Raum zweieinhalb Jahre ,gedauert hat. 
Denn man kann nicht jedes Instrument nur 
nehmen und einsetzen. Das geht nicht. Sie 
müssen alle Bezettelungen durch einen eige­
nen Schreiber abnehmen können. Sie müssen 
klarstellen, wie die Verbindungen von einer 
Station zur anderen laufen, Sie müssen den 
grenzüberschreitenden Verkehr den Systemen 
der Nachbarn angleichen, den Systemen der 
Schweizer und der Deutschen. 

Als wir Gewerkschafter der Eisenbahner zu 
unserem Vorstand gesagt haben: Machen wir 
doch die "Probeinsel" über den Tauern hin­
unter, haben wir im Vorstand keine Zustim­
mung gekriegt. Jetzt haben wir es in Tirol 
gemacht. Die Deutsche Bundesbahn, Verwal­
tung München, hat an die Generaldirektion, 
an den Vorstand geschrieben, sie wäre sehr 
daran interessiert, daß der Probebetrieb von 
Sal~burg nach dem Süden auf,genommen wird, 
dann könnte der Kontakt mit ihren Anlagen 
herbeigeführt werden und eine kontinuierliche 
Tätigkeit der EDV stattfinden. 

Man möge also über die Elektronische 
Datenverarbeitung nicht so sprechen, als ob 
man glaubte, das sei so ohne weiteres ge­
schehen, man brauche nur irgend etwas ein­
zusetzen und es funktioniere. Das kostet sehr 
viel Arbeit. Das kostet nämlich auch die Er­
ziehung der Organisatoren, das ko'stet die 
Erziehung der Menschen, die in der EDV­
Abteilung arbeiten müssen. Wissen Sie, wie 
lange es dauert, bis ein EDV-Mann fertig ist? 
Zweieinhalb Jahre! Dann erst kann man ihn 
exakt bei der Programmerstellung einsetzen. 
Diese Leute beutelt man nicht aus den Ärmeln. 
Sie müssen von der Bahn freigestellt werden, 
gehen dann in die private Wirtschaft hinaus, 
lernen, studieren und kommen dann als ferUge 
EDV-Fachleute zurück. So soll man die Dinge 

sehen und nicht so, wie man glaubt, es machen 
zu können. 

Dann kommt der Gspaß: Elin-Weiz, Aspang­
bahn. Bitte schön, wo hat es denn das schon 
gegeben, daß ein Betrieb Arbeit anntmmt und 
dann zur Eisenbahn sagt: Geht, legt mir jetzt 
ein neues Gleis, sonst kann ich die Arbeit 
nicht machenI? So war es. Elin-Weiz hat einen 
Arbeitsauftrag, und die Bundesbahn soll auf 
ihre Kosten die Gleisneulage machen. Und 
damit soll das Defizit nicht größer werden! 
Bitte, ich glaube schon, daß man da zu einem 
Weg kommen muß. 

Dann gefällt mir folgendes beim Kollegen 
Gradinger: die Bemerkung über das Image 
des Personals, der Dank an das Personal. Ich 
muß schon sagen: Das ist eine wunderbare 
neue Red'. Da sind Leute von Ihrer Fraktion 
herunten gestanden, die nur gesagt haben: 
Die roten Eisenhahner, der rote Betrieb, das 
rote ... , weiter sage ich es nicht. Aber wenn 
diese Wandlung bei Ihnen eingetreten ist, 
dann muß ich sagen: Es ist doch nicht umsonst, 
wenn man euch machmal etwas sagt. - Das 
ist eine Tatsache. 

Schöne, freundliche Worte höre ich immer 
wieder in der Budgetdebatte. Einmal ist es 
Herr Kollege Bauer, der gefühlsbetont von 
der Demokratie und der Einstellung spricht 
und meint: Bitte stellt euch ein bißchen um, 
wir müssen einander irgendwie näher kom­
men. - Er sieht sich schon in der Koalitions­
regierung der Zukunft. Langsam mit den 
Füßen ins Wasser, damit du dich nicht ver­
kühlst! Laß dir Zeit! 

Dann kommt mein Freund Prader. Er redet 
über die Grundstrategie einer politischen Par­
tei, fordert die politische Fairneß, spricht von 
Problemen der Zusammenarbeit und von Tole­
ranz. 

Mein Freund Karl Glaser sprach vom Fair 
play. Imponiert mir, aber bitte nichts für 
ungut, wenn ich Ihnen f01gendes ganz ernst 
sage: 

"Fraktion Christlicher Gewerkschafter im 
OGB." (Der Redner zeigt ein Blatt.) Das habe 
ich Ihnen schon einmal vOI,gelesen. Ich lese es 
Ihnen nicht noch einmal vor. Sie können es, 
wenn Sie Zeit haben, im Protokoll nachlesen. 
Schließlich kommt ein Vertreter der Fraktion 
Christlicher Gewerkschafter zu mir und fragt: 
Was ist denn das für ein Blattl, in dem das 
steht? - Fraktion Christlicher Gewerkschaf­
ter! 

Da steht eine Unanständigkeit höchster 
Ordnung gegen die Sozialisten in diesem 
Lande. 
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Nehmen Sie zur Kenntnis: Noch ist diese 
Sozialisische Partei auf Grund der Entschei­
dung der Mehrheü der Wähler Regierungs­
partei! Es kann keine Schande sein, wenn man 
SoZ'ialist ist. Es ist auch keine Schande, wenn 
einer Christ oder OVP-Mann ist. 

Mit solchen Angriffen werden Sie keine 
Toleranz erreichen! 

Erinnern Sie sich: Kollege Kern hat sich in 
einer Wortmeldung von diesem Plakat distan­
ziert. Das ist OAAB-11irol (der Redner zeigt ein 
anderes Flugblatt): "Blutsauger". Die Blut­
sauger heißen Kreisky und Androsch. 

Meine Herren! Mit so etwas werden Sie 
keine Freundschaft finden. Die Antwort haben 
Sie schon von uns! (Heiterkeit und Beifall bei 
der SPO.) Die Antwort haben Sie bekommen. 
(Ruf bei der OVP: Aber keine 86 Prozent 
mehr!) Ja, auf dieses Minus babe ich ja ge­
wartet! Wissen Sie, was Sie gewonnen haben 
in ganz Osterreich: 386 Stimmen. Ich gratuliere 
zu dem ",großen" Sieg. (Neuerliche Heiterkeit 
bei der SPO.) 386 Stimmen in ganz Osterre1ch! 
Ihr könnt schon marschieren. (Ruf bei der 
OVP: Wieviel habt ihr verloren?) Ehr seid 
schon wieder fort. 

Ihr seid stärker geworden als die Kommu­
nisten; das muß ich zugestehen. Ihr habt in 
diesem Wahlkampf durch Radikalismus Er­
fol,ge gehabt. 

Ich bin am Sonntag mit dem Herrn Obmann 
der größeren Oppositionspartei in der Eisen­
bahn gefahren, und wir haben ein bißehen 
miteinander geplaudert. Wir haben über das 
Alter und über die Erfahrung gesprochen. Da 
hat er auf einmal gemeint: Einem jungen 
Menschen, der nicht radikal ist, fehlt das Herz, 
und einem Alten, der radikal ist, dem fehlt das 
Hirn. (Heiterkeit.) 

Diejenigen von Ihnen, die die aufgezeigte 
Politik gemacht haben, können Sie zu den 
Alten zählen. (Heiterkeit und Beifall bei de,r 
SPO.) 

eins bes,essen. Von 1964 an habt ihr euch be­
müht das aufzuholen. Und da wir nur seit 
unserem Erfolg von 1967 zählen, wo wir die 
16 Mandate geholt haben, müssen wir sagen: 
Das war vor sechs Jahren. 

Jetzt muß ich Ihnen etwas sagen, was nicht 
nur für Sie, sondern auch für die linke Seite 
in meiner Gewerkschaft gilt: Die zwe,i 
Gschroppen sind jetzt aus dem schulpflichtigen 
Alter heraus. Jetzt haben sie ja gewonnen: 
1 Prozent. Das ist doch a Patzen Gschicht! 

Jetzt passens auf,' daß sie etwas in der 
Schule lernen, sonst kommen sie bei der 
nächsten Wahl wieder in das Alter zurück. 
Das wäre nicht angenehm. 

Kleine Kinder wachsen, aber gescheiter 
werden sie nur durch die Erziehung. Und da 
bitte ich Sie: Bringen Sie ihnen Besseres bei, 
als Sie es bisher getan haben. 

Sie sollen nicht auf der einen Seite Europa­
löhne verlangen und auf der anderen Seite 
ein gutes Sozialrecht und Dienstrecht ableh­
nen. Aber d.as nur zur Erinnerung im Zus'am­
menhang mit dieser ganzen Sache. 

Nun zur personalwirtschaftlichen Frage. 
Herr Dr. Stix hat da eine Rechnung veran­
schIa-gt, so daß ich bald 'geglaubt habe, wir 
haben zugenommen bei der Eisenbahn. 

Ich habe hier das , ,Niederösterreichische 
Volksblatt" vorn 13. 11. 1913. Da heißt es: 
"Industrie fordert Verwaltungsreform." 

Sie fordern ja immer die Verwaltungs­
reform nach dem Schimmel OVP. 

Schauen Sie sich den D1enstpostenplan 
während Ihrer Regierungszeit an (de.r Redner 
zeigt einen Dienstpostenplan): Da fangen wir 
da an, dann geht es in die Höhe, und zum 
Schluß haben Sie um vier mehr abgebaut, als 
normal drin gestanden sind. Aber bitte, im 
erwähnten Blatt heißt es: 

"Bundesbetriebe bewirken Rekordabgang 
im Budget '74." 

Mein Freund Glaser hat hier den großen Das hat mir keine Ruhe gelassen. Ich habe 
Wahlerfolg von Salzburg aufgezeigt. Ge- den ganzen Artikel durchgelesen. Es wird im 
statten S1e mir, daß ,ich Ihnen auch dazu ganzen Artikel nichts mehr über die Betriebe 
etwas sage. geschrieben, nur fett oben die Erklärung dazu. 

Bei diesen Personalvertretungswahlenging 
es um 66 Mandate in ganz Osterreich. Und 
von diesen 66 Mandaten holte die sozialisti­
sche Fraktion 86 Prozent; das sind 51 Mandate. 
Ich habe mir das so angeschaut, und da ist mir 
etwas in me,in Hirnkasterl gekommen, muß 
ich sagen. (Ruf bei der OVP: Wieviel Prozent 
haben Sie verloren?) Wir haben um 3 Prozent 
abgenommen, und aus euch wird trotzdem 
nichts! Moment, bleib da, ich sag dir gleich 

Jetzt schauen wir uns den Dienstpostenplan 
an. Schade ist ja nur, daß Dr. Stix nicht da ist. 
Er ist ein mathematisches Wunderkind. Ich 
hätte ihm sagen können, wo sich die Ratio­
nalisierung bei den OBB auswirkt. Vielleicht 
kann es ihm einer seiner Freunde mitteilen. 

Wir haben im Jahre 1971 einen Personal­
stand von 77.771 Eisenbahnern übernommen, 
haben im Jahre 1914 einen solchen von 

etwas. Es ist ja lieb. Ihr habt im Jahr 1964 14.365 im Dienstpostenplan ausgewiesen; das 
das letzte Mal ein Mandat, dann eins, zwei, ist ein Minus von 3406 Köpfen. 
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Im gleichen Zeitraum, und zwar mit 1. Jän­

ner 1913, trat die Verkürzung der Arbeits­
zeit ein. Die Verkürzung der Arbeitszeit bei 
den OBB um eine Stunde bedeutet ein Erfor­
dernis von 1100 Bediensteten. Fragen Sie in 
der Personal direktion der OBB nach, ob ein 
Mann ersetzt worden ist oder ob die gesamte 
Arbeitszeitverkürzung in Rationalisierung auf 
der einen Seite und in Mehrbelastung der Be­
diensteten auf der anderen Seite ausgeklungen 
ist. Wir haben also insgesamt einen Verlust 
von 4506 Menschen. 

Wir kriegen am 1. Jänner 1915 die Ver­
kürzung der Ar,beitszeit von 42 Stunden auf 
40 Stunden in der Woche. Hiefür werden 
rund 2000 Köpfe benötigt. 

Herr Minister! Ich bitte, darauf zu achten, 
daß wir in dieser Frage zu einer Lösung 
kommen, ohne daß dadurch eine entscheidende 
Belastung des Personals eintritt, denn auf 
Grund der Belastung des Personals ergibt sich 
auch eine Steigerung der Unfallshäufigkeit im 
Betrieb. Wir ersuchen also hier um eine 
Lösung. 

Wir haben derzeit rund 3000 Gastarbeiter 
beschäfUgt. Wir werden auf Grund meiner 
Rechnung mit 1. Jänner 1915 einen Abfall 
von rund 3500 Bediensteten aufweisen. Das 
entspricht insgesamt einem Betrag von 
480 Millionen Schilling, den die Eisenbahner 
durch Mehrarbeit, durch besseres Arbeiten 
und durch Rationalisierung in ihrem Unter­
nehmen sozusagen erarbeiten müssen. Ich 
glaube, man könnte sich da doch manches 
überlegen. 

Eine kleine Erinnerung. Mein Freund Stei­
ner, darf ich dir, der du da oben sitzt, sagen, 
was du 1968 geschrien hast: "Die Beamten 
haben zuviel!" - Was soll das heißen? Soll 
der Beamte umsonst arbeiten? Oder darf der 
Beamte an dem Aufstieg, den das gesamte 
österreichische Volk nimmt, teilhaben? 

Neben dir sitzt ein Postler, das ist ein 
Beamter. KarI, mach dir das mit ihm aus: 
Wenn du zuviel verdienst, führ es zum Bauern 
hmüber mit der ScheibtrU'he, denn dieser geht 
sonst zugrunde. (Heiterkeit.) 

Ich glaube, man müßte sich diese Dinge 
schon überlegen. 

Ich darf behaupten: Auf dem Sektor der 
Personalwirtschaft gibt es bei den Osterrei­
chischen Bundesbahnen Abstriche und Be­
lastungen. 

Sie erklären immer wieder, Sie lehnen das 
Budget ab. Bitte, vielleicht verstehe ich das 
nicht. Aber da wird mich sicherlich einer der 
nachfolgenden Redner aufklären. Wir be­
schließen hier im Haus e-instimmi,g, daß das 

Gehaltsübereinkommen mit der Regierung 
Kreisky vom 2. September 1911 hinsichtlich 
seiner finanziellen Wirksamkeit ins Gehalts­
gesetz eingebaut wird. Wir beschHeßen hier 
einstimmig auf Grund des Ubereinkommens 
eine Novelle zum Gehaltsgesetz, die 24. Ge­
haltsgesetz-Novelle, die Einführung der 
Dienstzulage, die .A!bgeltung der Mehrdienst­
leistungen, eine bessere Abgeltung der Uber­
stunden arbeiten, die Neuregelung der An­
fangsbezüge und eine Novelle zum Reise­
gebührengesetz. 

Wo werden diese <Dinge abgedeckt? Im 
Budget! Bei der Beschlußfassung über die 
betreffenden Gesetze sind Sie dafür, beim 
Budget aber dagegen. Glauben Sie nicht, daß 
da irgendwo ein Widerspruch ist? Irgend etwas 
stimmt doch da nicht! Ich glaube, daß man 
diese Dinge nicht ohne weiteres ablehnen 
kann. 

Wir Eisenbahner sagen zu dieser Regierung 
uns.er positives Ja. Wir haben das Uberein­
kommen abgeschlossen und gehalten. Ich wHI 
auf die Auseinandersetzungen über das Ge­
haltsüberleitungsgesetz gar nicht eingehen i 
das haben wir hinter uns. 

Man möge sich in Zukunft bei solchen 
Ubereinkommen überlegen, was man unter­
schreibt und was man zu akzeptieren hat. 
Denn wenn man erklärt, daß man damit ein­
verstanden ist, dann hat man das auch zu 
halten. 

Ich muß sagen: Was den Personalaufwand 
des Voranschlages für die aktiven Eisenbahner 
und für die Pensionisten betrifft, können wir 
klar und deutlich sagen: Wir haben noch nie 
einen besseren Erfolg auf der Einkommen­
seite gehabt. Dafür sage ich dieser Regierung 
und dem ehemaligen Minister Frühbauer 
danke. 

Dem kommenden Minister können wir die 
Gewähr geben: Wenn er mit uns vernünftig 
zusammenarbeiten wird, dann wird es auch 
bei ihm manche Lösung geben. 

Wenn man die Dinge so betrachtet, dann 
sieht man auf dem Gebiet des Budgets der 
Osterreichischen BundesbClihnen oder über­
haupt in der gesamten Budgetpolitik wesent­
liche Erfolge. 

Sie ha'ben im Finanz- und Budgetausschuß 
Entschließungsanträge gestellt, deren Realisie­
rung 4 Milliarden Schilling erfordert. Einer 
von Ihnen hat aus dem "Kurier" vom 4. Juli 
vorgelesen. Ich lese eudl aus dem "Kurier" 
vom 6. November aus dem Artikel "Vorrang 
für Stabilität?" den vorletzten Absatz vor: 

"Einer unvoreingenommenen Prüfung hielte 
allerdings auch der Vorwurf des ,Inflat'ions­
budgets' nicht stand. Daß die Opposition die-
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sen Vorwurf dennoch erheben wird, steht zu 
erwarten; leider jedoch kaum zu erwarten 
steht die konkrete Nennung jener Ausgaben, 
die der Stabilität zuliebe hätten gekürzt wer­
den sollen ... " 

Das ist das Versagen Ihrer Budgetkritik, 
Ihrer Budgetpolitik in dieser Situation. 

Vielleicht darf ich doch noch etwas über 
Möglichkeiten der Geschäftsführung andeuten. 
Die Osterreichischen Bundesbahnen - sie 
sind ein Großbetrieb! - investieren gewaltige 
Mittel durch Auftragsvergabe an die private 
Wirtschaft. 

Da gibt es folgerrdes Beispiel. Beistellteile 
werden durch den Material1dienst der Oster­
reichischen Bundesbahnen besorgt. Nun - ich 
weiß es nicht genau, Herr Minister, aber ich 
bitte, das vielleicht zu vermerken - soll der 
Vorstand der OBB einen Beschluß gefaßt 
haben, diese Beistellteile nicht mehr über den 
Beschaffungsdienst der OBB, sondern über die 
Fahrzeugbaufirmen selbst zu kaufen. Eine An­
frage bei den Fahrzeugbaufirmen, was das 
kostet, zeigte gegenüber der Wertigkeit durch 
den Beschaffungsdienst der OBB ein Anstei.gen 
um 30 Prozent. Das bedeutet bei einer Auf­
tragssumme von 128 Millionen eine Verteue­
rung von rund 38 Millionen Schilling, ohne 
daß man weiß, warum. 

Ich bitte Sie, Herr Minister, diese Frage zu 
klären, denn ich glaube, der Vorstand der 
OBB wäre verpflichtet, dem Grundsatz des 
§ 2 unseres Gesetzes entsprechend zu handeln. 
Oder muß ich andere Gedanken bezüglich der 
Abwicklung dieser Geschäfte haben, Gedan-

Ich möchte nur ganz kurz in Erinnerung 
bringen, daß die "Mißwirtschaft" der öster­
reichischen Finanzminister, welche früher 
immer die Osterreichische Volkspartei gestellt 
hat, wie ich glaube, nicht so groß war, wie 
Sie heute es darstellen. Es waren doch immer 
wieder Verkehrsminister von Ihrer Fraktion 
da ... (Abg. Wie 1 a nd ne r: Die kein Geld 
gekriegt haben!) Es war aber eine Koalition: 
Einstimmig ist alles beschlossen worden; das 
soll man auch nicht vergessen! (Beifall bei 
der OVP. - Abg. U 1 b r ich: Lesen Sie die 
Protokolle über die Verhandlungen bezüglich 
OBB-Budget nach! Lesen Sie die Stellungnah­
men Ihrer Fraktion!) 

Ich muß generell ,feststellen, daß wir, wie 
ich 'glaube, im großen und ganzen doch eine 
moderne Eisenba.hn haben, daß wir gute Garni­
turen, sowie gute Anlagen haben. Das muß 
man objektiverweise feststellen. Ich glaube, 
man muß auch sagen, daß alles das, was 
Osterreich heute hat, nicht in der kurzen Zeit 
entstanden se-in kann, in der die augenblick­
liche Regierung am Werk ist. 

Man muß zu diesem 'f.hema sagen: Die 
Eisenbahn beziehungsweise die öffentlichen 
Verkehrsmittel berühren uns alle. Wir alle 
sind daran interessiert, daß sie funktionieren. 
SoweH es geht, ,gehen wir dort immer auch 
fraktionell mit. 

Im Budgetausschuß sind beim Kapitel Ver­
kehr ~ber doch einige Schwächen und Pro­
bleme dieses Ressort aufgezeigt worden, 
Dinge, welche uns keine besondere Freude 
bereiten. 

ken, die ich momentan nicht aussprechen So mußten wir vernehmen, daß 200.000 Fern-
möchte? sprechanschlüsse angemeldet sind und noch 

Noch einmal kurz und klar gesagt: Wir immer nicht realisiert werden können. 
Sozialisten stimmen für das Budget, stehen zu 
dieser Regierung. Wir wissen um die Dinge, 
die notwendig sind. 

Schauen Sie sich selbst in den Spiegel, dann 
werden Sie Iihre OBB-Politik selbst klar er­
kennen. 

V"enn die OBB heute nicht den Erforder­
nissen der Zeit entsprechend geführt werden 
können, dann sa.gen Sie nicht, daß die Regie­
rung dran schuld ist, sondern klopfen Sie sich 
auf die Brust und sagen Sie ruhig: Wesentlich 
mitschuldig ist die Finanzpolitik der OVP­
Finanzminister, nicht aber die sozialistische 
Regierung! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
Herr Abgeordneter Frodl. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Frodl (OVP): Hohes Hausl 
Meine sehr geehrten Damen und Herrenl Ab­
geordneter Ulbrich hat hier gerade in Perfek­
tion aufgezeigt, wie herrlich alles gemacht 
wird, wie schlecht es früher war. 

Besonders hat mir aber die Aussage von 
Minister Lanc .zu denken 'gegeben, daß die 
Fernsprechanschlüsse im ländlichen Raum ,für 
die Post nicht sehr interessant sind, daß sich 
Vorfinanzierungen erst in zehn oder noch mehr 
Jahren amortisieren. Ich meine, das ist ein 
Problem, das in Osterreich gelöst werden muß 
und wo man eigentlich noch völlig nachhinkt. 
Wir waren der Meinung, daß es nach der 
Automatisierung etwas schneller gehen werde, 
aber es scheint 'denn doch nicht so zu sein. 
In Deutschland hat man dieses Problem besser 
gelöst. (Präsident Dr. Mal eta übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich habe s~hon im Ausschuß auf Grund der 
Aussage von Minister Lanc, daß sich An­
schlüsse nicht so amortisieren, aufgezeigt, daß 
die ländliche Bevölkerung sicherlich nicht sehr 
viel Zeit zum Telephonieren hat und daß auch 
von der ländlichen Bevölkerung Leitungen 
nicht übergebührlich belastet werden. Das ist 
ja heute auch schon ein Problem: Man hat 
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Leitungen, man will telefonieren, man kann sagt, Deutschland hat dieses Problem 'gelöst, 
aber nicht telefonieren, weil die Leitungen vielleicht kann man auch in Osterreich einen 
immer besetzt sind. Ich stelle daher fest, daß solchen Weg gehen. 
Leitungen im ländlichen Raum meistens nur 
im Ernstfall benutzt werden und daß sie daher 
wirklich notwendige Leitungen sind. Es wer­
den meistens dringende Anrufe gemacht, die 
auch j'hre Bedeutung haben. Ubrigens ist es 
auch so, daß man sich im ländlichen Raum 
- wir wissen, daß dort das Geld rarer ist -
letzthin nicht sehr lang Telephonate leisten 
kann, weil ja doch jeden Monat oder jeden 
zweiten Monat eine Rechnung von der Post 
kommt, deren Bezahlung dieser Bevölkerungs­
gruppe sicherlich schwerer fällt. 

Die Notwendigkeit der Fernsprechanschlüsse 
in diesem Gebiet muß hier aber aufgezeigt 
werden. Wenn man modern wirtschaften will, 
dann muß man das auch forcieren. Es gibt 
Gründe genug für die Notwendigkeit dieser 
Fernsprechanlagen: Wir haben heute einen 
Landärztemangel, man kann letztlich ohne 
Telephon kaum mehr einen Arzt erreichen, die 
Aufrechterhaltung der Besiedlung entlegener 
Gebiete - In diesem Raume brauche ich dar­
über auch mchts zu sagen -; Freizeitgestal­
tung; Aufschließung des ländlichen Raumes­
ohne Fernsprechanlagen wird es nicht 
gehen -; Fremdenverkehr in Osterreich; auch 
ein Problem, welches Sie ja alle gut kennen: 
30 bis 40 Milliarden nimmt Osterreich davon 
ein. Dem muß Rechnung getragen werden, und 
es müssen dorthin, wo eben die Fremden sind, 
Fernsprechanlagen installiert werden. 

Die konzentrierte Tierhaltung möchte ich 
noch einmal kurz aufzeigen. Immer mehr Seu­
chenfälle treten auf, eine konzentrierte Tier­
haltung ist eine Basis dafür. Da muß auch ge­
sagt werden, daß man letzthin nicht schnell 
genug einen Tierarzt haben kann. 

Die Maschinenringe - ich habe es schon 
vori>ges Jahr gesagt: sie lösen sich teilweise 
schon wieder auf, obwohl sie so bedeutungs­
voll sind, daß die Landwirtschaft nicht nur in­
vestiert und Gelder ausgibt und letzthin sich 
diese nicht mehr amortisieren - sind bedeu­
tungsvoll und lassen sich nur aufrecht erhal­
ten, wenn wir eben telephonischen Kontakt 
haben. 

Der Kontakt zum Markt - ich glau'be, ich 
brauche das hier auch nicht aufzuzeigen, es 
ist hinlänglich bekannt. Markt und Lagerhaus 
ohne Fernsprechanlage, das ist einfach nicht 
mehr zu machen. 

Ich glaube, es gibt Gründe genug, um im 
forcierten Maß Fernsprechanschlüsse auszu­
bauen. Uber die Finanzierung muß man reden, 
es müßten Entlastungen für die Kosten in 
irgendeiner Form erfolgen. Ich habe schon ge-

Die große Abwanderung muß hier auch noch 
aufgezeigt werden. Auch sie berechtigt dazu, 
daß man Anschlüsse tätigt. 

Ob, sehr geehrter Herr Minister, diese An­
schlüsse für die Post interessant oder weniger 
interessant sind, ich glaube, davon darf man 
hier nicht reden. Wir wissen alle, sie müssen 
getätigt werden, wir wissen von der Abwan­
derung aus dem ländlichen Raum, dieser Raum 
muß an das Telephonnetz angeschlossen wer­
den. Sie sprechen immer von einem modernen 
Osterreich und von einem modernen Wirt­
schaften. Dafür ist es notwendig, dieses große 
Anliegen von uns, den forcierten Ausbau, 
durchzuführen. 

Das Land Steiermark hat trotz seiner vielen 
Aufgaben durch eine Sonderfinanzierung 
3,4 Millionen Schilling für Finanzschwache be­
reitgestellt, worüber wir uns sehr, sehr freuen. 

Ich muß aber auch die Postzustellung am 
Lande aufzeigen. Ich glaube, das können sich 
Menschen in der Stadt gar nicht vorstellen, 
daß am Lande wöchentlich nur dreimal die 
Post zugestellt wird. Telephone - das habe 
idl ,gesagt - gibt es fast keine, die Post wird 
nur dreimal zugestellt. Ich glaube, das ist eine 
Benachteiligung, die sich nicht jeder bieten 
lassen würde. 

Sie stellen Briefkästen auf. Das ist ja auch 
keine besondere Lösung, denn der Teilnehmer 
oder die Person, welche Post bekommt, hat 
noch ein ganz schönes Stück. Weg zu gehen, 
um in dem Kasten nachzuschauen, ob Post 
gekommen oder ob keine Post Igekommen ist. 
Ich selber wohne nur 200 Meter von einer 
Bundesstraße, von der Grenzlandbundesstraße 
entfernt; ich habe auch nur dreimal täglich 
Postzustellung. (Ruf bei der SPO: Dreimal täg­
lich, das ist zuviel!) Dreimal wöchentlich! Ich 
wäre neugierig, Herr Kollege Zingler, wenn 
das in Frohnleiten so wäre, was dort die 
Bevölkerung sagen würde. 

Das ist ein Prohlem, welches gelöst werden 
muß. Es ist eine echte Benachteiligung, und 
icll glaube, ich wäre völlig falsch am Platz, 
wenn das hier nicht aufgezeigt werden würde. 

Die Abstellkästen, das habe ich schon ge­
sagt, sind nicht die Generallösung. Es wird 
audl gesagt, daß man in Zukunft mehrspurig 
Post zustellen wird. Sicherlich, da und dort 
wird es gehen, aber in vielen Gebieten wird 
das wieder nicht möglich sein. 

Das Problem der NebeIl!bahnen hab ich mir 
hier auch kurz vorgemerkt. Kollege Ulbrich 
hat schon sehr viel davon geredet, daß man 
heute nicht zetern soll, daß Bahnen aufgelöst 
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werden. Ich muß Ihnen sagen: In der Süd­
steiermark haben wir eine Nebenbahn, welche 
meines Erachtens nicht aufgelöst werden darf. 

Das Problem der Nebenbahnen haben Sie 
wieder aufgeworfen. Vor kurzer Zeit ist in 
der Zeitung gestanden: Die Nebenbahnen wer­
den sicherlich aufgelöst. Es ist ein Vorschlag 
da, welche Bahnen letzthin aufgelöst werden 
sollten. Natürlich gab es wieder große Emotio­
nen. Kollege Ulbrich hat das voriges Jahr 
selbst in Mureck erlebt. Ich glaube, er war 
ganz glücklich, wie er von Mureck wieder weg­
gekommen ist, denn die Bevölkerung kämpft 
dort um ihre Eisenbahn. 

Eine klare Stellungnahme zu diesem Pro­
blem wird einmal erfolgen müssen. Gerade 
in diesem Bezirk, den ich aufgezeigt habe, 
gibt es nur eine schmale Bundesstraße, die 
nicht ausgebaut ist, die im Sommer, speziell 
im Urlaubsverkehr, sehr stark frequentiert ist, 
sodaß die Eisenbahn dort auf alle Fälle ihre 
Berechtigung hat. 

Es muß aber eines gesagt werden: Die 
Strecke müßte ein bißchen lukrativer geführt 
werden durch einen Schnell verkehr oder durch 
Bahnbusse. Es wäre meines Erachtens eine 
große Entlastung für die Straße, die wir alle 
sehr wünschen. Der Straßenverkehr ist ein 
Problem, mit welchem wir alle nicht fertig 
werden. Es kommt jetzt Gott sei Dank eben­
falls in das Verkehrsressort. Vielleicht läßt 
sich das Problem so leichter lösen. Aber eines 
muß ich nochmals sagen: Diese Bahn hat ihre 
Berechtigung, und es wäre eine echte Benach­
teiligung dieses Gebietes, wenn man die Bahn 
auflösen würde. 

Bei einer Verkehrstagung in Leibnitz sprach 
Hochschulprofessor Klugar der Eisenbahn eine 
gute Zukunft zu, wenn sie Züge in geringen 
Abständen, so war seine Aussage, auf den 
einzelnen Strecken einsetzen könne. Vor allem 
für den Berufsverkehr zu und von einer Groß­
stadt sei sie das beste Verkehrsmittel. Ich 
glaube, gerade die jetzige Olmisere hat uns 
etwas aufhorchen lassen und wird uns viel­
leicht wieder zu diesen Verkehrsrnassenträ­
gern innerlich leichter zurückführen. 

Ich bitte daher Sie, Herr Bundesminister, 
Ihre Ansicht über die Auflassung dieser Bahn 
und noch einiger Nebenbahnen zu ändern oder 
zumindest eine Entscheidung herauszugeben, 
damit die Leute in diesen Gebieten wissen, 
ob die Bahn bleibt oder ob sie nicht bleibt, 
denn es kommt letzthin darauf an, ob ein Be­
trie'bsinhaber, der sich dort ansiedeln will, 
eine Bahn hat oder db er keine hat. Sollte die 
Bahn immer kritisiert werden, wird das Gebiet 
wirtschaftlich gegenüber den anderen immer 
benachteiligt und in Frage gestellt sein. 

Ich möchte, bevor ich zum Schluß komme, 
noch Landeshauptmann Niederl hier ganz kurz 
zitieren, das heißt, seine Aussagen noch ein­
mal wiederholen. Er hat dem Verkehrsmini­
sterium ein umfangreiches Verkehrskonzept 
mit verschiedenen Vorstellungen vorgelegt. 
Ganz besonders wird darin mehr Frequenz 
für den Flughafen Graz-Thalerhof gefordert. 
Heute gehen von dort aus nur Flüge nach dem 
Nordwesten in einern ganz geringen Ausmaß 
ab. Graz - Sie alle wissen es - liegt geogra­
phisch und wirtschaftlich sehr ungünstig im 
Südosten. Eine größere Frequenz dieses Flug­
hafens wäre auf alle Fälle gerechtfertigt. 

Vor 'allem soll man auch Flüge von dort 
nicht nur nach dem Nordwesten sondern auch 
nach dem Südosten einsetzen, welche sicher­
lich ihren Zweck erfüllen würden. Als zweit­
größte Stadt Osterreichs hat Graz auf alle 
Fälle Anspruch darauf, an den internationalen 
Flugverkehr angeschlossen zu werden. Der 
Bund ist sicherlich gut beraten, wenn er dem 
steirischen Konzept in diesem Fall Rechnung 
trägt. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter Ing. Scheibengraf. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Ing. Scheibengraf (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich komme noch ein­
mal auf die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Ing. Gradil1'ger zurück. Seine Rede war nach 
meiner Auffassung ein Musterbeispiel nega­
tiver Betrachtungsvorgänge. Er geht so weit 
in seinen Ausführungen, daß er sogar die 
Bundesregierung rügt, daß auf Grund der 
Sachlage bisher noch nicht mehr Einschrän­
kungen und noch nicht Einschränkungen grö­
ßerer Tragweite verfügt wurden. Also mehr 
an Negation kann man sich tatsächlich. nicht 
mehr leisten. 

Ich komme dann aber auch auf seine Aus­
führungen zur Tarifpolitik zurück und werde 
mir erlauben, dazu dann einiges zu sagen. 

Aber in der Behandlung des Kapitels Post 
ist mir als Postler eigentlich etwas zuwider­
gelaufen, und zwar gerade deshalb, weil er 
auch Postler ist und weil er weiß, welche Ent­
wicklung vor allem das Fernmeldewesen und 
der Postdienst wie auch der Postautobetrieb 
genommen haben. Ich müßte genauso wie mein 
Kollege Ulbrich sagen: Es sind die Finanzie­
rungen zu überlegen, die diesem Betrieb zu­
gestanden waren, und er müßte es wissen. 
Daher halte ich seine Darstellung für unsach­
lich. 

Ich komme ZIl meinen Ausführungen selbst. 
Die Post- und Telegraphenanstalt setzte ihre 
Rationalisierungsmaßnahmen und den weite­
ren Ausbau der Anlagen und Einrichtungen 
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1973 bei allen Diensten finanzplangemäß fort Die Leistungssteigerungen bei den nichtbe­
und wird dies auch 1974 mit erhöhten An- scheinigten Briefsendungen sind 1970 auf 1972 
sätzen tun. mit 13 Prozent festzustellen. Die Drucksachen 

und Massendrucksadlen erfuhr,en eine weitere Der ausgewiesene Abgang beim Kapitel 78 
entsteht im wesentlichen beim Postdienst und besondere Steigerung. Die ZeituI1!gssendungen 
beim Postautobusbetrieb. Ich werde dann dar- gingen etwas zurück, ,machen aber zahlenmäßig 
auf noch zurückkommen. immer noch 30 Prozent der Inlandssendungen 

Die Leistungsforderungen an die öffent­
lichen Einrichtungen sind nicht nur eine öster­
reichische Eigenheit, sondern eine internatio­
nale Tatsache. Es ist gleichsam ein Wettlauf 
innerhalb der westlichen Industriestaaten um 
die höchstmö,gliche Infrastruktur und interna­
tional ein Wettlauf auf verschiedenen ökono­
mischen Bahnen geworden. 

In den Ländern, die Kriegsschäden erlitten 
und dem Kriegsgeschehen in den vergangenen 
Jahrzehnten eingebunden waren, tritt der 
Nachholbedarf noch immer stark in Erschei­
nung. Wenn wir uns zum Beispiel mit der 
Schweiz vergleichen, dann sehen auch wir, 
daß wir noch immer einen Nacbholbedarf 
haben. Andererseits weckt die Technisierung 
in unserem Zeitalter explosiv den Bedarf an 
solchen Einrichtungen. 

Ein Ausklinken einer Staatsverwaltung aus 
dieser Entwicklung kommt einem trostlosen 
Abschlag auf Zeit gleich, der mir uneinholbar 
erscheint. 

In dieser Sicht ist die AufgabensteIlung des 
Kapitels 78, der Post- und Telegraphenanstalt, 
zu sehen und nach meiner Auffassung zu ver­
stehen. Es hat wenig Sinn zu raunzen und zu 
lamentieren: Der Abgang wird größer und ist 
von allgemeinen Steuereinnahmen zu decken! 
Andererseits wird festgestellt, wie wir das 
heute wieder gehört haben, was alles noch 
nicht gemacht wurde und was alles vonnöten 
wäre. Aber die daraus entstehende Belastung 
darf in den Tarifen nicht ihren Niederschlag 
finden! 

Der Postdienst innerhalb dieses Kapitels 
gibt für das bisher Gesagte eine besondere 
Beurteilungsmöglichkeit. Trotz voller Aus­
lastung von Mensch und Einrichtung ist eine 
positive Gebarung nach den gegebenen Tari­
f,en nicht zu erreichen. Wer heute unsere Post­
zusteller betrachtet, wird feststellen, daß sie 
bis an den Rand des Tragbaren belastet sind, 
gleichgültig, ob sie per Fuß, Rad oder Zustell­
wagen unterwegs sind. 

Der Abgang beim Postdienst nahm seit 1969 
einen völlig linearen V,erlauf zum Personal­
aufwand. In den Jahren 1966 'bis 1968 blieb 
der Abgang auf gleicher Höhe, jedoch um den 
Preis weiterer Einsparungen auf dem Repara­
tur- und Investitionssektor. Seit 1969 gehen 
die jährlichen Einnahmensteigerungen im Post­
dienst in den normalen Sachaufwand und in 
die Investition auf. 

aus. 

Daraus muß festgestellt werden, daß diese 
drei 'genannten Leistungen zusammen 1972 
laut Geschäftsbericht 61 Prozent aller Inland­
sendungen ausmachten, und zwar werden diese 
Leistungen zu einem weit verbilligten Tarif 
erbracht. 

Unser Postdienst führt somit eine sehr 
wesentliche Wirtschaftsförderung durdl. Sie 
wird in dem Maße sichtbarer - durch die Er­
höhung des kbganges -, als die Postbedien­
steten eine entsprechend höhere Leistungsver­
gütung erhalten. 

Der Postdienst ist ein sehr personalinten­
siver Betrieb. Der Personalauf,wand für 1972 
betrug laut Geschäftsbericht 3706 Millionen 
Schilling, das ist 83,5 Prozent des gesamten 
Aufwandes des Postdienstes, also ohne den 
Fernmelde- und den Postautobetrieb. 21,4 Pro­
zent beträgt davon der Pensionsaurwand. 

Investitionen für die Rationalisierung des 
Postdienstes wurden zeitweiHg nur in einem 
sehr beschränkten Umfange durchgeführt. Die 
Ausstattung bestehender Wohngebäude mit 
Handbrief-Fadlanlagen ist sogut wie abge­
schlossen. Derzeit wird die Anschaffung von 
Landbrief-Abgabekasten vordringlich betrie­
ben. 

Eine Reihe von Spezialfahrzeugen wurden 
in der Zeit 1970 bis 1973 angeschafft, und 
1974 werden die Anschaffungen fortgesetzt. 
Dasselbe kann von Einrichtungen und Masdli­
nen gesagt werden. Die Motorisierung für die 
Landzustellung mit zweispurigen Kraftfahr­
zeugen wird seit 1970 zielstrebig fortgesetzt. 
In !bezug auf die Landzustellung werden die 
größtmöglichen Bemühungen angestrebt. Durch 
die neue Kostenrechnung, die mit der Neu­
organisation der Post- und Telegraphenverwal­
tung anfallen wird, werden auch die Rationali­
slerungsmaßnaihmen bessere Unterlagen 'als 
bisher liefern. 

Nun ein Wort zu den Postgebühren: Die 
letzte allgemeine Tarifregelung erfolgte be­
kanntlich 1967. Beim Vergleich mit 17 west­
europäischen Staaten einschließlich Finnland 
und Türkei liegen wir beim Auslandstarif im 
unteren Mittelfeld. 

Griechenland, die Türkei und Portugal drük­
ken den Schnitt besonders durch ihre niedri­
gen Tarife, denen auch niedrige Einkommen 
in diesen Ländern gegenüberstehen. 

614 
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Beim Inlandstarif der Brief- und Postkarten­

sendungen liegen wir im unteren Mittelfeld, 
bei den Drucksachen und Warensendungen im 
unteren Drittel. 

Beim Pakettarif bis fünf Kilogramm liegen 
wir an drittletzter Stelle. 

Damit kann festgestellt werden, daß wir bei 
den Massensendufligen zu den niedrigsten Ge­
bührenländern ne!hören. Es wird in Zukunft 
alles getan werden müssen, um mittels Pla­
nung und Kostenrechnung und womöglich ge­
sonderter Finanzierung jene noch möglichen 
Rationalisierungsmaßnahmen durchführen zu 
können, die bei steigenden Leistungen eine 
Kostensenkung erreichen lassen. Sonst müßte 
wohl fJ:1üher oder später eine wesentliche Ge­
bührenregelung eintreten. 

Zum Postautobetrieb ist folgendes zu sagen: 
Der Personalstand ist gleichgeblieben. Die 
Linienzahl zeigt eine steigende Tendenz. Die 
Jahres-Kilometerleistung pro Bediensteten -
allnemein - stieg von 1970 auf 1912 von 
9187 km auf 9835 km. Die Einnahmen stiegen. 
von 1970 auf 1972 von 378 Millionen Schilling 
auf 491 Millionen Schilling. Die Tariferhöhung 
erfolgte am 1. Jänner 1972. 

Außerordentlich stark war die Zunahme der 
beförderten Personen. Die gefahrenen Schüler 
namen von 1970 auf 1972 um 33,100.000 zu. 

Wir danken besonders unseren Postauto­
busfahrern für die Umsicht und die gewissen­
hafte Abwicklung dieser oft kaum zu bewäl­
tigenden Verkehrsbelastung. (BeJiall bei der 
SPO.) 

Die Jahres-Personenbeförderungsleistung 
stieg von 1970 auf 1972 pro Postautobusfahrer 
von 38.860 Personen auf 53.910 Personen. 

Die Investitionen für den Postautobusbe­
trieb werden wie ifestgelegt zügi.g fortgesetzt. 
Das Präliminare 1974 sieht unter anderem die 
weitere Einstellung von 125 neuen Autobussen 
vor. 

Die Entwicklung des DurchschniUsalters der 
Autobusse laut Geschäftsbericht ist nicht un­
interessant. Es steigt von 1958, wo es 7,29 
Jahre betrug, bis zum Jahre 1968 auf 11,88 
Jahre an und fällt nun wieder bis 1972 auf 
9,93 Jahre ab. 1973 wird erst nächstes Jahr 
erfaßt, wird aber eine weiter fallende Ten­
denz aufweisen. Man sieht also hier wieder 
die Aushungerung, die finanzielle Aushunge­
rung dieses Betriebes. Es war nicht möglich, 
die notwendige Zahl neuer Autobusse anzu­
schaffen. 

Im Fernmeldedienst werden derzeit die größ­
ten Anstrengungen gemacht, um die explo­
sionsartig ansteigenden Leistungen zu erfüllen 
und ihnen gerecht zu werden. Ich darf in Er-

innerung bringen, daß auf Grund des gelten­
den FMIG für die Zeit von 1973 bis 1976, 
also in vier Jahren, um 2,6 Milliarden Schilling 
mehr Mittel zum weiteren Ausbau der Fern­
meldeanlagen zur Verfügung stehen werden 
als vorher in den acht Jahren hinsichtlich der 
Voll automation durdl das FBIG, nämlich 
13,6 Milliarden Schilling in Summe. 

Diese Finanzierung ist allerdings nur dann 
gesichert, wenn eine Gebüihrenerhöhung im 
Fernmeldebetrieb vorgenommen wird. 

Dem Sachaufwand des Fernmeldedienstes 
stehen 1974 rund 191 Millionen Schilling zur 
Verfügung gegenüber 141 Millionen Schilling 
im Jahre 1973. Nach dem FMIG stehen 1974 
für den Ausbau der Ubertragungsanlagen 
1347 Millionen Schiling, für den Ausbau der 
Vermittlungsanlagen 1197 Millionen Schilling, 
für den Ausbau des Fernsprechhochbaues 
388 Millionen Schilling und für die Kraftfahr­
zeugbeschaffung 22 Millionen Schilling zur 
Verfügung. 

Die im Rahmen des FBIG verfrügbaren Mit­
tel reichten seinerzeit nicht aus, um neben der 
Vollautomatisierung und der Herstellung 
neuer Telephonanschlüsse die Fernverkehrs­
einrichtungen in dem Maße zu erweitern, wie 
es für den starken Verkehrsanstieg erforder­
lich gewesen wäre. 

Ich komme darauf zurück - und das müßte 
eben der Herr Ing. Gradinger als Postbedien­
steter wissen -, wie die Verhältnisse während 
dieser Zeit waren und in welch schwieriger 
Lage sich ,gerade damals die Reparaturabtei­
lungen dieses Dienstes befanden. 

Ebenso konnten dem Fernmeldedienst-Hoch­
bau nur die notwendigsten Mittel zugefÜlhrt 
werden in dieser Zeit. Darauf habe ich in den 
vergangenen Jahren immer wieder hingewie­
sen. Das führte vor allem in Wien zu einer 
wesentlichen Verzö'gerung beim Aufbau der 
verfügbaren Fernverkehrseinrichtungen. Die 
Straßenbauten binden weitere Kreditmittel 
und Personal. Hier liegt einer der wesentlich­
sten Faktoren der derzeitigen Sprechgebre­
chen. 

Dadurch verzögerte sich aber auch der Bau 
des dritten Hauptbereichsamtes im Arsenal. 
Als Zwischenlösung werden nun raumsparende 
Kurzwahlverbindungen hergestellt. Ab 1. No­
vember sind zwischen Wien und den Orts­
netzen Graz, Innsbruck, Salzburg und Linz -
im Frühjahr 1974 kommt Klagenfurt dazu -
Kurzwahlverbindungen im Betrieb. Durch diese 
Maßnahme ,wurden beziehungsweise werden 
nicht nur die Schwierigkeiten in der Verkehrs­
abwicklung zwischen diesen Städten beseiHgt, 
es werden dazu die vorhandenen Fernver­
kehrseinrichtungen so entlastet, daß auch eine 
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wesentliche Erleichterung in der Herstellung 
der sonstigen Gesprächsverbindungen erreicht 
wird. 

Lokale Engpässe werden im kredit-, liefer­
und arbeitsmäßig gegebenen Rahmen sobald 
wie möglich beseitigt werden. 

An weiteren Bemühungen, um eine höhere 
Sprechqualität zu erreichen und die Anwahl­
schwierigkeiten zu behehen, werden neue Trä­
gerfrequenzsysteme zum Einsatz ,gebracht. 
Uber das Z 12-System berichtete ich im Vor­
jahr. Seine Wirksamkeit liegt in Entfernun­
gen zwischen 17 km und 20 km. Ende 1972 
waren 733 solcher Z 12-Systeme im Betrieb. 
Das PeM-System - das ist die Abkürzung 
für Puls-code-modulationssystem - arbeitet 
im sogenannten Zeit-Multi-Plexverfahren und 
gestattet die Ubertragung von 30 Ferngesprä­
chen über zwei unbespulte Doppeladern eines 
Kabels. Derzeit sind fünf PMC-Systeme im 
Probebetrie1b. Sie sollen im Orts- und im Weit­
verkehrsnetz künftig zum Einsatz <gebracht 
werden. 

Die neuen Systeme sollen die heutigen An­
wahlschwierigkeiten beheben helfen. 

,Mit der Verbesserung der Ubertragungsan­
lagen und dem Einsatz neuer Leitungssysteme 
wird auch die Herstellung neuer Fernsprech­
anschlüsse erleichtert 'werden. Im Präliminare 
sind 105.000 Anschlüsse für 1974 vorgesehen. 
Man rechnet aber mit einer weit höheren Zahl 
der Durchführung. Auf der Warteliste stehen 
derzeit, wie heute schon einmal gesagt wurde, 
208.000 Bewerber. 1972 konnten 110.558 und 
in diesem Jahr voraussichtlich bis Ende 
117.600 Anschlüsse hergestellt werden. 

Nun zum ländlichen Raum. Auf Grund der 
Planungsrichtlinien des Fernmeldedienstes 
wird bei jeder Projekterstellung grundsätzlich 
die weitgehendste Heranbringung der Kabel­
ausmündungen in die zu versorgenden Ge­
biete vorgesehen. 

Welche Mittel wendete der Fernmeldedienst 
in den Jahren 1970 bis 1973 für den ländlichen 
Raum auf, und welche Mittel sind für 1974 
vorgesehen? 

Auf Grund der Schwierigkeiten, den städti­
schen vom ländlichen Raum im Hinblick. auf 
fernmeldetechnische Investitionen zu trennen, 
wurden für die nachfolgenden Ermittlungen 
teilweise Erfahrungswerte verwendet. Danach 
wurden von 1970 bis 1973 folgende Summen 
aufgewendet: 1970 waren es 379 Millionen 
Schilling, 1971 waren es 387 Millionen Schil­
ling, 1972 waren es 442 Millionen Schilling 
und 1973 waren es 543 Millionen Schilling. 
1974 werden es voraussichtlich 522 Millionen 
Schilling sein. 

Kollege Frodl hat sich beim steiermärki­
schen Landeshauptmann für die Bereitstellung 
von 3 Millionen Schillin<g für diesen Zweck. 
außerordentlich bedankt. Ich darf sagen, daß 
beim Fernmeldedienst in diesem Jahr 17 Mil­
lionen für die Steiermark - für den länd­
lichen Raum - ausgegeben wurden. (Abg. 
Fr 0 d J: Da zahlt auch das Land dazu, Herr 
Ingenieur!) Nein, bei den 77 Millionen nicht. 
(Abg. Fr 0 d 1: Das ist eine reine Beihilfe!) 
Ja, Beihilfe schon, aber die 77 Millionen sind 
ein Betrag des Bundes für die Steiermark im 
Ja.hre 1973 gewesen, und dabei sind die per­
sönlichen Auslagen noch gar nicht mitein­
gerechnet. Nehmen Sie auch zur Kenntnis, 
wenn wirklich etwas geschieht. Seien Sie doch 
froh, daß das in einem so großen Umfang ge­
schieht. Sie sind aber anscheinend schon so 
negativ eingestellt, daß Sie auch das Positive 
nicht mehr erkennen können. 

Das sind keine kleinen Beträge, sondern das 
ist, gemessen an den vorhandenen Krediten 
für Ubertra1gungsanlagen, ein gutes Drittel 
aller Mittel, die für Ubertragungsanlagen in 
Osterreich zur Verfügung stehen. Für die Be­
friedigung des ländlichen Raumes wurden und 
werden sehr wesentliche Mittel aufgewendet. 

Hohes Haus I Am 1. Juni 1914 wird die 
Neuor.ganisation der Generaldirektion für die 
Post- und Telegraphenverwaltung in Kraft 
treten. Sie basiert auf einem Vorschlag der 
privaten Betriebsberatungsgesellschaft Ratio 
und hat nach Konzeption durch eine Arbeits­
gruppe der Generaldirektion im wesentlidlen 
folgende Schwerpunkte zum Inhalt: 

Hauptziel ist die Umgestaltung der Füh­
rungsspitze zu einem echten Management. Die 
künftig dem Generaldirektor unmittelbar zu­
geordnete "Zentrale Planung und Koordina­
tion" soll die Aufgabe der raschen Disposition 
erfüllen. Dem Generaldirektor sind weiter un­
mittelbar untergeordnet: die EDV-Stelle und 
die Revision. Die neue Gruppen-, Abteilungs­
und Referatsgliederung will klar abgegrenzte 
Sachgebiete schaffen, die einen zügigen Ver­
waltungsahlauf ermöglichen. Die Verwaltungs­
tätigkeit wird damit neue Akzente erhalten. 

Wir wünschen der neuen Organisation einen 
.guten Anlauf und baldigen Erfolg. Wir danken 
allen Bediensteten unserer Post- und Telegra­
phenanstalt für die erfolgten Leistungen im 
Jahr 1973. Und dem Kapitel 78 geben wir 
gerne unsere Zustimmung. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Letmaier. Ich erteile 
es ihm. (Rufe: Melter!) Bitte, dann muß man 
es auch eintra<gen. Ich bin kein Gedanken­
leser! 

Der Abgeordnete Melter hat das Wort. 
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Abgeordneter Melter (FPO): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Wie Kollege 
Dr. Stix bereits ausgeführt hat, ist es meine 
Aufgabe, mich im wesentlichen mit dem Post­
betrieb und hier vor allen Dingen mit dem 
Telefonwesen zu beschäfHgen. 

Wir entnehmen dem Haushaltsvoranschlag, 
daß bei den Telefongebühren Einnahmen von 
insgesamt 6020 Millionen Schilling vor'gesehen 
sind; das ist eine Steigerung von nicht weni­
ger als 57"1 Millionen Schilling. Es geht also 
hier wirklich um die Feststellung, daß im Be­
reich des Fernmeldedienstes die Einnahmen 
der Post doch eine beachtliche Stetgerung von 
mehr als 10 Prozent aufweisen. 

Bei den Ausgaben wird darauf hingewiesen, 
daß von den insgesamt rund 5,5 Milliarden 
Schilling 3020 Millionen Schilling nach dem 
Fernmeldeinvestitionsgesetz zweck:gebunden 
sind. Vom Mehreingang von 577 Millionen 
Schilling werden demzufolge für die Investi­
tionen nur 277 Millionen Schilling eingesetzt, 
300 Millionen, also der größere Teil, werden 
anderen Zwecken der Post zugeführt. 

Das bedeutet, anders ausgedruckt, daß der 
Fernmeldebetrieb der Post erhebliche Lasten 
anderer Posteinrichtungen zu tragen und zu 
finanzieren hat. Dazu muß man doch Bedenken 
anmelden, die dahin gehen, daß man jenen 
Bereich, in dem man den günstigsten Ertrag, 
den kurzfristigsten Umsatz und die schnellste 
Amortisierung erreichen kann, doch in etwa 
vernachlässigt. 

Wenn für das nächste Jahr 105.000 neue 
Telefonanschlüsse vorgesehen sind, so bedeu­
tet dies, daß man weit hinter dem angemelde­
ten Bedarf zurückliegt, denn es wurde schon 
von mehreren Rednern darauf hingewiesen, 
daß nicht weniger als 200.000 Telefonneuan­
schlüsse benötiogt werden. Dazu kommt, daß 
wegen der langen Wartezeiten und weil man 
weiß, daß man nicht so ohne weiteres zum 
Zuge kommen wird, viele Interessenten sich 
gar nicht melden, sondern auf bessere Zeiten 
warten. 

Das hat naturgemäß für die Post erhebliche 
Ausfälle zur Folge. Denn wenn man nur etwa 
die fixen Telefongebühren in einem größeren 
Ortsnetz zugrunde legt, das sind also 100 S 
pro Monat und Anschluß, und dem die ge­
wünschten 200.000 Anschlüsse gegenüberstellt, 
so bedeutet dies bei einer Installation dieser 
Anschlüsse einen Mehreingang von 20 Mil­
lionen monatlich, 240 Millionen Schilling jähr­
lich, ohne daß dabei der Mehreingang an Ge­
sprächsgebühren Berücksichti'gung findet. Es 
ist ganz klar, daß man bei mehr Anschlüssen 
auch eine entsprechende Steigerung der Tele­
fongespräche auch auf den anderen Apparaten 
erwarten kann. Das bedeutet also, daß der 

Post dadurch, daß man die Investitionen ge­
bremst durchführt, einige erhebliche Einnah­
men entgehen und daß damit der Fortschritt 
weiterhin gehemmt ist. 

Unter Berücksichtigung des Umstandes, daß 
die Hälfte der Fernmeldegebühreneinnahmen 
anderen Zwecken als der Fernmeldeinvestition 
zugeführt wird, muß man den Wünschen auf 
Preiser.höhung mit größter Skepsis begegnen, 
denn sicher ist, daß die derzeitigen Einnahmen 
bei konzentriertem Einsatz allein für den Fern­
meldebereich noch lange den erforderlichen 
Aufwand deck~n werden und daß damit sogar 
erheblich mehr Neuanschlüsse und sonstige 
Investitionen finanziert werden könnten. 

Es ist auch erstaunlich, von den Vorschlägen 
des zuständigen Ministers zu hören, die Ge­
sprächsstunde um nicht weniger als 33 Pro­
zent, nämlich von 15 Sauf 20 S, zu verteuern. 
Das ist ein ganz beachtlicher Sprung, der sogar 
dem Herrn Finanzminister als einem Mitinter­
essenten bedenklich erschienen ist, mußte er 
doch darauf hinweisen, daß eine derartig 
starke Steigerung der Stabilität zweifellos 
nicht dienlich sein würde. Demgegenüber ist 
wahrscheinlich die Erhöhung der feststehen­
den Gebühren, dafür aber eine bessere Kun­
dendienstleistung eher positiv zu beurteilen, 
insbesondere deshalb, weil man scheinbar doch 
beabsichtigt, größere Ortsnetze für einen Be­
reich mit einem Radius von 25 km zu schaffen, 
sodaß dann der Gesprächsaufwand doch für 
die meisten Bereiche in Osterreich 'günstiger 
gestaltet würde. 

Die Entwicklung des Fernmeldewesens kann 
man nicht 100prozentig bejahen, wenn man 
sieht, daß die Erträge nicht zur Gänze für die 
Leistungssteigerung im eigenen Bereich zum 
Einsatz gelangen. 

Man muß aber auch darauf hinweisen, daß 
manche Regionen in Osterreich durch die Post­
verwaltung leider benachteiligt werden. Einer 
der Vorredner hat schon darauf hingewiesen, 
daß diesbezügliche Beanstandungen für den 
ländlichen Raum zum Teil mit großer Berech­
tigung vorgetragen werden. Ich persönlich 
habe als Vorarlberger darauf hinzuweisen, 
daß mein Bundesland zur Gänze zu einer be­
nachteiligten Region zu zählen ist. In Vorarl­
berg gibt es derzeit auf 1000 Einwohner nur 
168 Teilnehmeranschlüsse. Im Bundesdurch­
sdmitt Osterreichs gibt es jedoch auf 1000 Ein­
wohner 181 Anschlüsse. Diese Zahlen stehen 
in einem Gegensatz zu den Erfordernissen, die 
naturgemäß bei einem wirtschaftlich höher ent­
wickelten Gebiet auch höher sein müssen. Wir 
sehen den krassen Unterschied besonders im 
Vergleich zur Schweiz, wo bereits 457 von 
1000 Einwohnern einen Fernsprechanschluß 
haben, sodaß die Diskrepanz in der Nachbar­
schaft besonders deutlich in Erscheinung tritt. 
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Es ist ganz klar, daß für Vorarlberg diese 
Benachteiligung auch einen wirtschaftlichen 
Hemm.schuh darstellt, der zu beseitigen ist 
auch im Interesse der Postverwaltung, die ja 
durch die mangelnden Anschlüsse, wie ich 
bereits vorher ausgeführt habe, ebenfalls einen 
Verlust erleidet. Es muß ja mit besonderer 
Beachtung die schnelle Amortisation bedacht 
werden, die den Aufwand doch sehr gut recht­
fertigt. 

In Vorarlberg ist auch das Verhältnis der 
Herstellung der Neuanschlüsse zu den Anmel­
dungen besonders ungünstig, denn die beschei­
denen 8000 Anmeldungen jährlich können nur 
gut zur Hälfte befriedigt werden. Ergänzend 
dazu ist dann noch darauf hinzuweisen, daß 
gerade aus dem Bundesland Vorarlberg die 
Fernsprechverbindungen zur Bundeshauptstadt 
außerordentlich schlecht funktionieren und daß 
man eigentlich denken sollte, daß dies ein 
Grund hätte sein müssen, die Kurzwahl gerade 
auf dieser Relation möglichst schnell einzufüh­
ren. Aber auch hier liegt das Bundesland wie­
der an letzter Stelle, das zeugt davon, daß 
man für den Westen Osterreichs wohl wenig 
Verständnis hat. Ich muß den Herrn Bundes­
minister denn doch dringend ersuchen, diesem 
Problem mehr Beachtung zu schenken und für 
Abhilfe zu sorgen. 

Im Bereich der Post ist etwa unter Berück­
sichtigung der Zahlen in der Bilanz ein be­
denklicher Ertragsrückgang festzustellen. 
Während 1972 noch ein Gewinn von 1060 Mil­
lionen Schilling ausgewiesen wurde, stieg er 
noch 1973 auf 1080 Millionen Schilling. Aber 
nun, für das Jahr 1974 wird nur noch ein Ge­
winn von 620 Millionen präliminiert. Man 
sieht, daß also die Kosten im allgemeinen 
ziemlich stark steigen und daß außer bei den 
Einnc.hmen aus den Telefongebühren eine 
Stagnation festzustellen ist, obwohl durch 
Ubernahme der Fahrtkosten für Schülerfrei­
fehrten aus dem FamiIienlastenausgleich für 
den Postautobusverkehr doch günstigere Ver­
hältnisse geschaffen wurden. 

Wir haben Bedenken hinsichtlich dieser Ent­
wicklung der Post und glauben, daß es not­
wendig ist, alle Anstrengungen zu unterneh­
men, daß diese ausgewiesene deutliche Ver­
schlechterung nicht tatsächlidl eintritt, sondern 
daß man es ermöglicht, wieder zu einem gün­
stigeren Ertrag zu gelangen. 

Wenn wir auch zugeben, daß die Anstren­
gungen auf dem Fernsprechsektor durch die 
steigenden Einnahmen aus den Gebühren nicht 
gering sind, so muß man doch darauf hinwei­
sen, daß in manchen Belangen die Investitio­
nen den Bedürfnissen nicht entsprechen. Das 
gilt unter anderem auch für die Datenfern­
verarbeitung. Die Datenfernverarbeitung ist 
für manche Wirtschaftszweige ein sehr drin-

gendes Erfordernis. Man sollte doch trachten, 
diesem Erfordernis im Interesse einer Förde­
rung der Wirtschaftsentwicklung, aber auch 
einer Förderung des Kundendienstes und der 
Einnahmenmöglichkeiten mehr Beachtung zu 
schenken. 

Zum Bereich der Bundesbahn darf ich als 
Sozialsprecher meiner Fraktion feststellen, daß 
die Einführung der Fahrpreisbegünstigungen 
für Pensionisten ein sehr erfreuliches Ereignis 
war und daß auch die Ausgestaltung dieser 
Begünstigungen durchaus zu bejahen ist. Es 
wurde also einern sehr beachtlichen Personen­
kreis eine 50prozentige Fahrpreisermäßigung 
zugestanden. 

Leider muß man demgegenüber feststellen, 
daß einem wesentlich kleineren Personenkreis, 
der ja auf Verkehrsverbindungen und Ver­
kehrsdienste besonders angewiesen ist, das­
selbe Entgegenkommen nicht erwiesen hat. 
Hier möchte ich die Gruppe der Körperbehin­
derten nennen, die nach dem Invalidenein­
stellungsgesetz begünstigt sind. Ich glaube, 
daß es neben den Pensionisten keine beson­
dere Mehrbelastung gewesen wäre, diesem 
Personenkreis dieselben Begünstigungen ein­
zuräumen, damit wenigstens die schwer Geh­
behinderten auch die Dienste von Post und 
Bahn zu begünstigten Bedingungen in An­
spruch nehmen können. 

Kollege Ulbrich hat unter anderem darauf 
hingewiesen, daß der Güterbahnhof Wolfurt 
eine Fehlinvestition wäre. Damit macht er 
seinen eigenen Leuten einen ganz krassen 
Vorwurf, dem ich aber doch entgegentreten 
muß. Denn Tatsache ist, daß die Anlagen der 
Bundesbahn in Vorarlberg, insbesondere im 
Rheintal, seit langem nicht mehr den Erforder­
nissen entsprechen und daß es insbesondere 
im Zusammenhang mit verschiedenen Planun­
gEn der Autobahnführung in Bregenz notwen­
dig geworden ist, Platz zu schaffen für Straßen­
c;.rJagen, aber auch die Voraussetzungen zu 
schaffen, daß die Einrichtungen der Bahn den 
Anforderungen entsprechen. 

Leider sind die geologischen Voraussetzun­
gen in Vorarlberg denkbar ungünstig, sowohl 
für Straßen als auch für Bahnanlagen. Dies 
hat dazu geführt, daß die ursprünglich vor­
gesehenen Kosten von etwa 670 Millionen 
Schilling in der Zwischenzeit auf über eine 
Milliarde Schilling angestiegen sind. In den 
Budgetvoranschlägen sind für den Güterbahn­
hof Wolfurt Sonderfinanzierungen vorgese­
hen. Es gab eingehende Ermittlungen und Be­
redmungen, die ergeben haben, daß Bauzeit 
und Baudurchführung am günstigsten mit etwa 
sieben Jahren zu bemessen wären. 

Wenn man nun die Budgetansätze beachtet, 
muß man feststellen, daß diese Siebenjahres-

• 
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frist kaum eingehalten werden kann, wenn 
man nicht zusätzliche Mittel bereitstellt. Für 
das nächste Jahr sind 90 Millionen Schilling 
präliminiert, in diesem laufenden Jahr 1973 
waren es 100 Millionen. Für das Jahr 1975 
sind anscheinend 170 Millionen Schilling in 
Aussicht genommen. Es bleibt ab 1976 eine 
Restfinanzierungssumme von 640 Millionen 
Schilling. Das bedeutet, daß man bei gleichen 
Investitionsraten wahrscheinlich innerhalb der 
angeblich günstigsten Bauzeit von sieben Jah­
ren nicht fertig werden kann, sondern daß 
mehr Zeit vergehen wird, bis die Anlagen in 
Betrieb genommen werden können. Trotzdem 
wird in Veröffentlichungen darauf hingewie­
sen, daß bereits 1978 der Betrieb aufgenom­
men werden kann. 

Es wäre interessant, Herr Bundesminister, 
wie Sie diese Widersprüchlichkeit erklären 
und was Sie zu unternehmen gedenken, um 
eine zeitgerechte Inbetriebnahme dieses Bahn­
hofes im Interesse der Bundesbahn, aber auch 
der Wirtschaft und der Verkehrsteilnehmer 
in Vorarlberg zu ermöglichen. 

Im Zusammenhang mit dem Güterbahnhof 
soll auch ein großes Verteilerpostamt erstellt 
werden, durch welches die ganze Postzustel­
lung eine Erleichterung und auch eine fühl­
bare Beschleunigung erfahren könnte. 

Nun zeigt es sich seit etwa einem Jahr, 
daß offensichtlich die Grundanforderungen und 
die Planungen unzulänglich waren und daß 
demzufolge Grundzukäufe notwendig erschei­
nen. Dabei gibt es nun erhebliche Schwierig­
keiten. Diese wären zweifellos vermeidbar ge­
wesen, wenn man zeitgerecht und richtig V OI­

sorge bezüglich der Grundanforderungen ge­
troffen hätte. Man kann also nicht nur dem 
Bürgermeister von Wolfurt Vorwürfe machen, 
sondern man muß sie in gleicher Weise auch 
der Postverwaltung und den Zentralstellen 
machen, weil sie nicht zeitgerecht und richtig 
ihren Grundbedarf angemeldet haben. 

Für die Bundesbahnen ist auf den Haupt­
strecken eine der größten Erfordernisse der 
Ausbau der Zweigeleisigkeit. Hier muß man 
feststellen, daß die Fortschritte in dieser Rich­
tung denkbar bescheiden sind und daß eigent­
lich zu einer Zeit, als etwa vor 90 Jahren die 
Arlbergbahn gebaut wurde, die wirtschaft­
lichen und technischen Voraussetzungen 
wesentlich ungünstiger gewesen sind, die Lei­
stungen jedoch in weitaus größerem Ausmaß 
erbracht worden sind. Mit Müh und Not wird 
100meterweise fortgebaut, wie etwa auf der 
Strecke Bludenz-Lindau, in bescheidenem 
Ausmaß zwischen Feldkirch und Rankweil, im 
bescheidenem Ausmaß zwischen Lauterach­
Wolfurt. Es fehlen noch die Verbindungen, die 
angeblich in diesem Monat noch in Betrieb 
genommen werden sollen auch bei Rankweil, 

aber es fehlt auch der Ausbau zwischen Inns­
bruck und Landeck, und auch die Tauern­
strecke hat diesbezüglich ganz große Bedürf­
nisse im Interesse der Verbesserung der Be­
triebseinnahmen und der Verkehrsverhältnisse 
der Bundesbahn. 

Daß eingleisige Strecken besondere Pro­
bleme hervorgerufen, ist ja allgemein bekanntj 
insbesondere wird die Sicherheit des Verkehrs 
beeinträchtigt, es wird beeinträchtigt die 
Reisegeschwindigkeit und die Pünktlichkeit 
der Züge. Verspätungen sind insbesondere 
dann sehr kraß, wenn an eingleisigen Strecken 
etwa durch Geleiseschäden und Oberleitungs­
schäden der Verkehr unterbrochen wird, wie 
es sich leider in letzter Zeit wieder im Bereich 
Landeck gezeigt hat. Das sind Umstände, die 
in einem modernen Bahnbetrieb nicht mehr 
passieren dürften, beziehungsweise Umstände, 
die beseitigt gehören, damit derart lange 
Unterbrechungen vermieden werden. 

Voraussetzung dafür, den Bundesbahnver­
kehr attraktiver zu gestalten, ist unter ande­
rem auch die Beschleunigung des Verkehrs. 
Die Beschleunigung ist jedoch abhängig ins­
besondere vom Unterbau und von den Fahr­
betriebsmitteln. Hier fehlt es wohl hauptsäch­
lich am Unterbau, der oft den heutigen Erfor­
dernissen nicht mehr entspricht, sei es, was 
die Linienführung betrifft, sei es, was den 
Zustand betrifft. Hier mehr Mittel einzusetzen, 
ist sicher ein dringendes Erfordernis. 

Wenn immer wieder davon gesprochen 
wird, daß es notwendig wäre, den Individual­
verkehr einzuschränken und den Massenver­
kehr auszubauen und zu stärken, so ist Vor­
aussetzung dafür zweifellos auch ein besseres 
Angebot. Und hier muß man gerade in letzter 
Zeit immer wieder Kritik hören, Kritik etwa, 
daß die Heizanlagen in den Zügen oft nicht 
oder nur unzulänglich funktionieren, daß etwa 
auf bestimmten Strecken, insbesondere der 
Tauernstrecke und der Südbahnstrecke, die 
Reinlichkeit sehr zu wünschen übrigläßt, daß 
man oft Uberbeläge und Unzukömmlichkeiten 
in der Benützung der Abteile und der Durch­
gänge verzeichnen muß. Hier müßte mit mehr 
Konsequenz darauf geachtet werden, daß die 
Betriebsvorschriften eingehalten werden und 
daß auch jene Verkehrsteilnehmer, die west­
europäische Verhältnisse nicht gewohnt sind, 
zur Sauberkeit und Ordnung und zur Einhal­
tung der Vorschriften mit allem Nachdruck 
veranlaßt werden. 

Im Zusammenhang damit, daß die Verspä­
tungen viele Verkehrsteilnehmer zwingen, auf 
den Bahnhöfen den Anschluß abzuwarten, er­
gibt sich das Problem, daß leider zu später 
Stunde die Bahnhofsgaststätten geschlossen 
haben und daß man auch die betrübliche Fest-
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stellung treffen muß, daß nicht einmal die I der gegebenen Situation nidlt mehr oder nur 
Warteräume der Bundesbahn den Passagieren sehr beschränkt möglich, etwa Wohnbauten 
zur Verfügung stehen. zu Heizzwecken mit elektrischer Energie zu 

Herr Bundesminister! Ich muß Sie doch fra- versorgen. Wir sprechen vom UmweltsChutz 
und sind niCht 'in der Lage, umweltfreundliChe gen: Wozu wurden Warteräume erstellt, wenn 

sie den Verkehrsteilnehmern nicht zur Verfü­
gung gestellt werden? Es wäre Ihre Auf'gabe 
zu veranlassen, daß Warteräume nicht ver­
schlossen, sondern offen den Verkehrsteilneh­
mern bereitgestellt werden, um ~hnen dies­
bezügliche Dienste anzubieten. Es ist unzumut­
bar, stundenlang in zugigen Bahnhöfen, in 
den großen Hallen oder gar auf dem Bahnsteig 
auf verspätete Züge zu warten. 

Hier gibt es Probleme, deren Lösung niCht 
unbedingt einen großen Aufwand erfordert, 
die aber mit einigem guten Willen bewältigt 
werden müßten. Es ist Ihre Aufgabe, dafür 
zu sorgen. Wenn Sie dies nicht tun, verdienen 
Sie auch nicht die Unterstützung der Opposi­
tion für Ihre Budgetansätze. (Beifall bei der 
FPG.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete lng. Letmaier. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Ing. Letmaler (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Aus Gründen der 
Aktualität möchte iCh meinen Beitrag zum 
Kapitel Verkehr mit einer aUgemeinen Be­
trachtung zur Energiesituation beginnen. 

Gerade in den letzten Monaten bekamen 
wir sehr deutlich zu spüren, wie unangenehm 
es ist, wenn potente Energie- und Ollieferan­
ten der ganzen Welt Lieferbeschränkungen 
auferlegen. 

Die heutige Situation sollte uns klarmachen, 
daß wir nicht auf einer Insel der Seligen 
leben. Sie macht uns aber auch klar, wie kri­
tisCh es ist, daß keinerlei Vorsorgewirtschaft 
in unserem Lande betrieben wurde. 

Der Mangel an eigener Energie sollte uns 
veranlassen und aufmuntern, rasche Handlun­
gen zu setzen. Es muß in Erkenntnis dessen 
dem Kraftwerksbau absoluter Vorrang einge­
räumt werden, egal ob es sich um den Bau 
atomarer Kraftwerke oder um den weiteren 
Ausbau unserer Wasserkraftwerke oder der 
kalorischen Kraftwerke handelt. 

Wir haben alle Möglichkeiten zu nützen 
und zu überlegen, wo wir Prioritäten zu set­
zen haben, um bei der Energieversorgung 
nicht in ein immer noch größeres Abhängig­
keitsverhältnis zu gelangen. 

Ich habe vor zwei Tagen ein sehr bemer­
kenswertes Interview mit dem Herrn General­
direktor der STEWEAG im Radio gehört, der 
die kritische Situation der Energieversorgung 
in der ElektrowirtsChaft sehr drastisch aufge­
zeigt hat. So ist es schon heute auf Grund 

Heizsysteme anzubieten, weil es uns trotz Stei­
gerung der Produktion überall an Energie 
fehlt. 

Nutzen wir raschest noch alle sich bieten­
den Möglichkeiten hinsichtlich der Errichtung 
von Wasserkraftwerken in den Alpenregionen 
oder in jenen Flußzonen, wo sich der Ausbau 
von Kraftwerken anbietet! (Ruf bei der SPO: 
Vorsicht, wenn du durch Trieben fährst!) Wer 
mit offenen Augen durch unser Land fährt und 
die Kraftwerksanlagen in den Gebirgszonen 
besichtigt, wird feststellen, daß sich diese har­
monisch in die Landschaft fügen und trotz 
ursprünglidler Bedenken mancher Gruppen 
heute zu echten Fremdenverkehrsattraktionen 
geworden sind. Hier ihaben Bauingenieure, 
Architekten und Landschaftsplaner in harmo­
nischer Baugesinnung die Gestaltungsmöglich­
keiten optimal1genützt. Klären wir unsere Mit­
bürger mehr und besser auf, worum es bei 
der Energieversorgung geht, dann wird es 
audl in diesem Bereich zu mehr vernünftigen 
Lösungen und zu weniger kritischen Bürger­
initiativen kommen. 

Die Sorglosigkeit der derzeitigen Bundes­
regierung in Energiefragen hat der Bevölke­
rung in der letzten Minute die Augen geöffnet. 
Es ist erstaunlich, daß es noch immer eini'ge 
Minister gibt, die in Optimismus machen, wäh­
rend gerade der Herr Bundeskanzler zur glei­
chen Zeit, nämlich gestern, sehr reaHstisdl auf 
die kommenden Schwierigkeiten, die auch vor 
unserem Land nicht haltmachen werden, in 
Presseinterviews hingewiesen hat. 

Eine realistischere Einschätzung der Situa­
tion unserer Wirtschaft würde manchen Ver­
antwortlichen vor einem nüchteren Erwachen 
bewahren. Ich meine daher: Nützen wir in 
letzter Minute alle Möglichkeiten, um in der 
Energieversorgung stärker, unabhängiger und 
leistungsfähiger zu werden. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Seit dem SPO-Parteitag in Linz 
gibt es ein Verkehrskonzept der Sozialisti­
schen Partei, mit dem sich auch der neue 
Bundesminister für Verkehr identifiziert. Ich 
darf darauf aufmerksam machen, daß es seit 
längerer Zeit ein Verkehrskonzept der Bun­
des sektion Verkehr in der Bundeswirtschafts­
kammer 'gibt, das durchaus eine brauchbare 
Arbeitsgrundlage darstellt. Es wird daher 
künftig notwendig sein, dieses Konzept dem 
sozialistischen Verkehrskonzept gegenüberzu­
stellen, die Gemeinsamkeiten außer Frage zu 
stellen und die trennenden Auffassungen in 
vernünftiger Weise zu diskutieren, damit eine 
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tragbare Synthese bei der Verkehrskonzepte 
unter Berücksichtigung der Verkehrsbedürf­
nisse gefunden werden kann. Bei dieser Syn­
these wird zu berücksichtigen sein, daß den 
wirtschaftlichen Erfordernissen des Verkehrs­
gewerhes insofern Rechnung getragen wird, 
als eine weitere Entwicklung dieser für die 
Volkswirtschaft so wichUgen Sparte ermög­
licht wird. 

Bei zunehmender internationaler Verflech­
tung der gesamten Wirtschaft kommt in Zu­
kunft gerade der Verkehrswirtschaft eine noch 
größere Bedeutung als bisher zu. In der Ver­
kehrswirtschaft unseres Landes sind rund eine 
viertel Million Menschen beschäftigt. 

Es ist gerade die Verkehrswirtschaft ein 
sehr lohnintensives Dienstleistungsgewerbe 
mit allen Schwierigkeiten, die sich eben in 
dieser Sparte abzeichnen. Gerade im Verkehrs­
gewerbe ist eine Rationalisierung nicht in 
jenem Maße möglich, wie dies in anderen 
Sparten der Fall ist. Die abgeschlossenen und 
wirksamen Verträge mit der EWG lassen eine 
weitere Expansion des Verkehrsgewerbes auf 
lange Sicht erwarten. 

Das Verkehrskonzept der Sozialistischen 
Partei löst durch ein einseitiges z,wangssystem 
gegen den Straßenverkehr nicht das Problem 
der Zukunft. (Beifall bei der avp.) Abge­
sehen von einer wesentlichen Verteuerung des 
Straßenverkehrs würde es bei Anwendung 
dieses Konzeptes zur Gefährdung der Versor­
gung ganz allgemein und im besonderen aber 
zur Gefährdung der Versorgung der Ballungs­
zentren kommen. Dies wäre letztlich für alle 
Konsumenten außerordentlich kritisch. 

Zur Konkurrenzsituation Schiene - Straße 
möchte ich doch bemerken, daß die Osterrei­
chischen Bundesbahnen heute nicht mehr in 
der Lage sind, die Bedürfnisse der Wirtschaft 
zu deCken beziehungsweise den Wünschen der 
Wirtschaft Rechnung zu tragen. 

Ein Verbot des Fernlastverkehrs auf der 
Straße ist doch heute völlig unrealistisch. So 
groß die Problematik des Straßenfernverkehrs 
auch sein mag, -gibt es nichts Besseres in der 
heutigen Zeit. Das haben auch jene in der 
Bundesrepublik erkennen müssen, die sich 
seinerzeit dem Leber-Plan verschworen haben. 

Vielfach wird ja bei uns im Lande über­
sehen, daß nur ein geringer Teil der zugelas­
senen Lastfahrzeuge im Fernverkehr einge­
setzt ist. Der überwiegende Teil der Last­
kraftwagen dient dem Flächen- und dem Nah­
verkehr und ist als Zubringer von Frachten 
gerade für die Osterreichischen Bundesbahnen 
von ganz eminenter Bedeutung und aus dem 
Wirtschaftsgeschehen nicht mehr wegzuden­
ken. 

Es ist daher völlig unmöglich, das ohnehin 
sehr lohnintensive Verkehrsgewerbe weite­
ren zusätzlichen steuerlichen Belastungen zu 
unterwerfen. Mit großem Aufwand und per­
sönlichem Einsatz hat die Verkehrswirtschaft 
bewiesen, daß sie ihren sicheren Platz in der 
Gesellschaft unseres Landes besitzt. 

Die Osterreichischen Bundesbahnen haben 
den Gegebenheiten und Bedürfnissen - wir 
verkennen keineswegs die Schwierigkeiten 
dieses Wirtschaftszweiges - der Wütschaft 
unseres Landes nicht in ausreichendem Maße 
Rechnung tragen können. So gibt es heute 
noch zahlreiche größere Bahnhöfe in unserem 
Lande, die über keinerlei Entladevorrichtun­
gen verfügen. Schwere und sperrLge Güter 
müssen heute noch von Hand aus vom Auf­
geber oder Empfänger des Frachtgutes be­
oder entladen werden. 

Das ist neben den hohen Lohnkosten ein 
ganz wesentlicher Grund dafür, daß viele 
Materialtransporte von der Schiene weg zur 
Straße tendieren. Erst dann, wenn die Fracht­
bahnhöfe attraktiver ausgestattet sind, wird 
es mehr Transporte auf der Bahn geben. 

In diesem Zusammenhang erhebt sich er­
neut die Fmge, ob es nidlt sinnvoll wäre, 
gewisse größere Bahnhöfe, im besonderen 
Bahnhöfe in den Industriezentren überhaupt 
zu Containerbahnhöfen auszubauen. Hier 
wäre olme Zweifel ein Doppeleffekt zu erzie­
len, nämlich erstens könnten viele Ferntrans­
porte von der Straße zur Schiene hingeleitet 
werden, und zweitens könnte so für die Oster­
reichischen Bundesbahnen eine sinnvolle Kon­
kurrenzfähigkeit der Schiene erreicht werden. 
Hier, Herr Bundesminister, würde sich gerade 
für Sie ein sehr breites, neues Betätigungs­
feld eröffnen. 

Zur Tarifpolitik der Osterreichischen Bun­
desbahnen ganz aHgemein: Nach dem derzeit 
geltenden Bundesbahngesetz sind die Oster­
reichischen Bundesbahnen ein eigener Wtrt­
schaftskörper und nach wirtschaftlichen Grund­
sätzen zu führen. 

Der Hauptausschuß des Nationalrates hat 
gestern einer Erhöhung der Güterbeförde­
rungstarife um 6,4 Prozent mehrheitlich zu­
gestimmt. Offen geblieben sind bei diesen 
Verhandlungen die Personentarife. 

Als Besonderheit ist in diesem Zusammen­
hang festzustellen, daß der Bund eine Aus­
<gleichszahlung auf Grund der Gesetzeslage 
für die Personenbeförderung zu leisten hat. 

Meine Frage, Herr Bundesminister: Wie 
hoch sind derzeit die Ausgleichszahlungen aus 
diesem Titel? Und zweitens: Werden Sie, Herr 
Bundesminister, vor allem dafür sorgen, daß 
die Ausgleichszahlungen des Personenbeförde-

91. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)88 von 115

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 91. Sitzung - 11. Dezember 1973 8957 

Ing. Letmaier 
rungsverkehrs künftig nicht durch weitere Er­
höhungen des Gütertarifes kompensiert wer­
den? Dies sind nicht unbegründete Befürch­
tungen der Opposition. 

Weiters, Herr Bundesminister, würde mich 
brennend interessieren, wie es um die Bevor­
ratung von Diesel und anderen Treibstoffen 
im Bereiche der Post- und Telegraphenverwal­
tung steht. Stimmt es, daß die Postfahrzeuge 
durchwegs auf eine Tankstellenversorgung 
angewiesen sind? Beziehungsweise sind Sie, 
Herr Bundesminister, in der Lage, mir darüber 
Auskunft zu geben, für welche Zeit die Treib­
stoffversorgung für die Postfahrzeuge in Ihrem 
Ressort sichergestellt erscheint? 

Dieselbe Frage möchte ich auch auf den 
Bereich der Osterreichischen Bundesbahnen 
ausdehnen. Gibt es hier zur Aufrechterhaltung 
der mit Dieselloks betriebenen Strecken aus­
reichende Lagermengen? Ich würde Sie bit­
ten, Herr Bundesminister, hier eine sehr kon­
krete Antwort zu geben. 

Zum Abschluß darf ich mich noch dem Voll­
ausbau der Aspangbahn zuwenden. Als stei­
rischer Abgeordneter darf ich Sie auffordern, 
Herr Bundesminister, dem forcierten Ausbau 
dieser für die Wirtschaft dieses Landes so 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter AlbereI. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Alberer (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Bevor ich mich dem Ge­
biete, das ich behandeln wollte, dem Bau­
dienst, zuwenden werde, möchte ich zu mei­
nen Vorrednern folgendes sagen: 

Abgeordneter Melter hat auf die Schwierig­
keiten bei Verspätungen hingewiesen und ge­
meint, daß man in den Gastwirtschaften nicht 
unterkommen beziehungsweise sich in den 
Bahnhofanlagen nicht aufhalten könnte. Mir 
ist es unverständlich, warum die Wartesäle 
abgesperrt sein sollten. Es ist dies normaler­
weise nicht so. Erst wenn der letzte Zug abge­
fahren ist, werden die Wartesäle bis zur Fahrt 
des ersten Zuges versperrt. In der Zwischen­
zeit kann sich selbstverständlich jeder Rei­
sende in den Wartesälen aufhalten. 

Etwas schwieriger ist es bei den Gaststät­
ten; diese werden ja privat betrieben. Wenn 
der größte Teil der Reisenden weg ist, wenn 
also nichts mehr zu verdienen ist, sperren 
die Gastwirte ihre Lokale zu, weil sie das 
Personal dann nach Hause schicken müssen 
und nicht mehr bezahlen wollen. 

bedeutsamen Strecke aufgeschlossen gegen- Zum Herrn Ing. Letmaier: Seiner Meinung 
überzustehen. Gerade der strukturschwache nach könnte der LKW-Verkehr als Zubringer 
oststeirische Raum muß ehestens an das inter- bei den Osterreichischen Bundesbahnen sehr 
nationale Schienennetz angeschlossen werden, große Dienste erweisen. Schön wäre es, aber 
da sich gerade in dieser Zone sehr bedeutende die Praxis schaut wesentlich anders aus. In 
exportorientierte Unternehmungen nieder'ge- der Praxis, meine Damen und Herren, ist es 
lassen haben, die auf eine Verbindung mit doch so, daß vielfach LKWs mit wertvoller 
dem übrigen Eisenbahnnetz angewiesen sind. Fracht von Villach bis nach Wien fahren, wie­
Gerade· der Herr Bundeskanzler hat ja bei der wertvolle Fracht von \\fien nach Villach 
seinen Wahlreisen in dieser Region der Armut mitnehmen und das Leergebinde - große 
den Kampf angesa'9t und große Hoffnungen Kisten, die wenig wiegen - dann irgendwo 
g2weckt. bei einem Bahnhof aufgeben. Dieses Leer-

gebinde muß dann mit den kostbaren Wag-
Im besonderen würde mich noch interessie- gons der Osterreichischen Bundesbahnen wie-

ren, wann der Vollausbau dieser Strecke fer- der an den Bestimmungsort gebrad1t werden. 
tig sein wird, da dieser Ausbau für die dort 
arbeitenden Menschen von großer Relevanz 
ist. Der rasche Ausbau dieser Strecke würde 
auch der gerade von Ihrer Seite immer wieder 
propagierten Mobilität des Arbeitsplatzes 
weitgehend Rechnung tragen. 

Hohes Haus! Zum Schluß kommend möchte 
ich feststellen, daß gerade auch im Verkehrs­
bereich die Politiker in den obersten Entschei­
dungs-gremien klare Zukunftsvorstellungen 
haben müssen. Treffen Sie, Herr Bundesmini­
ster, im Verkehrsbereich keine Gegenwarts­
entscheidungen! Denn sie werden sich künftig 
bitter rächen. Treffen Sie Ihre Entscheidungen 
zukunfts orientiert I Nehmen Sie die Heraus­
forderung der Jetztzeit an, die vor allem die 
Verkehrswirtschaft künftig noch mehr als bis­
her ins Rampenlicht des öffentlichen Interesses 
drängen wird. (Beifall bei der OVP.) 

Ich glaube auch, meine Damen und Herren, 
daß es hier richtig wäre, wenn man wirklich 
koordinieren würde. Ich bin auch der Mei­
nung, die Osterreichischen Bundesbahnen sol­
len die schweren Frachten führen, sie sollen 
die Fernlasten transportieren, und die priva­
ten Frächter wären zuständig für die leichten 
Frachten, für den Nahverkehr und den Zubrin­
gerverkehr. 

Bezüglich der Erhöhung der Tarife um 
6,4 Prozent möchte ich sagen: Vielleicht wer­
den sich eine ganze Menge derjenigen Leute, 
die Sie vertreten, also die privaten Frächter, 
vielfach freuen, daß es für sie dann doch etwas 
leichter sein wird, mit der Bundesbahn zu 
konkurrieren, weil sie ja wahrscheinlich jetzt 
durch die Erhöhung des Dieselpreises und so 
weiter auch größere Auslagen haben und auf 
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Grund dessen auch höhere Tarife verrechnen 
müssen. 

Nun zu meinem eigentlichen Problem: Zum 
Baudienst kommend möchte ich darauf hin­
weisen, daß gerade dieser Dienstzweig, der 
Baudienst, vielfach bei den Bundesbahnen un­
beachtet ist, obwohl gerade die Leistung die­
ses Dienstzrweiges von ganz besonderer Be­
deutung für uns alle ist. Wir - gerade der 
Baudienst - sind diejenigen, die dafiür sorgen 
müssen, daß der Verkehrsweg, daß der Schie­
nenweg, in Ordnung ist. Die Leute vom Ober­
bau, unsere Ingenieure und unsere Meister, 
sind dafür zuständig, daß wir schneller, noch 
sicherer und vielfach auch bequemer fahren 
können. Sie sind dafür verantwortlich, daß 
die Güter, die ,gebraucht werden, schneller 
zum Empfänger gelangen können und daß 
unterwegs - durch Entgleisungen, Schienen­
brüche und so weiter - nach Möglichkeit 
wenig passieren kann. 

Meine Damen und Herren! Wir bauen heute 
bei den Osterreichischen Bundesbahnen Schie­
nen ein, die Form C zum Beispiel, von denen 
1 Meter 54 Kilogramm wiegt. Das heißt, daß 
wir so nicht nur sicher, sondern auch wesent­
lich ruhiger fahren können als bisher. Wir 
sind bestrebt, unseren Kunden viel Bequem­
lichkeit zu bieten, indem wir Schienenbänder 
zusammenschweißen. Es gibt heute keine 
8,50-, 15- oder 30-Meter...,Schienen mehr, son­
dern wir fahren heute auf Schienenbändern, 
die kilometerlang geschweißt sind. Wir haben 
insgesamt bei den Osterreichischen Bundes­
bahnen 3000 km verschweißten Oberbau. 

Wir haben in den letzten 15 Jahren auch 
1400 km Betonschwellen verlegen können, 
ebenfalls dazu angetan, den Verkehr dadurch 
flüssiger und irgendwie ausgeglichener zu be­
treiben. 

Wir haben Begradigungen des Schienen­
weges vorgenommen, um schneller fahren zu 
können. 

Wir haben zum Beispiel im letzten Jahr 
ungefähr 120 Brücken instandgesetzt bezie­
hungsweise erneuert. Auch damit ist die 
Sicherheit wieder größer geworden. 

Wir sorgen für Lawinenverbauung. In unge­
fähr 2000 m Höhe arbeiten Bedienstete der 
Osterreichischen Bundesbahnen unter srnwie­
rig~ten Verhältnissen jahraus, jahrein, nur 
um dafür zu sorgen, daß Stein- und Schnee­
lawinen unseren Schienenweg nicht gefährden. 

Meine Damen und Herren! All das ist dazu 
angetan, daß die Reisegeschwindigkeit größer 
wird. 

Wir haben zum Beispiel in Osterreich schon 
eine Strecke von 225 Kilometern, auf der wir 
mit 140 Stundenkilometern fahren können. Ich 

weiß, 225 km sind nicht viel, aber wir sind 
dabei, durch Erneuerung des Oberbaues, durch 
Begradigung der Strecken und so weiter noch 
weitere Strecken für schnellfahrende Fahr­
zeuge herzurichten. 

Daß wir all dies nicht mit dem eigenen 
Personal machen können, ist selbstverständ­
lich. Wir haben auch sehr viele Firmen einge­
setzt, die mit modernsten Maschinen beim 
Oberbau und beim Hochbau arbeiten. Wir 
haben riesige Versäumnisse aus den Jahren 
1945 bis 1958 nachzuholen. 

Man muß bedenken, daß in dieser Zeit 
Jahr für Jahr etliche Tausende Oberbauarbei­
ter nur zwischen Mai und Oktober arbeiten 
konnten, daß sie darüber hinaus abgebaut 
werden mußten und daß wir in dieser Zeit 
bei dem geringen Personalstand mehr oder 
weniger nur Flickarbeiten beziehungsweise 
Reparaturarbeiten durchführen konnten. An 
Erneuerungen konnten wir kaum herangehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Unser Hochbau der von wirklich tüchtigen 
Ingenieuren, Meistern, P,artieführern und 
Arbeitern geleistet wird, umfaßt selbstver­
ständlich auch in diesem Jahr große Auf­
gaben. Wir werden beim IBahnhof Leoben 
weiterbauen, wir bauen die Bahnhöfe 
Schwarzach-St. Veit und Solbad Hall um. 

Vor allen Dingen bauen wir auf der Tauern­
strecke große Brücken, große Hangbrücken, 
auf denen dann doppeigleisig gefahren wer­
den kann. Sie werden den Verkehr über die 
Tauernstrecke, die heute eine der meist be­
fahrensten Strecken in Osterreich ist, flüssiger 
vor sich gehen lassen. 

Wir haben Großbauvorhaben wie den Franz­
Josefs-Bahnhof in Wien, der ungefähr 70 Mil­
lionen Schilling kosten wird. Wir bauen den 
Bahnhof Wolfurt, für den in diesem Jahr 
ebenfalls 90 Millionen Schilling vorgesehen 
sind. Ich glaube hier sagen zu können, es hat 
Nationalrat Ulbrich nicht darauf hingewiesen, 
daß das eine Fehlplanung ist, sondern daß 
es vielleicht ein dringenderes Bauvorhaben 
für uns gegeben hätte. Wir werden aber trotz­
dem diesen dringenden Wunsch der Vorarl­
berger erfüllen. 

In Wien wird ein großer Zentralbahnhof 
gebaut, der ungefähr 425.000 Quadratmeter 
umfassen wird. Meine Damen und Herren! 
Sie können sich vorstellen, welch -große 
Schwierigkeit zum Beispiel nur die Grund­
einlösungen mit sich bringen. Uberlegen Sie 
doch, daß diese 425.000 Quadratmeter 
175 Eigentümern gehören und daß mit jedem 
einzelnen dieser Eigentümer verhandelt wer~ 
den muß, um die notwendigen Grundstücke 
zu bekommen. 
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Wir Villacher selbst hoffen auch, daß früher 
oder später Unser Wunsch, einen großen 
Bahnhof im Raume Fürnitz zu errichten, ver­
wirklicht werden wird. Denn um mehr leisten 
zu können, ist es nicht nur notwendig, mehr 
Lokomotiven und mehr Waggons zur Ver­
fügung zu haben, sondern auch große lei­
stungsfähige Verschiebebahnhöfe sind erfor­
derlich. Wenn man zum Beispiel den Wagen­
umlauf nur um einen Tag verkürzen kann, 
dann bedeutet das so viel, wie wenn wir 
5000 neue Wagen bauen oder kaufen würden. 
So wirkt sich das Vorhandensein eines guten, 
leistungsfähigen Verschiebebahnhofes aus. 

Meine Damen und Herrenl Wir wollen auch 
im Personenverkehr den Reisenden das Um­
steigen vom Auto auf die Eisenbahn leicht­
machen. Es ist heute schon darauf hingewie­
sen worden, daß UnS das Auto irgendwie Frei­
heit vermittelt. Man kann auch sagen, das 
Auto übermittelt Hörigkeit. Aber es wird 
wahrscheinlich darauf ankommen, daß sich 
mehr Leute dem Bahnverkehr wieder zuwen­
den, und wir wollen, wie gesagt, das Umstei­
gen vom Auto auf die Eisenbahn nach Mög­
lichkeit leicht machen, indem wir unsere 
Schnellverbindungen in die einzelnen Haupt­
städte noch mehr ausbauen, noch mehr for­
cieren, indem wir noch schneller und beque­
mer fahren. 

Es ist darauf hingewiesen worden - ich 
glaube, es war Abgeordneter Ofenböck, der 
es gesagt hat -, daß in den letzten zehn 
Jahren auf der Straße 20.000 Menschen ge­
storben sind, also jährlich ungefähr 2000 Men­
schen. So gab es im Jahre 1972 2179 Tote und 
51.795 Verletzte auf der Straße. Wenn man 
zum Vergleich den Verkehr oder den Per­
sonentransport auf der Eisenbahn heranzieht, 
so kann man wirklich sagen: Die Eisenbahn 
ist nach wie vor das sicherste, bequemste und 
schnellste Verkehrsmittel. 

Meine Damen und Herren! Unsere techni­
schen Dienste, unsere Fernmeldeleute, unsere 
Signalleute und so weiter betreuen bei uns 
240 BASA-Anlagen mit ungefähr 17.000 An­
schlüssen. Sie sehen, wir haben bei der Bun­
desbahn eine ganz besonders moderne Tele­
phoneinrichtung, die schon seit 1943/44 voll­
automatisch ist. Unsere Techniker besorgen 
die elektrischen Anlagen für Platzreservierun­
gen, betreuen unsere Zugfunkanlagen und 
unsere Zentral- und Mittelstellwerke und 
sichern die Bahnübergänge. 

Sehr verehrte Damen und Herrenl Unser 
E-Dienst baut und betreut ebenfalls unsere 
Energieversorgungsanlagen, die wir sehr not­
wendig brauchen. Ich glaube, es werden viel­
leicht schon irgendwelche Abgeordnete die 
Möglichkeit gehabt haben, unser Kraftwerk 
auf dem Tauernmoos oder Unser Umspann-

werk in St. Michael zu sehen. Die vielen 
Fahrleitungen, die hier in Betrieb sind, wer­
den alle von den IBediensteten des E-Dienstes, 
also in mgenregie betreut. 

Wir sind dabei, im Lande Oberösterreich 
Und Niederösterreich weiterhin Bahnstrecken 
zu elektrifizieren. Wenn man überlegt, meine 
Damen und Herren, daß wir derzeit 41,7 Pro­
zent elektrifizierte Strecken haben und daß 
auf diesen 83 Prozent der OBB-Leistung voll­
bracht werden, so kann man ermessen, wie 
wkhtig der weitere Ausbau unserer Elektri­
fizierung ist. Die Restelektrifizierung würde 
dann ungefähr 90 Prozent der OBB-Leistungen 
auf sich vereinigen. Es wären hier noch unge­
fähr 426 km, die elektrifiziert werden sollten. 

Es ist auch das Problem der Nebenbahnen 
aufgeworfen worden. Meine Damen und Her­
ren! Besondere Befürchtungen zu haben, ist 
- wie ich glaube - hier nicht mehr am 
Platze. Es hat diesbezüglich wesentlich schlech­
tere und wesentlich 'gefährlichere Zeiten ge­
geben; ich erinnere nur an die Jahre 1966 bis 
1969. Ich muß das sagen, weil es in dem Be­
reich, in dem ich wohne, nämlich im Bereich 
Kärnten, in dieser Zeit trotz intensivster Be­
mühungen des Abgeordneten Gorton sowie 
meiner Person einfach nicht zu verhindern 
war, daß die Strecke ins Gurktal und die 
Strecke ins Vellach-Tal, obwohl dort eine 
große Papierfabrik mit ungefähr 300 Beschäf­
tigten steht, eingestellt wurden. Sie können 
mir glauben, daß auch Gewerkschaft und Per­
sonalvertretung sehr dafür gesorgt haben, 
daß im Raume Spielfeld-Straß, nämlich auf 
der Strecke nach Mureck, bisher nichts passiert 
ist. Wir haben uns dafür eingesetzt und wir 
sind hier - wie ich glaube - mit den Abge­
ordneten der Steiermark auf einer Linie, wenn 
wir sagen, daß wir uns dafür verwenden, daß 
die Aspangbahn nach Möglichkeit ausgebaut 
wird. Es ist ja bereits eine Bauleitung bei der 
Streckenleitung Hartberg installiert, die be­
reits die Vorarbeiten dafür leistet. 

Ich kann hier wirklich sagen: Es kann dies­
bezüglich praktisch nichts mehr passieren. Ich 
möchte hier den Abgeordneten Frodl bitten, 
seinen Einfluß beim Landeshauptmann der 
Steiermark geltend zu machen, daß auch von 
dieser Seite die notwendigen Zuschüsse zum 
Beispiel für die Nebenbahn Spielfeld-Straß­
Mureck genehmigt werden. 

Bei der Aspangstrecke ist es klar: Das ist 
eine OBB-Strecke, da werden selbstverständ­
lich die Osterreichischen Bundesbahnen für die 
Kosten aufkommen müssen, obwohl das 
klarerweise weiterhin eine defizitäre Strecke 
sein wird. 

Wir haben einen sehr attraktiven Durch­
schleusverkehr auf der Tauernstrecke. Wir 
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schleusen da jährlich ungefähr 10.000 PKW 
durch, und wir Kärntner hoffen, daß wir heim 
Minister Verständnis dafür finden, daß auch 
beim Karawankentunnel eine ähnliche Durch­
schleusmöglichkeit geschaffen wird. 

Wir haben in unserem Budget 953 Millionen 
Schilling für Erneuerungen der Anlagen, um 
51 Millionen mehr als voriges Jahr. Wir wer­
den davon 300 Millionen Schilling heranzie­
hen, um unseren Oberbau soweit als möglich 
zu sanieren. 

Meine Damen und Herren! Auch das geht 
nicht in einem Jahr, sondern das ist auch ein 
Programm, das sich auf Jahre hinaus erstreckt. 

Man sollte auch hier bedenken, daß all das, 
was die Osterreichische Bundesbahn ausgibt, 
vielfach österreichischen Firmen wieder zu­
gute kommt; was die Lieferungen für den 
Oberbau anlangt, ist das die Alpine-Montan, 
die VOEST, sind das gewisse Holzfirmen in 
Osterreich, Simmering-Graz-Pauker und so 
weiter. 

Darüber hinaus möchte ich sagen, daß bei 
der Elektrifizierung und bei der Fernmelde­
einrichtungsanlage der größte Teil, ungefähr 
90 Prozent der Mittel, an österreichische Fir­
men ausbezahlt werden. 

Meine Damen und Herren! Die Leute, die 
all das machen, waren praktisch 40 Jahre 
lang - seit der Monarchie, in der Ersten 
Republik und auch lange in der Zweiten Repu­
blik - die sogenannten armen Lazarusse. Es 
waren das Menschen, die Schwerarbeit leisten 
mußten, im Winter bei Kälte, im Sommer bei 
Hitze, und die immer sehr, sehr schlecht be­
zahlt gewesen sind. Es war jahrelang nicht 
möglich, sie in das entsprechende Gehalts­
schema hineinzubringen. 

fach erfüllt, weil es vielfach die Arbeit ein­
fach vorschreibt, daß das oder jenes in der 
und der Zeit Igemacht werden muß. 

Es war uns unter der Regierung Kreisky 
und unter Verkehrsminister Frühbauer und 
Jetzt unter Verkehrsminister Lanc und Finanz­
minister Androsch möglich, endlich für diese 
Oberbauarbeiter, die bisher zum großen Teil 
auch schon Beamte waren, eine Zulage für 
Arbeiten an Sonn- und Feiertagen zu bekom­
men. 20 Jahre lang war dies einfach nicht 
möglich. Es war nun möglich, die allgemeine 
Automatik auch für die Oberbauarbeiter in 
Geltung zu bringen. Es war jetzt möglich, 
Uberzeitabgeltungen an Werktagen, an Sonn­
und Feiertagen für die Beamten zu bekommen. 
E3 war möglich, eine Nebengebühr für Ruf­
bereitschaft zu bekommen. Wir haben eine 
10prozenUge Nebengebühr ebenfalls für den 
Ruhegenuß bekommen, damit der Bedienstete, 
wenn ,er früher oder später in Pension geht, 
auch dann eine Nebengebühr hat beziehungs­
weise keinen so großen Verlust erleidet. 

Es war uns möglich, meine Damen und Her­
ren, für unsere Bediensteten eine einheitliche 
Dienstzulage von 415 S zu hekommen, gleich­
gültig, ob es ein Oberbaurat oder ob es ein 
Oberbauarbeiter ist; praktisch macht das 
natürlich beim kleinen Mann sehr, sehr viel 
aus. 

Eine Erhöhung der Reisegebühren ist eben­
falls in den letzten Monaten praktisch zur 
Durchführung gelangt. 

Dann die Erhöhung der Anfangsbezüge, 
meine Damen und Herren! Sie haben gestern 
oder heute gelesen, daß auch die OBB-Be­
diensteten in die neue Anfangsbezugregelung 
hineinfallen. Ich habe heute unser Gehalts-
schema angesehen und feststellen können, daß 

Erst jetzt, meine Damen und Herren, in der wir den Gehalt gegenüber der ersten Gehalts­
Zeit der Regierung Kreisky, ist für diese tabelle im Jahre 1941/1948 ungefähr um das 
armen Lazarusse wirklich etwas getan wor- 20- bis 23fache erhöhen konnten. 
den. 

Es ist klar, daß auch ihre Tätigkeit eine 
wesentlich andere geworden ist, daß aus ehe­
maligen Hilfsarbeitern heute Facharbeiter, 
Maschinenwärter, Meister und so weiter ge­
worden sind und daß sie auch im Gehalts­
schema entsprechend Berücksichtigung gefun­
den haben. 

Wir haben Mittel für Wohnungsfürsorge 
drin, wir haben Mittel für Modernisierungen 
unserer Bauzüge drinnen. Sie sehen, meine 
Damen und Herren, daß hier sehr viel getan 
wurde. 

Es hat hier - ich glaube, es war Herr 
Abgeordneter Gradinger - dem Personal 
Dank und Anerkennung ausgesprochen. Meine 

Wir haben darauf hingewiesen, daß es in Da.men und Herren! Dank und Anerkennung 
den letzten Jahren ungefähr um 5600 Bedien- ist es, wenn der Betroffene am Ersten etwas 
stete weniger geworden sind beziehungsweise mehr Geld in die Lohntüte bekommt. Das ist 
daß durch die Herabsetzung der Arbeitszeit der schönste Dank und die schönste Anerken­
von 48 Stunden auf 42 Stunden und in Zukunft nung. Sonst geschieht es so, wie es seiner­
auf 40 Stunden so viel Personal eingespart zeit den LAKOG-Arbeitern gegangen ist, 
wurde. Diese Leute müssen trotzdem prak- denen immer wieder gedankt wurde und die 
tisch ihr Soll immer wieder leisten, ob nun dann früher oder später über Nacht auf die 
einer oder zwei abgehen. Das Soll wird ein- Straße gesetzt wurden. 
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Damit, meine Damen und Herren, bin ich 
am Schluß und möchte nur noch darauf hin­
weisen, daß diese Bediensteten - die Frage 
der Personalvertretungswahl ist ja von die­
ser Seite angezogen worden - bei der letz­
ten Wahl 87,52 Prozent ihrer Stimmen den 
Sozialisten gegeben haben. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß gerade 
die Leute, di.e in dieser Gruppe arbeiten, in 
erster Linie Kinder von Bauern sind, die 
Zweit- und Drittgeborenen auf Bauernhöfen, 
die zu uns kommen und bei uns arbeiten und 
die, wie Sie sehen, unsere allersichersten 
Wähler sind. Anscheinend wollen sie hier 
dokumentieren, wie ihre Väter oder Brüder 
in den Gemeinden beziehungsweise draußen 
auf dem flachen Lande von den Funktionären 
des Bauernbundes behandelt werden. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter Dr. König. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter DDr. König (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Abgeordnete Ulbrich 
hat heute vielleicht die schwerste Anklage 
gegen die Regierung erhoben, die j.emals in 
diesem Haus erhoben wurde. Er hat gesagt: 
Wissen Sie, welches Verbrechen an dieser 
Bundesbahn begangen wurde? Sie hat nie­
mals seit 1945 jene Investitionsmittel bekom­
men, die sie brauchte. - Also nichts ist ge­
schehen in den dreieinhalb Jahren, in denen 
Sie allein entscheiden konnten, was für die 
Bundesbahn getan wird. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. S k r i te k: Nicht schwindeln! 
So war das nicht gesagtl) Genauso hat er es 
gesagt. 

Dabei haben Sie, Herr Abgeordneter Skritek, 
von dieser OVP-Regierung - und die OECD 
bescheinigt das - eine Konjunktur und volle 
Kassen übernommen, Dinge, die ein einmali­
ges Erbe, eine einmalige Chance dargestellt 
haben. Was haben Sie damit gemacht? Sie 
haben dieses Erbe verschleudert und verwirt­
schaftet. (Beifall bei der OVP. - Abg. S k r i­
te k: Von einer OVP-Regierung kann man 
nichts erben! Da haben wir die Schulden ge­
erbtf) 

Herr Abgeordneter Ulbrich hat hier erklärt, 
das Gesamtverkehrskonzept des OVP-Mini­
sters Dr. Weiß wäre, wie er so schön gesagt 
hat, ein Traumbüchel. Wissen Sie, was Ver­
kehrsminister Frühbauer über eben dieses 
Generalverkehrskonzept seines Vorgängers 
gesagt hat? Frühbauer hat hier in diesem 
Hause gesagt - diese Objektivität ist aner­
kennenswert -: "Mit diesem Generalver­
kehrskonzept hat Minister Weiß die Tür zu 
einer modernen europäischen Verkehrspolitik 
aufgestoßen." Das waren die Worte eines 

- wie Sie mir wohl zugeben müssen - un­
verdächtigen Zeugen Ihrer Seite! (Beifall bei 
der OVP.) 

Dann hat Abgeordneter Ulbrich gemeint, 
früher sei nichts geschehen. Unter der OVP­
Regierung wurde das IBundesbahngesetz be­
schlossen, jenes Bundesbahngesetz, das Sie 
damals in einern Minderheitsbericht ,abge­
lehnt haben, in dem Sie gesagt haben, die 
Bundesbahn darf nicht zur wirtschaftlichen 
Geschäftsführung verpflichtet werden. Sie 
müßte nach volkswirtschaftlichen Gesichts­
punkten arbeiten. (Abg. U 1 b r ich: Die Bun­
desbahn darf keine Rech tspersönlichkei t er­
halten!) Sie hat die Rechtspersönlichkeit er­
halten, aber das Entscheidende in Ihrem Min­
derheitsbericht war, die Bundesbahn müßte 
sich nach betriebswirtschaftlichen, sondern 
nach gesamtwirtschaftlichen Richtlinien orien­
tieren. Ich gebe zu, Herr Abgeordneter 
Ulbrim, daß Sie von diesem Standpunkt des 
Minderheitsberichtes abgerückt sind, denn die 
Bundesbahngesetznovelle, die in diesem 
Hause beschlossen wurde, sieht entgegen 
Ihrem Minderheitsbericht weiterhin vor, daß 
diese Bundesbahn ausschließlich zur wirt­
schaftlichen Betriebsführung verpflichtet ist. 
(Abg. U 1 b r ich: Unter Berücksichtigung des 
öffentlichen Interesses!) 

Herr Abgeordneter Ulbrich, wenn Sie im 
Bundesbahngesetz weiterlesen, dann werden 
Sie sehen, daß zur Berü<k.sichtigung des öffent­
lichen Interesses, des allgemeinen Interesses, 
die Bundesregierung berufen ist und daß jeder 
Schilling, der der Bundesbahn aus diesen 
übergeordneten Interessen entzogen wird, auf 
Grund der OBB-Novelle von der Bundesregie­
rung abzug,elten ist. Der Vorstand der Bun­
desbahn ist und bleibt allein - wie es wirt­
schaftlich vernünftig ist - den betriebswirt­
schaftlichen Zielsetzungen verpflichtet. 

Sie haben weiter gesagt, in den 107 Punk­
ten ist die Abschaffung der Fernverkehrssteuer 
enthalten. Herr Abgeordneter Ulbrich, Ihr 
Finanzminister, der Hannes Androsch, hat 
eben diesen Punkt verwirklicht. So schlemt 
können daher diese 107 Punkte nicht gewe­
sen sein! (Beifall bei der OVP. - Abg. 
U 1 b r ich: Wegen dem Punkt 10 machen Sie 
Ver kehrspoJi tik!) 

Herr Abgeordneter Ulbrim! Zweieinhalb 
Jahre hat es gedauert - ich habe Sie nicht 
verstanden, bitte? (Abg. U 1 b .r ich: Wegen 
dem Punkt 10 machen Sie Verkehrspolitik!) 
Ich stelle fest, daß genau der Punkt, den Sie 
hier angezogen haben, von Ihrem Verkehrs­
minister verwirklicht worden ist. Das ist doch 
wohl ein Zeichen, daß er gut ist, nicht wahr? 
(Beifall bei der OVP.) 
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Herr Abgeordneter Ulbrich! Zweieinhalb 

Jahre hat diese Regierung gebraucht, die an­
geblich die bestvorbereitete ist, bis sie end­
lich ein Verkehrskonzept vorgelegt hat. Die­
ses Verkehrskonzept, das ja nur die Soziali­
stische Partei beschlossen hat, scheint die 
Regierung bei Gott nicht ernst zu nehmen. 
Diesem Konzept geht es wie dem Human­
programm und dem Verteidigungskonzept im 
Lütgendorfschen Panzerschrank, es bleibt in 
der Schublade liegen. (Abg. VI b r ich: Wenn 
Sie einmal den ehemaligen Minister Früh­
bauer treffen, fragen Sie ihn, was er Ihnen 
gegeben hat! - Heiterkeit.) 

Herr Abgeordneter Ulbrich, wenn Sie mich 
auf den Minister Frühbauer verweisen, dann 
werde ich ihn gerne fragen, aber eines stelle 
ich hier fest: Dieser Bundesbahnvorstand und 
Minister Frühbauer, den Sie zitieren, haben 
ein Fünfj ahres-Investitionsprogramm be­
schlossen. Dieses Investitionsprogramm sieht 
als Mindesterfordernis sage und schreibe 
4,6 Milliarden Schilling für 1974 vor. Wissen 
Sie, was im jetzigen Budget steht? - 2,6 Mil­
liarden Schilling! 2,6 zu 4,6, also um 2 Mil­
liarden weniger! Das ist das, was die Regie­
rung von Ihren eigenen Programmen tatsäch­
lich hält. (Beifall bei der OVP.) 

In einer Zeit, in der durch die Inflations­
politik dieser Regierung der Baukostenindex 
im letzten Jahr um 16 Prozent gestiegen ist 
(Abg. 0 fe n böe k: Vm 20 Prozent/), sind 
die Investitionsmittel für die Bundesbahn 
genau die gleichen geblieben wie 1973, näm­
lich 2,5 Milliarden Schilling, das heißt real 
um 16 Prozent weniger wert geworden. Heute 
sagen Sie, wir würden sich auch mehr wün­
schen, aber wir müssen zur Kenntnis nehmen, 
daß nicht mehr da ist. 

Herr Abgeordneter Ulbrich! Wenn wir zu­
rückblicken, gab es unter der OVP-Regierung 
ein sechsjähriges, also ein langfristiges Wag­
gonausbau-Sonderprogramm. Das hat die 
Lieferwerke in die Lage versetzt, langfristig 
zu planen. Heute ist infolge des wirtschaft­
lichen Unvermögens Ihrer Regierung kein ein­
ziger Schilling für Neubestellungen von Wag­
gons im Budget. Kein einziger Schilling I Und 
das nennen Sie eine verantwortliche Wirt­
schaftspolitik? (Abg. 0 f e nb ö c k: Dem 
V/brich gefällt das! - Abg. U / b .r ich: Das 
ist die Schuld Ihrer Parteil) 

Ich werde Ihnen den Beweis liefern. Herr 
Abgeordneter Ulbrich, ein sechsjähriges Wag­
gonausbau-Sonderprogramm wurde unter der 
OVP-Regierung nicht nur beschlossen, son­
dern auch durchgeführt. In diesem Jahr wur­
den noch die letzten Lieferungen auf Grund 
dieses Programms getätigt. Sie haben heute 
keinen Schilling für Neubestellungen in die­
sem Budget. Ich werde Ihnen das beweisen. 

Sie haben 2,5 Milliarden Investitionsmittel 
in dem Budget. Sie haben noch rund 250 Mil­
lionen EUROFIMA-Kredit, also 2,8 Milliarden 
Schilling. Davon sind allein 1,6 Milliarden 
Schilling gebunden für die Fortführung der 
Elektrifizierung, für Oberbauarbeiten, für den 
Bau- und Sicherungs dienst, 90 Millionen Schil­
ling sind für Wolfurt gebunden, 880 Millionen 
sind gebunden fürSchuldentilgungen auf 
Grund der bisherigen Bestellungen an Fahr­
park, für Zinsen und die sogenannte außer­
budgetäre Finanzierung, die jetzt abgezahlt 
werden muß. 

Allein 250 Millionen Schilling kostet die 
Investitionssteuer den Bundesbahnen, die Sie 
an den Fiskus abführen müssen. Das sind 
ganz genau 2,8 Milliarden Schilling. Kein 
Schilling bleibt für Neuinvestitionen übrig. 
Und das nennen Sie eine verantwortliche 
Wirtschaftspolitik? 

Herr Abgeordneter Ulbrich! Selbst wenn die 
Stabilisierungsquote zu 45 Prozent, wie es der 
Finanzminister auf Grund seiner Ermächtigung 
entscheiden kann, freigegeben würde, dann 
wären das von der rund 1 Milliarde Schilling 
450 Millionen. Davon sind wieder 150 Mil~ 
lionen Schilling allein für Schulden - das 
sind aber nicht alle Schulden - für den teil­
weisen Abbau der Schulden beim Dienst­
gütervorrat zu verwenden. So sieht es tat­
sächliCh aus. 

Selbst wenn dieser kleine Betrag freige~ 
geben würde - man weiß heute weder die 
Höhe noch den Zeitpunkt dafür -, wie sollen 
die Lieferwerke planen? Sie müssen Klein~ 
serien planen, sie haben häufige Umstellun­
gen, sie haben gigantische Mehrkosten, was 
Ihnen jeder, der in einem Betrieb steht, wird 
bezeugen können. Wissen Sie, wer das wie­
der bezahlen wird? - Die Bundeshahnen 
durch höhere Mehrkosten. (Lebhafte Zustim­
mung bei der OVP.) Das ist das Ergebnis 
Ihrer Wirtschaftspolitik. 

In einer Zeit, in der wir gigantische Be­
träge für Waggonmieten an das Ausland zah­
len, schreibt der Herr Bundesminister für Ver­
kehr, der wirklich nichts dafür kann, sondern 
das Erbe seines Vorgängers und dieser Regie­
rung hier angetreten hat, auf Grund unserer 
Anfrage im Finanz- und Budgetausschuß - ich 
möchte Ihnen das nicht vorenthalten -: 

"Bei Kapitel 79" - das ist die Bundes­
bahn - "entsprechen die im Grundbudget 
für Bruttoinvestitionen festgesetzten Beträge 
noch nicht der Jahresquote 1974 des OBB­
Investitionsprogramms. Diese Quote würde 
erst annähernd erreicht werden durch die 
gänzliche Freigabe der Stabilisierungsquote 
und der Konjunkturbelebungsquote. W:enn 
irgend möglich, wird daher die gänzliche Frei-
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gabe des KonjuD!kturausgleichsbudgets bean­
tragt werden. Für Ausgaben aus der Stabili­
sierungsquote wurden noch keine Verpflich­
tungen eingegangen." 

Das heißt, keine Neubestellung wurde hin­
ausgegeben. Die Simmering-Graz-Pauker, die 
JeIl'bacher wissen heute noch nicht, was sie 
überhaupt machen können. Das ist das Ergeb­
nis einer Politik, für die Sie seit dreieinhalb 
Jahren die Verantwortung tragen I (Beifall bei 
der OVP.) 

Herr Abgeordneter Ulbrich! Wenn Sie von 
Verbrechen sprechen, die an dieser Bundes­
bahn begangen wurden und Ibegangen wer­
den, dann frage ich Sie (Abg. U 1 b r ich: Von 
Ihrer ParteiJ): Ist es angesichts dieser Situation 
zu verantworten, daß Milliarden für die UNO­
City ausgegeben werden, daß 500 Millionen 
jährlich an Schulbüchern in die Abfallkübel 
wandern? (Lebhafter BeifaIl bei de,r OVP.) Ist 
es zu verantworten, daß dem Dietmar Schön­
herr Millionen für schleChte Filme gegeben 
werden, daß hunderttausende Schilling dem 
Nenning für seine Pornozeitschriften gegeben 
werden? (Abg. U 1 b r ich: Wie hoch sind die 
Millionen, die die OVP an Schiebungen her­
einholt?) Herr Abgeordneter Ulbrichl Diese 
Unterstellung weise ich mit allem NaChdruck 
zurück! 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Ich habe den Ausdruck nicht klar 
verstanden, aber ich glaube, es war "Schie­
bung". Dafür erteile ich den 0 r d nun g s­
ruf. (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Ich habe bereits den Ordnungsruf erteilt 
und würde bitten, daß die Emotionen nicht 
an die Grenze der Beleidigungen gehen. 

Abgeordneter DDr. König (fortsetzend): 
Herr Abgeordneter Ulbrichl Sie haben hier 
das Verkehrskonzept Ihrer Partei gezeigt und 
gemeint, das wäre eine Basis, auf der man auf­
bauen kann. In diesem Verkehrskonzept wird 
deutlich der Vorrang für den Massenverkehr 
herausgestellt. Einverstanden! Hier finden wir 
uns. 

Aber wie schaut es denn in der Praxis aus? 
Wo bleibt denn der Vorrang für den Massen­
verkehr? Das ist doch ein leeres Schlagwort, 
ein Lippenbekenntnis angesichts dieses Bud­
gets! Wäre es nicht, statt die Mittel beim 
Monsterprojekt der UNO-City hinauszuwer­
fen, viel sinnvoller, diese Mittel für zukunfts­
weisende Investitionen auf diesem Gebiet zur 
Verfügung zu stellen? (BeiJaII bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Ulbrich! Sie sind der 
Verkehrssprecher Ihrer Partei. Sie haben hier 
dem Minister gesagt, Sie werden ihn dann, 
wenn er mit Ihnen zusammenarbeitet, wenn er 
für eine vernünftige Politik für die Bundes­
bahn aufgeschlossen ist, unterstützen. 

Ich frage Sie, Herr Abgeordneter Ulbrich: 
Gelten die Regierungsbeschlüsse für diese 
Bundesregierung? Ich nehme doch wohl an: 
ja. 

Beschlossen wurde der Ausbau der Schnell­
bahn nach Schwechat. Im Grundbudget ist kein 
Schilling dafür enthalten. 

Beschlossen wurde auCh der Ausbau der 
Aspangbahn. Ich gebe Ihnen darin recht, daß 
das nicht die Bundesbahn zahlen soll, wohl 
aber die Bundesregierung, wenn sie so etwas 
beschließt, um die Elin in Weiz zu versorgen, 
damit dort weiterhin die Großgeneratoren ge­
baut werden können. (Abg. U 1 b r ich: Wird 
sie auch tun!) Kein Schilling vorgesehen! 

Beschlossen wurde die Unterstützung der 
Olympiade. Kein Schilling vorgesehen I So 
schaut es tatsächlich aus. 

Dabei ist heute die Verwaltung der Bundes­
bahn auf elf verschiedene Gebäude verteilt. 
Es ist nicht möglich, ein Zentralg~bäude zu 
schaffen, weil diese Regierung überhaupt nicht 
daran denkt, dafür vorzusorgen. 

Wir haben lange, viele Jahre von Ihnen 
gehört, daß die Umstellung auf die automa­
tische Kupplung ein Erfordernis darstellt. 
Kein Geld in diesem Budget dafür! 

Es ereignet sich, Herr Abgeordneter Ulbrich, 
heute die Groteske, daß Gerichte Widmun­
gen, Widmungen, die für die Bundesbahn für 
neue zentrale Verschiebebahnhöfe erfolgt 
sind, aufheben, weil einfach kein Geld da ist, 
um wenigstens die Grundeinlösungen vorzu­
nehmen. 

Da gibt es Beschlüsse dieser Regierung. 
Darauf hat der Rechnungshof hingewiesen. 
Sie haben sich in der Vergangenheit als oppo­
sitioneller Abgeordneter herausgestellt und 
erklärt: Das muß geschehen, das ist notwen­
dig. Wenn wir an die Regierung kommen, 
werden wir das tun. Dreieinhalb Jahre sind 
Sie an der Regierung, und geschehen ist gar 
nichts. (Beifall bei der OVP.) 

Sie haben sich nach langem - das wollen 
wir anerkennen - auch seitens der Gewerk­
schaft bereit erklärt, daß man durch Auto­
mation einen guten Teil der Pensionisten ein­
sparen kann, daß man also Personalreduktio­
nen dadurch vornimmt, daß man die hohen 
Pensionsabgänge nicht wieder ersetzt, son­
dern zu einem guten Teil durch Automation, 
durch Rationalisierung, vor allem im Siche­
rungsdienst und bei den automatischen Gleis­
stellanlagen, Einsparungen erzielt. 

Das ist vernünftig, denn es ist klar, daß man 
die Personalkostenexplosion, die ja allein im 
heurigen Jahr mit den Nebengebühren 1 Mil-
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liarde Schilling Mehrkosten ausmacht, so auf- I großzügig doch diese Regierung mit dem Geld 
fangen sollte. Aber es ist dafür kein Geld der Steuerzahler umgeht. Dort aber, wo man 
vorgesehen. längerfristig investieren muß, benügt man 

Her Abgeordneter Ulbrichl Sind Sie denn sich mit dem guten Erbe, das man übernom­
nicht ~hrlich mit mir der Meinung, daß man, m~n hat, und ist. nicht berei~, auch nur das 
statt Prestigeprojekte, wie die UNO-City zu Mm.~es~e dazu beIzutragen, dIeses Erbe auch 
f · h' t "ßt f" d' tatsachhch zu erhalten. orCleren, ler anse zen mu e, um ur le 
Zukunft die Personalkostenexplosion in den 
Griff zu bekommen? 

Der Herr Bundeskanzler hat groß verkün­
det: Gastarbeiterstopp, 20prozentige Senkung 
der Gastarbeiterzahll Und die Bundesbahn ist 
zur gleichen Zeit geq;wungen, die Gastarbeiter­
anzahl von 2400 im heurigen Jahr auf 3500 im 
nächsten Jahr zu erhöhen. 

Das ist die Wahrheit, die hinter den An­
kündigungen dieser Regierung steckt! So sieht 
es nämlich wirklich aus. 

Ich sage Ihnen, Herr Abgeordneter Ulbrich: 
Nicht neue Belastungen für die Autofahrer, 
nicht neue Belastungen für die Benützer der 
Massenverkehrsmittel werden diese attraktiv 
machen, sondern entscheidend ist die Bereit­
schaft, hier ehrlich und wirtschaftlich zu den­
ken, die Bereitschaft, das zu tun, was Sie 
lange in der Opposition gefordert haben. 

Nur diese Bereitschaft, Herr A'bgeordneter 
Ulbrich, wird Sie des Vorwurfes entbinden, 
daß Sie das Gegenteil von dem tun, was Sie 
früher verlangt haben, und daß Sie und diese 

Wenn wir alles zusammenrechnen, was uns Regierung damit unglaubwürdig wird: un­
diese verfehlte Politik kostet, dann müssen glaubwürdig in ihren Aussagen, unglaubwür­
wir sagen: Wir anerkennen die Kontenbereini- dig in ihrer Politik und letzten Endes auch 
gung, wir anerkennen, daß die Abgeltung der unglaubwürdig in der Herausforderung, in der 
Pensionslasten und der Subventionstarife sie steht, heute in einer schweren wirtschaft­
heute ... (Abg. U 1 b r ich: Sehr spät!) Das lichen Lage die Zeichen der Zeit zu verstehen 
hat Minister Weiß eingeleitet, Sie haben diese und die Probleme zu meistern. (Anhaltender 
Politik fortgeführt. Weiß hat begonnen, Sie Beifall bei der OVP.) 

haben das fortgeführt. "Sehr spät", denn Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
Vleiß hat 50 Prozent abgegolten, Sie nur 30. ist der Abgeordnete Troll. Ich erteile es ihm. 
Und erst auf Grund unseres Drängens ist (Ruf bei der OVP: Der wird sich jetzt schwer 
diese Kontenbereinigung jetzt gemeinsam tun!) 
durchgeführt worden. 

Aber kein Schilling, kein Schilling kommt 
der Bundesbahn dadurch mehr an Investitionen 
zu. Wir müssen doch ehrlich sein: Den Steuer­
zahler kosten diese Dinge per summa 8,5 Mil­
liarden Schilling. 8,5 Milliarden Schilling, eine 
Größe, die wir nur dann senken können, wenn 
wir zeitgerecht für zukunftweisende Investi­
tionen Mittel aufwenden. Wenn wir das nicht 
tun, dann wird allerdings die Sanierung der 
Bundesbahn nicht gelingen, dann wird es nicht 
möglich sein, diese Bundesbahn zu einer 
attraktiven Alternative des Massenverkehrs 
gegenüber dem Individualverkehr zu machen. 

Es ist nämlich nicht so, wie Sie in Ihrem 
Verkehrskonzept anführen, daß man durch 
Reglementierung und Verkehrsverbote die 
Bahn attraktiv machen kann. Das Gegenteil 
ist der Fall: Nur durch Modernisierung, nur 
durch partnerschaftliches Zusammenwirken 
der beiden wichtigen Verkehrsträger wird es 
möglich sein, der Bundesbahn den Platz zuzu­
weisen, den sie in der heutigen Zeit, in der 
Zeit der modernen Massenverkehrsmittel, in 
anderen Ländern schon einnimmt. 

Dazu aber, Herr Abgeordneter Ulbrich, fehlt 
es dieser Regierung offenbar an der Bereit­
schaft. Man investiert nur in Dinge, die in 
der Offentlichkeit den Eindruck erwecken, wie 

Abgeordneter Troll (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Den 
Zwischenruf "Der wird sich jetzt schwer tun!" 
kann ich gleich beantworten: Ich tue mir nicht 
schwer; denn nach dem Dr. König zu reden 
ist nie schwer! (Beifall bei der SPO.) Er lie­
fert so viel Zündstoff, daß man sich allein mit 
seiner Rede stundenlang auseinandersetzen 
könnte. Das ist aber gar nicht meine Absicht. 

Nur ein paar Dinge möchte ich korrigieren. 
Das war so typisch OVP-Oppositionspolitik: 
Wir verlangen mehr moderne Massenver­
kehrsmittel, aber der Benützer darf nicht mehr 
belastet werden, darf nicht mehr zahlen! Der 
Kreisky soll es zahlen, die Regierung soll es 
zahlen! 

Das geht so durch alle OVP-Debattenbei­
träge. Ich komme dann noch darauf zurück. 

Meine Damen und Herren von der OVPI 
Ihr liegt nicht sehr gut in der Debatte (Hei­
terkeit bei der OVP), das könnte ihr mir glau­
ben, denn da sind so viele Widersprüche drin­
nen. Zum Beispiel sa,gte man hier: Ulbrich 
klagt die Regierung an, weil er sagt, die 
Regierungen haben es unterlassen, die ent­
sprechenden Mittel freizugeben. Ihr wißt doch 
ganz genau: Woran ist denn der Verkehrs­
minister seit 1947 immer gescheitert? Am 
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OVP-Finanzminister, seit 19411 Das ist eine 
Tatsache, die man nicht bestreiten kann. Dar­
über hinaus, meine Damen und Herren, haben 
wir vielfach gemeinsam beschlossen: Die Bun­
desbahn mußte halt Sozialtarife schlucken, sie 
hat öffentlich·e Interessen wahrzunehmen, und 
da kann man eben nicht rigoros vorgehen. Die 
OBB brachte das Opfer. 

So wie in der Verstaatlichten die kommer­
zielle Eisenindustrie Preise für die Finalisten 
diktiert bekommen hat, ist es auch der Bun­
desbahn gegangen. 

Sie können heute, zumal die OVP-Regie­
rung von 1941 bis zur letzten Regierung die 
Finanzminister gestellt hat, der Offentlichkeit 
nicht wahrmachen, daß auf einmal nur die 
Regierung Kreisky schuld wäre, wenn man 
dort unterkapitalisiert. 

Sie schreien auf der einen Seite vom eige­
nen Wirtschaftskörper OBB mit voller kauf­
männischer Verantwortlichkeit, und alle Wün­
sche, die Sie hier deponieren, soll die Regie­
rung erfüllen. Die kaufmännische Uberlegung 
des OBB-Wirtsdlaftskörpers kommt also hier 
nicht zur Diskussion. 

Wenn man aber so polemisiert und so dis­
kutiert, wird man, wie ich glaube, nicht ernst 
genommen. (Der Prä s i den t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Wenn der Abgeordnete König sich brüstet, 
daß von den 101 OVP-Forderungspunkten im 
Forderungsprogramm der OVP der Finanzmini­
ster Dr. Androsch einen erfüllt hat -seien 
Sie mir nicht böse, das ist ein schwaches Pro­
gramm, wenn man nur einen Punkt erfüllen 
kann! (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Die Fernverkehrssteuer, meine Damen und 
Herren - die mit mir im Unterausschuß ge­
sessen sind, wissen es ja - haben wir doch 
nur im Zusammenhang mit der Mehrwert­
steuer liquidiert I Also nicht jetzt herausheben: 
Was dem einen nützt, soll dem anderen scha­
den! So, glaube ich, liegt man daneben. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) Halt, Mussil 
ist in die erste Etappe vorgerückt, jetzt wird 
es kritisch! 

Eines steht fest, meine Damen und Herren, 
und das gilt auch für Herrn Dr. Mussil: Wenn 
zum Beispiel hier behauptet wird, Sie haben 
ein Waggonbauprogramm vorgelegt, welches 
die Finalindustrie beschäftigt hat, überwiegend 
SGP, also Simmering-Graz-Pauker, und das 
war das Werk des Ministers Weiß (Abg. 
G r a i: Natürlich!), so darf ich an folgendes 
erinnern: Erstens waren Sie nur ungefähr vier 
Jahre an der Regierung und sechs Jahre ist das 
Programm gelaufen. Das hat nicht nur Mini­
ster Weiß eingeleitet, sondern die wieder­
holten Urgenzen des Zentralbetriebsratsob-

mannes Steinhuber mit seinen Leuten, die eine 
Absicherung der Beschäftigung gefordert 
haben. Mit viel Schwierigkeiten und poli­
tischen Uberlegungen des SGP-Generaldirek­
tors ist einiges gemacht worden. 

Aber auch während der Zeit des Verkehrs­
ministers Frühbauer ist bei der SGP nicht 
weniger gebaut worden und keiner arbeitslos 
geworden. Das darf ich, glaube ich, bescheiden 
feststellen. Also nicht die Rosinen herausholen 
und sagen: Alles, was gut ist, haben wir ge­
macht, was schlecht ist, daran seid ihr jetzt 
schuld, denn ihr seid jetzt an der Regierung. 
So geht das nicht! Das glaubt niemand. Daher 
soll man sich schon einer sachlicheren Diskus­
sion bedienen. (Abg. Dr. Mus s i 1: So wie 
ihr/) Man wird ja provoziert durch Ihre Red­
ner. Sie dürfen nicht böse sein, Herr Dr. Mus­
sil, wenn man dann ein bisserl repliziert auf 
die Dinge. Das ist notwendig. 

Eines möchte ich aus der Welt geschaffen 
haben bei der Diskussion hier. (Abg. Doktor 
Mus s i 1: Jetzt haben Sie gerade die Fristen­
lösung beschlossen, und jetzt wollen Sie je­
manden aus der Welt schaffen! Es ist zum 
Verzweifeln mit Ihnen/) Zu jedem Budget 
einen Debattenbeitrag, Dr. Mussil. Bei jedem 
Budgetkapitel kommt die UNO-City! Lassen 
Sie mich das noch einmal feststellen. 

Dieses UNO-City-Projekt (Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai er: ... kostet einen Haufen Geld!) 
ist ein gelegtes Ei der OVP-Regierung! (Bei­
fall bei der SPO.) Wir haben verantwortungs­
bewußt und staatsbewußt vollzogen, was Sie 
uns eingebrockt und gelegt haben. (Abg. Dok­
tor K 0 hIrn a i e J: Sie haben ein Straußenei 
daraus gemachtJ) Und Sie können jetzt nicht 
dauernd von den Dingen reden, die in Wirk­
lichkeit in staatspolitischer Verantwortung 
von uns allen gemeinsam gelöst werden müs­
sen. So kann man wirklich keine ehrliche Poli­
tik machen! 

So komme ich auch noch ,ganz kurz zum 
Kollegen Letmaier, der dafür eintritt, daß man 
die Energieprobleme löst, indem man Kraft­
werke baut. Mich hat es nur ein wenig er­
schreckt, denn er kommt aus dem Bezirk Lie­
zen, und wir haben alle vom Bürgermeister 
in Trieben einen Beschluß des Gemeinderates 
übermittelt bekommen, wonach die Triebener 
sich wehren gegen den Kraftwerksbau im Ge­
biet des Tauern und um Trieben. Ing. Let­
maier wird es schwer haben, dort seine Uber­
legungen zu vertreten, wobei das keine Kritik 
am Wollen des Bauens ist, denn wir wissen 
auch, wie notwendig und dringend nun solche 
Projekte verwirklicht werden müssen. 

Wenn er nun sagt: Verkehrskonzept am Lin­
zer Parteitag - das war kein Parteitag, son­
dern ein Parteirat, aber das muß er ja nicht 
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wissen -, aber wir haben ein Verkehrskonzept 
vorgelegt (Abg. Dr. Mus s i 1: Ein ausgespro­
chenes Pamphlet ist das!), und es wurde ja 
vielfach durch die geübte Kritik Ihrerseits be­
stätigt. Ich muß Ihnen sagen, daß es erst uns 
möglich geworden ist, auf weitester Ebene 
eine Koordinierung zwischen Schiene, Straße, 
Luftfahrt, Wasser und Pipelines herzustellen. 
Wir glauben doch, daß bisher diese Koordinie­
rung gut funktioniert hat. Was momentan 
durch die Entwicklung der Olkrise auf uns zu­
kommt, so hoffe ich, werden Sie objektiver­
weise doch nicht der Regierung Kreisky die 
Schuld geben können. Denn an dieser provo­
zierten Olkrise ist niemand von uns beteiligt. 
Im Gegenteil: Wenn jemand noch Nutzen her­
ausholen konnte und Nützliches getan hat in 
dieser Situation, dann war es diese Regierung 
Kreisky. (Abg. Dr. Mus s i 1: Die Olkrise ist 
eine Ausrede für die wirtschaftlichen Schwie­
.rigkeiten!) 

Ich glaube also, daß Sie mit Ihrer Leiden­
schaft bei allen Budgetkapiteln in dieser Rich­
tung daneben liegen, denn Sie können heute 
nicht bestreiten - auch das wurde festge­
stellt -, daß schließlich das Zehnjahresinve­
stitionsprogramm vom sozialistischen Ver­
kehrsminister und Finanzminister gemacht 
wurde und daß wir auf dem aufbauend jetzt 
imstande waren, die Vollbeschäftigung primär 
zu sichern und zu erhalten. Das hat bei uns 
Primat und ist für uns vorrangig. (Abg. G r a f: 
Herr Troll! Die Regierung ist prinzipiell an 
allem schuld, und sie benützt die 01krise 
als Ausrede! Ist Ihnen das klar?) Das ist ja 
für die Opposition begreiflich und verständ­
lich. Ich weiß, daß Sie um Ihre Zukunftsaus­
sichten ringen. Aber da werden Sie halt kein 
Glück haben, denn die Wähler haben eine 
andere Erkenntnis gewonnen. (Ironische Hei­
terkeit bei der OVP.) Sie werden ja sehen! 
Lassen wir es auf uns zukommen! (Zwischen­
rufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich 
nach dieser kurzen Replik doch auch Fragen 
zuwenden, die mich besonders bewegen und 
interessieren. Das ist ein Teil des Gebietes 
aus dem Verkehrsressort, die Luftfahrt. 

Ich darf ganz kurz in Erinnerung rufen, daß 
mti dem Problem ... (Abg. Dr. Mus s i 1: Das 
Problem der Eisenbahn wäre Ihnen unange­
nehm!) Dr. Mussil, von der Luftfahrt verstehen 
Sie nichts! Die Bundeswirtschaftskammer ist 
nur am Rande beteiligt. Ich würde sagen: 
keine Zwischenrufe, sonst muß ich auf die 
Bundeswirtschaftskammer auch noch eingehen. 

Wir haben, glaube ich, aUe die Erkenntnis 
gewonnen - und das verkomplizierte auch 
das Problem der Luftfahrt -, daß heute der 
Luftraum nicht nur ein Souveränitätsgebiet ist, 

sondern in Wirklichkeit ein großer Wirt­
schaftsraum wurde und daher alle Uberlegun­
gen im Zusammenhang mit der Luftfahrtspoli­
tik gut überlegt, gut koordiniert werden müs­
sen. Hier dürfen wir dank der hervorragenden 
Leistung der Beamten im Ressort sagen, daß 
wir alle Anschlüsse gefunden haben, sowohl 
leAO-Bestimmungen betreffend, wie interna­
tionales Luftrecht, wie aber auch für den inner­
österreichischen Luftverkehr. 

Ich erspare es mir heute, über die AUA 
etwa_s zu sagen. Wir haben das letzte Mal Ge­
legenheit gehabt, einiges über die AUA zu 
erfahren. Aber es ist vielleicht für das Hohe 
Haus und die Offentlichkeit nicht uninter­
essant zu wissen, daß zum Beispiel im Jahre 
1972 185.440 Uberfliegungen in Osterreich 
durchgeführt wurden. Es sind also zirka 12 Mil­
lionen Menschen befördert worden, die Oster­
reichs Luftraum überflogen. Das setzt natür­
lich voraus weitere gute Sicherheitseinrichtun­
gen, einen sehr wesentlichem Dienst auf dem 
Gebiet des Sicherheitsservices durch unsere 
Manager in der Flugsicherung. (Abg. T ö d-
1 i n g: Was machen wir ohne Treibstoff, Troll? 
- Abg. G ra f: Sege111iegen!) 

Meine Damen und Herren! Diese erhöhte 
Luftraumüberwachung heißt natürlich, der er­
höhten Sicherheit dienlich zu sein. Hier komme 
ich wieder auf ein altes Steckenpferd von mir 
zu sprechen, nämlich auf die bessere Zusam­
menarbeit, die bessere Koordination der Flug­
sicherungsleute des Bundesheeres und der 
Zivilluftraumüberwachung. Denn bei besserer 
Koordination gibt es doch viele Möglichkeiten, 
Geld bei der Ausrüstung zu ersparen. Ich denke 
daran, daß man das schon bestehende Rund­
sichtradar Buschberg-Kohlberg mit einem 
Höhenradar versehen könnte und im zivilen 
Sektor betreuen kann und daß der Wunsch, 
ein Südraumradar zu erstellen, nicht das Bun­
desamt für Zivilluftfahrt treffen kann, sondern 
das ist überwiegend eine militärische Uber­
legung und sollte im Bereich des Bundesheeres 
errichtet werden. Aber beide gemeinsam ein­
gebunden in eine Zentrale, die doch einmal 
rasch voll elektronisch umgestellt werden muß, 
da kann man in gemeinsamer Arbeit vieles 
tun. 

In der letzten Zeit dürften diese gemein­
samen Kooperationsgespräche ein wenig nach­
gelassen haben. Ich bitte, sie wieder zu forcie­
ren. Das nützt, glaube ich, allen, die in der 
Luftfahrt beschäftigt sind. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht 
versäumen, für diese enormen Leistungen in 
der Luftraumüberwachung dem Personal, das 
auf beiden Sektoren mit der Sicherheit der 
Luftfahrt zu tun hat, insbesondere dem Perso­
nal der Flugsicherung, Dank auszusprechen. 
(Beifall bei der SPO.) 
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Da komme idl gleich auf ein anderes Pro­
blem zu sprechen, nämlich auf die Frage der 
rascheren Vorgangsweise beim Pistenausbau 
Schwechat. 

Meine Damen und Herren! Wien-Smwemat 
ist nun einmal ein im Herzen Europas liegen­
der Flughafen, der smon besteht, wo wesent­
liche Investitionen getätigt wurden, und der 
heute auf Grund seiner Position und der gege­
benen Sicherheit gerne von ausländischen Ver­
kehrsluftfahrtgesellsmaften angeflogen wird. 
Nun aber wird das Problem der Schadhaftig­
keit der bestehenden Piste immer aktueller, 
und es ist so weit, daß die Vergabe für die 
neue Pistenerrimtung in der Richtung 160 Grad 
und 340 Grad erfolgen könnte. Das hat aber 
wiederum Einsprüche provoziert, und es gibt 
halt wie immer bei solchen Dingen Bürgerini­
tiativen. 

Ich möchte den Leuten, die glauben, man 
muß mit Bürgerinitiativen um des Vorteils 
weniger Leute willen aktiv werden, um ein 
solches Projekt zu Fall zu bringen, sehr deut­
lich sagen: Die Verantwortung aller Oster­
reicher müßte deutlich zeigen, daß wir es uns 
nicht leisten könnten, im WelUuftverkehr aus­
geschlossen zu werden. (Zwischenrufe des Abg. 
G r a f.) Wir belästigen mit der neuen Pisten­
verschwenkung und Pistenrichtung immerhin 
weniger Leute als gegenwärtig. Die alte Pisten­
richtung belästigt ungefähr 25.000 Bewohner 
in der Gegend der alten Piste im Ein- und 
Ausflugsektor, während die neue, ver­
schwenkte Piste zwar aum noch Menschen 
durch Lärm belästigt, aber nur zirka 5000. 
(Zwischenrufe des Abg. Dr. Mus s i 1.) 

Dennoch kommen wir über die notwendige 
Ausbausituation nicht hinweg, und ich möchte 
an die Vernunft in der Offentlich:keit appellie­
ren, denn wir werden es uns nicht leisten kön­
nen, wollen wir nicht den Anschluß in der 
Weltluftfahrt verlieren. (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Was braucht man da appellieren?) Herr Ab­
geordneter Mussil! Langsam habe ich das Ge­
fühl, daß Sie sehr gut aufgelegt sind (Heiter­
keit), denn Sie können mit Ihren Zwismen­
rufen nicht zu Ende kommen. (Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) Sie stö­
ren mich nicht, Sie können ruhig weiterdebat­
tieren. 

Ich darf aber doch dem Ernst Nachdruck ver­
leihen (Zwischenruf bei der avp: Bürge.rmei­
ster Glatz!), denn hier geht es wirklich um ein 
sehr offenes Problem. - Bürgermeister Gratz 
hat nichts anderes getan, als den Einsprurns­
werbern zugesagt, er werde noch einmal prü­
fen, wie weit man diesem Einspruch Rechnung 
tragen kann. 

Ich habe hier aber ebenso einen Brief, ein 
Schreiben von neun Bürgermeistern der ande-

ren Gemeinden, die alle dringend die Freigabe 
der Arbeiten für die neue Pistenrichtung 16/34 
verlangen und fordern. Das ist von allen Bür­
germeistern unterschrieben. Auch das muß 
man der Offentlichkeit sagen. Des einen Leid 
ist des andern Freud'. Wir haben zu prüfen, 
wo mehr Leid vermieden werden kann. In 
der Verwirklichung der neuen Piste liegt, 
glaube ich, mehr Notwendigkeit für die Repu­
blik Osterreich. 

Meine Damen und Herren! Diese Umwelt­
schutzhysterie, so möchte ich sie fast nennen, 
geht auch so weit, daß vielfach die Errichtung 
eines Atomkraftwerkes, der Energieausbau 
durch Wasserkraftwerke kritisiert wird. Ge­
rade in der jetzigen Situation, in der wir uns 
im Zusammenhang mit der Olkrise befinden, 
wird jedem deutlich, was wir versäumen wür­
den, wären wir nicht bereit, die erforderlichen 
Energiequellen auszuschöpfen und dort, wo 
wir nach Möglichkeit umweltschützend bauen 
können, das auch zu tun. 

Man sollte die Leute, die den Umweltschutz 
fanatisch vertreten, nicht provozieren, aber 
man muß an die Vernunft der Menschen appel­
lieren, daß für uns im Augenblick erstes Gebot 
die Erhaltung und zusätzliche Erlangung von 
Energie und damit auch die Erhaltung der 
Vollbeschäftigung ist, denn ohne Energie wer­
den wir früher oder später in den Betrieben 
Schiffbruch erleiden. (Zwischenrufe.) Daher 
sollte man an die Vernunft aller jener Leute 
appellieren, die nun glauben, unbedingt mit 
Bürgerinitiativen jedes Projekt verhindern zu 
müssen. 

Einen weiten Bereich nimmt in der Flie­
gerei auch die Sportfliegerei ein, und hier 
nehme ich ganz kurz Bezug auf die zuletzt 
geübte Kritik am Subventions'bericht durch 
Journalisten. 

Wir haben zi:rka 9500 aktive Sportflieger 
in Osterreich, und diese teilen sich auf die 
Interessenverbände ASKO, UNION, ASVO 
und Verbandslose ziemlich gleich auf. ASKO 
und UNION sind die stärkeren Verbände. 
(Zwischenrufe bei der avp.) 

Wir haben diese aktiven Flieger nur teil­
weise subventioniert und haben für die Er­
richtung von Anlagen Mittel gegeben, die frei­
lich für wenig Leute viel Geld ausmachen. 
Aber umgekehrt darf ich feststellen, daß ge­
rade diese Sportflieger große Idealisten sind 
und immer wieder auch selbst viel zu dem 
Hobby beitragen und vor allen Dingen aber 
auch wirtschaftlich eine bestimmte Förderungs­
quote beisteuern. 

Ich sage Ihnen zum Beispiel - das ist viel­
leicht interessant, weil viele ja keine Ahnung 
davon haben -, daß ein Motorsportflugzeug 
heute unter 500.000 S, wenn es einigermaßen 
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instrumentiert ist, nicht mehr zu bekommen 
ist. Das geht bei den viersitzigen Maschinen 
bis zu 1,2 Millionen. 

Ich sage Ihnen daß ein Segelflugzeug mit 
moderneren Uberlegungen, also in der Glas­
fiberausführung, 300.000 S kostet. Das ist für 
einen Klub schon eine enorme Leistung, diese 
Beträge aufzubringen. 

Ich sage Ihnen, daß Funkgeräte, die für die 
Sicherheit des Flugverkehrs erforderlich sind, 
40.000 und 50.000 S kosten und daß bei den 
Fallschirmspringern ein Fallschirm 10.000 S 
kostet, daß die Flugzeit, die sie brauchen, 
hochgeschleppt zu werden, bezahlt werden 
muß, daß jede Charterminute bezahlt werden 
muß, auch beim Motorpiloten und beim Segel­
flieger. 

Meine Damen und Herren! Es kommen 
wesentliche Beträge von diesen Leuten, die 
hineingepumpt werden in diese Wirtschaft. 
Aber sie können ohne die notwendigen Sub­
ventionen ihr Auslangen nicht finden. 

Ich freue mich deshalb auch feststellen zu 
können, daß von seiten des Verkehrsressorts 
den Wünschen weitestgehend Rechnung getra­
gen wurde, daß der AERO-Klub wiederum die 
Möglichkeit hat, im fixen Spartenbudget Vor­
sorge für die wichtigsten Wünsche der dem 
AERO-Klub angehörenden 217 Vereine zu 
treffen. Die meisten Investitionen werden ja 
für die sogenannten Sicherheitseinrichtungen 
verwendet, wie VOR- und UHF-Geräte, und 
sonstige Bordfunkgeräte, also für die Installa­
tion von allen möglichen Navigationshilfen, 
sodaß wirklich der Sicherheit in erster Linie 
Rechnung getragen wird. 

Der Osterreichische AERO-Klub hat alle 
diese Flugsportklubs organisiert und zusam­
mengefaßt. Ich darf mit Freude feststellen, daß 
man dort Fachdiskussionen führt und keine 
parteipolitischen Auseinandersetzungen und 
daß wir bemüht sind, diese uns gegebenen 
Subventionen im wesentlichen korrekt nach 
einem System und einem Schlüssel aufzutei­
len. 

Soweit ich aus dem Budget aus der Post 
1/65236 gesehen habe, sind ja wiederum 
7,3 Millionen für 1974 vorgesehen. Wir wer­
den die wichtigsten Anschaffungen machen 
können. Wir sind für Schwerpunktkonzentra­
tion mit maximalem Nutzeffekt und sind da­
gegen, daß Verzettelung betrieben wird, wie 
eine Zeitung meinte. 

Wir glauben aber, meine Damen und Her­
ren, daß man dieser Sportfliegerei die ent­
sprechende Unterstützung nicht versagen darf, 
denn eines steht fest: Die Leute, die dort 
tätig sind, waren immer Idealisten und sind 
charakterlich einwandfreie Menschen. 

Wir haben eine ganz große Zahl von Jugend­
lichen im Modellflug beschäftigt. Auch hier 
darf ich Ihnen sagen: Ein Modellflugzeug 
kostet heute mindestens 4000 S, wenn es fern­
gesteuert ist, bis zu 10.000 S. Mit Riesenopfern 
der betreffenden Jugendlichen wird das gebaut 
und mit viel Idealismus wird damit Sport 
betrieben. Die Leute haben gar keine Zeit, 
sich anderen Dingen zu widmen, die nicht 
korrekt sein könnten. Also das setzt einen 
bestimmten Idealismus voraus. (Zwischenrufe.) 

Nun möchte ich von dieser Stelle aus aber 
auch noch im Zusammenhang mit den wieder­
holten Grenzverletzungen weniger an das 
Hohe Haus als an unsere Flieger appellieren, 
daß alle jene, die Grenzflugplätze betreuen, 
mehr darauf achten müssen und besser ge­
schult werden müssen, um Grenzverletzungen 
zu vermeiden. Wir kommen sonst in riesige 
Schwierigkeiten, denn kein Staat läßt es sich 
bieten, daß seine Grenze unentwegt verletzt 
wird, und in der Fliegerei gibt es eben ver­
schiedentlich ein Uberfliegen der Grenze. Ich 
erinnere insbesondere jetzt an die letzten Pro­
teste von Ungarn her. 

Wir müssen also alle unsere Informationen 
vom AERO-Klub auch darauf ausrichten, daß 
die Leute, die auf diesen Flugplätzen in Grenz­
nähe aktiv tätig sind, entsprechend geschult 
werden und aufgeklärt werden. Wenn uns das 
gelingt, werden wir auch diese Konflikte in 
Zukunft vermeiden können. 

Im großen und ganzen glauben wir, daß 
von bei den Ressorts, sowohl vom Unterrichts­
ministerium wie vom Verkehrsministerium, 
unseren Wünschen Rechnung getragen wurde. 
Auch Dank beiden Ministern im Namen des 
AERO-Klubs. Wir bitten, uns auch dann, wenn 
es einmal Spezialwünsche wegen einer drin­
genden Errichtung einer Sicherheitsanlage 
oder eines Platzausbaues gibt, die Mittel nicht 
zu versagen. 

Meine Damen und Herren! Ich kann mir vor­
stellen, daß Sie das hier weniger interessiert, 
das sind reine Sportfliegerprobleme. (Zwi­
schenrufe.) Für uns sind es aber Tagessorgen, 
weil wir uns mit den Leuten dauernd zu be­
fassen haben. Die Budgetsituation trägt unse­
rem Wunsch in dieser Richtung weitestgehend 
Rechnung. 

Ich möchte damit schließen, indem ich, weil 
man aus der sachlichen Diskussion durch Ihre 
polemischen Einlagen immer wieder heraus­
gerissen wird, noch einmal feststelle, was mir 
nicht gefällt: 

Auch bei diesem Budgetkapitel haben Sie 
die gleiche Haltung bewiesen wie bei allen 
übrigen. Die Regierung wird zuerst kritisiert, 
weil sie die Konjunktur anheize, die Inflation 
anheize, und zum Schluß verlangt jeder ein-
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zeIne Redner von Ihnen bei den Spezialbera­
tungen von jedem Ressortminister besondere 
lokale Wunscherfüllung. Das vereinbart sich 
nicht in der Offentlichkeit. Daher bitte ich 
auch Sie um mehr Sachlichkeit. 

Wir stimmen diesem Budget gern zu. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Deutschmann. 

Abgeordneter Deutschmann (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich glaube, Herr Ab­
geordneter Troll hat selbst bemerkt, daß der 
Entlastungsversuch für die Regierung fehlge­
schlagen ist. Er hat sich dann in eine übliche 
Redewendung 'hineinmanövrieren lassen: 
Wenn man nämlich die Wahrheit nicht aner­
kennen will, dann sagt man halt dem jeweili­
gen Sprecher, er habe polemisiert. 

Er hat in diesem Zusammenhang aber darauf 
vergessen, bei der Rede des Herrn Abgeord­
neten König den Herrn Abgeordneten Ulbrich 
anzuschauen, der zu den Ausführungen Königs 
mit dem Kopf genickt und ihm direkt und in­
direkt recht gegeben hat. Das ist ihm leider 
entgangen, weil er sich schon auf seine Rede 
sehr konzentrierte. 

Herr Abgeordneter Troll! Man versucht 
immer wieder, eine sehr fade Ausrede zu fin­
den. Wir haben heute schon einige Male fest­
gestellt, daß Sie sehr gerne sehr weit zurück­
schauen, nicht nach vorne blicken und nicht in 
der Lage sind, die Situation zu begreifen. 

Sie haben heute wiederum gesagt - alle 
Ihre Sprecher haben das betont -, die bösen 
OVP-Finanzminister seien schuld. (Ruf bei der 
SPO: Sehr ,richtig!) Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wir unterstellen Ihren Verkehrs­
ministern nicht, daß sie sich in der Zeit der 
Koalition nicht behaupten konnten, Die Mini­
sterratsbeschlüsse waren einstimmig. Aber Sie 
unterstellen Ihren Ministern, daß sie nicht in 
der Lage waren, in der Koalitionszeit ihr Res­
sort wirksam und tatkräftig zu vertreten. Aber 
das ist Ihre Sache. Sie stellen Ihren Ministern 
ein schlechtes Zeugnis aus. 

Jetzt zu einer weiteren Angelegenheit. Herr 
Abgeordneter Alberer - er ist jetzt nicht im 
Haus (Ruf bei der SPO: Im Haus ist er be­
stimmtf) - hat in seiner letzten Bemerkung 
etwas gesagt, von dem im meine, daß es depla­
ciert war. Es war im Zusammenhang mit den 
Personalvertretungswahlen bei den 000. Ich 
will das Ganze nicht wiederholen, ich möchte 
nur daran erinnern. Gerade er hat einen Per­
sonalakt abgefertigt, er, Alberer, wobei es in 
diesem Akt eine Bemerkung gab, die Familie 
sei OVP und deshalb könne der Betreffende 
bei der Bundesbahn nicht aufgenommen wer­
den. Mehr möchte ich dazu nicht sagen, meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Man kann 
dann leicht mit dem Brustton der Uberzeugung 
am Rednerpult erklären: Na schaut, was wir 
für eine gute Personalpolitik machen, sogar 
die Bauernsöhne wählen die spor - Ich 
glaube, das ist sehr einfach gesagt, aber in 
Wirklichkeit liegt der Grund etwas tiefer. 

Ich möchte jetzt zu meinem eigentlichen 
Thema kommen. Herr Bundesminister, Sie 
sind eigentlich an meiner Wortmeldung un­
schuldig. Meine Wortmeldung würde mehr 
Ihren Vorgänger angehen. Ich habe im Rahmen 
einer Anfrage im Zusammenhang mit der Post­
zustellung im ländlichen Raum an den Herrn 
Bundesminister Frühbauer einige Fragen ge­
stellt, in denen ich ihn gebeten habe, mir zu 
sagen, ob ihm bekannt sei, daß in den länd­
lichen Gebieten an manchen Tagen die Post 
nicht zugestellt wird, daß man die Postzu­
stellung jetzt drosseln will, welche Ursachen 
dafür maßgebend wären und was der Herr 
Minister in diesem Zusammenhang zu tun ge­
denke, 

Der Herr Minister hat mir dann eine Ant­
wort gegeben; es war die typische Antwort 
eines SPO-Ministers. Er hat mir unter Punkt 1 
gesagt, ihm sei davon nichts bekannt, zwei­
tens hat er gesagt, wenn es einen eventuellen 
Ausfall geben sollte, dann seien eben Zustel­
lungsorgane krank geworden. 

Herr Minister! Ich habe diese Frage nicht 
deshalb gestellt, um eine solche Antwort zu 
bekommen, sondern deswegen, weil dies ein 
echtes Anliegen des ländlichen Raumes ist. Ich 
möchte Sie daran erinnern, Herr Bundesmini­
ster - ich nehme an, daß auch Sie und Ihr 
Vorgänger zur Regierungserklärung des Herrn 
Bundeskanzlers der SPO-Regierung nach wie 
vor stehen -, daß der Herr Bundeskanzler ge­
meint hat, daß es das Ziel der Agrarpolitik 
- und hier ist die Agrarpolitik mit dem länd­
lichen Raum gesehen - der österreichischen 
Bundesregierung ist, den wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Standard der bäuer­
lichen Menschen an jenen der anderen Bevöl­
kerungsgruppen heranzuführen und jede Be­
nachteiligung zu beseitigen. 

Ich nehme an, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß sich, wenn dies ein Bundes­
kanzler sagt, die Herren Regierungsmitglieder 
darnach halten. 

Wie sieht aber die Wirklichkeit aus, Herr 
Bundesminister? 

Ich habe hier eine Mappe mitgebracht, wo 
Sie -zig Beschwerden in dieser Art vorfinden. 
Ich möchte Ihnen nur zwei oder drei Beschwer­
den vorlesen. Sogar namentlich kann ich die 
Leute nennen. Ein Herr Josef Baldauf aus dem 
Raum vom Wolfsberg schreibt an das Postamt 
Wolfsberg: 
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Deutschmann 
"Mir wurde von Ihnen mitgeteilt, daß ich ist. Ich möchte Sie im Interesse des ländlichen 

die Post nicht mehr ins Haus zugestellt erhal- Raumes und der Bevölkerung im ländlichen 
ten soll. Ich weise darauf hin, daß ich durch Raum ersuchen, zur Tat zu schreiten und sich 
mehr als 30 Jahre täglich und anstandslos die zu bewähren. (Beifall bei der GVP.) 

Post zugestellt bekam. Ich fühle mich gegen- Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Ab-
über den anderen von der Post betreuten 
österreichischen Staatsbürgern benachteiligt 

geordneter Kammerhafer. 

und ersuche daher, mir nach wie vor ord- Abgeordneter Kammerhofer (OVP) : Herr 
nungsgemäß zu meinem Haus, an dem täglich Präsident! Hohes Haus! Wir befassen uns 
Ihre Postboten vorbeifahren, die Post zuzu- heute mit der Beratungsgruppe X. Diese Be­
stellen." ratungsgruppe beinhaltet die zwei größten 

In einem weit'eren Schreiben _ meine sehr Bundesbetrie'be, und Sie, Herr Bundesminister, 

G h t d . t h . t t t 'lt sind damit einer der größten Unternehmer ee ren, as IS se r In eressan -, el ,. . . 
F E L· bh t 't d ß d' P t t 11 ,Osterrelchs. Ihr Gesetzesauftrag 1st klar und rau va le ar ml, a le os zus e ung d' .. . 
, 'h H . t Ilt d d ß . L deutlIch formulIert. SIe haben dIe Ihnen unter-In I raus elnges e wur e, a eIn an - . .. . 
b . fk t 1 5·k tf t d' G h"ft stellten Betnebe nach kaufmanmschen und ne as en, m en ern von lesern e 0.. .. .. 
aufgestellt wurde, daß aber der Nachbar gegen- wIrtschaftlIchen Grundsatzen zu fuhren. 
über der betreffenden Frau Liebhart nach wie Durch das kürzlich im Parlament beschlos-
vor die Post zugestellt bekommt. sene Bundesbahngesetz wurden die Voraus­

Herr Minister! Ich möchte in diesem Zu­
sammenhang eigentlich fragen: Glauben Sie, 
daß man dies'e Einstellung der Post im länd­
lichen Raum verstehen kann, wo alle davon 
reden, daß der ländliche Raum wie andere Be­
reiche in allen Belangen versorgt werden 
müsse? Wir haben im Zusammenhang mit der 
Aufstellung der Landbriefkästen mit der Post­
verwaltung gesprochen. Man hat uns mitge­
teilt, daß sich dies auf den § 172 gründet, 
worin es heißt: 

Die Postämter sind berechtigt, die Zustel­
lung nicht bescheinigter Postsendungen ein­
zuschränken oder auszuschließen, wenn der 
Empfänger die Zustellung durch Einlegen in 
Brieffachanlagen oder Abgabebriefkasten ab­
lehnt oder verweigert. 

Herr Bundesminister! Wir hätten eigentlich 
erwartet, daß man mit der betroffenen Bevöl­
kerung redet, bevor man diese Landbriefkästen 
aufstellt. Dies war nicht der Fall, und es war 
in Kärnten große Empörung über die Vor­
gangsweise der Post. Ich glaube, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß wir uns im 
ländlichen Raum echt diskriminiert fühlen, daß 
wir einer solchen Vorgangsweise niemals zu­
stimmen können und sie nicht zur Kenntnis 
nehmen. (Beifall bei der OVP.) 

Die sozialistische Bundesregierung hat in 
vielen Bereichen der Aussagen immer wieder 
darauf hingewiesen, daß sie eine Politik für 
alle machen wolle. Herr Bundesminister' Ich 
glaube, daß der ländliche Raum auch noch da­
zuzählt, und es läge an Ihnen, sich dieser Sache 
anzunehmen. 

Herr Abgeordneter Ulbrich hat in seinen 
Ausführungen dem Herrn Bundesminister 
Frühbauer für seine Tätigkeit gedankt. Ihnen 
hat er zugerufen, Sie sollen sich erst bewähren. 
Ich glaube, daß gerade bezüglich dieses Pro­
blems eine echte Bewährungschance gegeben 

setzungen geschaffen. Durch das neue Kom 
petenzgesetz werden auch die Agenden des 
Verkehrs in Ihr Ressort überstellt. Mit Ge­
samtausgaben von 31 Milliarden Schilling ist 
das ein Fünftel des Gesamtbudgets in der 
Höhe von über 148 Milliarden Schilling. Einen 
Großteil dieser Mittel für dieses aufgeblähte 
Inflationsbudget haben die Steuerzahler zu er­
bringen. Es kann also das Jahr 1974 als das 
Jahr der großen Schröpfung und Steuerbela­
stung bezeichnet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die wirtschaftliche Lage und die Energiekrise 
gaben den Worten Sparsamkeit und Leistung 
wieder größere Bedeutung. Die heutige 
Debatte wird außerdem von der Energiekrise 
überschattet, und wir wissen nicht, was mor­
gen sein wird. 

Hohes Haus! Ich habe schon vorher ange­
deutet, daß das Kompetenzgesetz neue Auf­
gaben an Sie, Herr Bundesminister, herange­
tragen hat. Und wir werden sehr genau kon­
trollieren, wie Sie die Ihnen gestellten Auf­
gaben als Unternehmer aber auch als Politiker 
durchführen werden. 

Besondere Aufmerksamkeit widme ich jetzt 
einigen mir sehr wichtig erscheinenden Punk­
ten: Es sind dies das neue SPO-Verkehrs­
Konzept, die Probleme der DDSG und der 
Ausbau des Telephonnetzes im ländlichen 
Raum sowie die Telephonmisere. . 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Im 
SPO-Verkehrs-Konzept ist unter dem Kapitel 
"Maßnahmen im Straßenverkehr" eine Ent­
liberalisierung des Güterverkehrs und eine 
Kontingentierung des Personenverkehrs vor­
gesehen. Im Budgetausschuß habe ich Sie ge­
fragt, welche Maßnahmen sich hInter den Be­
griffen "Entliberalisierung des Güterverkehrs" 
beziehungsweise "Kontingentierung des Per­
sonenverkehrs" verbergen. Da Sie mir im Aus-
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Kammerhofer 
schuß diese Frage nicht beantworten konnten, 
erhoffe ich, daß Sie heute sehr gründlich auf 
dieses Problem, das uns mit Sorge besonders 
für die kleinen Verkehrsbetriebe erfüllt, ein­
gehen. 

In seinen einleitenden Erläuterungen zur 
Budgetvorlage stellte Finanzminister Doktor 
Androsch zum Thema Verkehr fest, die Bun­
desregierung bekenne sich zu einer Verkehrs­
politik, die vom Recht des Menschen auf eine 
lebenswerte Umwelt ausgehe, wobei zugleich 
die Herstellung von verkehrsmäßigen Vortei­
len nicht mit der Schaffung neuer Nachteile 
erkauft werden solle. 

Diese Worte, Hohes Haus, kann man jeder­
zeit unterstreichen. Leider stimmt jedoch die 
wohltönende Ankündigung schon allein mit 
den konzeptiven Absichten der Regierungs­
partei nicht überein, geschweige denn mit den 
zu erwartenden Auswirkungen in der Praxis. 

Ich denke hiebei an das am 19. September 
vom Parteirat der SPO beschlossene Verkehrs­
programm, das ja ein Leitbild für Regierung 
und Verkehrsministerium sein soll. Dieses 
Verkehrsprogramm enthält Punktationen, vor 
deren Verwirklichung nicht früh genug ge­
warnt werden kann. Bei seiner Anwendung 
würde das Defizit der öffentlichen Verkehrs­
träger, insbesondere das der OBB, zementiert 
und von Jahr zu Jahr zu Lasten der Allge­
meinheit vergrößert werden. Zugleich würde 
der Mensch im Verkehrsgeschehen, und zwar 
sowohl als Verkehrsunternehmer wie auch als 
Verkehrsteilnehmer, unnötigerweise dirigiert 
und Zwangsmaßnahmen unterworfen werden. 

Hohes Haus! Das erste Verkehrskonzept, 
das je von einer Bundesregierung erstellt 
wurde, ist aus dem Jahre 1968. Sein Schöpfer 
war Bundesminister Weiß. Es gründete sich 
auf die Einsicht, daß in der Verkehrspolitik 
ordnende Eingriffe notwendig sind, daß aber 
grundsätzlich ein Höchstmaß an Wettbewerb 
und Marktwirtschaft erreicht und bewahrt wer­
den soll. Vor allem aber sollte getrachtet wer­
den, daß jeder Verkehrsträger, also etwa auch 
Bahn und Post, weitgehend das Ziel der Eigen­
wirtschaftlichkei t verfolgen. 

Diesen volkswirtschaftlich vernünftigen 
und richtigen Zielsetzungen steht das neue 
SPO-Programm in unmißverständlicher Weise 
entgegen. Die staatliche Verkehrspolitik müsse 
in einer Verkehrsteilung durch besondere 
Schwerpunkte - wie steuerliChe Maßnahmen, 
Beförderungsverbote und Kontingentierungen 
im Güter- und Personenverkehr - bestehen 
sowie in einer staatlichen Lenkung der Inve­
stitionen. 

Dieses Programm - das darf ich anmer­
ken - steht außerdem im krassen Widerspruch 
zu der Verkehrspolitik der EWG. 

Die Beförderungssteuer, mit welcher der 
Straßenverkehr vor allem deshalb belastet 
wurde, um der Bahn einen Startvorteil zu 
verschaffen, hat in der Praxis der Bahn nichts 
gebracht, der Wirtschaft nur Lasten aufgebür­
det und durch die berüchtigte 65-km-Grenze 
für die Fernverkehrssteuer zu unorganischen 
und widersinnigen Standortstrukturen des 
Transportgewerbes geführt. 

Ähnliches wäre auch für die Zukunft zu 
erwarten und gilt etwa auch für die Beför­
derungsverbote, über die bereits schon einmal 
ein Verkehrsminister, und zwar Ihr deutscher 
Amtskollege Leber, gestolpert ist. 

GesellsChaftspolitische Zielsetzungen, wie 
sie das SPO-Programm vorsieht, sind in die­
sem Ressort auch aus wirtschaftlichen Gründen 
abZUlehnen. Ein Passus auf Seite 25 des Kapi­
tels Straßenverkehr befaßt siCh mit den ge­
werblichen Kleinbetrieben des Güter- und 
Personenverkehrs. Man wirft ihnen vor, daß 
sie unrationell arbeiten, und verlangt, daß 
daher die Bildung von Großbetrieben und ge­
nossenschaftlichen Zusammenschlüssen geför­
dert werden müsse. 

;Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Gerade der Klein- und Mittelbetrieb im Stra­
ßengüterverkehr und Personenverkehr ist jene 
Verkehrs sparte mit der höchsten Anpassungs­
fähigkeitund Einsatzbereitschaft. Dies zeigt 
sim gerade jetzt wieder im Zeitpunkt der 
Treibstoffkrise. 

Hohes Haus! Ein Wort gestatten Sie mir 
noch zum Gesamtproblem der Bundesbahnen. 
Das Problem der Bundesba:hnen besteht doch 
auch heute noch letztlich darin, daß die OBB 
jahrzehntelang Instrument parteipolitischer 
und gewerkschaftlicher Interessenpolitik ge­
wesen sind, die weniger auf wirtschaftliche 
Leistung als auf die Erringung und Erhaltung 
von Privilegien hedamt war, und daß es un­
gemein sChwierig ist, hier ein Umdenken und 
damit auch eine den Erfordernissen der Zeit 
entsprechende Organisation und Einsatzbereit­
sChaft zu erreichen. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Ein wei­
teres Problem wird der Bundesbahn im Jahre 
1975 bei Einführung der 40-Stunden-Wome 
nach dem Arbeitszeitgesetz ins Haus stehen. 
Dies hat sogar den Herrn Abgeordneten UI­
brich ver anlaßt, darauf hinzuweisen, daß bei 
einer Arbeitszeitverkürzung von zwei Stunden 
wöChentlich 4000 Arbeiter notwendig sein wer­
den, um dieselben Aufgaben erfüllen zu kön­
nen. Im Ausschuß haben Sie, Herr Minister, 
diese Frage nicht beantwortet, und ich möchte 
Ihnen jetzt die Argumentation der SPO zum 
Arbeitszeitgesetz ersparen. 
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Kammerhofer 
Die Grundaussage war jedenfalls damals, 

daß die Reduzierung der Arbeitszeit durch 
Rationalisierung aufgefangen werden könnte 
und kein Grund für Verteuerungen wäre. Bei 
Dienstleistungen wird dies kaum zutreffen. 
Dasselbe Problem wird Sie bei den anderen 
Ihnen unterstellten Betrieben treffen, und ich 
bin neugierig, woher Sie die Mittel für diese 
Rationalisierungen nehmen werden, da Ihr 
Amtsvorgänger, Herr Bundesminister Früh­
bauer, auf eine Anfrage von mir geantwortet 
hat, daß für die Einsparung einer Arbeitskraft 
500.000 S bis 1 Million Schilling notwendig 
wären. 

Hohes Haus! Im August des vergangenen 
Jahres wurde mit den drei Landeshauptleuten 
der Donau-Bundesländer ein Ubereinkommen 
bezüglich der DDSG ,getroffen. Die Regierung 
hat es wieder einmal wunderbar verstanden, 
Aufgaben, die sie zu erfüllen hätte, an die 
Länder abzutreten. Der Stil des Herrn Bundes­
'kanzlers, was ist der Bevölkerung dies und 
das wert, hat hier wieder einmal lustige Ur­
ständ' gefeiert. Nach diesem Abkommen über­
nehmen die drei Bundesländer die Hälfte der 
Kosten für ein neues Ausflugsschiff um etwa 
40 Millionen Schilling. Der Bund hat nach 
diesem Abkommen das Defizit der DDSG zu 
tragen und hat versprochen, zwei weitere 
Kabinenschiffe zu finanzieren. 

Der Auftrag für das Ausflugsschiff wurde 
bereits erteilt, und ich darf Sie fragen, wann 
mit der Auftragserteilung für die zwei Kabi­
nenschiffe zu rechnen ist. Eine zu lange Prü­
fungs- und Beratungsfrist würde der DDSG 
bestimmt schaden, da die östlichen, besonders 
aber die russischen Boote bereits einen großen 
Vorsprung und Marktanteil in der Personen­
und Transportbeförderung haben. 

Ich will mich aber jetzt nicht über die Bedeu­
tung der Donauschiffahrt verbreiten. Die Be­
deutung dieses Wirtschaftszweiges für die 
österreichische Volkswirtschaft ist heute Gott 
sei Dank allseits anerkannt. Das von Jahr zu 
Jahr zunehmende Transportvolumen deutet 
an, welche Entwicklung nach Einsetzen des 
Rhein-Main-Donau-Verkehrs zu erwarten ist. 

Die DDSG und KOSMOS haben heuer bis 
Ende Oktober über 2,4 Millionen Tonnen be­
fördert. Im Dona'll-See-Verkehr wurde ein 
Rekordvolumen erzielt. 

Der derzeitige Ausbau der Güterschiffahrt 
wird kaum ausreichend sein, um den Kapazi­
tätsansprüchen der Zukunft gerecht zu wer­
den. Für rechtzeitige und weitere Investitionen 
muß Vorsorge getroffen werden. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister I Ich 
möchte aber nicht nur kritisieren. Ich ent­
nehme einer oberösterreichischen Zeitung von 

heute, daß der postalische Schnellverkehr, der 
in Oberösterreich eingeführt wurde, sich bis­
her sehr gut bewährt hiat. Dafür darf ich Ihnen 
danken, und ich hoffe, daß dieser "Schnell­
wäihlscheibenverkehr" noch weiter ausgebaut 
werden wird. 

Gestatten Sie mir noch eine wesentliche 
Kritik zum Ausbau des Telefonnetzes. Allein 
in Oberösterreich sind 50.000 Anschlußwerber 
für das Telefonnetz angemeldet. Der ober­
österreichische Landeshauptmann hat, um die 
Wünsche dieser Werber möglichst rasch zu 
erfüllen, eine Vorfinanzierung in der Höhe 
von 50 Millionen Schilling bereitgestellt. Um 
die Unterschiedlichkeit der Anschlußgebühr 
von etwa 1000 S bis 50.000 Sauszugleichen, 
wurden seitens der Oberösterreichischen Lan­
desregierung geeignete Maßnahmen durch Bei­
hilfen gesetzt. 

Die Bildung von Telefongemeinschaften hat 
in vielen Fällen zu einer rascheren Versorgung 
der dortigen Bevölkerung geführt und damit 
den vielen Pendlern, Nebenerwerbsbauern 
und Fremdenverkehrsbetrieben die so notwen­
dige und lebenswichtige Ausstattung mit Fern­
sprechmöglichkeiten gebracht. 

Während in den Städten bei einem Telefon­
anschluß in den meisten Fällen ein Sprech­
bedürfnis zugrunde liegt, ist es im ländlichen 
Raum eine Lebensnotwendigkeit. Ich darf in 
diesem Zusammenhang nur einige Beispiele 
aufzählen: Die Herbeiholung des Arztes, des 
Tierarztes, der Feuerwehr, der Gendarmerie, 
der Hebamme und die vor allem so notwen­
digen Absprachen bei Maschinenringen. Ich 
darf Ihnen dazu sagen, daß die Telefonwerber 
außer der Bezahlung der Kosten noch 
bereit wären, diesbezüglich manche Arbeit in 
Eigenregie zu übernehmen. 

Weiters darf ich massiVe Kritik anbringen, 
die - wie ich glaube - nicht unberechtigt ist. 
Bei Interventionen in den zuständigen Direk­
tionen wird regelmäßig im ersten Antwort­
schreiben mitgeteilt: keine Kabel, im zweiten 
Antwortschreiben: keine Arbeiter, im dritten 
Schreiben: kein Geld, und im vierten und 
meistens letzten Schreiben: kein Kredit. Ich 
darf einen Punkt hinzufügen: Auch keine 
Ideen! Meine Begründung ist, daß die Ober­
österreichische Landesregierung zwar die 
50 Millionen Schilling zur Verfügung gestellt 
hat, aber diese Mittel nicht ausgeschöpft wur­
den. 

Sehr geehrter Herr Bundesministerl Eine 
Ihrer wesentlichen Aussagen im Budgetaus­
schuß war, daß Wahlversprechen eingehalten 
werden müssen. - Darum. bitte ich Sie und 
darüber hinaus die gesamte Bundesregierung. 
(Beifall bei der avp.) 
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Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Ab­
geordneter Hietl. 

Abgeordneter Hietl (OVP): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Im 
werde mich bemühen, zu so später Abend­
stunde sehr kurz zu einigen Themen Stellung 
zu nehmen, um Sie nicht zu langweilen. Nach­
dem der Abgeordnete Alberer heute erklärt 
hat, die Bundesbahnen wären derzeit der weit­
aus sicherere Verkehrsträger als die Straße, 
darf ich die Gelegenheit benützen, um unseren 
Antrag, nämlich zur Hebung der Verkehrs­
sicherheit auf Osterreichs Straßen etwas zu 
tun, den wir bereits im Ausschuß eingebracht 
ha ben, hier noch einmal einzubringen. Da der 
Abgeordnete Alberer erklärt hat, die Straße 
wäre heute nicht mehr ein sicherer Verkehrs­
träger, nehme ich an, daß Sie unserem Ent­
schließungs antrag dann sicherlich die Zustim­
mung geben dürfen. 

Ich darf den Entschließungsantrag der Ab­
geordneten OfenböcX, Hietl und Genossen zur 
Verlesung bringen: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Ofenböck, Hietl und Ge­
nossen betreffend Maßnahmen zur Hebung 
der Verkehrssicherheit auf Osterreichs Stra­
ßen. 

Laut Statistik haben in den letzten zehn 
Jahren etwa 20.000 Menschen auf Oster­
reichs Straßen den Tod gefunden. Im selben 
Zeitraum gab es fast 500.000 Verkehrsun­
fälle mit Personenschaden. In letzter Zeit 
wird diese Situation immer bedrohlicher. Der 
Verkehrsminister stellt jedoch im Budget 
1974 keinen Groschen zur Hebung der Ver­
kehrssicherheit auf Osterreichs Straßen zur 
Verfügung. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen 
daher folgenden Entschließungsantrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
dem Nationalrat ehebaldigst einen Bericht 
über den Stand der Sicherheit auf Oster­
reichs Straßen in Gegenwart und Zukunft 
zuzuleiten und ein Konzept zur Hebung der 
Verkehrssicherheit auf den Stpaßen auszu­
arbeiten und darin entsprechende Prioritä­
ten zu setzen. 

Im einzelnen sollten beispielsweise fol­
gende Maßnahmen ergriffen werden: Wer­
bung für die Verwendung von Sicherheits­
gurten und Sturzhelmen, Verbesserung der 
Verkehrserziehung in den Schulen, gegen­
seitige Abstimmung von Lehr- und Prüfungs­
plänen bei der Lenkerausbildung, Erfor­
schung der Unfallsursachen und so weiter. 

Nun einige Worte zum Thema des heutigen 
Tages: Der Herr Bundesminister erklärte an­
läßlich der Budgetberatungen, daß das Telefon 
heutzutage zum täglichen Bedarf und damit 
zur Einrichtung gehört. Wir könnten uns mit 
Ihrer Erklärung, Herr Bundesminister, einver­
standen erklären, würde dabei nicht ein 
wesentliches Merkmal fehlen, jenes nämlich, 
daß der Herr Minister und damit die Bundes­
regierung einerseits vom täglichen Bedarf des 
Telefons spricht und andererseits unseren An­
trag, jedem Haushalt in Osterreich einen Tele­
fon anschluß zu gewähren, ablehnt. 

Als Ablehnung müssen wir es deshalb, Herr 
Bundesminister, bezeichnen, weil bei der 
ersten Lesung unseres Antrages der Vorgän­
ger des heutigen Verkehrsministers, Minister 
Frühbauer, erklärte, dieser Antrag wäre über­
legenswert, und er könnte sich vorstellen, daß 
man die darin enthaltenen Vorschläge auch in 
die Tat umsetzen könnte. 

Herr Minister Lanc! Ich muß Sie daher auf 
Grund Ihrer Ausführungen im Finanz- und 
Budgetausschuß fragen: Sind Sie nicht bereit, 
das gezeigte Entgegenkommen, das Ihr Vor­
gänger uns gegenüber gezeigt hat, fortzuset­
zen, oder können Sie sich 'auf Grund der finan­
ziellen Situation gegenüber Ihrem Herrn 
Finanzminister anscheinend nicht durchsetzen? 

Herr Minister Lane! Im sehe mich veran­
laßt, zu weiteren Erklärungen Ihrerseits im 
Ausschuß kurz Stellung zu beziehen. Stellung 
zu beziehen deswegen, weil Sie die Behaup­
tung aufstellen, eine Unterstützung der An­
smlüsse im ländlichen Raum wäre eine Be­
nachteiligung der Bevölkerung in den Bal­
lungszentren. Ja, es würde - so sagten Sie 
wörtlich - einer Subvention gleichkommen. 

Herr Bundesminister! Hier kann ich Ihren 
Ausführungen ndcht folgen, und zwar deswe­
gen nicht, weil sie einfach nicht richUg sind. 
Im Gegenteil, ich muß diese Vorwürfe ent­
schieden zurückweisen. Bedenken Sie doch 
einmal, daß in den Städten so wie in den son­
stigen Ballungsräumen heute in jedem Haus 
ein Telefon zu finden ist und daher jeder 
Haushalt die Möglichkeit hat, in dringenden 
Fällen auf kürzestem Wege eine Verbindung 
überallhin zu erreichen; eine Möglichkeit, die 
im ländlichen Raum nicht zu finden ist. Unse­
ren Einzelhöfen in den verschiedenen Teilen 
unseres Landes ist es nicht möglich, bei akuten 
Krankheitsfällen oder Unglücksfällen oder 
Vorkommnissen sonstiger Art einfach sofort 
einen Arzt oder am Bauernhof einen Tierarzt 
zu rufen, weil das Telefon fehlt und bis zur 
nächsten Spremstelle ein weiter Weg zurück­
gelegt werden muß. 

"Chancengleichheit für alle Osterreicher" 
hat sich diese Bundesregierung auf ihre Fahnen 
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geheftet. Ich frage: Wo liegt hier die Chancen- von reden, werden wir diese unschätzbaren 
gleiChheit für die Bevölkerung im ländlichen Werte auch der Offentlichkeit in Ausstellun-
Raum? gen und dergleichen zeigen. 

Damit, Herr Minister, zu argumentieren, daß 
die Amortisation in den Städten rascher vor 
sich geht als in den ländlichen Teilen des Lan­
des, kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
diese Regierung ganz einfach nicht gewillt ist, 
dem ländlichen Raum Chancengleichheit ge­
genüber den Ballungszentren zu geben. 

Zur Postzustellung kann ich mir, glaube ich, 
die weiteren Worte ersparen. Kollege Deutsch­
mann hat sehr eindringlich darauf hingewie­
sen. Ich kann diese seine Worte nur unter­
streichen und hoffen, daß wir beim Herrn 
Minister auch im Falle der Postzustellung für 
den ländlichen Raum Verständnis finden. 

Nun noch ein Wort zum Donauausbau. 
Meine Vorredner haben zum Teil schon darauf 
hingewiesen. Der Herr Staatssekretär Vesel­
sky hat hier vor einigen Tagen mit Verwun­
derung erklärt, kein Niederösterreicher nehme 
zu dem Donauausbau Stellung. 

Nun, Herr Minister Lanc, ich darf Ihnen 
sagen, hier hat der Herr Staatssekretär - und 
Sie können ihm das mitteilen - etwas vor­
eilig geurteilt. Auf Grund der Kürze der mir 
zur Verfügung stehenden Zeit werde ich nur 
mit wenigen Sätzen darauf eingehen. 

Es dürfte Ihnen, meine Damen und Herren, 
ja bekannt sein, daß der Ausbau der Donau 
beziehungsweise der beabsichtigte Kl'aftwerks­
bau in Rossatz be.i der Wachauer Bevölkerung 
und weit darüber hinaus lebhaftes Echo her­
vorgerufen hat. 

Ich habe vor JaJhresfrist an den Herrn Mini­
ster Frühbauer diesbezüglich eine Anfrage ge­
richtet. Der Herr Minister hat mir langatmig 
geantwortet, es würden alle Varianten zum 
AUSbau der Donau geprüft werden. 

Nun prüft man schon sehr lange. Man wird 
getreu im Sinne des Regierungschefs dieses 
Hauses wahrscheinlich weiter prüfen, um nur 
ja keine Aussage machen ~ müssen. 

Wir aber, Herr Minister - und das bitte 
ich Sie, auch dem Herrn Staatssekretär mit­
zuteilen -, werden nicht nur prüfen, sondern 
wir werden in enger Zusammenarbeit mit 
unseren verantwortlichen Freunden in Nieder­
österreich, soweit es kompetenzmäßig möglich 
ist, auch Taten setzen. 

Wir wer'den uns erstens für den Schutz des 
Erholungsraumes im Sinne eines florierenden 
Fremdenverkehrs einsetzen. Dabei sollen auch 
Investitionen getätigt werden, die im Rahmen 
des Möglichen genützt werden können. Ebenso 
legen wir besonderen Wert auf die Erhaltung 
der kulturellen Werte. Nicht nur, daß wir da-

Zweitens werden wir für einen Ausbau der 
Wasserstraße Donau im Sinne der genannten 
Werte eintreten, und zwar so, daß bei jedem 
Ausbau der Wasserstraße das derzeitige Land­
schaftsbild erhalten bleibt. Wir sind uns be­
wußt, daß Osterreich - und hier im besonde­
ren Niederösterrekh - am Rande des EWG­
Raumes liegt und durch den Ausbau des Rhein­
Main-Donau-Kanals Gelegenheit geboten 
wird, auf dem Wassertransportwege einen 
günstigen wirtschaftlichen Anschluß an die 
EWG-Staaten zu erh'alten. Dieser günstigen 
Chance, glaube ich, können wir uns nicht ver­
schließen. Natürlich nur unter den Bedingun­
gen der vorhin genannten Möglichkeiten. 

Drittens werden wir allein schon aus wirt­
schaftlicher Rücksicht auf die Wachau, selbst­
verständlich auch im Interesse des Fremden­
verkehrs, für eine Erhaltung der Intensivkul­
turen, die ja schließl,ich der Landschaft auch 
ihren lieblichen Reiz geben, eintreten. Wir 
sind uns bewußt, daß bei einigem guten Wil­
len aller beteiligten Stellen eine Möglichkeit 
besteht, Schiffahrt einerseits, Landschafts­
pflege und Landschafts'bHd andererseits in ein 
homogenes Verhältnis zu bringen. Wider­
sprüche, meine Damen und Herren, können 
durch tragbare Komprom'isse abgetragen wer­
den. 

Viertens. Die momentane L'age zeigt uns 
auch, wie wichtig in Osterreich die Nützung 
aller Energieträger ist. Es 'besteht wohl kein 
Zweifel darüber, daß wir sehr klar und objek­
tiv die Lage betrachten müssen. Aber selbst 
bei Nützung aller wasserwirtschaftlichen 
Energiequellen darf nicht übersehen werden, 
daß nichts voreilig unternommen werden darf. 

In diesem Zusammenhang bin ich auch der 
Auffassung, daß der Ausbau der Donauhäfen 
beziehungsweise der Hafenstandorte ohne 
größere Schwierigkeiten so gestaltet werden 
kann, daß durch di,e Erhaltung einer Auwald­
Kulisse das Landschaftsbild entlang der Donau 
nicht wesentlich gestört wird. Durch wenige 
Durchstiche, meine Damen und Herren, wäre 
es möglich, den Hafen selbst durch Auwälder 
abzuschirmen, sddaß der Charakter der Land­
schaft erhalten bleibt und trotzdem der not­
wendige wirtschaft:liche Ausbau der Donau­
häfen je nach ihrer Frequenz erfolgen kann. 

Abschließend darf ich noch auf den Ausbau 
der Donauschiffahrt !Zu sprechen kommen, der 
ja mit ein wirtschaftlicher Standpunkt der 
Donaulandschaft ist. Gemäß der Vereinbarung 
der Landeshauptleute von Wien, Niederöster­
reich und Oberösterreich - es wurde schon 
betont - sind diese drei Länder übereinge-
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kommen, die Hälfte der Kosten eines Kabinen­
schiffes in der Höhe von etwa 20 Millionen 
Schilling zu übernehmen. Der Bund wird die 
andere Hälfte - so nehme ich an - hier 
ebenso übernehmen, um die Möglichkeit zu 
erhalten, di,e Donauschififahrt auszubauen. 

Ich verweise ferner auch darauf, daß diese 
Landeshauptleutekonferenz ihren Beitrag da­
von abhängig macht, daß der Bund als Eigen­
tümer der DDSG den laufenden Abgang der 
Personenschiffahrt in voller Höhe deckt und 
außerdem der DDSG ohne Belastung des 
Unternehmens die zum Bau von zwei Kabinen­
schiffen erforderlichen Mittel zur Verfügung 
stellt. Diese Investition ist notwendig, um 
nicht auf Grund der Uberaltoerung der Flotte 
die Passagierschiffahrt auf der Donau in Kürze 
zum Erliegen zu bringen. 

Herr Minister! Nachdem auf der Straße die 
Sparmaßnahmen angelaufen sind, sorgen Sie 
dafür, daß auch in Zukunft gewährleistet ist, 
daß der Osterreicher und mit ihm der Oster­
reichbesucher unsere herrliche Landschaft aus 
dem Schiff, auf dem Wasser bewundern kann. 
(Beifall bei deI avp.) 

Präsident: Der von Herrn Abgeordneten 
Hietl eingebrachte Entschließungsantrag ist 
genügend unterstützt und steht mit in Behand­
lung. 

Zum Wort gemeldet ist Abgeordneter Koste­
lecky. 

Abgeordneter Kostelecky (SPO): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Der erste Sprecher zu 
diesem Kapitel, Abgeordneter Ing. Gradinger, 
hat zwei Bemerkungen gemacht, wobei die 
zweite Bemerkung eine im fragenden Ton 
war. Ich darf m'ich vorerst einmal mit den 
zwei Bemerkungen beschäftigen. 

Die erste Bemerkung war, daß Wien vor 
dem Krieg das modernste Verkehrsnetz ge­
habt hat, und es folgte die Frage: Was ist 
schon eine Schnellbahn, was sind zwei Stück 
Ustrabas? Ferner hieß es, man beginne nun 
den Bau der U-Bahn. 

Ich darf feststellen: Wenn er sagt, daß wir 
vor dem Krieg das modernste Verkehrsnetz 
gehabt haben, dann ist das eine indirekte 
Anerkennung von Ihnen, Herr lng. Grad'inger, 
daß damals in Wien die Sozialisten sehr gut 
gewirtschaftet haben. 

'Bei der zweiten Frage, nämlich der, wo Sie 
gesagt haben, in Wien haben mehr als 50 Pro­
zent aller Arbeitnehmer einen PKW, mit d,em 
sie zu ihrer Arbeitsstätte fahren, was würde 
geschehen, wenn nun auf Grund der Olkr'ise 
alle diese Autofahrer mit einem öffentlichen 
Verkehrsmittel fahren würden. 

~ Ihr Zweifel ist mir sehr verständlich. Sie 
sagten: Ich glaube kaum, daß man diesen 
Andrang bewältigen wird können, denn einen 
solchen Andrang auf öffentliche Verkehrs­
mittel hat man in der letzten Zeit noch nicht 
zu bewältigen gehabt. Es ist klar, daß dann, 
wenn es ein Dauerzustand sein würde, natür­
lich durch Planung vorgesorgt werden müßte, 
damit wir auch diesen Ansturm bewältigen 
können. 

Wenn es ein vorÜ'bergehender Ansturm ist, 
dann bin ich überzeugt, daß wir diesen mit den 
öffentlich,en Verkehrsmitteln einige Tage lang 
absolut bewältigen werden können, denn 
wir können jetzt schon beim Friedhofsverkehr 
am 1. November wesentlich mehr Verkehrs­
teilnehmer mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
als sonst befö'rdern. 

Hohes Haus! Das Kapitel Verkehr ist um­
fangmäßig eines der größten Kapitel dieses 
Budgets und findet auch eine entsprechende 
Beachtung des Bundes ebenso wie von seiten 
der Bundesländer. 

Galt einst die Bund'esbahn überwiegend als 
Verkehrsmittel, das es den Menschen ermög­
lichen sollte, von Osterreich in die angrenzen­
den Nachbarstaaten zu gelangen, so ist sie 
heuer mehr und mehr Verbindungsmittel von 
Stadt zu Stadt innerhalb unseres Staates ge­
worden. 

Die wirtschaftliche Entwicklung unseres 
Landes bringt es mit sich, daß immer mehr 
Menschen nicht am Wohnort selbst arbeiten 
können, sondern täglich in entfernte Arbeits­
gebiete wandern. Um diesem Teil der Bevölke­
rung so zu dienen, daß nichtallzuviel ihrer 
Freizeit verlorengeht, hat man schon vor 
Jahren mit Städteschnellzügen begonnen. 
Diese haben sich gut bewährt und erfreuen 
sich bei der Bevölkerung besonderer Beliebt­
heit. 

Bei Verwirklichung des nächsten Schrittes 
in der Richtung, der Bevölkerung, die zu und 
von ihrer Arbe'itsstätte täglich läng,ere Wege 
zurücklegen muß, zu dienen, sind wir jetzt 
dabei, die hiefür notwendigen Vorbereitungen 
zu treffen. Man kann mit den bisherigen Ver­
kehrs einrichtungen keinesfalls die hundert­
tausend Einpendler in die wirtschaftlichen 
Ballungsräume zufriedenstellend bedienen, 
wenn nicht die Verwaltungskörperschaften 
rund um den Ballungsraum gemeinsame An­
strengungen zur Verbesserung der Verkehrs­
einrichtungen unternelhmen. 

In diesem Zusammenhang freut es mich, fest­
stellen zu können, daß für den größten Bal­
lungsraum unseres Staates, für die Bundes­
hauptstadt Wien und seine angrenzenden 
Bundesländer Niederösterreich und Burgen­
land, ein Grundsatzübereinkommen am 
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12. September dieses Jahres zwischen dem 
Minister für Finanzen und dem Minister für 
Verkehr einerseits und den Landeshauptleuten 
der Bundesländer Burgenland und Wien ande­
rerseits abgeschlossen wurde. 

Der Landeshauptmann von Niederösterreich 
hat sich zu diesem Grundsatzübereinkommen 
vor wenigen Wochen ebenfalls positiv ge­
äußert, und ich hoffe, daß auch Niederöster­
reich diesem Ubereinkommen in Kürze bei­
treten wird. 

Das Grundsatzübereinkommen sieht die Be­
teiligung der Republik Osterreich und der 
Bundesländer Wien, Niederösterreich und 
Burgenland am Verkehrsverbund unter ant,eil­
mäß'iger Beteiligung vor. 

Die Beteiligung selbst soll an einer Ver­
bundgesellschaft erfolgen. Die Aufgabe der 
Verbundges'ellschaft wird es sein, unterneh­
mungsneutral, interessenneutral und wettbe­
werbsneutral vorzugehen unld sich ausschließ­
lich von der Notwendigkeit eines optimalen 
Verkehrsangebotes leiten zu lassen zum 
Wohle jener 140.000 Ein- und Auspendler 
dIeses großen Ballungsgeb'iet'es. 

am Herzen liegenden Teiles der Schnellbahn 
nach Schwechat/Flughafen machen es mir 
leicht, dem Kapitel Verkehr des Budgets 1974 
meine Zustimmung zu geben, (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesminister Lanc. 

Bundesminister für Verkehr Lanc: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der erste Redner in 
der rund fünfstüllidigen Debatte zum Verkehrs­
budget, Herr Abgeordneter Gradinger, hat hier 
erklärt, daß es bisher keine österreichische 
Verkehrspolitik gegeben hat. Er steht hier 
offenbar im Gegensatz zu anderen, nach ihm 
sprechend'en Rednern seiner Fraktion, die 
mehrmals ein Generalv·erkehrskonzept der 
OVP erwähnt haben. Ich darf mich aber in 
diesem Falle der Ansicht des Herrn Abge­
ordneten GraJdinger anschließen und meine, 
daß das Verkehrskonzept, das die SPO be­
schlossen hat, die bisher einzige umfassende 
verkehrspolitische Arbeit in Osterreich ist, 
die veröffentlicht wurde. 

Im Finanzausschuß wurde ich bei der Be­
handlung des Kapitels Verkehr über dieses 
Verkehrskonzept der SPO gefragt. Ich habe 
dort g·esagt, daß es ein politisches Programm 
ist, daß sich aber die Verwaltung, zumindest 
im gegenwärtigen Zeitpunkt, auf Grund von 
Gesetzen vollzieht; gleiches gilt natürlich auch 
für die Behandlung des Bundesfinanzgesetzes, 
also des Budgets. 

In dieser Hinsicht ist zu erwarten, daß die 
Osterreichischen Bundesbahnen das Schnell­
bahnnetz jetzt möglichst rasch erweitern. Zum 
Zwecke der Erweiterung d'es Schnellbahn­
netzes sind im Budget 1974 150 Millionen 
Schilling vorgesehen. Auch haben wir vor 
wenigen Tagen im 2. Budgetüberschreitungs­
gesetz 30 Millionen Schilling für den Ausbau 
der Schnellbahn beschlossen. Diese 30 Millio-
nen Schilling werden allein für die Streck'e Jedenfalls liegen aber die Probleme, das 
Landstraße-Schwechat/Flughaferi verwendet. sagte ich dort, auch im Detail. Und solche 

Unter Verkehrsminister Weiß konnte ich 
bei einer mündlichen Anfrage betreffend den 
Ausbau der Schnellbahnstrecke Landstraße­
Schwechat/Flughafen keinerlei positive Ant­
wort erhalten, und wir konnten daraus sehr 
deutlich seine Einstellung hören: Wien wer­
den wir doch nichts schenken! 

Am 14. August 1910 habe ich auf eine 
schriftliche Anfrage an den Herrn Minister 
Frühbauer die Zusicherung erhalten, daß auf 
diesem Streckenteil bereits die notwendigen 
Vorarbeiten begonnen werden und 350 Mil­
lionen Schilling dafür erforderlich sind. Umso 
erfreulicher ist es für mich, feststellen zu 
können, daß an der Strecke Landstraße­
Schwechat/Flughafen zügig gearbeitet wird. 

Wollen wir, Hohes Haus, gemeinsam hoffen, 
daß die wirtschaftliche Entwicklung unserer 
Heimat keine Unterbrechung erfährt, damit 
es uns gemeinsam möglich ist, die auf uns 
zueilenden Probleme auch zügig zu lösen. 

Meine eigenen Beobachtungen beim Ausbau 
des mir als Wiener Abgeordneten besonders 

Details könne kein einzLges Programm liefern; 
es würde ja viel zu umfangreich werden. 

Ich halte es daher für nicht fair, wenn hier 
Herr Abgeordneter Gradinger den Eindruck zu 
erwecken versucht hat, daß er mich wörtlich 
aus den Verhandlungen des Budgetausschus­
ses zitiert. Ich darf zu diesem Punkt nur fest­
stellen, daß sein von hier aus gebrachtes Zitat 
falsch ist. Im übrigen ist es gar nicht möglich, 
ein wörtliches Zitat zu bringen, weil ja be­
kanntlich im Finanzausschuß keine stenogra­
phischen Aufzeichnungen geführt weroen. 
(Abg. Mit tel e I: Lane, die Mimose!) Ich bin 
keine Mimose, Herr Kollege Mitterer, sondern 
ich stelle das ganz nüchtern fest, daß es 
eben ... (Zwischenruf des Abg. Mit tel e I.) 
Bitte schön, ist es fair? Ja, ist es fair? Dann 
haben wir verschiedene Ansichten über Fair­
neß! 

Neuerdings wird versucht - das ist auch 
in der heutigen Debatte mehrmals .ge­
schehen -, durch T'eiIzitate aus dem Ver­
kehrsprogramm der SPO das Gespenst des 
Verkehrsdirigismus an die Wand zu malen. 
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Ich möchte dazu eine ganz klare und ein­
deutige Feststellung treffen: Auch der Ver­
kehrsmarkt muß und wird ein Markt bleiben. 
Und es wird keine österreichische Verkehrs­
politik geben, die sich nicht überlegt, wo und 
wann man wieviel in die einzelnen Verkehrs­
zweige investiert. Denn ohne solche Uber­
legungen gibt es meiner Auffassung nach 
überhaupt keine moderne Verkehrspolitik. Ich 
sehe aber zwischen diesem Gebot und dem 
Gebot des Verkehrsmarktes und seiner Auf­
rechterhaltung durchaus keinen Widerspruch, 
sondern das ist eine Frage einer sinnvollen 
Kombination und Koordination. 

Ich möchte aber zur Frage des Verkehrs­
marktes mit aller Deutlichkeit sagen: Wenn 
man sich zum Verkehrsmarkt bekennt, dann 
muß man sich auf diesem Markt auch zu glei­
chen Wettbewerbsbedingungen bekennen. Das 
eine ohne das andere wird wohl nicht gehen. 

Es ist in der Debatte die Frage des Um­
steigens von Personenkraftwagen auf die 
Bahnen angeschnitten wOJ1den. Das betrifft ja 
nicht nur die Osterreichischen Bundesbahnen, 
sondern auch die Städtischen Verkehrsbe­
triebe, wo solche existieren. Ich möchte in 
-diesem Zusammenhang nur, um keinen 
falschen Eindruck in der Offentlichkeit ent­
stehen zu lassen, sagen, daß es selbstverständ­
lich in all diesen Betrieben gerade auf Grund 
der ungünstigen Frequenzentwicklung in den 
letzten Jahren bei den öffentlichen Verkehrs­
unternehmungen hinsichtlich des Personen­
transportes und in geringerem Ausmaß auch 
hinsichtlich des Gütertransportes Kapazitäts­
reserven gibt. Sie gibt es aber nicht zu den 
Zeiten der Spitzenbelastung di'eser Verkehrs­
mittel. 

Die Ertragslage der personenhefördernden 

fügung stehen, für zusätzliche Sonntagslei­
stungen zur Verfügung zu stellen. Bedauer­
lidlerweise ist es trotz Bemühungen, dafür, 
audl deutsche Reisebüros zu interessieren, 
nicht gelungen, diese ang'ebotenen Verkehrs­
mittel mit entsprechender Frequenz durch 
deutsche Gäste zu besetzen. 

Hohes Haus! Es ist hier - erfreulicherweise 
in dieser Form nur von einem Debattenredner 
-- neuerlich das Problem Schiene - Straße in 
einer Form aufgeworfen worden, die, wie ich 
glaube, nicht zielführend ist. Ich meine, daß 
beide Verkehrsträger, die Bahnen wi-e der 
Straßenpersonen- und der Straßengüterver­
kehr, gebraucht werden, daß daher beide leben 
müssen, daß - dies möchte ich auch mit aller 
Deutlichkeit sagen - aber auch beide Zug 
um Zug annähernd gleiche Finanzierungs­
bedingungen für ihren Betrieb vorfinden müs­
sen. (Beifall bei der SPO.) 

Ich komme damit zu dem auch vom Herrn 
Abgeordneten Stix angeschnittenen Problem 
der Kapitalzufuihr bei den Osterreichischen 
Bundesbahnen. Auch einige andere Abgeord­
nete haben sich mit den Investitionsproblemen 
der Osterreichischen Bundesbahnen beschäf­
tigt. Ich will nicht auf jene Argumentation 
eingehen, die hier meint, die Stabilisierungs­
quote sei ein Täuschungsmanöver des Finanz­
ministers. Ich glaube kaum, daß irgend je­
mand dem Finanzminister oder einer Bundes­
regierung zumuten kann, im Hause ein Budget 
vorzulegen - und Teil dieses Budg-ets ist ja 
auch die Stabilisierungsquote -, das der 
Täuschung dient. Ich glaube eher, das war eine 
verbale Entgleisung, wie sie manchmal passie­
ren kann. Ich möchte nur die Dinge auch in 
diesem Zusammenhang ins rechte Licht zurück­
rücken. 

öffentlichen Verkehrsmittel hat sich ja gerade Nun zu der Frage der Investitionen selbst. 
dadurch in den letzten Jahren so prekär ent- Als diese Bundesregierung noch als Minder­
wickelt, daß es galt, für den Spitzenverkehr, heitsregierung im Jahre 1970 und dann ab 
vor allem für den Berufs- und Schulverkehr, 1971 g-estützt auf eine parlamentarische Mehr­
hohe Kapazitäten zu schaffen, die dann tags- heit ihre Arbeit aufgenommen hat, gab es im 
über nicht oder nur sehr ungenügend nutzbar Budget 1970 für das Personal der Osterrei­
sind. chischen Bundesbahnen knapp 9,5 Milliarden 

In diesem Zusammenhang ist auch die Frage, Schilling, für den Sachaufwand 2,8 Milliarden 
ob und inwieweit ein vermehrter Verkehrs- und für die Investitionen knapp 1,9 Milliarden 
anfall bei den öffentlichen Verkehrsmitteln Schilling. Mittlerweile ist es so, daß im Budget 
zu bewältigen sein wird, zu sehen. 1974, ausgehend von der Basis 1970, die wir 

von der OVP-Bundesregierung vorgefunden 
Ich möchte aber mit aller Deutlichkeit sagen, haben, der Personalaufwand um 43 Prozent 

daß wir sofort nach Eintritt der Energiever- höher dotiert ist, der Sachaufwand um 38 Pro­
knappung und der darauf fußenden Maßnah- zent und der Investitionsaufwand um 35 Pro­
men unserer Nachbarländer, etwa der Bundes- zent höher dotiert ist als 1970, und zwar, 
republik mit der Einstellung des Individual- wenn ich nur rein das Grundbudget hernehme. 
verkehrs am Sonntag, versucht haben, soweit Mit 45 Prozent der Stabilisierungsquote, die 
es geht, im Interesse der österreichischen . nach Artikel 11 ades Bundesfinanzgesetzes 
Fremdenverkehrswirtschaft sowohl bei Bahn - das ist in diesem Falle eindeutig der For­
als auch bei Post jene Kapazitäten, die im mulierung zu entnehmen - so gut wie frei­
Spitzenverkehr unter der Woche zur Ver- gegeben ist, erhöht sich diese Investitions-
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ratensteigerung 1974 gegenüber 1970 um 
41 Prozent und, wenn die volle Stabilisierungs­
quote zur Ausschüttung gelangt, um 89 Pro­
zent gegenüber dem Zeitpunkt, in dem zuletzt 
eine OVP-Bun1desregierung und ein OVP­
Verkehrs- und -Finanzminister dafür die Ver­
antwortung getragen hat. 

So sehen die Dinge, so sieht die Entwick­
lung der Investitionspolitik bei den Osterrei­
chischen Bundesbahnen tatsächlich aus und 
nicht so, wie man es hier darzustellen ver­
suchte. 

Wenn man darauf hinweist, daß ein so 
hoher Teil der heute im Budget vorgesehenen 
Investitionsmittel zur Rückzahlung von vorher 
eingegangenen Verpflichtungen für frühere 
Investitionen herangezogen werden mußte, 
dann bitte sich auch einmal zu überlegen, 
von welcher Zeit her die glorreichen Ideen 
rühren, die da zum Ausdruck brachten, man 
bräuchte nur vorzufinanzieren und nur fremd 
zu finanzieren, dann könnte man die Investi­
tionsprobleme der Bundesbahnen schon lösen. 

Ja sicherlich so lange, als dieser Finanzie­
rungszeitraum währt. Aber dann kommt ein­
mal der Zahltag, und wir müssen eben jetzt 
das zurückzahlen, was früher an Verbindlich­
keiten eingegangen worden ist, und dadurch 
steht vom Gesamtinvestitionsvolumen weni­
ger zur Verfügung, als sicherlich uns allen 
lieb wäre. 

Ich möchte aber doch noch auf einen Um­
stand hinweisen. Man kann nicht unbedingt 
Kritik üben an mangelnden Investitionen und 
sich auf der anderen Seite als Redner der 
gleichen Partei, die diese Kritik übt, etwa in 
emer Formulierung ausdrüc:ken, wie es, glaube 
ich, Herr Abgeordneter Kammerhofer getan 
hat, indem er dieses Budget als aufgeblähtes 
Inflationsbudget bezeichnet hat. Denn man 
kann nicht auf der einen Seite sagen, in 
diesem Budget seien zuwenig Investitions­
mittel enthalten, und auf der anderen Seite 
feststellen, es werde zuviel investiert, es sei 
das Budgetdefizit zu groß und daher komme 
das Budget seinen stabilitätspolitischen Auf­
gaben nicht entsprechend nach. Hier wird also, 
glaube ich, die Widersprüchlichkeit dieser 
Argumentation der Opposition deutlich. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Frodl hat in seinem 
Debattenbeitrag behauptet, ich hätte erklärt, 
daß die Nebenbahnen eingestellt werden sol­
len. Ich glaube, auch hier kann es sich nur 
um eine ungenaue Ausdruc:ksweise gehandelt 
haben. Ich kenne Herrn Abgeordneten Frodl 
als einen sehr seriösen Debattenredner, den­
noch: Diese seine Äußerung ist in der Offent­
lichkeit gefallen, ich muß sie daher richtig­
stellen. 

Der Vorstand der Osterreichischen Bundes­
bahnen hat, was sein gutes Recht und seine 
Pflicht auf Grund des Bundesbahngesetzes ist, 
Einstellungsanträge für 28 Nebenbahnlinien 
in Osterreich bei der zuständigen Behörde, 
also in der Sektion lIdes Verkehrsministe­
riums, gestellt. 

Ich g'laube, die Person des Generaldirektors 
der Osterreichischen Bundesbahnen bietet die 
Gewähr dafür, daß ihm nicht unterstellt wird, 
daß ich ihn zu dieser Vorgangsweise aus 
politischen Motiven inspiriert hätte oder daß 
ich ihn manipuliere. Bleibt also nur die nüch­
terne Tatsache, daß der Vorstand dem nach­
gekommen ist, was er für seine Pflicht hält. 
Unsere Pflicht ist es zu prüfen, ob diese Ein­
stellungsanträge entsprechend begründet sind 
oder nicht. 

Eine dritte Fra-ge ist es, zu welchen politi­
schen Entschlüssen und Beschlüssen in dieser 
Frage die Bundesregierung kommt. Gerade in 
der jüngsten Besprechung der Bundesregie­
rung mit den Mitgliedern der Landesregierung 
Niederösterreich über Fragen der Grenzland­
förderung ist eindeutig festgestellt worden, 
daß an eine solche Einstellung der Neben­
bahnen nicht gedacht werden kann. 

Im Zusammenhang mit dem Problem des 
ungenügenden Ausbaues von Teilen des 
Bundesbahnnetzes ist auch das Problem der 
Aspangbahn angeschnitten worden. 

Ich darf eindeutig feststellen, daß der Aus­
bauauftrag für den Ausbau der Aspangbahn 
bereits ergangen ist. Auf der Preisbasis 1972 
waren die Kosten für diesen Ausbau mit 
105 Millionen Schilling geschätzt. Es liegen 
bisher Zusagen beziehungsweise Einzahlun­
gen in der Höhe von 20 Millionen Schilling 
aus der Steiermark durch die Elin und durch 
die Landesregierung vor, und es ist in dem 
vom Hohen Hause vor kurzem beschlossenen 
2. Budgetüberschreitungsgesetz 1973 ebenfalls 
ein Betrag von 25 Millionen Schilling aus 
Bundesmitteln für den Ausbau der Aspang­
bahn gewidmet. Wir werden daher diesen 
Ausbau durchführen und entsprechend den 
Vereinbarungen mit der daran besonders 
interessierten Elin so rechtzeitig mit dem 
Ausbau fertig werden, daß die vorgesehenen 
Transporte der Firma durchgeführt werden 
können. 

Ich möchte mich dann einem weiteren Pro­
blem zuwenden, und zwar dem Problem der 
Tarife. Wenn hier behauptet wurde, daß die 
Tarife stärker gestiegen sind als die Preise 
in der privaten Industrie, so ist das einfach 
falsch. 1967 bis heute sind Post- und Telephon­
gebühren unverändert, und daran allein mißt 
sich schon der Wahrheitsgehalt solcher Be­
hauptungen. Denn was sonst ist preislich un­
verändert geblieben? 
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Die jetzige Erhöhung der Bundesbahngüter­
tarife, die im Hauptausschuß des National­
rates beschlossen worden ist, beträgt auch 
nicht 6,4 Prozent, sondern im Durchschnitt 
4 Prozent, in den höchsten Sätzen 6,4 Prozent. 
Aber bei sehr wichtigen Gütern, die auf der 
Bahn transportiert werden, wie Brennstoffen 
und Milch, nur 1,1 Prozent. 

Man soll also nicht den Eindruck erwecken, 
die Erhöhung sei höher ausgefallen, als sie 
tatsächlich ausgefallen ist. Man soll auch nicht 
den Eindruck. zu erwecken versuchen, daß es 
sich hier etwa um eine Erhöhung handelt, die 
in irgendeiner Weise wesentlich auf das Preis­
niveau durchschlagen könnte. 

Im übrigen hat die seinerzeitige Vorsteuer­
entlastung mit Jahresende 1972 - hier han­
delt es sich ja nur um eine Aufholbewegung -
dafür nicht auf die Preise in dem Sinne durch­
geschlagen, daß sie vielleicht damals aus 
diesem Grund niedriger geworden wären. 

Was soll man auch von einer Behauptung, 
daß von den Preisen her, zu denen man ein­
kauft, Tariferhöhungen nicht notwendig sind, 
halten, wenn, was nun einmal Tatsache ist, 
die nachrichtentechnische Industrie, die für 
den Telephonausbau, den Netzausbau wichtig 
ist, sicherlich aus guten Gründen - nach 
Prüfung durch die Paritätische Kommission -
ihre Preise, die Preise für ihre Dienstleistun­
gen in den letzten eineinhalb Jahren und 
nicht seit 1967 um 15 Prozent erhöhen mußte? 

All diese Investitionen sollen wir nun be­
wältigen mit Tarifen. die nicht etwa denen 
von Nachbarländern wie der Schweiz und der 
deutschen Bundesrepublik entsprechen, die 
nicht dem Ein'kommensunterschied zwischen 
diesen Ländern und unserem Land Rechnung 
tragen, sondern hier handelt es sich zum Teil 
um Relationen 1: 3 gegenüber der Bundes­
republik Deutschland, wo man sich schon 
wieder überlegt. die Telephongebühren zu er­
höhen. 

Bei dieser Sachlage ist es wohl nicht glaub­
haft, Tariferhöhungswünsche auf diesem Ge­
biet als etwas hinzustellen, was dieser Bun­
d€sregierung gerade eingefallen ist, was aber 
nicht notwendig ist, sondern es gilt, den Aus­
bau des Telephonnetzes, und zwar sowohl der 
Sprechmöglichkeiten als auch der Anschlüsse 
für die Telephonteilnehmer, die noch warten, 
zu finanzieren. 

Es gilt aber auch - das möchte ich mit aller 
Deutlichkeit sagen - die Arbeitsplätze einer 
wich tigen, hochqualifizierten ·österreichischen 
Industrie zu sichern. Es gilt konkret auch die 
Arbeitsplätze von IIT, Kapsch, Schrack. und 
Siemens damit abzusichern. (Beifall bei der 
SPO.) 

In diesem Zusammenhang ein Wort zu den 
Telephoninvestitionen im ländlichen Raum 
und dem Klag·elied. daß dafür nichts geschehen 
sei. 

Die Post- und Telegraphenverwaltung hat 
schon bisher und ohne ein eigenes Finan­
zierungsgesetz alles unternommen, um den 
Ortsnetzausbau im ländlichen Raum zu for­
cieren. So wurden in den letzten Jahren in den 
Bundesländern, ausgenommen Wien. nur 
30 Prozent der Mittel für den Ortsnetz ausbau 
in Stadtgebieten und 70 Prozent im ländlichen 
Raum investiert. Wenn Sie die Kopfquoten 
der in den Städten und auf dem Land Wohnen­
den nehmen, dann werden Sie sehen, daß hier 
deutlich eine Bevorzugung des ländlichen 
Raumes vorgenommen worden ist. 

Die Frage, die wir im Finanz- und Budget­
ausschuß diskutiert haben, ist ja, wie weit man 
auf diesem Gebi€t gehen kann. Ich habe mir 
erlaubt, hier doch auch die Amortisations­
zeiten für Fernmeldeinvestitionen in verschie­
denen Gebieten Osterreichs anzuführen. Da 
ist es halt nun einmal so. daß sich die Tele­
phoninvestitionen für die Anschlußgemein­
schaft Windhaag in Oberösterreich erst nach 
251/2 Jahren, die Telephoninvestitionen in 
St. Pölten aber bereits nach vier Jahren und 
in Wiener Neustadt 'bereits nach drei Jahren 
amortisieren. Das ist eine wirtschaftliche Tat­
sache, die man nicht einfach wegdiskutieren 
kann, die man berücksichtigen muß, denn 
sonst könnten ja städtische A'bgeordnete auch 
einmal sagen: Bitte, warum geschieht das so? 
Warum geschieht für unsere Bevölkerung 
nichts? Warum muß hier subventioniert wer­
den? 

Jede andere Art der Finanzierung kann ja 
nur aus dem Steuertopf oder aus dem Gebüh­
rentopf kommen. 

Wie immer der Ausgleich geschaffen wird, 
letzten Endes ist es stets ein Ausgleich zu­
gunsten der ländlichen Bevölkerung und 
natürlich bis zu einem gewissen Grad zu 
Lasten der städtischen Bevölkerung. Das ist 
in einem gewissen Ausmaß vertretbar, und 
dazu bekennen wir uns - bis zu einem gewis­
sen Grad. Aber das kann nicht ins Uferlose 
gehen. Dies kann außerdem nicht mit der kriti­
schen Feststellung verbunden werden, daß die 
Tarife überhaupt unverändert bleiben müssen. 
Da stimmt etwas nicht ganz zusammen. und 
darauf wollte ich doch auch hingewiesen 
haben. 

Ein Wort noch zur Situation und Finan­
zierung der DDSG. Der Ministerrat hat diesem 
notleidenden Unternehmen notleidend 
auch über vier Jahre OVP-Regierung hin­
weg - mit Beschluß vom 14. März 1972 eine 
solide Ge.sundungsbasis gegeben und führt 
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seither 350 Millionen Schilling in einem fünf­
jährigen Zeitraum dem Unternehmen zu, wo­
bei bereits 1912 ein Betrag von 55,5, 1973 ein 
solcher von fast 86 und 1974 ein solcher von 
89 Millionen Schilling vorgesehen ist. 

Damit haben wir die staats- und wirtschafts­
politische Bedeutung unserer Schiffahrtsgesell­
schaft nicht nur verbal unterstrichen, sondern 
sie auch finanziell unterstützt und dadurch den 
dort Bediensteten die nötige Sicherheit für 
Bestand und Erfolg ihres Betriebes gewähr­
leistet. (Beifall bei der SPO.) 

Zum hier angeschnittenen Problem elektri­
sche Energie. Nach Mitteilung des Bundeslast­
verteilers ist die voraussichtliche Erzeugung 
i.m Dezember einschließlich Anlieferungen von 
außen um 15 Prozent höher als im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres, während ein Ver­
brauchszuwadls von 7 bis 8 Prozent progno­
stiziert ist. 

Daher bestand bisher und besteht auch der­
zeit kein Grund dafür, das zu tun, was voriges 
Jahr im Dezember getan werden mußte, näm­
lich einen Notstand auszurufen. 

Ich möchte aber auch von dieser Stelle aus 
mit aller Deutlichkeit sagen, daß trotzdem 
keinerlei Verschwendung Platz greifen soll, 
sondern daß vernünftig von dem, was zur 
Verfügung steht, Gebrauch gemacht werden 
soll, daß dort, wo es ohne wesentliche Ein­
schränkung möglich ist, auch eingespart wer­
den soll, weil solche Einsparungen sicherlich 
angenehmer sind als verpflichtend vorgenom­
mene, gen au festgelegte. Ich bin davon über­
zeugt, daß die Osterreicher reif genug sind, 
das zu erkennen. Das haben sie auch während 
der letzten zwei Wochen auf dem Gebiete des 
Stromverbrauches unter Beweis gestellt. 

Ich glaube daher, daß Einschränkungen nur 
dann vorgenommen werden sollen, wenn es 
notwendig ist, keinesfalls a'ber aus irgend­
einer politischen Optik heraus. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Es wird immer wieder gesagt: Ja wir sind doch 
keine Insel der Seligen. Richtig, das sind wir 
nicht, das können wir auch nicht sein. Aber 
wir brauchen uns auch dafür nicht zu genieren, 
wenn es uns einmal ein bißchen besser geht 
als den Leuten in Zürich oder in Den Haag, 
denn dort hat man 1945 bis 1947 sicherlich 
wesentUch besser gelebt als bei uns, zu einer 
Zeit, als wir gehungert und gefroren haben. 
Deswegen haben sich die Bewohner dieser 
Länder - völlig zu Recht, wie ich glaube -
auch nicht ,selber die Brust zerfleischt, und 
auf dieser Linie sollten auch wir uns bewegen, 
nämlich dann, wenn es eine echte Mangel­
situation gibt, dieser Situation Rechnung tra­
gen, keineswegs aber zu einem Zeitpunkt, wo 
sie nicht gegeben ist, irgendwelche voreilige 

Beschlüsse fassen, die schließlich und endlich 
- jede Einschränkung bringt das notwendi­
gerweise mit sich - schwerwiegende wirt­
schaftliche Auswirkungen für jeden einzelnen 
Staatsbürger, insbesondere aber für die öster­
reichische Wirtschaft haben und haben müssen. 
Siehe Auswirkung des Sonntagfahrverbotes 
in Deutschland auf den Fremdenverkehr in 
Westösterreich. 

Hohes Hausl Da,s Verke'hrsressort hat rund 
140.000 Bedienstete und mehrere große Dienst­
leistungsbetriebe. Die Beamten, die Arbeiter 
und Angestellten bei der Post, den Bundes­
bahnen, in der Sdliffahrt, Luftfahrt und in der 
Flugsicherung vollbringen wirklich große und 
i~ vielen Fällen von der OffentIichkeit gar 
lll~t wahrnehmbare, aber lebenswichtige 
LeIstungen für jeden Staatsbürger und für die 
gesamte Wirtschaft. 

Auch wenn dort oder da - das ist bei 
einem großen Betrieb unvermeidlich - Unzu­
kömmlichkeiten durch einzelne Fehlleistungen 
festgestellt werden, würde es die überwie­
gende Mehrheit dieser Bediensteten nicht ver­
dienen, deswegen in der Offentlichkeit ein 
schlechtes Image zu bekommen oder eine 
ungerechte Wertung ihrer Leistungen zu er­
fahren. 

Wir werden daher so wie bisher und noch in 
verstärktem Ausmaß mit Betrieb und Betriebs­
führung einer,seits und der Personal vertretung 
andererseits alles unternehmen, um eine wei­
tere Verbesserung der Leistungen dieser Be­
triebe zu erreichen, dies nicht nur im Interesse 
der Wertung der Bediensteten dieser Betriebe 
in der Offentlichkeit, sondern vor allem auch 
im Interesse der Kunden die,ser Betriebe, und 
das sind fast alle Staatsbürger unseres Landes. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Ab­
geordneter Glaser. 

Abgeordneter Glaser (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Wer die 
Ziffern des Budget,s, insbesondere für das 
Kapitel Verkehr einsdlließlich Osterreichische 
Bundesbahnen liest, wird verstehen, daß Herr 
Minister Frühbauer froh war, als ihn seine 
Freunde nach Kärnten gerufen haben und er 
damit die Verantwortung für da's Verkehrs­
wesen in Osterreich abgeben konnte. Denn 
sicherlich wird ,sich Herr Minister Frühbauer 
an jene Reden erinnert haben, die er und Ab­
geordneter Ulbrich in früheren Jahren als 
Oppositionsa:bgeordnete von diesem Redner­
pult aus gehalten haben. Reden, in denen ganz 
andere Forderungen, ganz andere Erklärungen 
zu hören waren. 

Daß sich der derzeitige Verkehrsminister 
Lane in dieser Frage etwas leichter tut ist 
insofern verständlich, als Sie, Herr Mini.ster 
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- seien Sie mir nicht böse, wenn ich das fest­
stelle -, sich ja erst seit drei Monaten mit 
Problemen des Verkehrs befassen und daher 
von all dem, wa,s 1hre Freunde seinerzeit ge­
fordert und verlangt haben, ziemlich unbe­
lastet sind. 

Daß Sie hier wirklich unbelastet sind, be­
weist mir jene Erklärung von Ihnen, in der 
Sie meinten, Sie hätten deshalb so wenig Geld 
für Investitionen, weil Sie Schulden aus der 
OVP-Zeit zurückzahlen müssen. Herr Minister 
Lane! Ist Ihnen nicht in Erinnerung, daß es 
knapp ein Jahr her ist, daß wir sowohl im 
Ausschuß wie hier im Plenum sehr lange Dis­
kussionen darüber hatten, ob die 500 Millio­
nen Schilling, die voriges Jahr den Oster­
reichischen Bundesbahnen außerbudgetär für 
Investitionen zur Verfügung gestellt wurden, 
ins Budget kommen oder nicht? Per saldo 
wurden sie zur Verfügung ge-stellt, und auf 
gut deutsch ausgedrückt heißt das: 500 Millio­
nen Schilling vom Vorjahr müssen eben zu­
rückgezahlt werden. Das ist ein Teil jener 
Schulden, Herr Minister Lanc, von denen Sie 
zweifellos gesprochen haben, auch wenn Sie es 
nicht so deutlich ausgedrückt haben. 

um so gut wie freigegebene Beträge handelte, 
würde sich doch die Frage erheben, warum 
dann diese Beträge nicht im normalen Budget 
stehen. Warum ist denn vorgesehen, daß es 
eines eigenen Gesetzes bedarf, um entspre­
chende Beträ.ge überhaupt freizubekommen? 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl Uber die Tat­
sache, daß für Investitionen - ich wiederhole 
nochmals gerade für die Eisenbahner auf der 
linken Seite dieses Hauses -, daß für eine 
neue Lokomotive, für einen neuen Waggon 
nicht ein einziger Schilling im Budget vorge­
sehen ist, kommen Sie nicht hinweg! 

Herr Bundesminister Lane hat den gestern 
mit der sozialistischen Mehrheit im Haupt­
ausschuß gefaßten Beschluß auf Erhöhung der 
Gütertarife hier ebenfalls zu bagatellisieren 
versucht. Ich erinnere mich sehr gut, meine 
Damen und Henen, daß Sie früher Tarif­
erhöhungen von 2, 3, 4 Prozent, überhaupt 
Erhöhungen nur um Groschenbeträge, ganz 
anders beurteilt haben, als Sie es derzeit von 
der Ministerbank aus beziehungsweise als 
Regierungsvertreter tun. 

Da hilft kein Reden und kein Deuten: Das Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
Budget für das Verkehrswesen, vor allem aber auf eine Tatsache noch ganz besonders hin­
das für die Osterreichischen Bundesbahnen, weisen. Im Sinne der "Preisstabilisierungs-
1St das schlechteste, das es je gab! maßnahmen" der österreichischen Bundes-

regierung hat Herr Minister Lanc im Ver-
Die ~bgeordneten Ing. Gradinger und Dok- kehrsausschuß auch angekündigt, daß eine 

tor Köntg haben auf eine Reihe von Einzel- entsprechende Erhöhung der Fernmeldegebüh­
heiten 'hingewiesen. Wir alle und auch - ren, vor allem der Telephongebühren, vorge­
wenn Sie ehrlich sind, müssen Sie das zu- sehen ist. Lediglich über das Ausmaß könne 
geben - Sie, meine Damen und Herren von er im Augenblick noch nichts sagen. Vielleicht 
der sozialistischen Seite dieses Hauses, müs- wird jetzt wieder der Herr Verkehrsminister 
sen doch wirklich mit Sorge erfüllt werden, sagen: Ein Zitieren aus dem Ausschuß ist nicht 
wenn wir daran denken, wie es mit der Ratio- möglich, weil dort kein stenographisches Pro­
nalisierung, mit der Modernisierung, Elektrifi- tokoll geführt wird. Sicherlich, das ist richtig. 
zierung und so weiter vor allem der Oster- Aber, meine Damen und Herren, ich glaube, 
reichischen Bundes1bahnen weitergehen soll. daß man den Abgeordneten zumindest der 

Was nützt denn jenes schöne Investitions- Osterreichi~ch~n VOlksparte.i sch~n ~utrauen 
programm, das im Vorjahr für fünf Jahre er- darf, daß SIe m der Lage ~md, SIch Im Aus­
stellt wurde wenn wir nun feststellen müssen I schuß entsprechende Notlzen zu machen. 
daß im Nor~albudget nicht ein einziger Schil~ ~.enn ich .. bosh~ft wäre, Herr Ab~eordneter 
ling für die Anschaffung einer neuen Loko- H~user, mochte Ich sogar sagen: Eme~ ?roß­
motive, für die Anschaffung eines neuen tell de~. Re.de~ des Herrn yerkehrsmI.mste.rs 
Waggons, auch nur eines einzigen neuen Lanc w?re Ich m de~ Lage, m Blockschnft mIt-
Waggons enthalten ist? zuschreIben. Das seI nur am Rande vermerkt. 

, (Beifall bei der OVP.) 
Auch hier darf ich den Herrn Verkehrs-

minister korrigieren. Er sagte sinngemäß etwa 
folgendes: Verschiedene Summen für Investi­
tionen sind aus der Stabilisierungsquote so 
gut wie freigegeben. 

Meine Damen und Herren! Dem Herrn 
Finanzminister Dr. Androsch hat diese Er­
klärung - vielleicht haben Sie das beob­
achtet - nur einen Lacher gekostet. Das ist 
eine völlige FehIinterpretierung durch den 
Herrn Verkehrsminister, denn wenn es sich 

Ich wiederhole also auch diese Tatsache: 
Die österreichische Bundesregierung und der 
Herr Verkehrsminister haben vor, die Fern­
meldegebühren, insbesondere die Telephon­
gebühren, wesentlich zu erhöhen. Auch das 
wird sich auf die Preisentwicklung, wird sich 
auf den Preisindex negativ auswirken. 

Meine Damen und Herren! Ich darf noch auf 
ein ganz anderes Thema zu sprechen kommen. 
Ich habe in der ersten Sitzung des Verkehrs-
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ausschusses, an 'der der neue Verkehrsminister 
Lanc teilgenommen hat, unter anderem darauf 
hingewiesen, daß sich der Vorgänger des 
Herrn Ministers Lanc, der jetzige Landes­
hauptmann-Stellvertreter Frühbauer, im all­
gemeinen bemühte, die Abgeordneten, auch 
die Abgeordneten der Oppositionsparteien, 
über wesentliche Fragen rechtzeitig 'zu infor­
mieren. 

Ich erinnere mich beispielsweise daran, daß 
bei der Novellierung des Bunldesbahngesetze,s 
uns Monate vorher Herr Minister Frühbauer 
die entsprechenden Unterlagen zur Verfügung 
gestellt hat. Herr Verkehrsminister Lanc hat 
damals im Ausschuß sinngemäß erklärt, er 
wolle sich an das Beispiel seines Vorgängers 
halten. Es ist allerdings bei dieser Erklärung 
geblieben, Taten zu einer Einlösung dieses 
Versprechens sind nicht erfolgt. 

Ich denke hier insbesondere an die mit 
1. Jänner des nächsten Jahres vorgesehene 
Umgliederung im Rahmen der Generalpost­
direktion. Die Abgeordneten wurden darüber 
nicht informiert. Erst auf Grund von An­
fragen, auf Grund von entsprechenden Stel­
lungnahmen im Finanz- und Budgetausschuß 
war Herr Verkeihrsminister Lanc bereit, hier­
über einiges zu sagen. 

Meine Damen und Herren! Es ist nun inter­

derung im Rahmen der Generalpostdirektion 
aus? Zu den Beratungen wurde lediglich der 
Obmann des Zentralausschusses beigezogen. 
(Abg. R öse h: Ich bin kein Postler!) Herr 
Minister Rösch! Der gewählte Personalver­
treter jener Dienststelle, nämlich des Ver­
trauensmännerausschusses der Generalpost­
direktion - deshalb habe ich Sie jetzt ange­
sprochen, weil Sie so den Kopf geschüttelt 
haben; bitte, ich hoffe, Sie haben nichts da­
gegen, daß ich das jetzt gesagt habe -, wurde 
nicht beigezogen. Warum nicht, meine Damen 
und Herren? Dieser Mann ist nämlich ein An­
gehöriger der Fraktion christlicher Gewerk­
schafter. Auf den legt man keinen Wert, den 
braucht man nicht. Um das Gesicht zu wahren, 
scheinbar zumindest, sagt man, Ider Obmann 
des Zentralausschusses soll dazukommen. Das 
wäre ungefähr so, wenn wesentliche Umglie­
derungen etwa im Bereich der Wiener Polizei­
direktion erfolgen würden, die Personalver­
treter der Wiener Polizeidirektion nicht bei­
gezogen werden, wohl aber die Per,sonalver­
treter des Bundesministeriums für Inneres. 

Uberhaupt habe ich den Eindruck - und 
idl könnte das mit einer Reihe von weiteren 
Beispielen 'bekräftigen -: Mitbestimmung ist 
Ihnen nur dort recht, wo es sich um Ange­
hörige der Sozialistischen Partei, der soziali­
stischen Fraktion handelt. Wenn die Betriebs-

essant, wie das Ergebnis dieser Umgliederung räte, die Vertrauensmänner auf Listen der 
unter dem Titel "Verwaltung.sreform" - so Osterreichischen Volkspartei, des Osterreichi­
wird es zumindest Herr Staatssekretär Laus- sehen Arbeiter- und Angestelltenibundes, der 
ecker bezeichnen aussieht: Statt vier christlichen Gewerkschaftsfraktion gewählt 
Gruppen wird es ab 1. Jänner im Bereich der sind, dann haben Sie an Mitbestimmung nicht 
Generalpostdirektion fünf Gruppen geben. viel Interesse. 
Statt 13 Abteilungen wird es in Hinkunft 
20 Abteilungen geben. In meinem Heimatland erlebe ich das ge­

rade in den letzten Wochen immer wieder: 
Auf alle Fälle steht aber fest, daß die Zahl Solange es in der Salzburger Gebietskranken­

der Dienstposten vergrößert wird. Die Mei- kasse einen sozialistischen Obmann des Be­
nungen und die Aussagen, ob es 36, ob es 30 triebsrates gegeben hat, wurde dieser selbst­
oder 40 Bedienstete mehr in Zukunft sein verständlich 'zu allen Fragen beigezogen und 
werden, gehen auseinander, aber sicher ist, gehört, konnte mitreden, konnte mitentschei­
daß es mehr wer1den. den. Seit der Betriebsratsobmann der Salz-

Meine Damen und Herren! In diesem Zu- burger Gebietskrankenkasse ein Angehöriger 
meiner Fraktion ist, ist von dieser Mitbestim­sammenhang eine Bemerkung, die ich auch vor 

allem an die linke Seite dieses Hauses richten 
möchte: Wir werden in wenigen Tagen ein 
neues 'Betriebsverfassungsgesetz beschließen, 
ein Gesetz, in dem vor allem die Mitbestim­
mung ganz besonders verankert ist. Anders 
ausgedrückt: Die Bediensteten der verschiede­
nen Betriebe und selbstverstän1dlich auch die 
Bediensteten etwa im Bereich der Post- und 
Telegraphenverwaltung sollen bei Entschei­
dungen mitreden und mitsprechen können. 

mung nicht nur nichts mehr zu ,spüren, sondern 
wo es geht, werden unseren Betriebsräten 
Prügel vor die Füße geschmissen. Auch hier: 
Reden und Handeln - ein haushoher Unter­
schied. (Zustimmung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Darf ich - der 
fortgeschrittenen Zeit Rechnung tragend -
schon zum Schlusse kommen und nur noch 
auf folgendes hinweisen: Auch Herr Verkehrs­
minister Lanc hat weder hier noch im Aus-

Wie sieht nun die Mitwirkung der gewähl- schuß überzeugen können, daß für das Ver­
ten Personalvertretung Ibei der beabsichtigten kehrswesen in Osterreich entsprechend Vor­
und mit 1. Jänner wirksam werdenden Umglie- sorge getroffen wird. Seine Ausführungen und 
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auch die Ausführungen mehrerer sozialisti­
scher Redner - auch des Herrn Kollegen 
Ulbrich - lassen sich etwa in jenen Satz 
zusammenfassen: Wie immer die Situation ist 
oder war, ob es sich um eine Koalitionsregie­
runggehandelt hat, wo im Ministerrat ein­
stimmige Beschlüsse gefaßt wurden, ob es 
eine OVP-Alleinregierung war oder ob es 
jetzt eine SPO-Alleinregierung ist: An allem, 
was nicht gut ist, ist die OVP schuld. Das war 
der Tenor aller Reden, die wir in diesem 
Raum heute gehört haben. 

Mich persönlich hat die heutige Debatte in 
jener Auffassung bestärkt, die ein sehr ge­
scheiter Mann vor kurzem von sich gegeben 
hat: Die Sozialisten reden viel von der Zu­
kunft, sie sind nicht in der Lage, die Gegen­
wart zu bewältigen, aber sie blicken auf alle 
Fälle hoffnungsvO'll in die Vergangenheit. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezialberichterstatter 
das Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 
Damit ist die Aussprache beendet. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den 
Kapiteln 65, 78 und 79 mit den dazugehören­
den Teilen der Konjunkturausgleich-Voran­
schläge in der Fassung der Regierungsvorlage 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 

Uber den zu dieser Beratungsgruppe einge­
brachten Entschließungsantrag wird nach der 
dritten Lesung abgestimmt werden. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für mor­
gen, Mittwoch, den 12. Dezember, um 9 Uhr 
mit folgender Tagesordnung ein: 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1974 (880 
und Zu 880 der Beilagen), Spezialdebatte über 
die Beratungsgruppe VII. 

Die Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

SchIuE der Sitzung: 20 Uhr 55 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei L61 13914 
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